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Die Barmer Theologische Erklärung hat in den nunmehr 40 Jahren ihrer Gültig- 
keit nichts von ihrer wegweisenden Bedeutung verloren. Immer noch hilft sie auf 
entscheidende Weise dazu, daß die Kirche, um ihren Dienst in der Welt recht 
wahrzunehmen, auf Grund, Inhalt und Auftrag ihrer Sendung ausgerichtet 
bleibt. Alle einzelnen Artikel, den Lehrgrund der Kirche und die Reichweite 
seiner Gültigkeit, die Gestalt der Kirche und ihr Verhältnis zu den Ordnungen 
der Welt, den Auftrag der Kirche und die Ausrichtung auf das kommende Reich 
der Vollendung betreffend, bedeuten eine entscheidende Hilfe zur Standort- 
bestimmung kirchlichen Dienstes in der Welt von heute. Unter ihnen kommt der 
zweiten Barmer These darum besondere Bedeutung zu, weil sie unter den Her- 
ausforderungen der Gegenwart, welche durch ein autonomes Daseinsverständnis 
und die Zwangsverfallenheit innerweltlicher Bezüge gekennzeichnet ist, den An- 
spruch Jesu Christi auf unser ganzes Leben und damit die zugleich befreiende und 
verpflichtende Botschaft des Evangeliums bezeugt. 

Der Auftrag des Rates der Evangelischen Kirche der Union an ihren Theolo- 
gischen Ausschuß zielte auf die gegenwartsbezogene Entfaltung dieser umfassen- 
den Zusammenhänge. Indem sich der Theologische Ausschuß des politischen 
Auftrages der Kirche in der Auslegung von Barmen II angenommen hat, greift 
er nur einen Aspekt möglicher Auslegung und Anwendung dessen auf, was in 
dieser These enthalten ist. Anderes möge in der weiteren Besinnung des Erinne- 
rungsjahres 1974 und der nachfolgenden Zeit hinzukommen. In der Beschrän- 
kung des Auftrages liegt aber auch die Möglichkeit, in einem für unsere Zeit 
wesentlichen Bereich um so mehr in die Tiefe und zu Gegebenheiten praktischer 
Anwendungen vorzustoßen. So möge an der vorliegenden Erarbeitung des 
Theologischen Ausschusses mitsamt den zugrundeliegenden Referaten etwas von 
der weiter wirkenden Aktualität der Barmer Theologischen Erklärung deutlich 
werden. 

D. Thimme 
Vorsitzender des Rates der Evangelischen Kirche der Union 
— Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) — 


Vorwort 


Im Januar 1970 hat der Rat der Evangelischen Kirche der Union den Theolo- 
gischen Ausschuß beauftragt, »Barmen II im Blick auf die gegenwärtige Situation 
in Kirche und Theologie zu interpretieren«. Barmen II, das ist jener Artikel der 
Theologischen Erklärung von Barmen aus dem Jahre 1934, der »Gottes kräftigen 
Anspruch auf unser ganzes Leben« betont und »die falsche Lehre« abwehrt, »als 
gebe es Bereiche unseres Lebens, in denen wir nicht Jesus Christus, sondern an- 
deren Herren zu eigen wären«. Und »die gegenwärtige Situation in Kirche und 
Theologie«, das war und ist die inner- und außerkirchliche Diskussion über Recht 
und Unrecht kirchlicher Äußerungen zu politischen, wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Themen; Außerungen also, die zu Meinungsbildung und Entschei- 
dung im öffentlichen Leben beitragen wollen. Aber das ist auch die Unsicherheit 
im theologischen Gespräch darüber, wie denn ein sozialethisches Engagement 
theologisch zu begründen ist, wenn das Gesetz nicht über das Evangelium trium- 
phieren soll. In dieser Situation erinnert Barmen II zugleich daran, daß » Jesus 
Christus Gottes Zuspruch der Vergebung aller unserer Sünden ist«, und verwirft 
die falsche Lehre, »als gebe es Bereiche... ., in denen wir nicht der Rechtfertigung 
und Heiligung durch ihn bedürften«. 

Mit dieser Aufgabe war der Theologische Ausschuß an die Auseinandersetzung 
herangeführt, die in der Kirche in Deutschland seit 40 Jahren andauert und auf 
die gelegentlich auch nichtkirchliche Kräfte Einfluß zu nehmen suchen. Begleit- 
musik zur Arbeit des Ausschusses waren die leidenschaftliche Anteilnahme der 
bundesrepublikanischen Offentlichkeit unter Beteiligung kirchlicher Gruppen an 
der Stellungnahme zu den Ostverträgen und an der Bundestagswahl im Herbst 
1972, aber auch an der Frage nach der gesetzlichen Behandlung des Schwanger- 
schaftsabbruchs und schließlich die mehr innerkirchliche Diskussion um den Düs- 
seldorfer Kirchentag, der durch die Bekenntnisbewegung »Kein anderes Evan- 
gelium« unter das Verdikt der Politisierung geriet. 

Diese von den Publikationsmedien meist aufmerksam registrierten Erörterungen 
laufen auf die Frage nach den Maßstäben für die Stellungnahmen der Kirche 
und der Christen in Angelegenheiten des Staates und der Gesellschaft hinaus. 
Bereits im Sommer 1968 hatte der Rat der Evangelischen Kirche der Union die 
Anregung eines Synodalen verhandelt, dem Theologischen Ausschuß das Thema 
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»Theologische Kriterien für sozialethisches Handeln« zur Bearbeitung aufzu- 
geben. Der Vorschlag wurde jedoch zurückgestellt, weil die Fertigstellung der 
EKD-Denkschrift »Aufgaben und Grenzen kirchlicher Äußerungen zu gesell- 
schaftlichen Fragen« abgewartet werden sollte. 

Als der Theologische Ausschuß der EKU im Herbst 1970 zu Vorüberlegungen 
über die Inangriffnahme der gestellten Aufgabe zusammentrat, wußte er, daß er 
versuchen mußte, für die gegenwärtige Situation so konkret wie möglich die 
Zusammenhänge aufzuzeigen zwischen geschehener Versöhnung der Welt durch 
Jesus Christus und dem aufgetragenen Wort der Versöhnung im Reden und 
Handeln der Kirche und der Christen. 

Bevor der Ausschuß sich an eine eigene Ausarbeitung machte, hat er auf drei Ar- 
beitstagungen die Voraussetzungen dazu geschaffen. 

Im Frühjahr 1971 wurde das Thema »Die gesellschaftliche Verantwortung des 
Christen und der Kirche« von vier Referenten behandelt. Dadurch wurden die 
in der gegenwärtigen Theologie bestehenden Divergenzen deutlich: Einer ging 
zustimmend von Barmen aus und maß daran kritisch das Verhalten der Kirche 
und ihrer Leitungen gegenüber den staatstragenden Kräften in den letzten Jahr- 
zehnten. Ein anderer sah in Barmen ein Dokument der Vergangenheit und for- 
derte die Neuorientierung an der Frage nach dem Sinn des Lebens, den Jesus 
verkündigt, vorgelebt und erschlossen hat. Der dritte verwarf die direkte Wahr- 
nehmung der gesellschaftlichen Verantwortung durch die Kirche und forderte 
von ihr die Zurüstung der einzelnen Christen zu einer politischen Existenz. Der 
vierte Referent schließlich erkannte der Botschaft von der Versöhnung durch 
Jesus Christus zwar eine motivische Bedeutung für das gesellschaftliche Handeln 
der Kirche bei, sah aber die Möglichkeit zu seiner Strukturierung allein in einer 
kritischen und analytischen Erkenntnisaktivität, die sich auf vorhandene mensch- 
liche Verhältnisse richtet. 

Die Arbeitstagung im Herbst 1971 beschäftigte sich mit Barmen II unter den 
Stichworten »Königsherrschaft Christi«, »Zwei-Reiche-Lehre« und »Politische 
Theologie«. Die beiden ersten Begriffe kennzeichnen eine unterschiedliche In- 
anspruchnahme von Barmen II, während unter dem Stichwort »Politische Theo- 
logie« eine bestimmte Intention gegenwärtiger Theologie der von Barmen gegen- 
übergestellt wurde. 

Im Frühjahr 1972 ließ sich der Ausschuß in die neutestamentlichen Grundlagen 
für die Aussagen von Barmen II kritisch einführen und in Erwägungen über die 
Notwendigkeit und Möglichkeit einer politischen Ethik in der evangelischen 
Theologie. 

Diese drei Arbeitstagungen hat der Theologische Ausschuß gemeinsam für die 
Bereiche Bundesrepublik Deutschland und Berlin-West einerseits und Deutsche 
Demokratische Republik andererseits durchgeführt. Er hatte die am Anfang 
seiner Arbeit gestellte Frage, ob die unterschiedlichen gesellschaftlichen Situatio- 
nen der EKU-Kirchen auch eine jeweils verschiedene Behandlung des Themas 


erfordere, zunächst dahin beantwortet, daß die theologische Grundlegung der 
aufgegebenen Ausarbeitung im Evangelium und nicht in der Situation zu suchen 
sei, und hatte sich deshalb für die gemeinsame Arbeit entschieden. Als es dann an 
die Formulierung des Votums ging, hat der Ausschuß die Arbeiten dazu in regio- 
nal gegliederten Unterausschüssen geleistet, weil die Konkretion politischer Ver- 
antwortung der christlichen Gemeinde in der jeweiligen Gesellschaft unterschied- 
liche Ausführungen und Beispiele erforderlich machten. Wohl sind die vorgelegten 
Voten danach in gemeinsamer Ausschußarbeit beraten worden. 

Im Ausschuß haben regelmäßig mitgearbeitet: 13 theologische Lehrer und außer 
den Vertretern der 8 EKU-Kirchen je ein Vertreter der Evangelischen Kirche in 
Hessen und Nassau, der Evangelischen Landeskirche in Baden, der Vereinigten 
Prot.-Evang.-Christl. Kirche der Pfalz und der Evangelischen Kirche von Kur- 
hessen-Waldeck. 

Der Theologische Ausschuß hat seine Arbeit am 17. 7. 73 abgeschlossen und das 
Votum mit einer Gegenstimme und einer Enthaltung verabschiedet. Die Ableh- 
nung kam von Herrn Prof. Dr. Erich Dinkler, der aus der gemeinsamen Arbeit 
ausscheiden wollte, als er mit der Meinung der übrigen Ausschußmitglieder nicht 
übereinstimmte. Er ist jedoch um seine weitere Mitarbeit gebeten worden. Dieser 
Bitte hat er entsprochen und seine abweichende Auffassung mündlich und schrift- 
lich vertreten und schließlich ein Gegenvotum ausgearbeitet, das dem Rat zu- 
sammen mit dem Votum des Ausschusses zugeleitet worden ist. 

In einer gemeinsamen Sitzung der beiden Bereichsräte am 3. Oktober 1973 ist 
das Votum ausführlich diskutiert worden. Danach hat der Rat der Evangelischen 
Kirche der Union — Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin-West — am 
gleichen Tage in einer Sitzung in Berlin-West folgenden Beschluß gefaßt: 

»Die Ausarbeitung des Theologischen Ausschusses »Zum politischen Auftrag der 
christlichen Gemeinde (Barmen II): wird ausführlich beraten. Der Rat dankt 
dem Ausschuß für seine Arbeit und anerkennt die theologische Bedeutung der 
Fragestellung und ihrer Beantwortung. Indem er feststellt, daß über die Lage- 
beurteilung, wie sie in der Arbeit vorgenommen wird (I), und über die Folgerun- 
gen (IV) innerhalb des Rates unterschiedliche Meinungen bestehen, macht er sich 
im übrigen (II und III) die Ausarbeitung inhaltlich zu eigen und übergibt sie 
den Gliedkirchen und der kirchlichen Offentlichkeit zu Prüfung und Weiter- 
arbeit.« 

Die Evangelische Kirche der Union setzt damit die Praxis fort, die Arbeit ihrer 
Ausschüsse in das theologische Gespräch einzubringen, wie sie das mit den Bän- 
den über »Kreuz«, »Tod« und »Auferstehung< (1966-1968), über »Gemeinde - 
Amt - Ordination« (1970) und »Zu Karl Barths Lehre von der Taufe« (1971) in 
den zurückliegenden Jahren getan hat. 

Die hiermit veröffentlichte Fassung des Votums enthält nur die Teile, die sich 
auf die Bundesrepublik und Berlin-West beziehen. 

Prof. D. Walter Kreck, der Vorsitzende für den Bereich BRD und Berlin-West 


des Theologischen Ausschusses, der entscheidenden Einfluß auf den Arbeitsgang 
gehabt und wesentlich dazu beigetragen hat, daß das Ergebnis gemeinsam vor- 
gelegt werden kann, hat eine kurze Einleitung in das Votum geschrieben, Sie ist 
dem Ausschußvotum vorangestellt. Wenn in Teil IV die Beispiele einer Kon- 
kretion in kleinerem Druck erscheinen, so kommt auch darin die vom Ausschuß 
geäußerte Meinung zum Ausdruck, mit ihnen »die Richtung« anzudeuten, »in 
der heute die Suche nach Kriterien für konkrete Entscheidungen besonders dring- 
lich ist und vorangetrieben werden muß«. Wörtlich heißt es weiter: »Der Aus- 
schuß ist sich bewußt, daß in der Bemühung um die von ihm ausgewählten Sach- 
fragen noch tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten auch in Theologie und 
Kirche bestehen, und bittet, die folgenden Ausführungen gemäß den in Teil II 
und III genannten Kriterien zu prüfen.« 

Die im Ausschuß gehaltenen Vorträge sind uns — bis auf einen — zur Veröffent- 
lichung überlassen worden; dabei sind einige von ihnen schon an anderer Stelle 
erschienen. Das von dem damaligen Rektor Dr. Heino Falcke, jetzt Propst in 
Erfurt, auf der Tagung der Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der 
DDR vom 30. 6. bis 4. 7. 72 gehaltene Referat »Christus befreit — darum 
Kirche für andere« wurde vom Ausschuß als ein wesentlicher Beitrag zur theolo- 
gischen Diskussion seines Themas angesehen, und darum den im Ausschuß ge- 
haltenen Referaten als Anhang beigefügt. 

Der Ausschuß hat dem Rat vorgeschlagen, das Votum Dinklers mit seiner eige- 
nen Ausarbeitung zu veröffentlichen nebst einer darauf sich beziehenden Ant- 
wort einiger Ausschußmitglieder und einer erneuten Replik von Prof. Dinkler. 
Damit kann die vom Ausschuß gewünschte Diskussion angeregt werden, die 
— wenn sie zu einer sachlichen Auseinandersetzung führt — begrüßt werden und 
an die Stelle einer schweigenden gegenseitigen Entfremdung oder eines pauscha- 


len Aburteilens treten sollte. 
Alfred Burgsmüäller 


Theologische Erklärung zur gegenwärtigen Lage 
der Deutschen Evangelischen Kirche 


Bekenntnissynode der Deutschen Evangelischen Kirche zu Barmen 
am 31. Mai 1934 


Die Deutsche Evangelische Kirche ist nach den Eingangsworten ihrer Verfassung 
_ vom ı1. Juli 1933 ein Bund der aus der Reformation erwachsenen, gleich- 
berechtigt nebeneinanderstehenden Bekenntniskirchen. Die theologische Voraus- 
setzung der Vereinigung dieser Kirchen ist in Art. ı und Art. 2, ı der von der 
Reichsregierung am 14. Juli 1933 anerkannten Verfassung der Deutschen Evan- 
gelischen Kirche angegeben: 


Art. ı: Die unantastbare Grundlage der Deutschen Evangelischen Kirche ist das Evange- 
lium von Jesus Christus, wie es uns in der Heiligen Schrift bezeugt und in den Bekennt- 
nissen der Reformation neu ans Licht getreten ist. Hierdurch werden die Vollmachten, 
deren die Kirche für ihre Sendung bedarf, bestimmt und begrenzt. 

Art. 2, 1: Die Deutsche Evangelische Kirche gliedert sich in Kirchen (Landeskirchen). 


Wir, die zur Bekenntnissynode der Deutschen Evangelischen Kirche vereinigten 
Vertreter lutherischer, reformierter und unierter Kirchen, freier Synoden, Kir- 
chentage und Gemeindekreise erklären, daß wir gemeinsam auf dem Boden der 
Deutschen Evangelischen Kirche als eines Bundes der deutschen Bekenntnis- 
kirchen stehen. Uns fügt dabei zusammen das Bekenntnis zu dem einen Herrn 
der einen, heiligen, allgemeinen und apostolischen Kirche. 

Wir erklären vor der Öffentlichkeit aller evangelischen Kirchen Deutschlands, 
daß die Gemeinsamkeit dieses Bekenntnisses und damit auch die Einheit der 
Deutschen Evangelischen Kirche aufs schwerste gefährdet ist. Sie ist bedroht 
durch die in dem ersten Jahr des Bestehens der Deutschen Evangelischen Kirche 
mehr und mehr sichtbar gewordene Lehr- und Handlungsweise der herrschenden 
Kirchenpartei der Deutschen Christen und des von ihr getragenen Kirchen- 
regimentes. Diese Bedrohung besteht darin, daß die theologische Voraussetzung, 
in der die Deutsche Evangelische Kirche vereinigt ist, sowohl seitens der Führer 
und Sprecher der Deutschen Christen als auch seitens des Kirchenregimentes 
dauernd und grundsätzlich durch fremde Voraussetzungen durchkreuzt und 
unwirksam gemacht wird. Bei deren Geltung hört die Kirche nach allen bei uns 
in Kraft stehenden Bekenntnissen auf, Kirche zu sein. Bei deren Geltung wird 
also auch die Deutsche Evangelische Kirche als Bund der Bekenntniskirchen inner- 
lich unmöglich. 
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Gemeinsam dürfen und müssen wir als Glieder lutherischer, reformierter und 
unierter Kirchen heute in dieser Sache reden. Gerade weil wir unseren verschie- 
denen Bekenntnissen treu sein und bleiben wollen, dürfen wir nicht schweigen, 
da wir glauben, daß uns in einer Zeit gemeinsamer Not und Anfechtung ein 
gemeinsames Wort in den Mund gelegt ist. Wir befehlen es Gott, was dies für das 
Verhältnis der Bekenntniskirchen untereinander bedeuten mag. 

Wir bekennen uns angesichts der die Kirche verwüstenden und damit auch die 
Einheit der Deutschen Evangelischen Kirche sprengenden Irrtümer der Deutschen 
Christen und der gegenwärtigen Reichskirchenregierung zu folgenden evange- 
lischen Wahrheiten: 


I. »Ich bin der Weg und die Wahrheit und das Leben; niemand kommt zum 
Vater denn durch mich« (Joh 14,6). 
»Wahrlich, wahrlich ich sage euch: Wer nicht zur Tür hineingeht in den Schaf- 
stall, sondern steigt anderswo hinein, der ist ein Dieb und ein Mörder. Ich bin die 
Tür; so jemand durch mich eingeht, der wird selig werden« (Joh 10,1.9). 
Jesus Christus, wie er uns in der Heiligen Schrift bezeugt wird, ist das eine 
Wort Gottes, das wir zu hören, dem wir im Leben und im Sterben zu vertrauen 
und zu gehorchen haben. 
Wir verwerfen die falsche Lehre, als könne und müsse die Kirche als Quelle 
ihrer Verkündigung außer und neben diesem einen Worte Gottes auch noch 
andere Ereignisse und Mächte, Gestalten und Wahrheiten als Gottes Offen- 
barung anerkennen. 


II. » Jesus Christus ist uns gemacht von Gott zur Weisheit und zur Gerechtigkeit 
und zur Heiligung und zur Erlösung« (1 Kor 1,30). 
Wie Jesus Christus Gottes Zuspruch der Vergebung aller unserer Sünden ist, 
so und mit gleichem Ernst ist er auch Gottes kräftiger Anspruch auf unser ganzes 
Leben; durch ihn widerfährt uns frohe Befreiung aus den gottlosen Bindungen 
dieser Welt zu freiem, dankbarem Dienst an seinen Geschöpfen. 
Wir verwerfen die falsche Lehre, als gebe es Bereiche unseres Lebens, in 
denen wir nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren zu eigen wären, Be- 
reiche, in denen wir nicht der Rechtfertigung und Heiligung durch ihn 
bedürften. 


III. »Lasset uns aber rechtschaffen sein in der Liebe und wachsen in allen Stük- 
ken an dem, der das Haupt ist, Christus, von welchem aus der ganze Leib 
zusammengefügt ist« (Eph 4,15.16). 

Die christliche Kirche ist die Gemeinde von Brüdern, in der Jesus Christus in 
Wort und Sakrament durch den Heiligen Geist als der Herr gegenwärtig handelt. 
Sie hat mit ihrem Glauben wie mit ihrem Gehorsam, mit ihrer Botschaft wie mit 
ihrer Ordnung mitten in der Welt der Sünde als die Kirche der begnadigten 
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Sünder zu bezeugen, daß sie allein sein Eigentum ist, allein von seinem Trost und 
von seiner Weisung in Erwartung seiner Erscheinung lebt und leben möchte. 
Wir verwerfen die falsche Lehre, als dürfe die Kirche die Gestalt ihrer Bot- 
schaft und ihrer Ordnung ihrem Belieben oder dem Wechsel der jeweils 
herrschenden weltanschaulichen und politischen Überzeugungen überlassen. 


IV. »Ihr wisset, daß die weltlichen Fürsten herrschen, und die Oberherren haben 
Gewalt. So soll es nicht sein unter euch; sondern so jemand will unter euch ge- 
waltig sein, der sei euer Diener« (Matth 20,25.26). 
Die verschiedenen Ämter in der Kirche begründen keine Herrschaft der einen 
über die anderen, sondern die Ausübung des der ganzen Gemeinde anvertrauten 
und befohlenen Dienstes. 
Wir verwerfen die falsche Lehre, als könne und dürfe sich die Kirche abseits 
von diesem Dienst besondere, mit Herrschaftsbefugnissen ausgestattete Füh- 
rer geben oder geben lassen. 


V. »Fürchtet Gott, ehret den König!« (ı Petr 2,17). 
Die Schrift sagt uns, daß der Staat nach göttlicher Anordnung die Aufgabe hat, 
in der noch nicht erlösten Welt, in der auch die Kirche steht, nach dem Maß 
menschlicher Einsicht und menschlichen Vermögens unter Androhung und Aus- 
übung von Gewalt für Recht und Frieden zu sorgen. Die Kirche erkennt in Dank 
und Ehrfurcht gegen Gott die Wohltat dieser seiner Anordnung an. Sie erinnert 
an Gottes Reich, an Gottes Gebot und Gerechtigkeit und damit an die Verant- 
wortung der Regierenden und Regierten. Sie vertraut und gehorcht der Kraft 
des Wortes, durch das Gott alle Dinge trägt. 
Wir verwerfen die falsche Lehre, als solle und könne der Staat über seinen 
besonderen Auftrag hinaus die einzige und totale Ordnung menschlichen 
Lebens werden und also auch die Bestimmung der Kirche erfüllen. 
Wir verwerfen die falsche Lehre, als solle und könne sich die Kirche über 
ihren besonderen Auftrag hinaus staatliche Art, staatliche Aufgaben und 
staatliche Würde aneignen und damit selbst zu einem Organ des Staates wer- 
den. 


VI. »Siehe, ich bin bei euch alle Tage bis an der Welt Ende« (Matth 28,20). 
»Gottes Wort ist nicht gebunden« (2 Tim 2,9). 
Der Auftrag der Kirche, in welchem ihre Freiheit gründet, besteht darin, an 
Christi Statt und also im Dienst seines eigenen Wortes und Werkes durch Predigt 
und Sakrament die Botschaft von der freien Gnade Gottes auszurichten an 
alles Volk. 
Wir verwerfen die falsche Lehre, als könne die Kirche in menschlicher Selbst- 
herrlichkeit das Wort und Werk des Herrn in den Dienst irgendwelcher 
eigenmächtig gewählter Wünsche, Zwecke und Pläne stellen. 
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Die Bekenntnissynode der Deutschen Evangelischen Kirche erklärt, daß sie in 
der Anerkennung dieser Wahrheiten und in der Verwerfung dieser Irrtümer 
die unumgängliche theologische Grundlage der Deutschen Evangelischen Kirche 
als eines Bundes der Bekenntniskirchen sieht. Sie fordert alle, die sich ihrer Er- 
klärung anschließen können, auf, bei ihren kirchen-politischen Entscheidungen 
dieser theologischen Erkenntnisse eingedenk zu sein. Sie bittet alle, die es angeht, 
in die Einheit des Glaubens, der Liebe und der Hoffnung zurückzukehren. 


Verbum Dei manet in zternum. 
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Beiträge zur Thematik von Barmen I 


Johannes Hamel 
Wahrnehmung gesellschaftlicher Verantwortung durch die 
evangelischen Kirchen in Deutschland - ein Rückblick 


I 

Die zweite Barmer These steht über der Praxis der Bekennenden Kirche als eine 
Anklage. Diese hat nicht befolgt, was damals grundsätzlich formuliert worden 
war. Wo etwa auf der Linie der zweiten These gesprochen und gehandelt werden 
sollte, brach die Einmütigkeit derer auseinander, die in Barmen gemeinsam be- 
kannt hatten. Das geschah, als die Vorläufige Leitung der Bekennenden Kirche 
die Denkschrift an die Reichskanzlei einreichte und für den 23. 8. 1936 eine auf 
diese Denkschrift bezogene Kanzelabkündigung anordnete'; 

als Niemöller seine Dahlemer Predigten 1936/37 hielt und schließlich verhaftet 
wurde: er hatte wirklich gemäß der zweiten Barmer These zu predigen versucht; 
als Karl Barth im Juni 1938 seine Schrift »Rechtfertigung und Recht« herausgab, 
in der er die Kirchen in den europäischen Demokratien dazu aufrief, für die Auf- 
rüstung ihrer Staaten einzutreten: es gelte den Rechtsstaat gegen »das Tier aus 
dem Abgrund von Apc 13« zu verteidigen 2; 

als die Vorläufige Leitung der Bekennenden Kirche im September 1938 die Ge- 
betsliturgie3 herausgab, die für den Fall des Kriegsausbruches gedacht war und in 
der dieser Krieg als Folge unserer, des deutschen Volkes Schuld bekannt wurde: 
Die Bischöfe Meiser, Wurm und Marahrens distanzierten sich auf Verlangen des 
Reichskirchenministers öffentlich von den Verfassern der Liturgie aus »religiösen 
und vaterländischen Gründen« #; 

als Karl Barths Brief an Hromadka im Spätherbst 1938 auch in Deutschland be- 
kannt wurde, in dem es geheißen hatte: » Jeder tschechische Soldat, der dann 
streitet und leidet, wird es auch für uns — und, ich sage es heute ohne Vorbehalt: 
er wird es auch für die Kirche Jesu Christi tun, die in dem Dunstkreis der Hitler 
und Mussolini nur entweder der Lächerlichkeit oder der Ausrottung verfallen 


1. Kirchliches Jahrbuch für die Evangelische Kirche in Deutschland 1933-1944, hg. von 
J. Beckmann, Gütersloh 1948, 130 ff. u. 135 ff. - Auch in: Kirche im Kampf. Doku- 
mente des Widerstandes und des Aufbaus in der Evangelischen Kirche Deutschlands 
von 1933-1945, hg. v. Heinrich Hermelink, Tübingen und Stuttgart 1950, 343-358. 

2. Theologische Studien, Heft ı, 19489. Auch abgedruckt in: Karl Barth, Eine Schweizer 
Stimme 1938-1945, Zollikon-Zürich 1945, 13-57. 

3.KJ, aaO, 263 f. 4. Hermelink, aaO, 455; K. J., aaO, 267 f. 
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kann ...« (Brief vom 19. Sept. 1938 s — also vor München geschrieben). Selbst ent- 
schlossene »Dahlemiten« kündigten daraufhin Barth die Gefolgschaft, so daß die 
Bischöfe am 18. ıı. 1938 an Kerrl schreiben konnten: Die Verfasser der Gebets- 
liturgie hätten »einen klaren Trenungsstrich zwischen sich und diesem ihnen 
bisher nahestehenden Theologen gezogen« (!) ; 

als Bischof Wurm am 16. 7. 1943 (und dann noch einmal am 20. ı2. 1943) in 
Schreiben an die Reichsregierung die gegen die »Nichtarier ergriffenen Vernich- 
tungsmaßnahmen« als »im schärfsten Widerspruch zu dem Gebot Gottes« stehend 
und das »gottgegebene Urrecht menschlichen Daseins und menschlicher Würde 
überhaupt« verletzend nannte”, während die sog. Kirchenführerkonferenz zwar 
im Juli 1943 »einen kräftigen Vorstoß« beschloß, aber: »Marahrens konnte sich 
zur Mitunterschrift nicht entschließen. Meiser wäre bereit gewesen, aber wir fan- 
den es dann doch richtiger, das Schriftstück nur mit einer Unterschrift abgehen zu 
lassen« ®. 

Vollends aber wurde die zweite These durch die Kanzelabkündigung preisgege- 
ben, die — als Telegramm am 30.6.1941 an Hitler abgesandt — vom sog. Geist- 
lichen Vertrauensrat (Bischof D. Marahrens, Landesbischof Schultz-Mecklenburg 
und Präsident D. Hymmen-Berlin) für den 13. 7. 1941 über die Landeskirchen 
allen Pfarrern zur Pflicht gemacht wurde»: 


5. Barth, Schweizer Stimme, 58 f., u. Hermelink, aaO, 453 f. 

6. Hermelink, aaO, 456; K. J., aaO, 272. 7. Hermelink, aaO, 655. 

8. D. Theophil Wurm, Erinnerungen aus meinem Leben, Stuttgart 19532, 170. — Marah- 
rens hat am 19. Januar 1943 ein persönliches Schreiben an den Reichsinnenminister 
gerichtet und ist für die durch Zwangsscheidungen bedrohten rassischen Mischehen 
und für »gesonderte Behandlung« der aus diesen Ehen hervorgegangenen »Misch- 
linge« eingetreten, soweit sie der christlichen Kirche angehörten. Zum Schluß spricht 
er aus, daß »Gottes unverbrüchliche Gebote unter allen Umständen gelten. Wenn 
die Heiligkeit des Lebens nicht geachtet ... wird, so verstößt das gegen die elemen- 
tarsten Gebote Gottes.« Aber während Wurm am 16. 7. 43 schreibt, daß »die dem 
deutschen Zugriff unterliegenden Nichtarier im größten Umfang beseitigt worden 
sind« (Hermelink, aaO, 654 f.), heißt es im Januar 1943 bei Marahrens: »Es ist uns 
weder möglich noch ist es unseres Amtes, nachzuprüfen, wieweit die in unserem Volk 
über solches Unrecht umlaufenden und es tief beunruhigenden Gerüchte den Tat- 
sachen entsprechen« und vorher: »Die Rassenfrage ist als völkisch-politische 
Frage durch die verantwortliche politische Führung zu lösen. Sie allein hat das Recht, 
die notwendigen Maßnahmen zur Reinerhaltung des deutschen Blutes und zur 
Stärkung der völkischen Kraft zu treffen .... Wir lehnen als Vertreter der evange- 
lischen Kirche bewußt ab, uns in diese Verantwortung einzumischen« (abgedruckt 
bei Eberhard Klügel, »Die lutherische Landeskirche Hannover und ihr Bischof 1933 
bis 1945. Dokumente«, Berlin und Hamburg 1965, 203 und von dort übernommen 
in: Kurt Maier, »Kirche und Judentum. Die Haltung der evangelischen Kirche zur 
Judenpolitik des Dritten Reiches«, Halle 1968, 123 f.). 

9. Gesetzblatt der DEK-Ausgabe B (Altpreußen), 1941 (Nr. 7), 31. 
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»Der Geistliche Vertrauensrat der DEK, erstmalig seit Beginn des Entscheidungs- 
kampfes im Osten versammelt, versichert Ihnen, mein Führer, in diesen hin- 
reißend bewegten Stunden aufs neue die unwandelbare Treue und Einsatzbereit- 
schaft der gesamten evangelischen Christenheit des Reiches. Sie haben, mein 
Führer, die bolschewistische Gefahr im eigenen Lande gebannt und rufen nun 
unser Volk und die Völker Europas zum entscheidenden Waffengange gegen den 
Todfeind aller Ordnung und aller abendländischen christlichen Kultur auf. Das 
deutsche Volk und mit ihm alle seine christlichen Glieder danken Ihnen für diese 
Ihre Tat. Daß sich die britische Politik nun auch offen des Bolschewismus als 
Helfershelfer gegen das Reich bedient, macht endgültig klar, daß es ihr nicht um 
das Christentum, sondern allein um die Vernichtung des deutschen Volkes geht. 
Der allmächtige Gott wolle Ihnen und unserem Volk beistehen, daß wir gegen 
den doppelten Feind den Sieg gewinnen, dem all unser Wollen und Handeln 
gelten muß. Die DEK gedenkt in dieser Stunde der baltischen evangelischen 
Märtyrer vom Jahre 1918, sie gedenkt des namenlosen Leids, das der Bolschewis- 
mus, wie er es den Völkern seines Machtbereichs zugefügt hat, so allen anderen 
Nationen bereiten wollte, und sie ist mit allen ihren Gebeten bei Ihnen und bei 
unseren unvergleichlichen Soldaten, die nun mit so gewaltigen Schlägen daran- 
gehen, den Pestherd zu beseitigen, damit in ganz Europa unter Ihrer Führung 
eine neue Ordnung erstehe und aller inneren Zersetzung, aller Beschmutzung des 
Heiligsten, aller Schändung der Gewissensfreiheit ein Ende gemacht werde !°.« 
Das Dokument aber, durch das die Bekennende Kirche die zweite Barmer "These 
am klarsten und präzisesten konkretisiert hat, nämlich die Beschlüsse der Bres- 
lauer Bekenntnissynode der APU vom Jahr 1943 °", blieb weithin unbekannt und 
fand auf seiten des Lutherischen Rates keine Entsprechung. Es hieß zunächst 
grundsätzlich in Auslegung von Barmen II: »Es widerstreitet diesem Bekenntnis, 
wenn die Kirche in der Flucht aus der Öffentlichkeit und sektenhafter Abschlie- 
ßung den Herrschaftsanspruch Jesu Christi in Gericht und Gnade gegenüber den 
großen Fragen des politischen und völkischen Geschehens wie Krieg, Recht und 
Wirtschaft verschweigt ... Wo immer die Kirche nicht mehr wagt, die 10 Gebote 
gegenüber den Sünden ihrer Zeit zu verkünden, da verliert auch ihre Predigt von 
der Vergebung der Sünde Vollmacht und Glaubwürdigkeit 2.« 

In Auslegung des 5. Gebotes hieß es dann konkret: »14. Über die Tötung des 
Verbrechers und des Feindes im Kriege hinaus ist dem Staat das Schwert nicht 
zur Handhabung gegeben. Was er dennoch tut, tut er zu seinem eigenen Schaden 
in Willkür. Wird das Leben aus anderen als den genannten Gründen genommen, 
so wird das Vertrauen der Menschen zueinander untergraben und damit die Ge- 


10.K]J, aaO, 478 f. 
11.K]J, aaO, 398 ff.; W. Niesel, Um Verkündigung und Ordnung der Kirche, Bielefeld 


1949, 99 fl. 
12. Niesel, aaO, ıo0. 
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meinschaft des Volkes zerstört. Begriffe wie »Ausmerzen«, »Liquidieren< und 
sunwertes Leben« kennt die göttliche Ordnung nicht. Vernichtung von Menschen, 
lediglich weil sie Angehörige eines Verbrechers, alt oder geisteskrank sind, oder 
einer fremden Rasse angehören, ist keine Führung des Schwertes, das der Obrig- 
keit von Gott gegeben ist 33.« 

In der gleichzeitigen Kanzelabkündigung hieß es zum 5. Gebot: »Wehe uns und 
unserem Volk, wenn das von Gott gegebene Leben für gering geachtet und der 
Mensch, nach dem Ebenbilde Gottes geschaffen, nur nach seinem Nutzen be- 
wertet wird; wenn es für berechtigt gilt, Menschen zu töten, weil sie für lebens- 
unwert gelten oder einer anderen Rasse angehören, wenn Haß und Unbarm- 
herzigkeit sich breit machen "4 ...« 

Hinter dem Zerfall der Bekennenden Kirche in Anwendung und Predigt der 
zweiten Barmer These standen unterschiedliche theologische Erkenntnisse, die 
freilich mit nichttheologischen Faktoren vermischt waren, wenn nicht gar theolo- 
gische Gründe nur vorgeschoben wurden, um sich der Konkretisierung von Bar- 
men II zu entziehen. Die weise Sorge um den Bestand landeskirchlicher Ordnung 
und Wirkungsmöglichkeit, aber auch nackte Angst vor Terror und Gewalt haben 
gewiß eine große Rolle bei diesem Zerfall in Erkenntnis und Praxis gespielt. 


11 

Wie haben die ev. Landeskirchen nach 1945 in der ehemaligen Sowjetischen Be- 
satzungszone und jetzigen DDR ihre gesellschaftliche Verantwortung bis in die 
sechziger Jahre verstanden und wahrgenommen? :5 

Zunächst ist bemerkenswert, daß die Synoden, Kirchenleitungen und die sog. 
leitenden Geistlichen der 8 Gliedkirchen der EKiD in der DDR bis etwa 1958 die 
gesellschaftliche Verantwortung der Kirche und der Christen einmütig gesehen 
und praktiziert haben, nur in Nuancen unterschieden. Gemeinsam haben sie — im 
bewußten Gegensatz gegen das Versagen der Kirchen, auch der Bekennenden 
Kirche, in der Zeit vor 1945 — den entschlossenen Versuch gemacht, die zweite 
Barmer These in Wort und Tat so zu praktizieren, wie sie sie verstanden. Sie 
waren sich in folgenden Punkten einig: 

a) Alle Kirchen haben sich der Vergesellschaftung der Produktionsmittel, der 
Führungsrolle der SED, der Zusammenfassung aller Parteien in der Nationalen 
Front, der Bestrafung nationalsozialistischer Täter und Mitläufer nicht wider- 


13. Niesel, aaO, 107. 14. KJ, aaO, 403; Niesel, aaO, 110. 

15. Viele Dokumente liegen vor in »Kirche im Kampf der Zeit - Die Botschaften, Worte 
und Erklärungen der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer östlichen Glied- 
kirchen«, hg. im Auftrag der EKiD - Kirchenkanzlei — von G. Heidtmann, Berlin 
1954, und in: »Hat die Kirche geschwiegen? — Das öffentliche Wort der evangeli- 
schen Kirche aus den Jahren 1945-64«, hg. von G. Heidtmann, Berlin 1964 - im 
folgenden als »Heidtmann I« und »Heidtmann II« angeführt. 
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setzt. Andererseits haben sie laufend, ausdrücklich oder stillschweigend, allen 
Ansuchen widerstanden, die gesellschaftlichen Umwälzungen ihrerseits gutzu- 
heißen oder gar theologisch zu rechtfertigen. In ihrem Schreiben an Marschall 
Sokolowski vom ı1. 5. 1948 haben die 8 leitenden Geistlichen — darunter auch 
Bischof Mitzenheim — diese Haltung ausführlich unter ausdrücklicher Berufung 
auf Barmen II dargelegt: »Als der nationalsozialistische Staat den Versuch 
machte, die Kirche als Organ für seine politischen Ziele zu benutzen, hat die 
Synode von Barmen im Jahre 1934 die folgenden Sätze beschlossen: >... An das, 
was diese Sätze besagen, weiß sich die Evangelische Kirche in Deutschland ein für 
allemal gebunden ... Wenn aber die Kirche das Wort zu politischen Maßnahmen 
und Entscheidungen nimmt, so ... versteht es sich ... von selbst, daß die Kirche 
dabei nicht nach dem Wunsch staatlicher Stellen oder politischer Parteien fragen 
darf, sondern daß ihr Wort ... keiner anderen Verantwortung unterliegen darf 
als der gegenüber dem Herrn Jesus Christus © ...« 

b) Die Kirchen haben immer wieder in Kanzelabkündigungen, Briefen an die 
SMA und die deutschen Behörden und Synodalkundgebungen herausgestellt, daß 
sie Römer ı3 auch über den Verwaltern der Macht in der SBZ bzw. der DDR 
hören und befolgen wollten. Freilich haben sie sich zugleich gegen den Anspruch 
gewehrt, daß der Marxismus-Leninismus als die Basis aller Lebensformen in der 
neuen Gesellschaft unter Einsatz staatlicher Autorität propagiert und durch- 
gesetzt werden solle: »Das Evangelium rückt uns den Staat unter die gnädige 
Anordnung Gottes, die wir in Geltung wissen, unabhängig von dem Zustande- 
kommen der staatlichen Gewalt oder ihrer politischen Gestalt. Das Evangelium 
befreit uns dazu, im Glauben nein zu sagen zu jedem Totalitätsanspruch mensch- 
licher Macht, für die von ihr Entrechteten einzutreten und lieber zu leiden, als 
gottwidrigen Gesetzen und Anordnungen zu gehorchen '7.« 

c) Die Kirchen und ihre Amtsträger aller Arten haben sich immer wieder an die 
Behörden gewandt, um betroffenen Einzelpersonen oder Gruppen der Bevölke- 
rung zu ihrem Recht zu verhelfen. Es handelte sich um: enteignete Gutsbesitzer, 
die nach 1945 außerdem gefangen gehalten wurden; geheime Mitarbeiter des 
Staatssicherheitsdienstes; Demonstranten, die nach dem 17. 6. 1953 verhaftet 
worden waren; Landwirte, die von der im Frühjahr 1960 angeordneten Kollek- 
tivierung betroffen waren und vor allem unter den dabei angewandten Methoden 
gelitten hatten; Familien, die nach dem 13. 8. 1961 nicht mehr zueinander kom- 
men konnten, u. a. m.®, Man wird nicht zu viel sagen, wenn man feststellt: In 
diesen Jahren machten sich die Kirchen und viele ihrer Amtsträger und Glieder 
zum Mund der Stummen. Viele einzelne Christen, mit und ohne kirchlichen Auf- 


16. Heidtmann I, 100 f. 
17. Synode der EKiD 1956, aus »Theologische Erklärung .. .«, Heidtmann II, 222 ff. 
18. Vgl. Heidtmann I u. II passim. 
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trag, setzten ihre persönliche Existenz aufs Spiel - für andere Menschen, gleich 
welcher Konfession oder Weltanschauung. 

d) In Verbindung mit dem Nein zum »Totalitätsanspruch menschlicher Macht« 
und mit dem Eintreten für Recht und Würde der Menschen haben kirchliche 
Gremien und Amtsträger auch laufend Kritik an einzelnen staatlichen Gesetzen, 
Verordnungen und sonstigen Maßnahmen intern oder auch öffentlich vorgetragen 
und wohl kaum ein Gebiet staatlich-gesellschaftlichen Lebens ausgespart. Ange- 
sprochen wurden z.B. Justizwesen, Schulwesen, Familiengesetzbuch, Arbeits- 
gesetzbuch, Bildungsgesetze, Bodenreform, Produktionsgenossenschaften, Ju- 
gendweihe, Wahlen, Vorschriften über Bezug von Medikamenten aus der BRD 
u.v.a.m. 

e) Die Kirchen - teils in Gemeinschaft der EKiD, der EKU und VELKD, teils 
als ev. Kirchen in der DDR allein - traten bis zum 13. 8. 1961 laufend für »die 
Wiedervereinigung Deutschlands« ein. Diese Forderung wurde begründet mit: 

ı. Wir sind ein Volk. Es ist gegen natürliche und göttliche Ordnung, ein Volk ge- 
gen seinen Willen in zwei Teile zu zerspalten. 

2. Die Trennung Deutschlands ist eine Quelle für seelisches Leid und moralischen 
Verfall der deutschen Menschen. 

3. Der Friede Europas kann nur durch die Wiedervereinigung Deutschlands er- 
rungen werden. 

4. Die Verweigerung der Wiedervereinigung stellt ein politisches Unrecht und 
eine Diskriminierung der Deutschen dar. 

f) Schließlich haben sich die Kirchen bittend, mitunter fordernd, sich beschwerend 
und kritisierend für Glaubens- und Gewissensfreiheit, vornehmlich für die Glie- 
der der Christenheit eingesetzt. Dazu gehören auch eindringliche Proteste gegen 
Einschnürung und Behinderung kirchlicher Tätigkeit sowie gegen mannigfache 
Diskriminierung von Jugendlichen und Berufstätigen wegen ihres offenen Sich- 
haltens zum kirchlichen Leben. Typisch ist der Brief der 8 leitenden Geistlichen - 
darunter auch Bischof Mitzenheim — vom 21. ıır. 1958 an den Ministerpräsiden- 
ten 19, 

Größere sichtbare Erfolge blieben - mit Ausnahmen, vor allem wenn es sich um 
Eintreten für Einzelpersonen handelte — diesen Versuchen zur Praktizierung der 
gesellschaftlichen Verantwortung versagt. Die Behörden haben den Kirchen und 
ihren Sprechern ihre Worte in der Regel nicht abgenommen. Die meisten Kirchen- 
glieder paßten sich unter den bekannten Verhältnissen den Gegebenheiten an. 
Sie versuchten nach 1945 zunächst einmal zu überleben, später dann ihre Berufs- 
ausübung und ihren Berufsaufstieg zu sichern, ihren Kindern eine möglichst gute 
Berufschance zu ermöglichen und Konflikten aus dem Wege zu gehen. Doch gab 
es unter denen, die bis 1961 die DDR verließen, nicht wenige Kirchenglieder und 
Amtsträger. 


19. Heidtmann II, 283-287. 
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III 

Im Rückblick auf diese Periode wird man kritische Fragen stellen müssen: 

a) Inwieweit hat die Wahrheit der zweiten Barmer These diesen gesellschaft- 
lichen Einsatz der Kirchen und Christen nicht nur veranlaßt, sondern auch im 
einzelnen bestimmt? Inwieweit hat die Kirche der Welt wieder einmal ein Gesetz 
vorgehalten und sich selbst von einem solchen Gesetz leiten lassen, das nicht als 
Gebot aus der Hand Jesu Christi angenommen und weitergegeben worden ist? 
Die zwischen den Zeilen von Karl Barth in seinem »Brief an einen Pfarrer in der 
DDR« (Zollikon 1958) zu erkennende Kritik zielt in diese Richtung. Ausge- 
sprochen ist sie dann in seiner kritischen Würdigung der »Zehn Artikel über 
Freiheit und Dienst der Kirche« aus dem Jahr 1963 2°. 

b) Inwieweit wurde das kritische Wort zu staatlichen Maßnahmen und Gesetzen 
von der selbstverständlichen Überzeugung getragen und gestaltet, daß die parla- 
mentarische Demokratie samt einer kapitalistischen Wirtschaftsordnung eine 
grundsätzlich bessere Lösung der anstehenden politisch-wirtschaftlichen Probleme 
sei und grundsätzlich ein anderes positiveres Verhältnis Kirche-Staat in sich 
schließe? Die Fragwürdigkeit der in der DDR vorgefundenen Ordnung wurde 
erkannt, aber diese Erkenntnis war weithin mit einer naiven Blindheit für die 
Fragwürdigkeit der Ordnung im westlichen Deutschland und Europa verbunden. 
Das drückte sich am deutlichsten in den Briefen, Reden und Schriften des dama- 
ligen Bischofs von Berlin-Brandenburg aus, entsprach aber der Mentalität brei- 
tester kirchlicher Kreise, und nicht nur kirchlicher Kreise. Markantestes Beispiel 
dieser Blindheit ist die Zustimmung aller landeskirchlichen Synoden in der DDR 
zu der Regelung der Seelsorge in der Bundeswehr durch die EKiD-Organe. Auf 
der EKiD-Synode von 1957 standen auch die Synodalen aus der DDR den kriti- 
schen Einwänden gegen diesen Vertrag zwischen EKiD und Bundesregierung, die 
u.a. von Niemöller und Iwand erhoben wurden, ohne Verständnis gegenüber - 
mit wenigen. Ausnahmen! 

c) Konnte daher die Regierung der DDR die Wahrnehmung der gesellschaft- 
lichen Verantwortung durch die Kirchen eigentlich anders verstehen als Partei- 
nahme für die BRD gegen die DDR? Gewiß enthält dieser Komplex Punkte, an 
denen die Kirchen auch bei anderem Verhalten von sich aus kaum etwas hätten 
ändern können. Aber haben sie alles getan, um so deutlich wie nur möglich zu 
machen, daß sie sich von Jesus Christus in Anspruch genommen wußten und allein 
von seinem Zuspruch leben wollten, wenn sie gesellschaftliche Verantwortung 
konstruktiv und kritisch praktizierten? 

d) War nicht die Haltung der Kirchen und vieler ihrer Glieder weithin von der 
Überzeugung bestimmt, daß die »Wiedervereinigung« nicht mehr lange auf sich 
warten lassen werde? 


20.Karl Barth, Theologisches Gutachten zu »Zehn Artikel über Freiheit und Dienst 
der Kirche«, Junge Kirche, 24. Jg., 1963, 647-651. 
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»Es ist dringend nötig, daß ... unserem deutschen Volk durch einen gerechten 
Friedensvertrag endlich wieder eine völkerrechtliche Stellung gegeben wird, die 
es in die Lage versetzt, sein staatliches Leben in Freiheit und Selbständigkeit 
aufzubauen ... Bereits über acht Jahre trägt unser Volk die zersörenden Folgen 
einer Spaltung, die keinerlei geschichtliche, nationale und wirtschaftliche Berechti- 
gung in sich trägt. Möge durch die Verhandlungen der Außenministerkonferenz 
unserem Volke zu einer neuen Einheit aufgetan werden, in der es sein Leben nach 
den Gesetzen seines eigenen Wesens im friedlichen Zusammenleben mit den an- 
deren Nationen gestalten kann 2".« 

Dachten, redeten und handelten die kirchlichen Gremien und ihre Glieder nicht 
bewußt oder unbewußt in der — natürlich nur begrenzten —- Sicherheit, die sie 
in der Nachbarschaft des westlichen, größeren Teils Deutschlands hatten, ein- 
schließlich bedeutender finanzieller Hilfen? War es nicht auch dieses Faktum, 
das die Kirchen und ihre Amtsträger so bereit zur Gesellschaftskritik machte? 
Die Flucht so vieler Pfarrer in die BRD, die sich Konflikten entzogen, in die sie 
durch ihr gesellschaftskritisches Verhalten geraten waren oder hätten geraten 
können, spricht für diese Vermutung. 

f) War nicht das schließliche Auseinanderbrechen der BRD-Kirchen in Fragen 
der Wahrnehmung ihrer gesellschaftlich-politischen Verantwortung eine Be- 
stätigung dafür, daß sich die Kirchenleitungen usw. seit 1945 bei allem aner- 
kennenswerten Einsatz die Sache doch zu leicht gemacht und sich zu Unrecht auf 
Barmen berufen hatten? 


IV 

Ende der soer Jahre brach die bisherige Einmütigkeit auseinander: Auf der 
einen Seite wurde der gesellschaftskritische Weg entschlossen fortgesetzt. Die 
Schrift von Bischof Dibelius über die Obrigkeit (1960) zeigte, in welche Sackgasse 
die Kirchen auf diesem Wege hineinliefen. Die Schrift fand zwar manchen Wider- 
spruch, eigentlich nur Widerspruch, aber Kirchenleitung und Synode von Berlin- 
Brandenburg konnten keine überzeugende personale und sachliche Alternative 
durchsetzen. 

Auf der anderen Seite begann die Kirche schon 1958 den Weg einzuschlagen, 
auf dem die Kirchen in den anderen Staaten des Warschauer Paktes längst voran- 
gegangen waren, Zwischen Vertretern der Kirche (Bischof Krummacher, Bischof 
Mitzenheim, Gen. Sup. Führ, Propst Hoffmann und Synodaler Burkhardt) und 
Vertretern des Staates (Ministerpräsident Grotewohl, Minister des Inneren Ma- 
ron, Staatssekretär Eggerath und Staatssekretär Plenikowski) fanden am 2. 6., 
23.6. und 21.7. 1958 Beratungen statt, über die am 21.7.1958 ein Kommunique 
veröffentlicht wurde, in dem es heißt: »... Die Vertreter der evangelischen Kir- 


21. Erklärung des Landeskirchenrates der Ev.-Luth. Kirche in Thüringen zur Vier- 
mächte-Konferenz vom 14. 1. 1954 — Heidtmann ], 84. 


26 


chen in der Deutschen Demokratischen Republik erklärten, daß die Kirche ... 
grundsätzlich mit den Friedensbestrebungen der Deutschen Demokratischen 
Republik und ihrer Regierung übereinstimmt. Ihrem Glauben entsprechend er- 
füllen die Christen ihre staatsbürgerlichen Pflichten auf der Grundlage der 
Gesetzlichkeit. Sie respektieren die Entwicklung zum Sozialismus ... Die Be- 
sprechung ... führte zu dem Ergebnis, daß der gegen den Staat erhobene Vorwurf 
des Verfassungsbruches nicht aufrechterhalten wird. Die Regierung erklärte: 
Jeder Bürger genießt volle Glaubens- und Gewissensfreiheit ... 22« 

In welche Richtung dieser Weg dann führte, illustriert eine Rede, die einer der 
kirchlichen Unterzeichner des Kommuniques im März 1969 gehalten hat: »... Un- 
ser Staat hat sich als ein treuer Verbündeter der Friedenskräfte in der Welt er- 
wiesen. Unser Staat ist vorangekommen in der gemeinsamen Arbeit für ein 
schönes und kulturvolles Leben für alle seine Bürger.« Diese Bürger tun das 
»nicht in einer fatalistischen Loyalität einer anonymen Obrigkeit! Der patriar- 
chalische Begriff der Obrigkeit, die als eine Unterwerfung fordernde geheimnis- 
volle Größe dem Bürger gegenüberstände, hat sich in unserem Staat gewandelt! 
Jeder Bürger unserer Republik ist gerufen, selbst mit Obrigkeit zu sein ... Die 
wichtigste Aufgabe, deren Lösung entscheidend für alle anderen Aufgaben ist, 
ist die Gewinnung des Friedens ... Und dieser Friede ist immer bedroht. Er ist be- 
droht durch die revanchistischen Kräfte des Imperialismus, die in einem Roll- 
back die Ergebnisse des zweiten Weltkrieges revidieren möchten. Er ist bedroht 
durch den anmaßenden Weltgendarm USA, der mit Napalm und Kugelbomben 
die Freiheit eines kleinen asiatischen Volkes, das seinen Weg zum Sozialismus 
sucht, unterdrücken will. Er ist bedroht durch einen sektiererischen Anarchismus, 
der am Ussuri mit dem Feuer spielt. Allein diesen Gefährdungen gilt es die ent- 
schlossene Kraft unseres friedenswilligen Volkes entgegenzustellen ... Wenn 
Sozialismus und Frieden heute zu Wechselbegriffen geworden sind, so verdanken 
wir dies dem ersten sozialistischen Staat in der Menschheitsgeschichte ... 23« 
Ähnliche Beispiele ließen sich in Fülle anführen: An Stelle kritischer Distanzie- 
rung tritt hier die Solidarisierung mit Staat und Gesellschaft der DDR einschließ- 
lich ihrer politischen Propagandasprache. Der Weg der »Konferenz der Kirchen- 
leitungen« in der DDR folgte in diesem Zeitraum — Ende der soer Jahre, An- 
fang der 60er Jahre - bald der einen, bald der anderen Richtung: Ein Schwanken 
zwischen unechten Alternativen, in denen beiden politische Hörigkeit — meist 
"unbewußt — das Zeugnis des Evangeliums hinderte. 


V 
Einen anderen Weg - jenseits dieser Alternativen — versuchte die Synode der 
EKU seit 1957 zu gehen: Die von der Synode 1959 einstimmig entgegengenom- 


22. Kirche in der Zeit, 13. Jg. (1958), 283; Junge Kirche, 19. Jg. (1958), 416. 
23. »Berliner Zeitung« vom 22. 3. 1969. 
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mene Handreichung über »Die Verkündigung des Evangeliums und das christ- 
liche Leben in der DDR« wurde in vielen Pfarrkonventen und anderen Kreisen 
durchgearbeitet. 

Andere Zeugnisse dieses Mühens sind: »Die Stellung des Christen zum Staat in 
der DDR« und »Der Weg der Kirche in der DDR«, beides Synodalbeschlüsse 
1957; das »Notwort der Synode der EKU für die Menschen unseres Volkes und 
den Frieden in der Welt« aus dem Jahre 1959 war der Beginn einer Neubesin- 
nung, die neun Jahre später in der Denkschrift der Kammer der EKiD für 
öffentliche Verantwortung »Friedensaufgaben der Deutschen« zum Ziel kam; 
1960 beschloß die Synode eine Kanzelabkündigung »Vom Bleiben in der DDR«, 
in der die Gemeindeglieder aufgerufen wurden, im Vertrauen auf Jesus Christus 
an dem Ort zu bleiben, an den sie gestellt sind. Gleichzeitig beschloß sie ein 
Schreiben an den Ministerpräsidenten und bat um Abhilfe bei den Ursachen, die 
vielfach zur Flucht führten, mit der Begründung: »Unser Ruf zum Bleiben in der 
Deutschen Demokratischen Republik verpflichtet uns, in dieser Lebensfrage 
unseres Volkes für viele Menschen einzutreten, die in Angst und Sorge geflohen 
sind oder sich mit bitteren Fluchtgedanken tragen 24.« 

Die Intention dieser Bemühungen wird auf der ersten Seite der »Handreichung« 
so umschrieben (unter der Überschrift: »Das Wort Gottes und die Erschließung 
unserer Situation«): »Die Situation, in der wir nach dem praktischen Gehorsam 
zu fragen haben, wird uns allein durch das Wort Gottes erschlossen. Die Bereit- 
schaft, dieses anzuerkennen, gehört notwendig zur Umkehr, zu der uns das 
Freudenwort ruft. 

Durch Jesus Christus, unseren Herrn, ist das All geschaffen und wird das All 
erhalten. So ruft Er uns nicht nur zum Gehorsam in unserer Situation, sondern 
läßt uns verkündigen, daß diese unsere Situation wie alle Situationen unter seiner 
gnädigen Regierung steht und wir unsere Lage mit ihren Aufgaben und Leiden 
nur im Zusammenhang mit seiner Person, seinem Werk und Wort begreifen, an- 
nehmen und bewältigen können und sollen.« Und weiter heißt es (unter der 
Überschrift: »Die Dimension der Anfechtung«): »Unter dem Worte Gottes fin- 
den wir uns als Menschen vor, die in der höchsten Gefahr stehen, ihrem Herrn 
und Schöpfer abzusagen und damit unter den Zorn des Allmächtigen zu geraten, 
aus dem es keine Rettung gibt. Das ist die Situation der Anfechtung oder Versu- 
chung, die sicher zu allen Zeiten, darum aber nicht weniger aktuell in der jetzigen 
Stunde besteht. Mit ihr ist die wahre Dimension angezeigt, in der wir leben und 
auch heute zu handeln haben. Mag uns die Welt der sozialistischen Gesellschaft 
noch so fremdartig und unheimlich sein, so gibt es doch heute wie je nur jene ein- 
zige wirklich tödliche Bedrohung. Ihr Ausmaß für Zeit und Ewigkeit aber wird 
gerade erst dann recht erkannt, wenn uns unter dem gleichen Wort Gottes bewußt 


24. Heidtmann II, 351; dort auch die obengenannten Synodalbeschlüsse, während die 
»Handreichung« im Auftrag des Rates der EKU als Manuskript gedruckt wurde. 
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wird, daß wir - sogar mit Freuden! — genau diese so bedrohte Existenz als den 
Boden annehmen sollen, auf dem wir unsern Gehorsam üben dürfen. Keine Rede 
also davon, daß wir den Ansturm gottfeindlicher Mächte übersehen oder ver- 
harmlosen dürften! Ebensowenig aber auch Raum dafür, angesichts der über- 
mächtigen Verführung zum Abfall zu resignieren oder in dieser Situation voller 
Absturzmöglichkeiten zur Rechten und zur Linken etwas anderes als die Lage 
zu sehen, die uns ohnehin vom Evangelium als die dem Weg unseres Herrn und 
seiner Gemeinde in der Fremdlingschaft dieser Welt entsprechende verkündigt 
wird.« 

Nach einer Einleitung über »Die Anfechtung der Gemeinde und ihrer Glieder 
in der DDR« und einer Darstellung der »Botschaft der Königsherrschaft Gottes 
in Jesus Christus« wird »das Leben der Christen in der DDR« unter den acht 
Themen: »Die Umkehr«, »Unser politischer Gehorsam«, »Unser Beruf in der 
sozialistischen Gesellschaft«, »Unsere Mithilfe bei der Aufrichtung und Findung 
des Rechtes«, »Republikflucht?«, »Unser Stehen in der Kirche«, »Unser Trauen 
auf den Geist der Wahrheit« und »Die besondere Verantwortung der Pfarrer- 
schaft« abgehandelt. Dr. Heino Falcke hebt in einem kürzlich gehaltenen Refe- 
rat (»Zum Weg der Kirche in Staat und Gesellschaft der DDR. Rückblick und 
Bestandsaufnahme«) folgende »Erkenntnisse von bleibender Bedeutung« hervor: 
»Abkehr vom Antikommunismus und opportunistischer Anpassung«; »Durch- 
brechung der Fronten des kalten Krieges im Namen des Evangeliums von der 
Rechtfertigung des Gottlosen«; »Die Kirche als Zeugin im atheistischen Staat«; 
»Auch der atheistische Weltanschauungsstaat ist Anordnung und Werkzeug 
Gottes ... Von daher relativiert der Glaube das weltanschaulich-atheistische 
Selbstverständnis des Staates und rechnet damit, daß Gott auch in der von 
ideologischen Akklamationsforderungen durchsetzten Gesellschaft Raum zur 
Mitarbeit eröffnet«; »Die Sachfragen der Mitarbeit in der Gesellschaft (Dia- 
konia) stehen hinter den Problemen von Zeugnis und Bekenntnis (Martyria) 
noch zurück«. Jedoch: »Zu der Frage der Kollektivierung der Landwirtschaft 
wird konkrete Wegweisung gegeben. Dabei greifen in exemplarischer Weise 
. Hören auf das Evangelium, Situationsanalyse und Sachverstand ineinander, um 
sich der »Herausforderung zu einer neuen Gestalt des Gehorsams« zu stellen.« 

Die von der »Konferenz der Kirchenleitungen« im März 1963 von allen acht 
leitenden Geistlichen als »die der Kirche heute in Auslegung von Schrift und 
Bekenntnis gegebene Wegweisung« angenommenen »Zehn Artikel über Freiheit 
und Dienst der Kirche« versuchten diese Erkenntnisse aufzunehmen und fort- 
zuführen (bes. in den Bereichen »Wissenschaft«, » Arbeit«, »Friede« und »Recht«), 
und zwar in bewußtem Anschluß an die Barmer "Thesen. Sie sollten so etwas wie 
ein »Barmen heute« werden. Freilich fielen die Artikel teilweise hinter die 
Grundintention der Handreichung zurück: Sie zeigen an zahlreichen Stellen, wie 
sehr die Kirchen und ihre Leitungen an eine innere und äußere Existenzbedro- 
hung fixiert waren (die Arbeit an den Artikeln begann kurz nach dem 
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13. August 1961!), der gegenüber es sich zu behaupten galt: Zwar beginnt der 
letzte Artikel (»Die Hoffnung der Kirche«) mit: »Den Sieg ihres Herrn be- 
kennt die christliche Gemeinde als die entscheidende, wenn auch verborgene 
Realität in Welt und Geschichte. Dies gibt ihr eine getroste Erwartung des 
Endes, stärkt sie in ihrem Dienst und Kampf in der Welt, läßt sie die Leiden 
dieser Zeit geduldig ertragen, hält sie fern von aller falschen Aktivität und 
macht sie fest zu nüchternem Tun an jedem irdischen Tag« — darin ganz der 
Handreichung parallel —, aber ein Satz aus Artikel VIII (»Leben und Dienst der 
Kirche«) wie: »Wenn die Kirche in der Welt für ihr Recht eintritt, verteidigt 
sie damit (sic!) die Freiheit der Verkündigung und des Dienstes« deutet diese 
Fixierung an. 

Es lag an diesem Mangel, wenn sich einer der leitenden Geistlichen schon drei 
Monate später öffentlich von den Artikeln distanzieren konnte und wenn der 
sog. Weißenseer Arbeitskreis durch seine sieben Sätze über die »Tätigkeit der 
Kirche zum Dienen« versuchte, aus dem »Geist des frei machenden Evangeliums 
heraus« und nicht aus dem »der Abwehr« diesen Mangel zu korrigieren. Aber 
sowohl in den »Artikeln« wie in den »Sätzen« wirkten jene unechten Alterna- 
tiven (s. o. unter IV) nach. Darum haben beide die Kirchen in der DDR nicht 
zu größerer Klarheit über ihr Zeugnis und ihren Dienst zusammengeführt: Als 
die acht Landeskirchen in der DDR 1969 den »Bund der evangelischen Kirchen 
in der DDR« gründeten und aus der EKD ausschieden, sahen sie sich nicht in 
der Lage, in ihrer Ordnung inhaltlich zu substanzieren, was sie als »Zeugnis und 
Dienst heute« proklamierten. Bis zur Stunde hat sich daran nichts geändert. 
Sowohl die » Artikel« wie die »Sätze« scheinen vergessen zu sein. 


VI 
Die gegenwärtige Lage ist m. E. durch folgende Fragestellung charakterisiert: 


Einmal: Wird es einen Dialog zwischen Christen und Marxisten in der DDR 
geben? In den Kirchen beginnt man, sich auf einen künftigen Dialog mit dem 
Marxismus-Leninismus vorzubereiten. Man hatte über zwanzig Jahre lang diese 
sich nach und nach bildende Gesellschaftsordnung akzeptiert und respektiert. 
Einzelheiten wurden von einer anscheinend unangefochtenen Position aus je und 
dann kritisiert, abgesehen von dem grundsätzlichen Nein zur Durchsetzung der 
marxistisch-leninistischen Weltanschauung unter Einsatz staatlicher Autorität. 
Jetzt aber haben die Kirchen als ihre Aufgabe erkannt, im Rahmen ihrer Er- 
kenntnisse und Möglichkeiten auf dem Boden der gegebenen Ordnung nach einer 
gerechteren Gestaltung des menschlichen Zusammenlebens mit zu suchen. Sie 
stellen die Vergesellschaftung der Produktionsmittel nicht in Frage, aber fragen 
danach, wie die mit dieser Vergesellschaftung gegebenen Probleme besser als bis- 
her zu lösen sein könnten. Sie stellen auch die Führungsrolle der SED nicht in 
Frage, aber fragen danach, welche Grenzen dieser Führung gesetzt werden soll- 
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ten und wie diese Führung in concreto so ausgeübt werden könnte, daß tatsäch- 
lich dem »Sozialismus«, d. h. einer gerechteren Gestaltung des Zusammenlebens 
der Menschen im Staat der Weg bereitet wird. Das erste offiziöse Dokument 
dieses Willens zu einem echten Dialog war das Schreiben von sieben der acht 
leitenden Geistlichen vom März 1968 zum Entwurf der neuen Verfassung der 
DDR. In ihm wird es als Aufgabe aller Bürger eines sozialistischen Staates hin- 
gestellt, den Sozialismus als eine gerechte Gestalt menschlichen Zusammenlebens 
zu verwirklichen, und innerhalb dieser bejahten Aufgabe eine rechtlich garan- 
tierte Bewegungsmöglichkeit aller Staatsbürger und der einzelnen Gruppen der 
Gesellschaft gefordert sowie auf die Notwendigkeit rechtlich festgelegter Kon- 
trolle der Staatsorgane und der sie führenden Partei hingewiesen. — Wie weit 
Erkenntnis, Kraft und Willen der Christen zu einem echten Dialog reichen, ıst 
eine ebenso offene Frage wie die andere, ob ein solcher Dialog einmal von dem 
Gesprächspartner für möglich und nützlich gehalten wird. 


Sodann: Werden die jetzt 30jährigen Christen und Marxisten einmal besser als 
ihre Väter miteinander sprechen lernen? Es sind nicht wenige Glieder der Kirchen 
herangewachsen, die sehr entschlossen am christlichen Glauben festhalten, den 
sie z. T. selbst erst neu entdeckt haben, die aber im Rahmen des bestehenden 
gesellschaftlichen Systems aufgewachsen sind, von ihm in verschiedenster Weise 
geprägt wurden (auch wenn sie keine »Marxisten« sind), die ihren Stand in 
dieser Gesellschaft gefunden haben oder doch ernsthaft um einen solchen Platz 
ringen und die gelassen all den Schwierigkeiten begegnen, die das Evangelium 
den Jüngern Jesu ankündigt. Sie haben kein Verständnis für die unechten Alter- 
nativen ihrer Väter, sie erwarten keine »Wiedervereinigung«, sie halten zu einem 
großen Teil das Gesellschaftssystem der DDR für relativ besser als das in der 
BRD, fragen aber eindringlich und unbestechlich nach der Realisierung des So- 
zialısmus. — Aber auch innerhalb der SED ist eine neue Generation herange- 
wachsen, die nicht in erster Linie von dem Gegenüber »Einst-Jetzt« geprägt ist, 
sondern in der Problematik des » Jetzt-Morgen« existiert und darum manche 
Fragen entkrampfter sieht. Ein Dialog zwischen diesen » Jungen« auf beiden Sei- 
ten sollte nicht unmöglich sein. 


Ferner: Aber ob es von kirchlich-theologischer Seite zu einem solchen Dialog 
kommen wird? Oder würde ein — echter - Dialog nicht gerade von dieser Seite 
unmöglich gemacht, wenn etwa das »Berufsbild eines Absolventen der Theolo- 
gischen Sektion« sich in Wirklichkeit verwandeln sollte? Hier heißt es: »... Der 
Absolvent der Sektion Theologie fühlt sich mit der sozialistischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung, der ersten wahrhaft menschlichen Gesellschaftsordnung in 
der Geschichte, fest verbunden und sieht in der DDR sein Vaterland. Er hat 
erkannt, daß der Imperialismus der erwiesene Feind von Frieden und gesell- 
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schaftlichem Fortschritt in unserer Epoche ist. Er hat aus der Geschichte gelernt, 
daß sich nur die Arbeiterklasse konsequent für Frieden und gesellschaftlichen 
Fortschritt eingesetzt hat und einsetzt. Von daher ist ihm klar, daß Sozialismus 
nur dort verwirklicht wird, wo die Arbeiterklasse im festen Bündnis mit allen 
Werktätigen durch ihre marxistisch-leninistische Partei die Gesellschaft führt. 
So erkennt er die führende Rolle der Arbeiterklasse und ihrer Partei, der SED, 
an, die in der Zusammenarbeit aller Parteien und gesellschaftlichen Kräfte ihren 
Ausdruck findet. Aus humanistischer Verantwortung bemüht er sich gemeinsam 
mit allen anderen Bürgern, durch aktive Mitwirkung innerhalb der sozialistischen 
Demokratie und durch politische Mitarbeit im Rahmen der Nationalen Front 
(z. B. in den Arbeitsgruppen »Christliche Kreise<) einen festen Platz in der 
sozialistischen Menschengemeinschaft zu finden. Er betrachtet die Verfassung, die 
sich die sozialistische Gesellschaft in der DDR gegeben hat, als Richtschnur seines 
staatsbürgerlichen Handelns und begreift die Zusammengehörigkeit von Grund- 
rechten und Grundpflichten. Er studiert auch nach Abschluß seiner Hochschulaus- 
bildung intensiv die wissenschaftlichen Erkenntnisse des Marxismus-Leninismus 
von der Gesetzmäßigkeit der gesellschaftlichen Entwicklung, um sich einen be- 
gründeten parteilichen Standpunkt in der Klassenauseinandersetzung zwischen 
Sozialismus und Imperialismus ständig neu erarbeiten zu können. Dies befähigt 
ihn, seinen Gemeindegliedern in allen Entwicklungsproblemen auf ihrem Wege 
in der sozialistischen Menschengemeinschaft zu helfen und dem Mißbrauch von 
Kirche und Theologie durch die imperialistische Globalstrategie, insbesondere 
der Verbreitung antikommunistischer Parolen und konvergenztheoretischer Spe- 
kulationen wirksam entgegenzutreten. Im gesellschaftlichen Engagement für den 
Sozialismus wird er in seiner Gemeinde ein Beispiel geben ...« Nach einem etwa 
ebenso langen Abschnitt über die fachlich-theologische Ausbildung schließt das 
Dokument: »Er wird danach streben, in Bewährung christlicher Liebe und im 
Bekennen christlichen Glaubens seiner Gemeinde ein Vorbild zu sein. Dieses Ziel, 
daß der Absolvent die Universität als wissenschaftlich gebildeter, moralisch ge- 
festigter, gesellschaftlich verantwortungsbewußter Charakter verläßt, ist nur zu 
erreichen, wenn der Student vom ersten Semester an das Leitbild seiner zukünf- 
tigen Existenz in Gesellschaft und Kirche vor Augen hat und schon während der 
Ausbildungszeit in der aktiven gesellschaftlich-politischen Arbeit an der Uni- 
versität — vor allem in der FDJ - und in allen Studienaufgaben Vorbildliches 
leistet. Es muß dabei bereits dem Studenten deutlich werden, daß die theologisch- 
kirchliche Arbeit und das Engagement für die Gesellschaft nicht beziehungslos 
nebeneinanderstehen. Vielmehr gehört es gerade zum biblisch begründeten Auf- 
trag jedes Christen, für das Gedeihen der Gesellschaft, in der er lebt, verantwor- 
tungsbewußt zu wirken. Der Absolvent der Sektion Theologie wird in seiner 
Tätigkeit als Pastor einer evangelischen Gemeinde diese spannungsvolle Einheit 
von theologischer und gesellschaftlicher Verantwortung in besonderem Maße zu 
bewähren haben. Das kann nur in konkretem Handeln geschehen. Dann wird 
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sein Zeugnis in der Gemeinde glaubwürdig sein und sein politischer Standpunkt 
überzeugungskräftig sein 25.« 


Schließlich: Das Schicksal der Christenheit — auch in der DDR - könnte sich 
daran entscheiden, ob sie in ganz neuer Weise in der Nachfolge Jesu Gottes Ge- 
schöpfen dankbar und frei dient. Die im Bund vereinigten Kirchen wollen ja zu 
einer »Zeugnis- und Dienstgemeinschaft« zusammenwachsen. Erste Ansätze eines 
Neudurchdenkens dieses Problems zeigen sich. Hingewiesen sei auf den Vortrag: 
»Diener Gottes, Diener der Menschen«, der jüngst auf der Nyborger Tagung der 
europäischen Kirchen von Bischof Krusche-Magdeburg gehalten wurde. Daraus: 
»Eine Kirche, die in dieser Weise den Menschen zu dienen versucht, wird es nicht 
leicht haben. Sie wird sich auf Mißverständnisse, Verdächtigungen und Leiden 
einzustellen haben. Ihr Dienst geschieht in der Nachfolge des gekreuzigten 
Dieners, dessen Herrschaft nicht im Zeichen der geballten Fäuste, sondern im 
Zeichen der durchbohrten Hände geschieht. Eine Kirche, die sich im Einsatz für 
die Menschen nicht gefährdet, nichts aufs Spiel setzen will, die etwas, was sie um 
des Menschen willen unbedingt tun müßte, unterläßt, um ihre Existenz nicht 
zu gefährden, eine Kirche, die selbst zu einer Interessengruppe geworden ist, ist 
dienstuntauglich. Gerade indem sie überleben will, ist sie überlebt (Mt 16,25) 6.« 


25. Beschlossen vom Rat der Theologischen Fakultät der Humboldt-Universität Berlin 


am 2. I. 1970 und publiziert. 
26. Junge Kirche, 32. Jg. (1971), 231. 
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Walter Schmithals 
Die gesellschaftliche Verantwortung der Kirche und 
der Christen und das Problem der Macht 


Macht, die Menschen über Menschen ausüben, wurzelt für die Frömmigkeit des 
Neuen Testaments im Bösen. Das bedeutet nicht, daß die Macht selbst unter allen 
Umständen böse sei. Sie kann sogar dem Guten dienen und das Böse in die 
Schranken weisen; denn wer das Schwert nimmt, soll durch das Schwert um- 
kommen (Mt 26,52). Aber auch wo die Macht als das in solch relativer Weise 
Gute der Negation des Bösen dient, wird sie allererst durch das Böse provoziert. 
Im Reiche Gottes gibt es keine Macht, die Menschen, gar unter Androhung und 
Vollzug von Gewalt, über andere Menschen besitzen; denn Gott »stößt die 
Mächtigen von den Thronen und richtet die Niedrigen auf« (Lk 1,52). Alles 
wird ihm untertan sein, »damit Gott sei alles in allem« (1 Kor ı5,27f.). Ihm 
allein werden die Menschen dienen (Apk 22,3), weil »das Heil und die Kraft und 
das Reich unsers Gottes geworden ist und die Macht seines Christus« (Apk 12,10). 
»In Christus< gibt es deshalb schon jetzt nicht mehr die Herrschaft der Heiden 
über die Juden, der Freien über die Sklaven, der Männer über die Frauen, son- 
dern nur die Gemeinschaft der Kinder Gottes (Gal 3,28). 

Indem die Herrschaft Gottes als eine die irdische Macht überwindende Wirklich- 
keit vorgestellt wird, wird solche Macht für »diesen« Aon zugleich als selbstver- 
ständlich vorausgesetzt und grundsätzlicher Kritik unterzogen. Denn die Über- 
windung von Macht und Gewalt im Reich Gottes geht ja gerade davon aus, daß 
sie Kennzeichen »dieser« Welt sind, freilich wie diese ganze Welt und mit ihr auch 
dem Gericht Gottes unterliegen. 


»Macht« im Neuen Testament 


Ich gebe einige Beispiele dafür, wie sich von dieser Grundeinstellung aus die 
Urchristenheit faktisch zum Problem der irdischen Macht verhält. 

Bekannt ist die Verteufelung des römischen Weltstaates in Apk 13. Dieses Stück 
geht auf Traditionen der jüdischen Apokalyptik zurück, in denen vor allem an 
der Vergöttlichung der römischen Kaisermacht Anstoß genommen wurde. Der 
Seher nimmt diese Traditionen angesichts der aktuellen Christenverfolgungen 
durch die staatlichen Behörden Roms auf: Diese Verfolgungen, die Gefangen- 
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schaft und Tod über die Christen bringen (13,9 f.), weisen aus, daß dieser Staat 
seine Macht vom Teufel bekommen hat (13,2). Er ist der Staat der Endzeit, in 
der das Böse seine größten und zugleich letzten Triumphe feiert. 

Man darf den Verfasser der Apokalypse nicht fragen, ob er die für die Apo- 
kalyptik bezeichnende Verteufelung aller Macht teile; denn er denkt nicht über 
das Wesen der Macht überhaupt nach. Er erfährt eine konkrete Macht als böse, 
die die Christen verfolgende Macht des römischen Staates. Diese Macht deutet 
er in Gestalt des Tieres aus dem Abgrund als die teuflische Macht der letzten 
Stunde des vergehenden Äons, und diese Stunde läßt nicht zu, die Frage nach der 
Macht an sich aufzuwerfen. 

Auch Matthäus, der in anderer Situation ein Urteil über konkrete Machtaus- 
übung spricht, urteilt nicht über irdische Macht überhaupt. Er schreibt im Um- 
kreis judenchristlicher Gemeinden und unter dem beständigen Eindruck der 
Katastrophe des jüdischen Krieges, die auch seine Gemeinden in der Diaspora 
getroffen hatte. Jesu Wort an einen seiner Jünger zieht die Lehre aus dem grau- 
sigen Geschehen der jüngsten jüdischen Vergangenheit: »Alle, die das Schwert 
nehmen, werden durch das Schwert sterben« (Mt 26,52); und dem politischen 
Messianismus, der im Untergang Jerusalems sein Urteil empfing, stellt Matthäus 
den Messias entgegen, der den Mut zur Sanftmut hat und auf einem Esel in 
Jerusalem einreitet (Mt 21,1 ff.), der alle einlädt, sein Joch der Liebe auf sich zu 
nehmen und darin das Glück wahren Lebens zu finden (Mt 11,28 ff.), und der die 
Sanftmütigen selig preist und die Friedensstifter Gottes Kinder nennt (Mt 5,3 ff.). 
Durch das ganze Werk des Matthäus zieht sich die Absage an die Gewalt hin- 
durch als an ein Mittel, durch das Israel Heil und Frieden finden könnte. Ob 
dieses Israel dabei mehr als politische oder mehr als geistliche Größe gesehen wird, 
darf man schwerlich fragen, und eine Trennung beider Blickpunkte ist für Mat- 
thäus erst recht völlig ausgeschlossen. Er blickt zurück: Diese Ausübung von 
Macht und Gewalt, die seine Generation erfuhr, hat Gott verurteilt. Daß damit 
nicht jede Macht verneint werden soll, zeigt Jesu Antwort auf die Pharisäer- 
frage: »Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott, was Gottes ist«, ein 
Wort, das nicht daran interessiert ist, die Sache Gottes und die des Kaisers zu 
scheiden, erst recht nicht, beide einander dualistisch entgegenzusetzen, sondern 
im Gegenteil daran, der grundsätzlichen Verneinung irdischer Macht, also dem 
in der radikalen Apokalyptik begegnenden Verständnis, oder der Verwerfung 
heidnischer Macht über Juden, also dem nationalreligiösen Verständnis Israels, 
zu wehren. Der römische Kaiser hat in diesem Äon und in dieser Zeit seine be- 
rechtigte und notwendige Funktion, die mit der Macht Gottes nicht konkurrieren 
muß. 

Bekanntlich durchzieht die Passionsgeschichte der Evangelien ein in den späteren 
Versionen wachsender apologetischer Zug. Angesichts der zunehmenden Be- 
drückung durch den römischen Staat versuchen die Evangelisten an einer theo- 
logisch und politisch entscheidenden Stelle, dem akuten Vorwurf politischer 
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Unzuverlässigkeit zu entgehen und die Unhaltbarkeit dieses Vorwurfs, soweit er 
historisch begründet wird, nachzuweisen: Pilatus, der berufene Vertreter des 
römischen Staates, hat Jesus keineswegs wegen politischen Aufruhrs hinrichten 
lassen, sondern er hat entgegen seiner Pflicht als willfähriges Werkzeug der 
jüdischen Obrigkeit gehandelt, die einen religiösen Konflikt mit Hilfe des unter 
Druck gesetzten römischen Prokurators entscheiden wollte. So beteuert Pilatus 
in allen Evangelien die politische Ungefährlichkeit Jesu. Matthäus läßt ihn sich 
öffentlich die Hände in Unschuld waschen, nachdem seine Frau ihm hat aus- 
richten lassen, er solle sich an diesem Gerechten nicht vergreifen. Lukas zieht das 
apologetische Motiv durch sein ganzes Doppelwerk hindurch, so daß sich z.B. 
im Prozeß gegen Paulus wiederholt, was Jesus von seiten des Pilatus und des He- 
rodes widerfuhr: Festus und Agrippa stellen gemeinsam die politische Harmlosig- 
keit der paulinischen Verkündigung fest (Apg 25 f.). Bei Johannes erklärt Jesus, 
sein Reich sei nicht von dieser Welt, und Pilatus bestätigt ihm dies, wenn er um- 
gekehrt feststellt, die Frage nach der Wahrheit sei nicht seine Sache (Joh 
18,33 ff.). 

Die zunehmenden Christenverfolgungen von seiten der römischen Staatsmacht 
führen die Evangelisten also nicht dazu, die Legitimität staatlicher Macht über- 
haupt zu bestreiten. Vielmehr impliziert die politische Apologie, die den Nach- 
weis loyaler Staatsbürgerschaft der Christen erbringen will, das Urteil, staatliche 
Macht sei als solche nicht unbegründet. 

In wiederum anderer Lage schreibt Paulus den Römern, jedermann solle den 
irdischen Machthabern gehorchen, denn diese seien von Gott bestellt, dem Bösen 
zu wehren. Man hat Röm 13,1-7 aus den persönlichen Erfahrungen des Paulus 
erklären wollen, der während seiner Missionsreisen nicht selten bei den römischen 
Behörden Schutz vor den jüdischen Nachstellungen gefunden habe. Indessen 
reicht eine solche biographische Aufschlüsselung dieses vielberedeten Textes sicher 
nicht aus, die paulinische Intention zu erfassen. Es ist ja bekannt, daß Paulus in 
Röm 13 auf synagogale Traditionen zurückgreift (vgl. die Parallele in ı Petr 
2,13-17), und Ernst Käsemann hat einen methodisch glücklichen Versuch ge- 
macht, diese Tradition historisch aufzuhellen und verständlich zu machen. Sie 
wende sich, so meint er, gegen den Enthusiasmus, der »aus der Trennung von 
der Welt und ihren Gewalten leben möchte« und damit »der Welt faktisch den 
Charakter der Schöpfung Gottes« nimmt (Exegetische Versuche und Besinnungen 
2, $S.219), so daß Dienst an der Welt nicht mehr ernsthaft in Frage kommt. Das 
dürfte eine im Prinzip richtige Erklärung sein, nur muß man an die Stelle des 
Enthusiasmus die Apokalyptik oder den Zelotismus setzen; denn der Enthusias- 
mus pflegt seine Anhänger nicht anarchistisch zum Kampf gegen die bestehenden 
Machtverhältnisse aufzurufen, die man doch im Geist längst hinter sich gelassen 
hat, während radikale Richtungen der Apokalyptik die Frommen um des An- 
bruchs der Gottesherrschaft willen zur aktiven oder passiven Verneinung der 
Staatsmacht ermuntern können. Gegen solchen apokalyptischen Anarchismus 
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wendet sich die hellenistische Synagoge, die allen Grund hat, ihre Glieder und 
ihre vielen Anhänger aus den Heiden zur Loyalität den staatlichen Mächten ge- 
genüber zu verpflichten. Paulus greift diesen vertrauten Gedanken auf, und es 
möchte ihm vor allem im Blick auf seine bevorstehende Romreise nicht unwichtig 
gewesen sein, daß die dortige christliche Gemeinde bei den Behörden kein un- 
liebsames Aufsehen erregt, liegt doch die Vertreibung der Juden bzw. der Juden- 
christen aus Rom durch Claudius nur wenige Jahre zurück, während zugleich die 
zunehmende Gefährdung der Christen von seiten des römischen Staates Paulus 
nicht verborgen geblieben sein kann. Wenn der Apostel dabei dem Staat generell 
zugesteht, daß er dem Bösen wehrt und das Gute fördert, will er natürlich kein 
zeitloses Urteil über das Verhalten staatlicher Macht fällen, wie dies ja auch nicht 
in der Absicht der in Röm ı3 verwendeten synagogalen Tradition liegt, der es 
vielmehr darauf ankommt, der grundsätzlichen apokalyptischen Verteufelung 
des Staates die Deutung der Staatsmacht als »Diener Gottes: zur Eindäimmung 
des Bösen entgegenzustellen. In Übernahme dieser Tradition setzt Paulus das, 
was sein soll, als gegeben hin, und er kann dies im Blick auf die aktuelle römische 
Situation offensichtlich mit Recht tun. Die Frage nach dem Mißbrauch staat- 
licher Machtmittel bleibt dabei unberücksichtigt, wird also auch durch die Aus- 
führungen in Röm 13 in keiner Weise präjudiziert. Mit Sicherheit aber läßt sich 
Röm ı3 entnehmen, daß für Paulus auch ein solcher Mißbrauch nicht irdische 
Macht überhaupt in Frage stellen könnte. 


Ergebnisse 


Den vier gebotenen Beispielen ließen sich andere an die Seite stellen. Sie würden 
das gewonnene Bild nicht wesentlich modifizieren. Dies Bild ergibt: 

1. Das Neue Testament entfaltet keine Lehre von der irdischen Macht. Es nimmt 
in konkreten Situationen Stellung zu aktuellen Machterweisen. Diese Stellung- 
nahme kann deshalb je nach der vorausgesetzten Situation verschieden ausfallen. 
2. Die irdische Macht steht offenbar stets in Beziehung zum Bösen. Sie wird 
bejaht, sofern sie das Böse in seine Schranken weist, Ihr wird widersprochen, wo 
sie sich selbst zum Werkzeug des Bösen macht. Dabei ist die Grenze zwischen der 
Macht als Gegenmacht zum Bösen und als böser Macht offensichtlich nicht eindeu- 
tig zu ziehen. Jeder Gebrauch von Macht umschließt die Möglichkeit des Miß- 
brauchs, und nur selten wird die Macht mißbraucht, ohne daß der Mächtige diesen 
Mißbrauch als Gebrauch zu rechtfertigen weiß — meist subjektiv ehrlich und über- 
zeugend. Ob Macht als mißbraucht oder als gebraucht beurteilt wird, hängt zu 
einem guten Teil vom geschichtlichen und gesellschaftlichen Urteil des Beurteilers 
ab. So empfinden die christlichen Gemeinden die Verfolgungen durch den rö- 
mischen Staat als Unrecht. Ihnen erscheint die Macht der römischen Behörden 
als böse. Ohne Frage aber wurde solche Meinung von den Trägern dieser Macht 
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nicht geteilt. Sie waren überzeugt, und diese Überzeugung wurde von der Mehr- 
heit der Staatsbürger geteilt, die Christen wegen gemeinschaftswidrigen Verhal- 
tens, im Vorwurf des odium generis humani gipfelnd, in Wahrung des Rechts 
bestrafen zu müssen. Andererseits werden nicht wenige Christen zu der Zeit, da 
Paulus Röm ı3 niederschreibt, mit gutem Grund der römischen »Obrigkeit« sehr 
viel kritischer und negativer gegenübergestanden haben als der Heidenapostel, 
und sie hätten ihr skeptisches Urteil von ihrem Blickpunkt aus gewißlich nicht 
schlechter begründen können als Paulus das seine. 

Angesichts dieser sittlichen Ambivalenz von Macht hat zu allen Zeiten die Vor- 
werfung von Macht überhaupt, zumal durch die Machtlosen, nahegelegen. Die 
frühe Christenheit erliegt trotz Apk ı3 dieser Versuchung des Anarchismus nicht, 
sondern bittet im Wissen um die Gefährdung allen Machtgebrauchs für die 
Machthaber: »Du, Herr, wollest ihren Sinn auf das richten, was vor dir gut und 
wohlgefällig ist, damit sie in Frieden und Sanftmut die Macht, die du ihnen 
gegeben hast, fromm verwalten und so an deiner Barmherzigkeit Anteil bekom- 
men« (1 Clem 61,2; vgl. ı Tim 2,1-4). Was Irenäus unter Berufung auf Röm 13 
schreibt, ist gemeinsame Überzeugung der frühen Kirche: »Menschlicher Gewalt 
unterworfen und menschlichem Gesetz verbunden, sollten sie (sc. die Menschen) 
in etwa wenigstens zur Gerechtigkeit gelangen und sich gegenseitig zügeln, indem 
sie das Schwert vor ihren Augen fürchten ... Deswegen werden auch die Obrigkei- 
ten, welche die Gesetze als Gewand der Gerechtigkeit haben, über das nicht ge- 
fragt, was immer sie gerecht und gesetzlich tun, noch bestraft. Was sie aber zur 
Unterdrückung des Gerechten ungerecht, gottlos, gegen das Gesetz und nach 
Tyrannenart verüben, das bringt ihnen Verderben ein; denn alle erreicht das 
gerechte Gericht Gottes gleichmäßig und macht vor keinem halt« (V. 24,2). 
Freilich: wo Macht gerecht, wo ungerecht gebraucht wurde, das stand auch zur 
Zeit des Irenäus nicht »an sich« fest, sondern war dem geschichtlichen Urteil an- 
heimgegeben. 

3. In keinem Fall haben die Christen selbst aktiv Anteil an der Macht. Sie üben 
nicht selbst Macht aus, sondern sind Objekte der Macht, die deren Wohltaten und 
Untaten dankbar oder leidend erfahren. 

Diese zuletzt beschriebene Situation ist bis zum Ende der Christenverfolgungen 
im wesentlichen dieselbe geblieben. Christen beteiligten sich nicht an der Aus- 
übung staatlicher Macht. Die Staatsämter waren ihnen im allgemeinen ebenso 
verschlossen wie der Soldatenstand. Die Möglichkeit, daß Christen Träger staat- 
licher Macht, die Machthaber Christen sein könnten, trat so wenig in den Bereich 
des Denkbaren, daß Irenäus in seiner Apologie argumentieren kann: »Alle diese 
Christen betreffenden Ereignisse meldete Pilatus dem damaligen Kaiser Tiberius, 
in seinem Gewissen schon selbst ein Christ. Aber auch die Kaiser hätten an Chri- 
stus geglaubt, wenn nicht die Kaiser nötig wären für diese Welt bzw. wenn 
Kaiser zugleich Christen sein könnten« (Apol 21,24). Kaiser also sind nötig, 
aber Christen können die Kaiser sowenig sein wie die Christen Kaiser. 
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Die Frage nach dem gesellschaftlichen Engagement der Christen und der Kirche 
stellte sich also hinsichtlich des aktiven Umgangs mit Macht im öffentlichen Be- 
reich überhaupt nicht, so daß die Christen auch nicht in Verlegenheit kamen, ihre 
gesellschaftliche Aufgabe im Umgang mit dem Phänomen Macht reflektieren und 
bewähren zu müssen. Sie waren insofern fein heraus, als man sie nicht haben 
wollte, und sie selbst drängten sich verständlicherweise nicht dazu, Subjekte 
der Macht zu werden. Im 3. Jahrhundert freilich wird die Problematik dieser 
christlichen Ignoranz von Macht, deren Berechtigung nicht geleugnet wird, spür- 
bar. Die Zahl der Christen steigt. Celsus fragt sie, ob sie denn nicht dem Kaiser 
bei dem, was recht sei und zum allgemeinen Besten diene, beistehen und z. B. mit 
ihm zu Felde ziehen und staatliche Ämter übernehmen wollten. Origenes ant- 
wortet, man nehme als Priester und Diener Gottes an den kaiserlichen Feldzügen 
teil und bete mit reinen Händen zu Gott für die gerechte Sache; und Ämter über- 
nehme man in der Kirche und diene so dem Wohl aller Menschen (Celsus 8,37 ff.). 
Ohne Recht und Notwendigkeit gesellschaftlicher Macht zu bestreiten, halten 
die Christen sich dennoch grundsätzlich von ihrer Teilnahme an solcher Macht- 
ausübung für dispensiert; sie behalten ihre Hände »rein«. Das Unbefriedigende 
dieser Antwort auf die von Celsus richtig beobachtete Problematik und berech- 
tigterweise gestellte Frage liegt am Tage, so verständlich sie in der Mitte des 
3. Jahrhunderts war. Nach der konstantinischen Wende wurde ihre relative Ver- 
antwortungslosigkeit für das Wohl der Gesellschaft deutlich. Nun kamen die 
Christen »san die Macht«, ohne theologisch darauf vorbereitet zu sein. Sie standen 
vor einem neuen Problem, dessen Lösung im Neuen Testament nicht direkt vor- 
gebildet war. 

Die Frage nach dem gesellschaftlichen Engagement der Kirche und der Christen 
ließ sich also und läßt sich demzufolge, gerade wenn man die Problematik der 
Macht bedenkt, nicht durch direkten Rückgriff auf das Zeugnis des Neuen Testa- 
ments beantworten. Damit wird natürlich eine theologisch verantwortbare, auch 
eine spezifisch biblische Antwort nicht ausgeschlossen. Nur wird diese Antwort 
nicht ohne eine systematische Reflexion zu gewinnen sein. Diese Reflexion 
richtet sich im folgenden zuerst auf ein mögliches gesellschaftliches Engagement 
der Kirche, danach auf die Stellung der Christen gegenüber der Macht. 


Die Kirche im Neuen Testament 


Was ist »Kirche« im Zeugnis des Neuen Testaments? Mit einem theologischen 
Fachausdruck können wir sagen: Die Kirche ist die eschatologische Heilsgemeinde. 
Das heißt in biblischer Sprache: Die Kirche ist der von Jeremia (38,31 ff.) ver- 
heißene Neue Bund ( ı Kor 11,25 f.). Ihr wurde der Geist, die Gabe der Heilszeit, 
verliehen. Sie lebt aus der Vergebung der Sünde, also in der Freiheit der Kinder 
Gottes. Wo Kirche ist, ist die Macht der Sünde gebrochen. 
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Die Glieder der Kirche heißen »Berufene Heilige (Röm 1,7), und dem entspricht 
es, daß sie von der »Welt« gehaßt werden (Joh 15,18 ff.); denn die Kirche ist 
Nicht-Welt, ist Sieg über die Welt. Die Glieder der Kirche haben ihr Bürger- 
recht im Himmel (Phil 3,20). Sie sind also Kinder Gottes, die mitten unter einem 
verderbten und verkehrten Geschlecht leben (Phil 2,15). Sie sind Fremdlinge 
und Beisassen auf Erden (1 Petr 1,1.17). Sie sind neue Kreatur (2 Kor 5,17) und 
stellen sich diesem Aon nicht gleich (Röm 12,1 f.). Sie sind — das ist ihr eschatolo- 
gischer Stand — mit Christus auferstanden und suchen, was droben ist, wo Chri- 
stus ist (Kol 3,1 f.). Der irdische Stand, die bürgerlichen Bindungen bestimmen 
die Glieder der Kirche nicht mehr. Deshalb kann der Christ notfalls Eltern und 
Kinder »hassen« (Lk 14,26). »In Christus«, d. h. in der Kirche, gibt es weder Jude 
noch Grieche, weder Sklave noch Freier, weder Mann noch Frau (Gal 3,28). Die 
Kirche wird durch Wirklichkeiten charakterisiert, nach denen die Welt nur rufen 
und suchen kann. Die Kirche ist der Ort der Freiheit und des Friedens, der Freude 
und des Lebens, der Wahrheit und der Erkenntnis, des Heils und der Rettung. 
Die Kirche ist also der Ort der eschatologischen Heilsgaben, die nicht von dieser 
Welt sind. 

So ist denn auch die Kirche nicht von dieser Welt. Sie lebt aus dem »Wort von 
der Versöhnung«, das in die Welt gesandt wurde. Sie konstituiert sich in den 
Versammlungen, in denen dies Wort gesagt und angenommen wird. Sie besteht 
aus dem Kreis jener Menschen, die ihren Glauben als den Sieg verstehen, der die 
Welt überwunden hat (1 Joh 5,4). An Christi Statt ruft sie die Welt zum Heil: 
Lasset euch versöhnen mit Gott (2 Kor 5,20; vgl. These 6 der Barmer Erklä- 
rung). 

Die Kirche erkennt nur einen Herrn an, Gott, der sie mit seinem Geist durch 
Jesus Christus regiert. Die Kirche selbst ist ohnmächtig, und stark allein in der 
Kraft seiner Stärke. Für sie gilt deshalb: »Ihr wißt, daß die Beherrscher der 
Völker Zwang auf sie ausüben und ihre Machthaber sie mit Gewalt niederhalten. 
So soll es unter euch nicht sein. Sondern wer unter euch groß werden will, der 
soll euer Diener werden; und wer unter euch der erste sein will, der soll Knecht 
von allen werden« (Mk 10,42-44). Die Tatsache, daß es in der Kirche nicht Macht 
von Menschen über Menschen gibt, beruht darauf, daß in der Kirche die Macht 
der Sünde gebrochen ist, durch die alle irdische Macht bedingt ist. 

Mit anderen Worten: Das Charakteristische der Kirche, wie sie sich im Neuen 
Testament darstellt, entspricht den Wesenszügen des Reiches Gottes. In der 
Kirche ist die Herrschaft Gottes irdisch gegenwärtig. Man muß deshalb vom 
neutestamentlichen Kirchenbegriff die institutionellen Züge unseres landläufigen 
Kirchenverständnisses fernhalten. Nicht zufällig gelten im Neuen Testament die 
gesamte Christenheit, die Ortsgemeinde und die christliche Versammlung im 
Haus in gleicher Weise als »Kirche«. Kirche wird also nicht primär an Amt und 
Ordnung, sondern an Wort und Glaube erkannt. 

In diesem Zusammenhang beachte man, daß dem Neuen Testament der Ge- 
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danke völlig fremd ist, die Christen könnten sich zur Kirche zusammenschließen. 
Kirche ist nicht die Summe der Christen, nicht das Ergebnis eines gesellschaftlichen 
Prozesses; Kirche wird im Neuen Testament nicht nach Analogie sozialer Ver- 
einigung verstanden. Das bekannte Bild von der Kirche als dem »Leib Christi« 
macht deutlich, daß die Kirche wie das »Wort« und wie der sie durch das Wort 
sammelnde Heilige Geist« den Christen vorgegeben ist, was natürlich nicht be- 
deutet, daß man von der Kirche unter Absehung von den Christen sprechen 
könnte. Aber die Christen »bilden« nicht die Kirche, sondern werden in die Kirche 
hineingetauft. Kirche gibt es erst seit Ostern. Die Kirche lebt also jenseits der 
Todesgrenze in der Kraft der Totenauferstehung; in ihr ereignet sich der An- 
bruch des neuen Äons. 

Natürlich lebt auch die Kirche in dieser Welt. Sie hat die Freiheit von Sünde 
nicht als verfügbaren Besitz, sondern als göttliche Gnadengabe. Darum steht 
sie immer in der Versuchung, den Machtstrukturen der Welt auch in ihrer Mitte 
Raum zu geben. Damit aber verleugnet sie ihr Wesen und hört aktuell auf, Kirche 
zu sein. 

Natürlich kann die Kirche nicht ohne Ordnung leben. Aber ihre Ordnung wird 
vom Geist gesetzt und ist nur kirchliche Ordnung, wenn sich in ihr die Herrschaft 
Christi ereignet. Nichts ist unkirchlicher als eine Kirche, die sich in ihre Institu- 
tionen verliert und sich so zur Welt zurückverwandelt. Denn die Kirche des 
Neuen Testaments, in die man hineingetauft wird, ist nicht die Institution 
»Kirche«, sondern der Leib Christi, weshalb die für das Neue Testament bezeich- 
nende Vorgegebenheit der Kirche im rechtlichen Anstaltsdenken des römischen 
Kirchenverständnisses von Grund auf mißverstanden wird, weil diese Vorgege- 
benheit auf der Gegebenheit des Wortes vor dem Bekennen und des Heiligen 
Geistes vor dem Glauben beruht. 

Natürlich ist auch die Kirche sichtbar. Sie ist ja keine Idee, sondern die geschicht- 
liche Wirklichkeit der Gottesherrschaft. Aber diese Sichtbarkeit beruht als Sicht- 
barkeit der Kirche einzig und allein darin, daß die Kirche ein Wort zu sagen hat. 
Sie ist sichtbar in denen, die gesandt sind, dies Wort zu sagen; in denen, die zu- 
sammenkommen, dies Wort zu hören; in denen, die versuchen, aus diesem Wort 
zu leben. Sie erscheint deshalb der Welt zwar als eine Größe, die diese Gesell- 
schaft aus sich hervorbringt und die neben alle anderen gesellschaftlichen Größen 
tritt. Aber wer ihr Wort zum Grund seines Lebens gemacht hat, begreift, daß die 
Kirche als »gesellschaftliche Größe: mißverstanden ist, weil »Kirche« die Über- 
windung alles dessen bedeutet, was »Gesellschaft« heißt; Kirche ist Krisis der 
Größe und aller Größen dieser Welt. 

Die Kirche hat darum keine Machtmittel. Sie vertraut allein auf die Torheit der 
Predigt, die ihre Kraft erweist, wo es Gott gefällt. Die Kirche schützt sich nicht 
durch Mittel äußerer Gewalt, auch läßt sie sich nicht durch staatliche Gewalt 
schützen; sie weiß sich geschützt und ist im Glauben gewiß, daß die Pforten der 
Hölle sie nicht überwinden werden. 


Die Kirche hat als eschatologische Heilsgemeinde jenes total gebrochene Verhält- 
nis zur Macht, das die Gottesherrschaft kennzeichnet; weil sie die Welt überwun- 
den hatte, bildet sie inmitten dieser Welt jenen Bereich, in dem die irdische Macht 
überwunden ist. 


Die gesellschaftliche Verantwortung der Kirche 


Mit ihrer Existenz als Kirche nimmt die Kirche ihre gesellschaftliche Verantwor- 
tung im Blick auf das Phänomen »Macht« wahr. Wo sie Kirche im Sinne des Neuen 
Testaments ist, stellt sie durch ihr Dasein in dieser Welt die Macht von Menschen 
über Menschen fundamental in Frage. Sie deckt durch ihr Dasein als Kirche die 
bösen Wurzeln der Macht auf und unterzieht so die Macht radikaler Kritik, 
Kritik von der Wurzel her. Insofern ist die Kirche, wenn und weil in ihr Barm- 
herzigkeit und Friede, Sanftmut und Gerechtigkeit regieren (Mt 5,3-9), das Salz 
der Erde und das Licht für die Welt (Mt 5,13-16). 

Man darf diese gesellschaftliche Verantwortung der Kirche freilich nicht, wie 
Karl Barth es tat, in dem Bild der beiden konzentrischen Kreise darstellen, deren 
innerer, die Kirche, mittels einer analogia relationis als Vorbild der gleichnis- 
fähigen Bürgergemeinde in Erscheinung tritt. Denn die Gemeinde des Heils ist 
nicht das Vorbild, sondern die Krisis der Welt, und der Weg von der Welt in die 
Kirche eine »Metabasis eis allo genos«, ein Schritt über die Todesgrenze dieser 
Welt hinaus. Die Ohnmacht der Kirche kann ja, will man nicht dem Schwärmer- 
tum verfallen, gerade nicht Vorbild der Welt derart sein, daß diese als Welt sich 
jeder Macht begibt. Damit würde der Zusammenhang von Welt und Sünde 
geleugnet, der es vielmehr als unerläßlich erscheinen läßt, Macht zur Beschrän- 
kung von sündhaftem Tun einzusetzen. 

Denn wenn die Kirche durch ihre Existenz die Macht von Menschen über Men- 
schen radikal kritisiert, so tut sie dies doch nicht so, daß sie die Macht in der 
Welt verurteilt, sondern so, daß sie die Welt selbst in die Krisis führt, jene Welt, 
in der die Macht als Sünde und - zur Beschränkung der Sünde - als ihre Gegen- 
macht unaufhebbar bleibt, solange die Welt - Welt bleibt. Nur solche radikale 
Kritik der ohnmächtigen Kirche an der Welt selbst, nicht an bestimmten welt- 
lichen Symptomen, trifft das bilblisch Gemeinte und verhindert in einem die 
schwärmerische Nicht-Unterscheidung von Gottesherrschaft und Welt und die 
kleingläubige Trennung von Kirche und Reich Gottes. 

Kann sich die Kirche aber damit begnügen? Braucht nicht die Welt eben als Welt 
die Kirche, damit sie ihre Macht nicht mißbraucht, sondern in rechter Weise ge- 
brauchen lernt? Wird die Kirche nicht erst dort ihrer gesellschaftlichen Verant- 
wortung gerecht, wo sie sich von dem himmlischen Ort eschatologischen Heils in 
die Niederungen des Alltags begibt, in denen die Sünde regiert und das Risiko 
der Macht eingegangen werden muß von allen denen, die sich um der Menschen 
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willen für die Welt verantwortlich wissen? Steht die Kirche nicht im Kampf 
gegen die Sünde, und muß sie deshalb nicht den Kampf auch dort führen, wo 
irdische Macht der zerstörenden Willkür Mächtiger wehrt? 

Diese Fragen müssen wir, da wir nach der Verantwortung der Kirche fragen, 
zunächst mit einem deutlichen »Nein« beantworten, Wie sollte die Kirche denn 
diesen Anforderungen Genüge tun? Daß sie mit eigener Macht den Kampf gegen 
die Sünde nicht aufnehmen kann, liegt am Tage; denn sie hat keine Macht — außer 
der Macht ihres ohnmächtigen Wortes, das die Welt überwindet. Und fühlte sie 
sich in anderer Macht stark, wäre sie nicht mehr Kirche. Sie könnte also nur den 
Mächtigen raten, wie diese ihre Macht hier zum Besten der Welt gebrauchen und 
dort zum Wohl der Welt nicht mißbrauchen sollen. 

Aber woher sollte gerade ihr die Vollmacht zu solchem Rat kommen? Es handelt 
sich doch um einen politischen Rat. Dieser Rat will in aktueller Situation konkret 
gewonnen und verantwortet werden. Denn verantwortliche politische Entschei- 
dungen lassen sich nicht mit abstrakten Schlagworten, so richtig sie sein mögen, 
und mit realitätsfernen Idealen, so überzeugend sie sind, fällen, Politik ist die 
Kunst des Möglichen, und diese Kunst beherrscht die Kirche, mit der das Un- 
mögliche Ereignis wird, gewißlich nicht in hervorragender Weise. Politische Ent- 
scheidungen sind, gerade als sittliche Entscheidungen, Entscheidungen der Ver- 
nunft bzw. — leider Gottes - oft der Unvernunft; sie sind Ermessensentscheidun- 
gen, sie beruhen auf Verstandeserwägungen, sie gründen in der Abwägung rela- 
tiver Argumente. Ein besonderes Maß an politischer Vernunft aber ist der Kirche 
nirgendwo verheißen, sondern der Friede, der höher ist als alle Vernunft. Das 
Wort vom Kreuz läßt die Weisheit der Welt zur Torheit werden (r Kor 1,20), 
also auch die politische Weisheit; dies nicht, weil diese Weisheit im Bereich der 
Welt gering einzuschätzen wäre, sondern weil sie sich dort als Weisheit dieser 
Welt des Todes enthüllt, wo Christus zur Weisheit wurde (1 Kor 1,30) und durch 
die törichte Predigt Menschen aus dieser Welt herausruft, Kirche stiftet. 


Die Selbstvergessenheit der Kirche 


Wollte die Kirche mit den Waffen der Welt gegen die Macht des Bösen kämpfen, 
müßte sie sich selbst preisgeben. Sie hat es oft genug getan — bis dahin, daß sie 
zu bewaffneten Kreuzzügen aufrief, zu Kriegszügen im Zeichen des Kreuzes 
Christi. Auf die direkte Macht der Waffen hat sie freilich meist verzichtet. Aber 
ist die Macht des Geldes weniger weltlich als die der Waffen? Wird nicht gerade 
heute wieder von manchen kirchlichen Kreisen der Kauf von Waffen mit kirch- 
lichen Geldern für ein angemessenes Mittel im »Kreuzzug gegen die Sünde« ge- 
halten? Ist das Gewicht des Beichtstuhls, wird er zur Waffe im politischen Kampf, 
nicht genauso »von dieser Welt« wie das militärische Kommando? Gehört nicht 
auch das moralische Gewicht der Kirche, wo immer es im politischen Raum ein- 
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gesetzt wird, zu den Mächten dieser Welt, der es an moralischen Appellen und 
Pressionen wahrlich nicht fehlt? 

Aber handelt denn überhaupt noch die Kirche, wenn sie das, was an ihr »Welt« 
ist, im politischen Kampf einsetzt? Und wie könnte die Kirche ihre äußere Macht, 
die Macht ihres Geldes, die Macht ihres institutionellen Heilsapparates über die 
Gläubigen und ihre moralische Macht in der Welt anders im Kampf gegen das 
Böse einsetzen, als es die Mächte dieser Welt auch tun: im besten Fall mit Hilfe 
sachlicher Informationen und vernünftiger Urteile, im schlechten Fall mit Hilfe 
ideologischer Vorurteile und sachfremder Dekrete. Und da die Kirche notwen- 
digerweise nicht über besonders viel politische Vernunft und Information verfügt, 
wird der »schlechte Falle zum Normalfall — die Geschichte zeigt es —, und eine 
vermeintlich christliche Ideologie gibt sich als Evangelium aus, der Großinquisitor 
verdrängt Christus, eine politische Theologie verspielt die politische Potenz der 
christlichen Botschaft. 

Daß die Kirche dabei ihre guten und schlechten Ratschläge im allgemeinen gar 
nicht selbst realisieren kann und will, macht die Sache nicht besser, sondern erst 
recht fatal. Zumal wenn es um die Frage von Macht und Gewalt geht, muß der, 
der in dieser Frage entscheidet, auch für die Realisierung dieser Entscheidung 
einstehen und das Risiko einer Fehlentscheidung selbst tragen. Die Kirche ist dazu 
ungeeignet, und sich als Schiedsrichter der Welt aufzuspielen, der sich der Ver- 
antwortung letztlich immer entziehen kann, steht ihr schlecht an. 

Wo immer sie es tut, wo immer sie sich als politische Größe unter politischen 
Größen benimmt, tritt sie außerhalb ihrer selbst. Das, als was sie der Welt im- 
merfort erscheint und erscheinen muß, nämlich Teil dieser Welt zu sein, akzep- 
tiert sie als ihr Selbstbewußtsein. Das, was sie nur haben darf, als hätte sie es 
nicht, erklärt sie für ihr Wesen. Sie gibt sich als eschatologische Heilsgemeinde auf, 
die nicht von dieser Welt ist, und wird zur weltlichen Institution. Jene irdisch- 
institutionelle Objektivation, die sie ständig zu überwinden und zu zerbrechen 
hat, macht sie zu ihrer ewigen Wirklichkeit. Sie verleugnet ihr Bekenntnis: >Ich 
glaube eine heilige Kirche«, und mischt sich, ohne ihren Anspruch auf Heiligkeit 
dranzugeben, unter die Mächte der Welt. Daß die Welt ihr — gewiß oft zu Un- 
recht — vorwirft, sie steige ja nur zum eigenen Nutzen in die politische Arena, 
ist die nicht unverdiente Quittung für diese Selbstvergessenheit der Kirche. 

Im übrigen läßt sich die Welt solche Selbstvergessenheit im allgemeinen gerne 
gefallen; wird sie doch damit den einzigen Kritiker los, der sie selbst in Frage 
stellt. Sie läßt es sich erst recht gefallen, wo sie diese Kirche in ihren Dienst stellen 
kann. Wir erleben gerade in unseren Tagen, wie von allen Seiten politische An- 
sprüche an die Kirche gestellt werden, von denen diese Kirche, sofern sie sich auf 
solche Ansprüche überhaupt einläßt, notwendigerweise zerrissen wird. 

Wir erleben es zugleich immer wieder, daß die »Kirche«, wo sie sich ihrer selbst 
nicht mehr bewußt ist, derartige Ansprüche grundsätzlich bejaht und ihnen zu 
entsprechen gewillt ist, wenn sie nur von der »richtigen« Seite kommen, die frei- 
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lich für die einen die rechte, für die anderen die linke, für die einen die konserva- 
tive, für die anderen die revolutionäre, für die einen die bürgerliche, für die an- 
deren die sozialistische Seite ist, für die einen das Zeichen der CDU, für die 
anderen Hammer und Sichel trägt, wie denn ja auch gestern und vorgestern die 
politischen Firmierungen der Kirche sehr unterschiedlich und oft gegensätzlich 
gewesen sind und im allgemeien in fataler Weise dem öffentlichen Trend folgten. 
Daß diese »Kirche« sich nicht schämt, in solcher Weise zum Knecht der Welt zu 
werden, liegt wohl daran, daß sie heimlich oder offen noch immer ihrem An- 
spruch frönt, der Welt mit ihren politischen Ratschlägen und Pressionen das Heil 
zu bringen, und sie merkt oft nicht, wie lächerlich sie sich damit vor der Welt 
macht, die sich schon überhaupt schwer tut, von der Kirche Heil zu erwarten, die 
es aber nur als paranoid ansehen kann, wenn die selbst zur Welt gewordene 
Kirche beansprucht, die Welt zu überwinden. Eine Kirche, die zu allem und jedem 
mit ihrer Autorität sein Wort« zu sagen weiß, braucht sich nicht zu wundern, 
wenn das Wort, das wirklich ihr zu sagen aufgegeben ist, seine Autorität ver- 
liert. 


Abschied vom Neuen Testament 


Nun gilt es heute allerdings unter Theologen nicht selten als Fortschritt, vom 
neutestamentlichen Kirchenverständnis Abschied zu nehmen, dem man »Doke- 
tismus< vorwirft. Der eschatologische Grundzug des neutestamentlichen Kirchen- 
begriffs gilt als »Metaphysik« und als »Ideologisierung der Kirchen (sic), auch 
wenn das Neue Testament (und andere antike Schriften) so geredet haben«. 
Kirche müsse vielmehr als gesellschaftliche Größe verstanden werden. »Kirche 
nicht als gesellschaftliche Größe verstanden, ist doch undenkbar, unrealisierbar! 
Das wäre doch eine Kirche, die ungeschichtlich und unweltlich ist« (Klaus Kün- 
kel, EvKomm 1971, 223). Solche Urteile übersehen die eschatologische Differenz, 
die zwischen der »Gemeinde der Heiligen« und der Institution >Kirche: bzw. den 
»Kirchen« besteht. Sie bedenken nicht die Dialektik, die den neutestamentlichen 
Kirchenbegriff bestimmt. Sie wissen mit dem »irdisch noch, schon himmlisch sein« 
nichts mehr anzufangen. Die Dialektik des neutestamentlichen Kirchenbegriffs 
wird eben nicht nur vom Doketismus bedroht, der die Kirche zu einer geschichts- 
fernen, metaphysischen Größe macht, sondern auch vom Rückfall in den alten 
Äon, der die Kirche ihrer eschatologischen Heiligkeit entkleidet und zur Welt 
macht. Wer deshalb den Doketismus austreiben will, indem er die Kirche als 
gesellschaftliche Größe darstellt, dreht nur eine Eieruhr um. Als ob im Neuen 
Testament dem drohenden Doketismus irgendwo die gesellschaftliche Institution 
»Kirche« entgegengesetzt würde! Ihm wird mit der Dialektik des urchristlichen 
Kirchenverständnisses begegnet, demzufolge die Kirche der irdische Leib Christi 
ist bzw. die Christen nicht von dieser Welt sind und Jesus zugleich den Vater 
nicht darum bittet, daß er sie von der Welt nehme (Joh 17,14 fl.). 
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Auf diesem dialektisch gebrochenen Weg, und zwar nur auf diesem Weg, kann 
die Kirche ihre gesellschaftliche Verantwortung legitim wahrnehmen, nicht aber 
dadurch, daß sie es »endlich riskiert, auch den Anspruch und nicht nur die Rede- 
weise des Neuen Testaments kritisch in Frage zu stellen« (ebd. 224). Von woher 
will denn die Kirche den Anspruch des Neuen Testaments kritisch in Frage stel- 
len? Sie könnte es doch nur als Welt, als »gesellschaftliche Größe«, d. h. in der 
Selbstaufgabe; denn was anders als der »Anspruch« des Neuen Testaments be- 
gründet die Kirche! Töricht zu glauben, die »Weltlichkeit< der Kirche bestünde 
in der Tatsache, daß sie sich der Welt nolens volens als Institution, als Anstalt 
öffentlichen Rechts, als verfaßte Organisation, als gesellschaftliche Einrichtung, 
als Kirchenleitung und Kirchenvolk präsentiert. Derartige Institutionen gibt es 
in der Welt genug, schlechtere, gewiß, aber auch bessere, und was die Dinge dieser 
Welt, was insonderheit die Macht angeht, sind sie gewiß alle sachverständiger 
als die Kirche, deren institutioneller Rahmen ja dem kirchlichen Auftrag, der 
Ausrichtung des Evangeliums an die Welt, zu dienen hat. Das Höchste, was diese 
Kirche erreichen könnte, bestünde darin, mit diesen oder jenen Wölfen zu heu- 
len, und das theologische Alibi dafür pflegt dann irgendeine natürliche Theologie 
zu liefern. 

Allerdings hat die Kirche es — verständlicherweise — nie aufgegeben, nach einer 
ihr eigenen, d. h. nach einer spezifisch christlichen Politik, Ethik, Sozialwissen- 
schaft usw. zu suchen, seit sich ihr mit dem Mündigwerden der Welt z. Z. der 
Aufklärung dies Problem überhaupt stellte. Nun ist allerdings der biblische 
Christus, »durch den mir die Welt gekreuzigt ist und ich der Welt« (Gal 6,14), 
der denkbar ungeeignetste Garant einer christologisch fundierten kirchlichen Poli- 
tik und Ethik, in der die Welt, sei es als »christliches Abendland,, sei es als >herr- 
schaftsfreie Gesellschaft: oder wie immer, ihre christliche Weihe empfängt. Als 
Ersatz für den insofern unbrauchbaren Christus des Neuen Testaments entdeckte 
man indessen mit verwegenem historischem Scharfsinn den »historischen Jesus«, 
der das Kunststück vollbringen soll, die Historie zu heiligen und zu heilen. Als 
ob nicht auch die höchsten Möglichkeiten des historischen Jesus notwendigerweise 
eben historische, keineswegs aber eschatologische Möglichkeiten wären! Der Um- 
fang dieser historischen Möglichkeiten, für die dieser historische Jesus in den 
letzten 200 Jahren geradestehen mußte, ist wahrlich nicht gering und reicht vom 
Pazifismus bis zur Weltrevolution, vom Antisemitismus bis zum Philosemitismus, 
von dem Bildner der Einzelpersönlichkeit bis zum ersten Kommunisten. Man 
sieht: Das Bild des historischen Jesus war, wurde es in den Rahmen normativer 
Theologie gesetzt, noch stets das Spiegelbild derer, die es zu malen vor- 
gaben. 

Dessenungeachtet läßt die Produktion solcher Jesusbilder und der Wahn, end- 
lich das wirklich Historische gefunden zu haben, nicht nach, und daß beides heute 
eine Hochkonjunktur erlebt, hängt damit zusammen, daß die sich als »gesell- 
schaftliche Größe: verstehende Kirche die Normen für eine »christliche Gesell- 
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schaft« braucht, die das Evangelium nicht liefert, die der biblische Christus zer- 
stört und aus denen die Kirche des Neuen Testaments auszieht. 

Das Ergebnis dieser pseudotheologischen Bemühungen ist bestenfalls, daß dem 
einen oder anderen der gesellschaftspolitischen Programme unserer Tage, etwa 
der »formierten Gesellschaft: oder der »konfliktfreien Gesellschaft«, ein christlicher 
Stempel beigedrückt wird. Damit aber darf die Kirche sich nicht einverstanden 
erklären; denn gerade so würde sie das ihr Eigentümliche, die Krisis der Welt 
zu sein, doketistisch verleugnen. Die Tatsache, daß sie ein total gebrochenes Ver- 
hältnis zur Macht hat, könnte sie nicht mehr weltlich realisieren. Jene gesellschaft- 
liche Verantwortung, die unverwechselbar ihr als der eschatologischen Heils- 
gemeinde zugemutet wird, kann die Kirche nur durch ihre Glieder wahrnehmen, 
die, als Glieder der Kirche aus dieser Welt herausgerufen, dennoch — als die 
Geheiligten! - in allen gesellschaftlichen Bezügen dieser Welt leben. 


Die gesellschaftliche Verantwortung der Christen 


Was die Kirche nicht kann, können die Christen, oder besser: die gesellschaftliche 
Verantwortung, die der Kirche aufgegeben ist, d.h. die praktische Verantwortung 
für das relative Wohl dieser vergehenden Welt, nimmt sie durch ihre Glieder 
wahr, weil sie nur in ihren Gliedern politische Vernunft besitzt; denn sie ist nur 
in ihren Gliedern an allen jenen Orten der Gesellschaft anwesend, wo die Pro- 
bleme dieser Welt sich zeigen, die Sinne sich orientieren können, das politische 
Denken konkret in Bewegung kommt und die Vernunft sich zu entscheiden vermag. 
Und weil das Problem der Macht das brennendste Problem dieser Welt ist, das 
mit hellwachem Blick für die jeweilige Situation, mit vernünftigstem Urteil 
über das heute Gebotene und mit dem Mut des Tapferen gelöst werden will, 
sind es die Christen, die sich mit ihrem Handeln diesem Problem kirchlich 
stellen. 

Sie dürfen sich solcher gesellschaftlichen Verantwortung nicht entziehen, gerade 
sie nicht. Luther schreibt: »Und auch wohl gut und not wäre, daß alle Fürsten 
recht gute Christen wären. Denn das Schwert und die Gewalt als ein sonderlicher 
Gottesdienst gebührt den Christen zu eigen vor allen andern auf Erden« (WA 
11,257f.). Warum verhält es sich so? | 

Zunächst deshalb, weil der Christ als Glied der Kirche um die eschatologische 
Überwindung der Gewalt weiß und deshalb in jedem Augenblick das Böse im 
Auge behält, das zur Macht gehört wie der Fluß zum Ufer. Der Christ kann des- 
halb die Macht nie zu einem Wert an sich machen. Er steht ihr auch dort, wo er sie 
benutzt, mit grundsätzlicher Kritik und äußerster Reserve gegenüber. Er weiß 
um das Böse, das in der Macht selbst liegt, und ist deshalb auf der Hut, daß er sie 
in seiner Macht behält, um mit ihrer Hilfe dem Bösen zu wehren. Er kann darum 
die Macht nur mit »Zittern und Zagen« anwenden, d.h. mit ständigem Er- 
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schrecken über das, auf das er sich dort eingelassen hat, wo er dem Bösen mit 
Bösem begegnet. Er weiß, daß er mit dem Griff nach der Macht stets nach dem 
greift, das er so bald wie möglich wieder loslassen muß. Ihm brennt die Macht in 
den Händen, und er wird sie nur in die Hand nehmen, wenn er ohne sie schul- 
diger würde, als er mit ihr wird: wenn nämlich der Verzicht auf Macht Verleug- 
nung der ihm im Glauben gebotenen Liebe, Verleugnung seiner gesellschaftlichen 
Verantwortung bedeutete. Er wird nie Böses mit Bösem vergelten. 

Ferner deshalb, weil der Christ, wo er seinen Glauben in weltlicher Verantwor- 
tung wahrnimmt, in ausgezeichneter Weise den Mut zum Umgang mit der 
Macht besitzt, den jeder braucht, der sich des Wagnisses der Macht bewußt ist — 
und wer könnte verantwortlich mit Macht umgehen, ohne um das Wagnis des 
Machtgebrauchs zu wissen! Denn für den Christen gilt auch im Blick auf Herr- 
schaft und Gewalt Luthers pecca fortiter. Der Christ unternimmt das Risiko 
mit der Macht ja nicht als Sünder, sondern als Gerechtfertigter. Scheut er sich vor 
dem Wagnis weltlicher Verantwortung, verleugnet er die politische Kraft der 
Rechtfertigung. Mit seinem Mut zu Entscheidungen im Bereich der Macht steht 
sein Glaube an den Gott auf dem Spiel, der auch den Scheiternden nicht losläßt, 
aber den verwirft, der sein Pfund vergräbt, statt es im Dienst des Glaubens, der 
in der Liebe tätig ist, einzusetzen. Für den Christen verbinden sich deshalb die 
äußerste Zurückhaltung gegenüber der Macht mit dem freiesten Mut zur Macht. 
Für den Christen! Denn diesen Mut zur Macht, der ein Mut des Glaubens ist, 
besitzt der Christ, nicht die Kirche, die ihn vielmehr vermittelt; denn Glaube ist 
immer ein persönlicher Akt. Die Kirche ruft zum Glauben; der Christ aber 
glaubt. Die Kirche fällt theologische Entscheidungen, Entscheidungen über den 
Glauben, um die Verkündigung des Glaubens zu ermöglichen; Entscheidungen 
des Glaubens aber fällt der Christ, der diese Verkündigung hört. Die Kirche 
bekennt und bezeugt öffentlich, was »der Glaube< (fides quae) sei; der Christ 
aber bekennt sich sim Glauben« (fides qua) mit seinem ganzen Leben zu der Wahr- 
heit dieses Zeugnisses. 

Daß der Mut zur Macht nicht zum Übermut und das Wagnis nicht zur Toll- 
kühnheit wird, davor kann ihn nur seine Vernunft bewahren. Wie anders könnten 
politische Entscheidungen überhaupt gefällt werden als mit der Vernunft — es sei 
denn mit der Unvernunft. Ob er das Risiko der Macht und Gewalt im Mut des 
Glaubens eingeht, darüber entscheidet die vernünftige Einsicht dessen, der Macht 
auszuüben hat, in der Situation, in der er sie ausüben muß - weshalb »die Kirche: 
keine politische Vernunft hat; denn wo wäre die politische Macht, die sie aus- 
zuüben hätte? Freilich: »Es ist nicht nötig für sein Regiment, daß er ein Christ ist. 
Es genügt für den Kaiser, daß er Vernunft hat« (WA 27, 418), schreibt Luther. 
Indessen steht Vernunft dem Menschen nicht frei zur Verfügung, auch wenn es 
ihm an Verstand nicht mangelt. Die Vernunft kann durch vielerlei Kräfte im 
Menschen verdunkelt sein. Die Vernunft kann unvernünftig werden, wenn ich 
nicht die Freiheit besitze, mich ihrer sachgerecht zu bedienen. Der Christ müßte - 
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und auch deshalb gebührt ihm sonderlich, mit der Macht umzugehen — eine 
besonders große Freiheit zur Vernunft haben. Denn ist er, als Glied der wahren 
Kirche, nicht frei von sich selbst als dem »alten Menschen< des Hasses und des 
Zornes, des Neides und der Eifersucht, der Selbstsucht und der Gier, des Ruhmes 
und der Machtsucht, also frei von jenen Mächten, die seine Vernunft verdunkeln, 
weil sie sein Trachten nicht allein auf den Willen Gottes ausrichten, auf das Gute 
und Wohlgefällige und Vollkommene (Röm 12,1 f.)? Die Rede von einer »christ- 
lichen Vernunft«, die man heute wieder einmal hören kann (T. Rendtorff, Chri- 
stentum zwischen Revolution und Restauration, 1970, 119), ist eine unsinnige 
Rede. Aber von der Vernunft des Christen darf man reden als von einer zu sich 
selbst befreiten Vernunft, die Luther recht gibt zu urteilen, Schwert und Gewalt 
als ein sonderlicher Gottesdienst der Liebe gebühre den Christen in besonderer 
Weise. 

Schließlich ist auch der besondere Vorzug des Christen, daß er die Gewalt nie als 
vorletztes Mittel einsetzen kann, um letzte Ziele zu erreichen; denn er kennt keine 
letzten irdischen Ziele. Wir wissen, wie sehr zu allen Zeiten der ideologische 
Zweck das Mittel der Macht geheiligt hat und heiligt. Für den Christen heiligt 
kein ewiger Zweck das Mittel der Gewalt, auch nicht der paradoxe Zweck, die 
Gewalt selbst endgültig abzuschaffen; auch nicht der Zweck, die Sünde auszu- 
rotten, das Verbrechen, den Rassismus, die Ausbeutung, die Unfreiheit; erst recht 
nicht der Zweck, das Christentum, die Kirche, das christliche Abendland oder die 
heiligen Güter unserer Kultur vor bösen Mächten zu schützen. Der Christ lebt 
ja in dieser Welt als Glied der Kirche, d.h. als ein Mensch, der um die Überwin- 
dung aller Sünde durch Gott weiß. Er durchschaut darum alle jenen absoluten An- 
sprüche an die Macht und erst recht die Macht, die ihnen Genüge tut, als böse und 
gottlos und wird sich darum keiner irdischen Macht bedienen, um die Welt und 
ihre Macht zu überwinden. Er stellt nur fest, daß er im Gehorsam jenes Glaubens, 
der in der Liebe tätig wird, in bestimmten Situationen der Macht nicht entraten 
kann, will er nicht der Liebe absagen. Er gebraucht deshalb Macht nur wegen und 
angesichts der bleibenden Macht des Bösen, zieht aber nie mit Macht in den 
Kreuzzug gegen das Böse, das er im Kreuz Christi überwunden weiß und dessen 
Überwindung die Kirche - das ist ihre Aufgabe - allein im Wort von der Ver- 
söhnung der Welt anbietet. 


Die Kirche und die Christen 


Wir haben von den Christen gesprochen, jedoch mit Absicht nicht von den ein- 
zelnen Christen, weil solche Rede zu dem Mißverständnis Anlaß geben könnte, 
der Christ habe in Vereinzelung zu handeln. Nichts liegt ferner als dies! Gewiß 
wird gerade der Christ sich nicht scheuen, notfalls auch allein seine gesellschaftliche 
Verantwortung im Umgang mit der Macht wahrzunehmen, Er steht und fällt ja 
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nicht mit der Zahl derer, die ihn begleiten, und nicht mit der Zahl derer, die 
gegen ihn stehen, sondern mit seinem Herrn. Aber da er sich nie stark fühlt aus 
sich selber, weiß er sich auch nicht am mächtigsten allein. Er wird in allen seinen 
Entscheidungen und in seinem Handeln die Gemeinschaft der anderen suchen. 
Denn geht es um die Macht, kann er sein eigenes Urteil nicht ohne ständiges Ge- 
spräch mit den anderen, die sich in derselben Situation entscheiden müssen, 
verantwortlich gewinnen. Er wird vor allem auf den Rat jener hören, die er in 
der gleichen glücklichen Lage wie sich urteilen sieht, nämlich mit einer durch den 
Glauben zur Vernünftigkeit befreiten Vernunft. Er wird nicht weniger das Urteil 
jener beherzigen, die wie er und vielleicht besser als er Einblick in und Über- 
blick über die anstehenden Sachprobleme besitzen. 

Er wird zudem für seine verantwortlich gefällte Entscheidung Freunde und 
Bundesgenossen suchen, mit denen er ausführen kann, was die Liebe ıhm zu tun 
gebietet. Dabei fragt er dann nicht mehr nach dem rechten Glauben, sondern nach 
dem rechten Handeln seiner Freunde und Helfer. Handeln sie recht, solidarisiert 
er sich ganz und gar mit ihnen, auch wenn sie ganz und gar von dieser Welt« 
sind. 

Damit wird noch einmal deutlich, daß es die Christen sind, die gesellschaftliche 
Verantwortung angesichts des sehr weltlichen Phänomens der Macht wahr- 
nehmen, nicht die Kirche als eschatologische Heilsgemeinde, die als solche die 
Welt überwunden hat. Es möchte wohl sein - wer wollte es nicht begrüßen -, 
daß sich ganze Gemeinschaften von Christen, in besonderen Fällen vielleicht 
auch einmal ganze Gemeinden, Presbyterien, Synoden zu gemeinschaftlicher 
Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung bereit finden. Aber auch dann 
handeln Christen, und was immer sie verlautbaren oder tun, tritt nicht mit dem 
Anspruch auf, ewige Wahrheit zu sein, sondern praktische, ethische Entscheidung 
von Christen, vernünftiges Wagnis im Bereich weltlichen Handelns. Solches Tun 
ist nicht »christlich«, sondern das weltliche Tun von Christen — eine Tatsache, die 
von offiziellen kirchlichen Gremien, die sich zu derartigen Entscheidungen ver- 
stehen, allerdings ausdrücklich deutlich gemacht werden muß, damit der in solchen 
Entscheidungen sich äußernde Anspruch der Christen nicht mißverstanden wird 
und damit nicht als Heilsgeschehen erscheint, was doch nur diakonischer Dienst 
zum Wohl der Welt darstellt. Da sich diese Differenz nur schwer öffentlich dar- 
stellen läßt, sind »offizielle« kirchliche Gremien wohlberaten, wenn sie sich in 
Verlautbarungen zu politischen Ermessensfragen zurückhalten und hierbei vor 
allem den Christen das Wort lassen. 

Karl Barth hat einmal gesagt, die Ethik blicke zurück auf das geschichtliche Han- 
deln Gottes in Jesus Christus, um sich handelnd daran zu orientieren, die Dogma- 
tik dagegen blicke voraus auf den Menschen, um ihn durch jenes göttliche Handeln 
zur Tat zu rufen (Christliche Ethik, 1946, S. ı5). Diese Differenz von Dogmatik 
und Ethik ist die unverzichtbare Differenz von Kirche und Christ, von Botschaft 
und Tat. Die Kirche richtet die Botschaft des Glaubens aus, die der Christ ergreift. 
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Die Kirche nimmt an Christi Statt den Dienst der Versöhnung wahr; der ver- 
söhnte Christ stellt sich in den Dienst der Welt. 

Man kann sich diese Differenz auch mit Hilfe der - richtig verstandenen — Zwei- 
Reiche-Lehre Luthers deutlich machen. Die Kirche des Neuen Testaments partizi- 
piert nicht an beiden Reichen; denn sie ist die irdische Manifestation der Herrschaft 
Christi und damit die totale Negation der weltlichen Gewalt und der Herrschaft 
des Teufels, weshalb nach Luthers Überzeugung »kein Fürst, König, Herr, 
Schwert noch Recht not oder nütze« wäre, wenn nur alle Menschen rechte Glieder 
der wahren Kirche wären (WA ı1, 249). Der Christ aber lebt in beiden Reichen 
und muß darum im Reich dieser Welt im Dienst der Liebe die Kraft seines Glau- 
bens beweisen. Die Kirche des Neuen Testaments übt nicht geistliche Gewalt und 
weltliche Gewalt, sie sitzt nicht im geistlichen und im weltlichen Regiment, son- 
dern repräsentiert ausschließlich das regnum Christi, kämpft nur mit dem 
Evangelium, proklamiert einzig die Macht des Heiligen Geistes und stellt damit 
alles weltliche Regiment radikal in Frage. Der Christ aber lebt in beiden Regi- 
menten. Er kann sich um seiner Verantwortung für die Menschen dieses Äons 
willen nicht der Beteiligung am weltlichen Regiment versagen; er hat mit der 
linken Hand auch das Gesetz zu führen. Die Kirche lebt nicht als »Christperson« 
und »Weltperson«, aber der Christ ist beides. Denn die Kirche ist der Leib Christi 
und nur dieses; der Christ aber bleibt, so gewiß er als Glied am Leibe Christi diese 
Welt überwunden hat, Weltperson und hat als solche im Forum der Welt zu 
handeln und sich vor dem Forum der Welt als Christ zu bewähren. 


Die gefährliche Vermischung 


Daß diese Differenz spätestens seit der Zeit Konstantins immer wieder übersehen 
wurde, wissen wir alle. Gerade unsere Gegenwart bietet genug Beispiele für eine 
verhängnisvolle Verwechslung von christlicher Verkündigung und politischem 
Handeln der Christen. Was sind denn Sätze wie: »Der Sozialismus ist vom Teufel« 
und »Ein Christ muß Sozialist sein; oder: »Alle Revolutionen sind gegen das 
Reich Gottes und »Theologie der Revolution oder keine Theologie« anderes als 
verschiedene Ausdrücke der gleichen Theologie des Gesetzes, die das Handeln der 
Christen, das auch als das beste Handeln vor Gott nicht bestehen wird, mit dem 
Heiligenschein göttlichen Handelns umgibt; die den Blick nach vorn und den 
Blick zurück nicht unterscheidet und Dogmatik in Ethik auflöst, beide definitiv 
voneinander trennend. 

Wo dieser Sündenfall der Christenheit sich ereignet, bleiben die Kirche selbst 
und ihr Dienst an der Welt auf der Strecke. Die Kirche wird zur Welt, ohne daß 
die Welt geheiligt würde, und die heilsame Differenz von Kirche und Welt, die 
Differenz der Christen in der Welt zur Welt, der Unterschied des göttlichen Han- 
delns an der Welt vom Handeln der Welt gehen verloren. Damit verlieren 
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zugleich die Welt ihr Heil, die Kirche ihre Funktion und der Christ die Möglich- 
keit, als Christ weltliche Verantwortung wahrzunehmen. 

Für das Problem der Macht bedeutet dies, daß es nicht mehr aus jenem Raum 
der Freiheit heraus bedacht werden kann, den die alle Macht überwindende Herr- 
schaft Christi schafft. Der Welt bleibt außer der Resignation nur die illusionäre 
Hoffnung, der Macht durch eine letzte mächtige Anstrengung Herr zu werden, 
das Böse mit dem Bösen endgültig zu überwinden. Daß diese Illusion heute in 
mancherlei Variationen und Modifikationen auch als der letzte Schluß christlicher 
Weisheit ausgegeben wird, wie man zu anderen Zeiten bestimmte irdische Mächte 
heiligte, weil sie von Gottes Gnaden das Böse in die Schranken wiesen, ist not- 
wendiger Ausdruck jener Verwechslung des Auftrags der Kirche mit der Wahr- 
nehmung gesellschaftlicher Verantwortung durch die Christen. Diese Verwechs- 
lung schließt die Christen in die Fesseln christlicher Prinzipien und Gesetze ein 
und nimmt ihnen die Möglichkeit, ungesichert durch alle Vorurteile und Vor- 
schriften sich ganz und gar der jeweiligen Situation zuzuwenden und im verant- 
wortlichen Handeln selbst über den Gebrauch von Macht zu entscheiden, geleitet 
allein durch die Kraft des Glaubens, der zur Liebe befreit. 

Zugleich aber desavouiert die Kirche, wo sie sich zum Schiedsrichter im Streit 
der Mächtigen und der Mächte aufspielt, den kritischen Einsatz der Christen im 
Widerstreit der Mächte, Denn wer in aller Welt könnte es der Kirche glauben, 
die sich selbst der Welt als mächtige Organisation darstellt, daß ihr Bündnis mit 
der Macht und ihr Widerspruch gegen die Mächtigen selbstentsagenden Dienst be- 
deute? Macht aber die Kirche die Selbstlosigkeit ihres Machtgebrauchs unglaub- 
würdig, kann die politische Verantwortung der Christen nur noch schwer über- 
zeugend als christliche Verantwortung wahrgenommen werden. 

Die Unterscheidung zwischen dem Handeln der Kirche, die als eschatologische 
Heilsgemeinde durch das Wort der Versöhnung Menschen aus dieser Welt heraus- 
ruft, und dem gesellschaftlichen Handeln des Christen, der sich als Glied am Leibe 
Christi für diese Welt verantwortlich weiß, ist also um der Wahrnehmung rechter 
gesellschaftlicher Verantwortung der Kirche willen nötig, nicht aber, um die 
Kirche von solcher Verantwortung zu befreien. Nur kann eben die Kirche diese 
Verantwortung nicht anders als durch die Christen wahrnehmen. Ihre gesell- 
schaftliche Verantwortung besteht nicht darin, politische Weisungen zu geben 
und soziale Programme aufzustellen, sondern darin, der Welt Christen zu geben, 
die in der Freiheit, die der Glaube für die Dinge dieser Welt schenkt, mit ihrer 
politischen Vernunft urteilen und mit ihrer politischen Existenz zum Wohl der 
Welt handeln. »Die Christengemeinde liefere der Bürgergemeinde solche Christen, 
solche Bürger, solche im primären Sinn politische Menschen! In ihrer Existenz 
vollzieht sie dann ihre politische Mitverantwortung auch in der direktesten Form« 
(K. Barth, Christengemeinde und Bürgergemeinde, 1946, 37 f.). 

Dabei gehört es zu den Aufgaben der Kirche, in den mannigfachen Gestalten ihrer 
Verkündigung darüber zu wachen, daß das Wort des Evangeliums, das den 


j2 


radikalen Bruch mit dieser Welt vollzieht, nicht in jener schlechten Weise ent- 
weltlichend wirkt, die den Christen verleitet, die böse Welt sich selbst zu über- 
lassen und ihr die Liebe schuldig zu bleiben, zu der ihn sein Glaube verpflichtet. 
Die Verkündigung der Kirche schließt also die politische Predigt ein. Ja, die rechte 
Predigt des Evangeliums ist immer politisch, auch wenn sie sich vordergründig 
nicht als solche politische Predigt geben sollte. Sie sollte sich aber auch vor poli- 
tischen Konkretionen nicht scheuen, wenn sie nur deutlich machen kann, daß solche 
Konkretionen nie die Normen einer vermeintlich christlichen Ethik, einer christ- 
lichen Politik, eines christlichen Machtgebrauchs, einer christlichen Revolution 
usw. verkündigen, sondern exemplarische Meinungen darstellen, die der Hörer 
als Ruf zur eigenen Verantwortung in seiner Situation verstehen soll. 

Die Denkschriften der EKD haben diese Aufgabe nach meinem Urteil in erfreu- 
lich sachgerechter Weise erfüllt, indem sie sich als verantwortliche Stellungnahmen 
von Christen, von sachlich und vernünftig argumentierenden Gliedern der evan- 
gelischen Kirche als Beitrag zur öffentlichen Meinungsbildung anboten. Und die 
Evangelischen Akademien verstehen sich im allgemeinen als ehrliche Makler, die 
das Gespräch der Sachverständigen zu Lebensfragen unserer Gesellschaft fördern 
und gerade damit ein praktisches Zeichen christlicher Verantwortung für diese 
Gesellschaft wahrnehmen. 

Daß nicht jede politische Diakonie solche hilfreiche Funktion besitzt, sondern 
nicht selten zur Rechten und zur Linken die christlichen Parteifahnen wehen, 
denen man sich angeblich als Christ, d. h. um des ganzen Heils willen anschließen 
müsse, auch wenn man damit nur dem letzten Schrei der Moral oder Ideologie 
folgt, weiß jeder. Doch darf der Mißbrauch politischer Verkündigung und Dia- 
konie nicht dazu führen, sie selbst und als solche zu desavouieren. 

Rechte politische Predigt ruft den Christen in seine gesellschaftliche Verant- 
wortung auch für das Problem der Macht, indem sie ihm diese Verantwortung 
nicht befiehlt, sondern ihn zu ihr befreit, ihm diese Verantwortung zumutet und 
ihm zugleich zeigt, daß die Kirche ihm diese Verantwortung nicht abnehmen kann, 
daß er aber als Glied der Kirche die Wahrnehmung dieser Verantwortung nicht 
unterlassen kann, will er nicht das Evangelium der Kirche in der Welt unglaub- 
würdig machen. 
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Trutz Rendtorff 
Theologische Hintergründe ökumenischen Handelns 
Am Beispiel der politischen Verantwortung der Kirchen 


Das Programm zur Bekämpfung des Rassismus des Okumenischen Rates der 
Kirchen hat eine Diskussion ausgelöst, die es, trotz aller unerfreulichen Begleit- 
erscheinungen, tatsächlich verdient. Nachdem sich das Interesse zunächst berech- 
tigterweise auf einige konkrete Entscheidungen des Exekutivkomitees konzen- 
triert hat, die ganz bestimmte politisch brisante Aktionen betreffen, ist es nunmehr 
notwendig, darauf aufmerksam zu machen, daß und wie dieses Programm An- 
stoß zu einem weiterführenden Theoriebildungsprozeß in der Okumene, in den 
beteiligten Kirchen und in der Theologie gegeben hat und gibt. Der Theologe, 
der an den Entscheidungsprozessen der ökumenischen Gremien und kirchlichen 
Organisationen nicht unmittelbar beteiligt ist, darf sich deshalb zum Sprecher 
desjenigen theoretischen Interesses machen, ohne dessen Wahrnehmung weder das 
Programm selbst noch seine Diskussion in seinem ökumenischen, kirchlichen und 
theologischen Stellenwert begriffen werden können. Es muß ja auffallen, daß 
jedenfalls in der deutschen kirchlichen und öffentlichen Diskussion die Tatsache 
fast kaum gewürdigt worden ist, in welchem Kontext von Beratungen, Studien 
und Forschungsprojekten die finanzielle Unterstützung einer begrenzten Anzahl 
von Organisationen durch einen Sonderfonds des ORK steht. 


r. Okumene als Prozeß der Theoriebildung 


Daraus läßt sich bereits eine erste wichtige Beobachtung gewinnen. Die Genfer 
Zentrale des ORK hat ihre Arbeit auf allen Gebieten und mit besonderer Inten- 
sität auf dem explosiven Felde gesellschaftspolitischer Thematik hauptsächlich 
als eine intensive Studien- und Forschungstätigkeit verstanden und organisiert. 
Diese Studien- und Forschungstätigkeit wird nicht als originäre wissenschaftliche 
Arbeit begriffen, sondern dient dem Ziele, die Okumene als einen gemeinsamen, 
weltweiten Prozeß von Theoriebildung zu entwickeln. Sinn dieses Unternehmens 
ist es, ein christliches Gemeinbewußtsein zu schaffen, in dem die Verschiedenhei- 
ten der 'Theologien und der kirchlichen Lebenssituationen in der Sachhaltigkeit 
weltweiter Glaubens- und Lebensprobleme vermittelt werden. Auf diesem Wege 
hat sich bereits eine spezifisch ökumenische Identität der Christenheit heraus- 
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gebildet, die weder mit bestimmten, geschichtlich entfalteten Kirchentümern noch 
mit einer einzelnen Gestalt von Theologie, noch mit regionalen oder nationalen 
Erfahrungssituationen zur Deckung gebracht werden kann. 

In den letzten Jahren, besonders wohl seit der Weltkonferenz von 1966, hat sich 
dabei eine Problemlage herausgestellt, die in verschärfter Weise in der jüngsten 
Diskussion zum Programm zur Bekämpfung des Rassismus ans Licht getreten ist. 
Diese Problemlage läßt sich an zwei Punkten besonders deutlich erfassen: ı. Der 
ökumenische Prozeß von Theoriebildung tendiert dahin, sich gegenüber den be- 
teiligten Kirchen und Gemeinden zu verselbständigen und eventuell zu isolieren. 
Es besteht die Gefahr einer Kluft zwischen dem neuen ökumenischen christlichen 
Gemeinbewußtsein und jenem allgemeinen christlichen Bewußtsein, wie es in den 
je besonderen Kirchen, Gemeinden und Theologien vorhanden ist. 2. Der ökume- 
nische Prozeß der Theoriebildung sieht sich dem Verdacht ausgesetzt, in zuneh- 
mender Einseitigkeit eine gesellschaftspolitische Linie zu verfolgen, die sich höchst 
realistisch mit einer entsprechenden politischen und ideologischen Frontbildung 
in der heutigen Welt zu decken scheint. Die Gefahr der Isolierung und der Ver- 
dacht der Einseitigkeit können sich gegenseitig steigern. Und jedenfalls die Dis- 
kussion in Deutschland zeigt, daß das jüngste Programm des Ökumenischen Rates 
den Anstoß dazu gegeben hat, die Entwicklung des ökumenischen Gemein- 
bewußtseins im ganzen herauszufordern und in Frage zu stellen. 


2. Aktion als »Zeichen« 


Dies geschieht keineswegs zufällig. Denn die Genfer Zentrale hat offensichtlich 
die finanzielle Unterstützung von nichtkirchlichen Organisationen, »die von 
unterdrückten Rassengruppen errichtet worden sind«, ausdrücklich als ein Zeichen 
verstanden. Und so ist dieser Teil des Programms zur Rassenfrage auch aufge- 
griffen worden. Es soll ein Zeichen sein gegenüber den Betroffenen. Dann besagt 
dieses Zeichen, daß die ökumenische Christenheit zu bestimmter und gezielter 
Aktion und Parteinahme bereit ist. Es soll wohl aber auch ein Zeichen sein für 
die an der Ökumene beteiligten Kirchen. Dann soll dieses Zeichen als Test dafür 
verstanden werden, ob und wieweit die in langjährigen Beratungen angebahnte 
und sichtbar gewordene Tendenz der Ökumene noch auf die Unterstützung durch 
die Mitgliedskirchen, die Gemeinden und Christen zählen kann. Es ist also der 
symbolische Charakter dieses Teils des neuen Programms, an dem sich deshalb 
eine ebenso symbolische Diskussion entzündet hat. 

Welche Probleme und Konflikte, welche Möglichkeiten und Gemeinsamkeiten 
sind nun aber durch dieses Zeichen sichtbar gemacht worden? Es ist sicher nicht 
der verhältnismäßig geringe finanzielle Betrag, der aus einem Sonderfonds für 
die genannten Organisationen bereitgestellt werden soll. Darum ist auch der 
beschwichtigende Hinweis auf die geringe Effizienz der verteilten Summen ab- 
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wegig. Von Bedeutung ist das Symbol der Unterstützung, nicht deren finanzielle 
Höhe. Der Beschluß von Canterbury (1969) spricht wiederholt davon, die im 
ORK zusammengeschlossenen Kirchen sollten »ein sittlich überzeugendes Bei- 
spiel geben«, »ein leuchtendes sittliches Beispiel«, sie sollten sich zu einer Aktion 
bereit finden, die »konstruktiv, sichtbar und beispielhaft« sei (Evangelische Kom- 
mentare, Januar 1971, 46). Das Problem von Zeichen, die aufgerichtet oder 
gesetzt werden, ist es, in welchem Zeichensystem oder Deutungszusammenhang 
sie verstanden werden sollen und können. In der deutschen Reaktion ist eine, 
und zwar die naheliegendste, Möglichkeit scharf herausgearbeitet worden: Dieses 
Zeichen kann nur in dem Verständigungssystem gedeutet werden, in dem es allein 
wirksam werden kann, d. h. im Verständigungssystem jener Organisationen, denen 
die Unterstützung gilt. Und es ist nicht ohne Konsequenz, wenn gerade der sym- 
bolische Charakter dieser Aktion dazu veranlaßte, die politisch proftlierteste 
Organisation, die auch mit militärischer Gewalt operiert, als Auslegungskontext 
für dieses Zeichen zu begreifen. Im Verhältnis dazu sind die Auslegungsbezüge, 
die mit den ökumenischen Studienprogrammen und weltweiten Zielsetzungen ge- 
geben sind, offenkundig von sehr viel schwächerer Aussagekraft geblieben. Auch 
das ist nicht zufällig oder gar der Böswilligkeit von Kritikern alleine zuzu- 
schreiben. Denn die erregende Bedeutung dieses Zeichens liegt ja gerade darin, 
daß ausdrücklich nichtkirchliche Organisationen unterstützt werden mit der Maß- 
gabe, daß die Verwendung der Subsidien auf der Basis einer generellen Ver- 
trauenserklärung im speziellen Verständigungssystem eben dieser Organisationen 
vor sich gehen soll. Hier sind inzwischen gewisse Revisionen eingetreten. Die 
Tendenz des Zeichens, der Überschrift ökumenischen Denkens und Handelns 
aus dem Bezugsrahmen der kirchlich organisierten Christenheit in kirchlich un- 
spezifische Bewegungen, hat keine volle und ausreichende Deckung an der kirch- 
lichen und gemeindlichen Basis der Okumene. Die vorher genannte relative Iso- 
lierung des ökumenischen Gemeinbewußtseins ist offenkundig geworden. Deshalb 
reicht es auch nicht aus, auf den innerökumenischen Theoriebildungsprozeß oder 
gar auf den beschließenden Charakter ökumenischer Gremien zu verweisen. Denn 
die organisatorische Legalität dieser Beschlüsse ist offensichtlich noch nicht iden- 
tisch mit ihrer ökumenischen Legitimität. 


3. Kriterien der Weltdeutung — die Rolle der Theologie 


Dieses Problem ist nun allerdings keineswegs dadurch hinreichend geklärt, daß 
deutsche Bischöfe in ihrer Kritik auf die mangelnde Zustimmung verweisen, die 
diese ökumenische Aktion bei bestimmten Gemeindegliedern gefunden hat. Dieser 
Sachverhalt verweist ja zunächst nur darauf hin, daß die Kirchenleitungen über- 
haupt und an vielen Stellen die mangelnde Verbreitung des ökumenischen Ge- 
meinbewußtseins konstatieren müssen, für die sie selbst die entscheidende Ver- 
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antwortung haben. Als Waffe der Kritik sind solche Reaktionen, wie sie sich auch 
in Kirchenaustritten niedergeschlagen haben, vielmehr ausdrücklich verwandt 
worden wegen des deutlichen politischen Akzentes dieses ökumenischen Pro- 
gramms. Genau daran aber wird nun eine weitere grundlegende Schwierigkeit 
sichtbar. Es ist nicht deutlich, nach welchen gemeinsamen Kriterien eigentlich die 
theologische und kirchliche Deutung der Weltsituation sich vollzieht, jener 
Deutung, von der auch die Formulierung bestimmter ökumenischer Programme 
abhängt. 

Damit verlagert sich das Problem auf die Frage, welche Stellung eigentlich die 
Theologie in diesem Theoriebildungsprozeß hat, haben kann oder sollte. Offen- 
sichtlich ist es so, daß die Okumene die größten Schwierigkeiten hat, die von ıhr 
aufgegriffenen gesellschaftlichen, humanen und politischen Probleme, deren Rang 
und Wichtigkeit von niemandem bestritten wird, in eine solche theologische 
Deutung der Wirklichkeit einzubringen, die eine umfassende Gemeinsamkeit auch 
und gerade im Falle des Konfliktes zu gewähren vermag. Zugleich aber, und da- 
mit erst verschärft sich dieses Problem, gelingt es offenbar kaum, die Bedeutung 
theologischer Einsichten für bestimmte Studien, Programme und Aktionen so 
herauszuarbeiten, daß daraus auch eindeutige Entscheidungen gewonnen werden 
können. Die merkwürdige und widersprüchliche Situation kommt darin zum 
Ausdruck, daß alle an der Diskussion Beteiligten beteuern, sie seien sich in der 
Zielbestimmung völlig einig: Das Evangelium nötige die Kirche, sich überall für 
die unterdrückten und entrechteten Menschen einzusetzen. Die Gemeinsamkeit 
theologischer Basisformeln ist offensichtlich an einer ganz anderen Stelle fest- 
gemacht als an derjenigen, wo die Entscheidungen über eine handlungsorientierte 
Weltdeutung fallen. Die Tatsache, daß der schärfste Kritiker des neuen Pro- 
gramms des ORK, Bischof Wölber, die Gemeinsamkeit dieser Grundrichtung, zu 
der das Evangelium die Kirche verpflichtet, ebenfalls feststellt und dann sagt: 
»Es geht hier nur um die Frage ihrer (erg. der Kirche) Methoden« (DIE ZEIT 
vom 6. November 1970), zeigt, daß Methoden im Grunde zu den Instanzen wer- 
den, die über theologische Probleme entscheiden. Diese merkwürdige Situation ist 
nicht etwa dadurch entstanden, daß in der Okumene ein Defizit an theologischer 
Orientierung herrscht. Auch dieses wird man mit Nachdruck sagen können. Doch 
das eigentliche Problem liegt woanders: Die theologischen Basisformeln sind im 
Verhältnis zu den sehr differenzierten Studien- und Aktionsprogrammen der 
Okumene unspezifisch, es stellt eine ausgesprochene Aporie der Verhandlungen 
dar, die zwingenden Implikationen theologischer Einsichten für die Weltdeutung 
und das Handeln der Kirche sichtbar zu machen und herauszuarbeiten. Man wird 
den Verdacht nicht los, daß zwischen der Theologie in der Okumene und ihren 
Kirchen und den Studien- und Handlungsprogrammen das Verhältnis einer 
gewissen Willkür herrscht. Theologische Sätze, die sich auf das Evangelium und 
die Versöhnung des Menschen durch Jesus Christus beziehen, werden zwar als 
Motiv vielfältig in Anspruch genommen. Aber gerade als Motiv scheinen sie 


57 


völlig an die Wahrnehmung im individuellen und kirchlichen Glauben fixiert 
zu sein; das heißt aber, daß sie nicht eigentlich als theologische Sätze über die 
Wirklichkeit aufgenommen werden, sondern als Explikation von Frömmigkeit 
ihre motivische Bedeutung haben. Über ihren Charakter als Motiv tragen sie 
deshalb nicht unmittelbar zur präzisen Deutung der Welt bei und sind deshalb 
unspezifisch, wo es um klare Entscheidungen im Erkennen und Handeln geht. 
Dieser Sachverhalt ließe sich im einzelnen sehr gut belegen, und zwar an den 
Marginalwerten dieser Motivik: In Dokumenten des ORK finden sich Passagen, 
denen zufolge der Kampf gegen Unterdrückung und um Befreiung des Menschen 
über die je konkrete Situation hinaus durch das prinzipiell unbegrenzte Motiv der 
Befreiungstat Gottes und seiner Liebe geleitet ist. Dieses Motiv als Motiv des 
Kämpfers wird dann ganz identisch mit dem theologischen Sachgehalt. »Durch 
die Liebe Gottes, durch die Kraft seines Geistes werden wir eines Tages, bald 
schon, siegen« (Evangelische Kommentare, Januar 1970, 48). Eine differenzierte 
Deutung der gesellschaftlichen und politischen Weltlage muß sich, wohl auch im 
humanen Interesse, dieser Motivik geradezu entgegenstellen. Umgekehrt kann 
man in der Kritik bemerken, daß die theologische Argumentation sich fast völlig 
auf das Motiv reduziert, der Glaube lehre den Menschen und die Welt gerade an 
seinen Grenzen, in seinem Scheitern, in seinem Nichtmehrkönnen verstehen und 
habe seine spezifische Wirkung gerade darin, den Menschen jenseits aller Be- 
freiungswünsche als diesen scheiternden zu bewahren. Auch hier gibt die Theo- 
logie nichts mehr her als die radikale Grenzziehung gegenüber allen selbstbewuß- 
ten Aktivitäten des Menschen. Es kann einsichtig gemacht werden, auf welchem 
Wege eine differenzierte und bewußt vorgenommene Deutung der Welt theolo- 
gisch gesteuert und geleitet werden kann. Es kann nicht darum gehen, hier einen 
bestimmten und gezielten Vorwurf auszusprechen, das wäre ohnehin nur möglich, 
wenn die eben angedeutete Analyse im einzelnen und gründlich belegt würde. Es 
soll nur bezweifelt werden, daß die Okumene und die Kirchen über eine Theolo- 
gie verfügen, die sie in den Stand setzt, ihre Aufgaben und Konflikte in einer ihr 
selbst durchsichtigen Weise zu bestimmen und zu klären. Statt dessen regiert der 
Vorwurf, mit dem die miteinander streitenden Parteien sich gegenseitig die Ab- 
hängigkeit von außerkirchlichen Bedingungen, Verhältnissen und Bewegungen 
bescheinigen. Die Theologie dient weniger dazu, diese Konflikte zu erhellen, als 
sie zu stilisieren und auszudrücken. Das aber kann nicht als eine wünschenswerte 
Situation angesehen werden. 


4. Politische Theologie? 
Es wäre darum die Frage zu prüfen, ob das, was unter dem Stichwort »politische 
Theologie« überall diskutiert wird, Möglichkeiten zu einer Weiterentwicklung 


des Prozesses der Theoriebildung enthält. Als Firmenbezeichnung für jenes ein- 
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seitige Gefälle, das die Kritiker der Okumene an ihr beobachten, könnte »poli- 
tische Theologie« diese Aufgabe sicher nicht leisten. Entwürfe, die im Sinne der 
genannten Motivik in der Okumene rezipiert worden sind, tragen deshalb wohl 
zum Stand der Diskussion, aber nicht zu deren Beförderung bei. 

Das Programm zur Bekämpfung des Rassismus muß dennoch als exemplarischer 
Fall für politische Theologie angesehen werden. Deren erstes Strukturmerkmal 
ist eine kritische und analytische Erkenntnisaktivität, die sich auf vorhandene 
menschliche Verhältnisse richtet. Diese Erkenntnisaktivität entdeckt — abstrakt 
gesprochen -, daß je bestimmte menschliche Wirklichkeit nicht naturwüchsigen 
Charakter hat, sondern in einer Weise gemacht ist, die auch wieder aufgelöst wer- 
den kann. Solche Analyse konkurriert erfolgreich mit je individuellen, glaubens- 
mäßigen oder moralischen Motiven. Denn als kritisch-analytische Erkenntnis- 
aktivität benennt sie die institutionellen und strukturellen Bedingungen, unter 
denen solche Motive wirksam werden oder wirkungslos bleiben. »Die Rassenfrage 
kann nicht mehr im persönlichen Gespräch gelöst werden« (Beschluß von Canter- 
bury 1969, Evangelische Kommentare, Februar 1971, 106), d. h., die politische 
Analyse übernimmt Aufgaben, die von persönlichen Beziehungen nicht mehr 
bewältigt werden können. So können die Motive von Veränderung oder Be- 
wahrung rational verarbeitet werden. Sie hören damit auf, zum einzigen Grund 
für Handeln und Lebensorientierung zu werden. Deswegen kann sich die kritische 
Analyse auch gegen die Kirchen selbst als bestimmtes menschliches Verhältnis 
richten. »Untersuchung und Änderung der Komplizität der Kirche« (ebd.) kann 
als Aufgabe formuliert werden, um den ungewußten politischen Charakter kirch- 
lichen Handelns bewußtzumachen. Diese Erkenntnisaktivität, die sich von der 
unmittelbaren religiösen oder frommen Motivik des Glaubens unterscheidet, 
bringt Erklärungsleistungen, die aufs Ganze gesehen mit der traditionellen theo- 
logischen Weltbeschreibung konkurrieren, gerade weil sie die überindividuellen 
Faktoren menschlicher Lebenswirklichkeit zum Thema hat. Ihre theologische 
Bedeutung liegt ganz elementar darin, daß es auf diesem Wege möglich ist, 
zwischen dem christlichen Erkenntniswillen und den bestimmten Lebensgestalten 
von Kirche, Theologie und Glauben zu unterscheiden. Die Dynamik der ökume- 
nischen Bewegung der letzten Jahre ist grundsätzlich daraus zu erklären, daß von 
dieser Selbstunterscheidung konsequenter und konstruktiver Gebrauch gemacht 
wird. ae 


5. Konstruktion und Schöpfung 
Die kritisch-analytische Erkenntnisaktivität ist von fundamentaler theologischer 
Bedeutung deswegen, weil sich damit der Weg öffnet, die Welt als eine Welt 


Gottes auch im Unterschied zu den bestimmten Gestalten und Motiven der ge- 
schichtlich gestalteten Christenheit und Kirchen wahrzunehmen und sehen zu 
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lernen. Denn das ist in der Tat die Grundbedingung für einen vollen Begriff von 
Theologie: Die Wirklichkeit der Welt als einer Welt Gottes so zu begreifen, wie 
sie nicht schon immer identifiziert wird mit der Kirche, ihrem Handeln und ihrem 
Zeugnis, sondern so, daß das, was auch der kirchlichen Sicht der Welt zugrunde 
liegt, umfassend und selbständig fürs Ganze der Wirklichkeit erkennend ein- 
gesetzt wird. Was die theologische Tradition im Blick hatte, wenn sie von der 
Welt als einer Schöpfung Gottes sprach, das kommt im kritisch-analytischen Zu- 
griff auf die politische Konstruktion unserer Welt erneut zum Zuge. Denn die 
Einsicht in den politisch gemachten, gestalteten und entworfenen Charakter 
menschlicher Wirklichkeit erklärt sowohl dasjenige, worin diese Welt dem 
einzelnen konkreten Menschen als seine Welt gegeben ist, wie auch und zugleich, 
daß wir diese Welt immer nur in der konkreten und bestimmten Gestaltung des 
Politischen haben können. So, wie die Welt ist, in ihren politischen, gesellschaft- 
lichen und kulturellen Verhältnissen, ist sie nicht in einem letzten Sinne not- 
wendig, sondern kontingent. Diese Kontingenz wird in der politischen Analyse 
oft polemisch mit dem Willkür- und Interessencharakter je bestimmter Verhält- 
nisse ausgesprochen. Daran hält sich auch die Hoffnung und der Wille, es könnte 
auch ganz anders sein. Doch die gleiche Analyse lehrt, daß diese kontingente Ge- 
stalt der Welt prinzipiell notwendig ist, daß es zu ihr keine Alternative gibt: Jede 
wie immer neu gestaltete Gesellschaft wird eben wieder diesen kontingenten, 
konstruierten und gemachten Charakter haben. Erst in einem radikal theologi- 
schen Verständnis der kritisch-analytischen Erkenntnisaktivität, die den politi- 
schen Charakter menschlicher Lebenswelt thematisiert, können die lebensfeind- 
lichen Alternativen religiöser, moralischer oder politischer Kämpfe umgriffen 
werden. 


6. Konstruktion und Freiheit 


Dieselbe Aktivität, die sich in der kritisch-analytischen Erkenntnis des Politischen. 
auswirkt, bringt sich auch in den Entwürfen einer Neukonstruktion der mensch- 
lichen Lebenswelt zur Geltung. Kann die bestehende Lebenswirklichkeit in ihrem 
gemachten Charakter durchschaut werden, dann kann eine Änderung grund- 
sätzlich nicht ausgeschlossen werden. Im Gegenteil, die analytische Erkenntnis- 
aktivität verpflichtet geradezu dazu, die menschliche Lebenswirklichkeit in den. 
Verantwortungshorizont bewußten konstruierenden und entwerfenden Han- 
delns einzuholen. Für diese Einsicht steht das Symbol der Freiheit des Menschen. 
Hier ist aber auch der Ort, wo das Problem der Gewalt notwendig auftritt. Denn 
wenn den bestimmten Lebensverhältnissen der Menschen keine naturwüchsige, 
ontologische Qualität zukommt, dann läßt sich das Bestehende daraufhin durch- 
schauen, daß und wie es seine Festigkeit aus menschlicher Macht und Herrschaft. 
erlangt, aus dem also, was als die »Gewalt des status quo« analysiert wird. In 
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jeder Änderung und in jedem sozialen Wandel vollzieht sich deshalb nicht nur 
Reform, Verbesserung, Entwicklung. Jeder Wandel ist kraft der darin wirksamen 
Aktivität des Menschen auch ein Akt von Gewalt, derjenigen Gewalt nämlich, die 
andere, bisherige Gewalt ersetzt. Man muß das Problem der Gewalt schon so 
grundsätzlich und in seiner theoretischen Fundierung erfassen, gerade wenn man 
Interesse daran hat, die Grenzen von Gewaltanwendung zu bestimmen. Vor 
allem aber darf sich die theologische Sicht des konstruktiven Umganges mit Ver- 
änderung nicht mit jener gern geübten Unterscheidung identifizieren, der zufolge 
Gewalt zwar unter Menschen unvermeidlich sein mag, aber auf keinen Fall im 
Zusammenhang kirchlichen Handelns zur Sprache gebracht werden darf. Diese 
Unterscheidung, die dann die ganze Problematik auf den Christen und den 
Menschen abwälzt, ist theologisch deswegen unbefriedigend, weil sie das prinzi- 
pielle Problem der Kontingenz und Konstruktion menschlicher Lebenswirklich- 
keit theologisch unbegriffen läßt und einer »bloß menschlichen« Wahrnehmung 
von Wirklichkeit zuweist. Das geht schon deswegen nicht, weil der Grundgedanke 
einer Gestaltung der Welt als Welt Gottes auch und gerade das Thema der 
christlichen und kirchlichen Verkündigung ist. 


7. Freiheit und Welterhaltung 


Die moderne Welt muß mit der Möglichkeit der Freiheit des Menschen leben. 
Freiheit als das Symbol für den kontingenten Charakter menschlicher Lebens- 
wirklichkeit äußert sich zwar primär in dem Willen zur Veränderung. Doch nicht 
das Motiv jeweiligen Freiheitswillens ist die generelle Struktur, auf die es hier 
ankommt. Eine politische Theologie muß gerade als Theologie herausarbeiten, 
inwiefern diese Freiheit sachlich identisch ist mit dem theologischen Gedanken der 
Erhaltung der Welt als einer Schöpfung Gottes. Denn die Welt wird nicht aus 
demjenigen erhalten, was vorbewußt und vorkritisch die traditionellen Lebens- 
ordnungen als den Bestand der Welt zeigen. Die Erhaltung der Welt ist vielmehr 
grundsätzlich dort zu thematisieren, wo die Kontingenz der Schöpfung und die 
konstruktive Tätigkeit des Menschen in ihrem Zusammenhang erscheinen. 

Aus diesem Grunde scheint es mir nun gegenwärtig so zu sein, daß die Theologie, 
um Theologie sein zu können, sehr genau und präzise die Informationen und 
Erkenntnisse verarbeiten muß, aus denen wir unsere Kenntnis über den möglichen 
Bestand der menschlichen Welt, ihre Bedrohung und ihre kontrollierte Gestaltung 
gewinnen können. So, wie sich in ihrer Tradition die Theologie keineswegs damit 
begnügt hat, Ausdruck des Glaubensmotivs zu sein, so wird auch gegenwärtig die 
Theologie das Niveau ihrer Aufgabe nur erreichen, wenn sie in einem umfassen- 
den und rational ausgewiesenen Sinne auf Erkenntnis des Ganzen der Wirklich- 
keit aus ist. Diese Erkenntnis aber wird uns heute in erster Linie durch solche Ein- 
sichten vermittelt, die es mit dem gesellschaftlichen und politischen Handeln des 
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Menschen zu tun haben. Wenn nun Situationen eintreten, in denen mit hoher 
Wahrscheinlichkeit und Präzision nachgewiesen werden kann, daß nur tief- 
greifende politische und gesellschaftliche Veränderungen dem Bestand dieser Welt 
als einer Welt Gottes entsprechen, dann sind es eben diese Einsichten, die wir 
wahrzunehmen haben. Wir müssen sie auch und gerade dann wahrnehmen und 
produktiv verarbeiten, wenn sie nicht schon in Übereinstimmung mit bestimmten 
Motiven des religiösen und glaubenden Bewußtseins sich befinden. Denn zum 
Bestande der gegenwärtigen Welt gehören nicht nur Institutionen und Verhält- 
nisse. Zum Bestande der Welt gehören prinzipiell und in einem fundamentalen 
Sinne diejenigen kritischen und analytischen Erkenntnisaktivitäten, die zugleich 
auch in politische und gesellschaftliche Aktivität transformiert werden können. 
Das Symbol der Freiheit, in dem diese verschiedenen Dimensionen der Aktivität 
des Menschen zusammengefaßt sind, ist darum das Grundsymbol für die Be- 
dingung, unter der alleine die Welt erhalten werden kann. 


8. Verwirklichung — Selbstverwirklichung 


Auf diesem Hintergrunde kann auch das wohl entscheidende Argument gegen 
die gesellschaftspolitische Aktivität der Okumene diskutiert werden: Es richtet 
sich gegen den Willen zur Selbstverwirklichung, der politischen Befreiungs- 
bewegungen ihr moralisches und religiöses Pathos verleiht; es richtet sich gegen 
die Erwartung einer Verwirklichung des Reiches Gottes; es richtet sich gegen eine 
Reduktion der Wirklichkeitserkenntnis, die die Phänomene des Scheiterns, der 
Schuld und der Grenzen des Menschen nicht mehr wahrnimmt. Diese Kritik 
besteht zu Recht. Sie besteht vor allem zu Recht gegenüber einer Glorifizierung 
der Gewalt, gegenüber einer solchen Reduktion der Komplexität gesellschaft- 
lichen und politischen Wandels, die von bestimmten, gewaltsamen Aktionen und 
Revolutionen einen totalen qualitativen Umschlag in den menschlichen Verhält- 
nissen erwartet. Diese Erwartung und dieses religiöse Pathos der Selbstverwirk- 
lichung sind deswegen so außerordentlich gefährlich, weil sie aufs engste ver- 
bunden sind mit der Grundstruktur unserer Welt, die im Symbol der Freiheit 
zusammengefaßt werden kann. Diese Erwartung hat auf ihrer Seite die Kraft der 
kritisch-analytischen Erkenntnisaktivität, die darauf hinausläuft, den kontingen- 
ten Charakter der menschlichen Lebenswirklichkeit in die Konstruktion einer 
Welt zu überführen, die auch ganz anders sein kann. Hier wird die theologische 
Argumentation sich nun aber mit allem Nachdruck darauf berufen müssen, daß 
Freiheit als Strukturmerkmal der menschlichen Lebenswirklichkeit nicht identisch 
ist mit den bestimmten politischen und religiösen Motiven derer, die sie aktuell in 
Szene setzen. Im Gegenteil, die Befreiungsbewegungen leben ihrerseits von jenem 
konstruktiven Charakter menschlicher Lebenswirklichkeit, der sich in der Neuzeit 
als bestimmende Macht überall bereits durchgesetzt hat. Befreiungsbewegungen, 
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die auf politische Radikalisierung und Gewaltanwendung drängen, sind Aus- 
druck für solche Lebenssituationen, in denen sich die sachhaltige Teilnahme am 
konstruktiven Charakter der menschlichen Lebenswirklichkeit noch nicht hat ent- 
falten können. Das verleiht ihnen ihr Recht, das aber verurteilt sie auch zu jener 
abstrakten Radikalität, die potentiell den Bestand der Freiheit selbst gefährdet. 
Wieder kann hier allein eine umfassende theologische Sicht das Problem befördern. 
Es geht nicht darum, die Kirche als das Volk Gottes und als die Jünger Jesu 
Christi von einem Problem politischer Veränderung auszunehmen, das für die 
übrige Menschheit unumgänglich ist. Es geht nicht darum, die Kirche als ein 
Reservat derjenigen aufzufassen, die in die Veränderungsproblematik nicht ver- 
strickt sind. Die umfassende theologische Sicht unserer Lebenswirklichkeit kann 
vielmehr die Möglichkeiten bereitstellen, Befreiungsbewegungen mit ihrem 
immanenten Zwang zur Gewaltanwendung aus ihrer ideologischen Isolierung zu 
befreien, indem sie als Teilbewegungen in der produktiven Erhaltung der Weit 
begriffen werden. Eben dies aber verlangt tiefgreifende Konzessionen auf der 
Seite derjenigen gesellschaftlichen und politischen Kräfte, die den Menschen und 
Gruppen anderer Rassen, anderer Nationen oder gesellschaftlicher Schichten 
diesen produktiven Anteil verwehren. Gewaltanwendung oder die Drohung mit 
Gewaltanwendung durch unterdrückte Gruppen ist darum regelmäßig die 
Reaktion auf fehlende Anerkennung auf seiten derer, die ein Monopol auf die 
konstruktive Gestaltung der Lebenswirklichkeit haben. 

Diese Hinweise auf eine theologische Auswertung der von der Okumene auf- 
geworfenen Probleme haben nun allerdings die Folgerung, daß es durchaus sinn- 
voll ist, wenn die Kirchen sich nicht mit bestimmten politischen und gesellschaft- 
lichen Bewegungen identifizieren. Denn mit dem gleichen Argument, mit dem wir 
hier für eine Unterscheidung zwischen politischer Theologie und kirchlicher bzw. 
glaubensmäßiger, jedenfalls konkret und individuell bestimmter Wahrnehmung 
der Welt als einer Welt Gottes plädieren, kann auch gesagt werden: Die Kirchen 
sollten sich in ihrem Handeln nur so weit engagieren und fixieren, wie ihre eigenen 
Möglichkeiten der Bewußtseinsbildung und der Übersicht über die Folgen reichen. 
Es ist darum ein Raum für sinnvolle Klärung in der Diskussion erreicht worden, 
wo die Kirchen auf einer projektgebundenen und von innen her überschaubaren 
Teilnahme an dem Programm zur Bekämpfung des Rassismus bestanden haben. 
Das Zeichen, das der ORK mit seinem Programm, besonders mit der Unter- 
stützung bestimmter Organisationen hat aufrichten wollen, kann so besser ver- 
standen werden. Dieses Zeichen bedeutet, daß die Kirchen sich hier an einer 
Grundfrage des gegenwärtigen Lebens beteiligen, die nicht alleine nach den Kri- 
terien kirchlicher Existenz definiert und verstanden werden kann. Dieses Zeichen 
bedeutet darum, daß die Kirchen in der Welt als einer Welt Gottes leben, deren 
theologische Relevanz nicht mit den Möglichkeiten und dem Dasein der Kirchen 
identifiziert werden kann. Es ist vielleicht nicht zufällig, daß das jüngste Pro- 
gramm des Okumenischen Rates der Kirchen deswegen das prinzipielle theore- 
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tische wie praktische Problem auch nicht in bestimmten Aktionen gesehen hat, 
sondern in einem Prozeß der Theoretisierung oder Bewußtseinsbildung, für das 
der Ausdruck »conscientization« von Paulo Freire (vgl. LM 1970, 578 fl.) als 
Symbol gewählt worden ist. Denn langfristig entscheidet tatsächlich nicht diese 
oder jene Aktion, diese oder jene Unterstützung bestimmter Organisationen über 
die Zukunft der Welt. Langfristig wird die Welt als eine Welt Gottes nur 
erhalten, wenn sie sich selbst als kontingent begreift. 

Diesen Gedanken konkret auszuarbeiten und mit dem Handeln zu vermitteln 
ist die anspruchvolle Aufgabe, die sich die Autoren mit ihren Studien- und 
Aktionsprogrammen gestellt haben. 


(Unter dem Titel »OÖkumenisches Gemeinbewußtsein« zuerst veröffentlicht in: 
Lutherische Monatshefte 1971, 4, 182-187) 


64 


Walter Kreck 
Das Verständnis von Barmen II unter dem Stichwort 
»Königsherrschaft Jesu Christi« 


1. Die Lehre von der Königsherrschaft Christi, d. h. der Versuch einer Be- 
gründung politischer Ethik im regnum Christi, kann als Interpretation der 
2. Barmer These verstanden werden, die von Jesus Christus als Gottes Anspruch 
auf unser ganzes Leben in all seinen Bereichen spricht. 


Unter der Lehre von der »Königsherrschaft Jesu Christi« verstehen wir den von 
K. Barth inaugurierten, aber von anderen (Bonhoeffer, Ellul, E. Wolf usw.) auf- 
genommenen und z.T. auch modifizierten Versuch einer Begründung politischer 
Ethik in dem regnum Christi. Wenn wir hier bei der Frage nach der Interpreta- 
tion der 2.Barmer These darauf zurückgreifen, so deshalb, weil es sich hier um 
eine Art Kommentar zu ihr handelt, der zum mindesten, was die Intention ihres 
(ursprünglichen) Entwurfs anlangt, in besonderer Weise Anspruch auf Gehör er- 
heben kann. 

Wenn Jesus Christus in Barmen II als kräftiger Anspruch auf unser ganzes 
Leben bezeichnet wird, wenn von froher Befreiung dieser Welt die Rede ist, 
wenn ausdrücklich negiert wird, daß es Bereiche unsres Lebens gebe, in denen wir 
nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren zu eigen wären, dann drängt sich in 
alledem die Frage nach dem Verständnis der Königsherrschaft Christi geradezu 
auf. Aber auch die Kritik an Barmen II befaßt sich weithin mit dieser Lehre. 
Meine Aufgabe kann hier nur sein, in Kürze die wesentlichsten Momente ins 
Gedächtnis zurückzurufen, ihre Antithesen und ihre 'These, ihre Intention und 
ihre Begründung, während die eigentliche kritische Auseinandersetzung wohl 
mehr Sache des 2. (bzw. 3.) Referates sein wird. Ich könnte mir denken, daß uns 
das Ganze in exegetische und systematische Fragestellungen hineinführt, die wir 
dann erneut gezielt angehen müssen. 


2. Im Gegensatz zu einer auf dem Naturrecht oder der Lehre von den Schöp- 
fungsordnungen gegründeten Ethik werden Recht und Herrschaft in dieser Welt 
hier als unter der zwar noch verborgenen, aber bereits alles umfassenden Herr- 
schaft Jesu Christi stehend verstanden, der alle Mächte und Gewalten volens 
nolens dienen müssen. 
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Ausgangspunkt für die Vertreter dieser Lehre vom regnum Christi ist die Ent- 
täuschung über die traditionellen protestantischen (und katholischen) Versuche 
einer Begründung politischer Verantwortung bzw. einer Lehre von Staat und 
Recht. 

Die naturrechtliche (speziell thomistische) Theorie fällt mit dem Verdikt über 
eine analogia ontis und theologia naturalis. Mit der Ablehnung einer derartigen 
metaphysischen Rechtsbegründung braucht die rechtsgeschichtliche Bedeutung des 
Naturrechts oder auch (mit Ellul zu reden) das Naturrecht als Phänomen keines- 
wegs geleugnet zu werden, wohl aber die Auffassung, daß sich von ihm her ein 
System gültiger Normen begründen lasse. 

Dasselbe Mißtrauen richtet sich gegen eine Lehre von den Schöpfungsordnungen, 
sofern damit ein auf den isolierten ı. Artikel gegründetes Gefüge von bleibenden 
Schöpfungskonstanten gemeint ist, die man in Natur und Geschichte glaubt ent- 
decken zu können. 

Mit alledem sind auch kritische Fragen an die Zwei-Reiche-Lehre gestellt, sofern 
hier eine Unterscheidung oder auch Trennung der beiden Regimente mit Nach- 
druck gelehrt wird, ohne daß ihr Bezug zueinander hinreichend erkennbar wird. 
Wieweit damit Luthers Auffassung selbst oder eher die geschichtliche Auswirkung 
seiner Lehre einer Kritik unterzogen wird, ist bekanntlich eine sehr umstrittene 
Frage, die wir hier nicht weiter verfolgen können. 

K.Barth ging es in seiner Schrift »Rechtfertigung und Recht« (Theol. Studien, 
Heft ı, 1938, 1944?) darum, das irdische Recht in der Rechtfertigung, irdische 
Herrschaft in der Königsherrschaft Christi begründet zu sehen. Anstatt immer 
wieder Röm. 13 zu zitieren, und zwar mit der Intention, die Gegebenheit staat- 
licher Macht als ihre Legitimation einfach hinzunehmen, stehen hier solche Stellen 
(speziell auch der Deuteropaulinen) im Zentrum, in denen bekannt wird, daß 
Jesus Christus als dem Kyrios alle Mächte und Gewalten unterworfen sind. Wir 
können hier nicht auf Barths exegetische Versuche, diese These zu untermauern, 
näher eingehen, also seinen Hinweis auf den politischen Charakter entscheidender 
Termini (vgl. basileia ...), auf die Begegnung Jesu mit Pilatus, geschweige denn 
auf die so umstrittene These von der angelologischen Begründung weltlicher 
Mächte (s. u.). Hier geht es uns zunächst um die Herausstellung der Grundthese: 
Alle weltliche Herrschaft gründet in Gottes Willen, wie er uns unzweideutig in 
der Sendung Jesu Christi, in seinem Kreuz und seiner Erhöhung offenbart ist. 
Statt von einer abstrakt gedachten Schöpfungsordnung oder einem Naturgesetz 
her zu denken und den Staat theologisch zu begründen, soll in diesem christozen- 
trischen Ansatz damit Ernst gemacht werden, daß Gott die Welt nicht nur im 
Logos geschaffen hat — dem Logos, der ın Jesus Fleisch ward -, sondern sie auch 
um Christi willen erhält, auf ihn und seine Gemeinde hin bewahrt und darum auch 
alle politische Verantwortung nur von dem Gebot her verstanden werden kann, 
das in Jesus Christus erfüllt ist. Es kann also keine mit Christus konkurrierende 
Schöpfungs- oder Gesetzesethik geben, keine Begründung politischer Ethik, bei 
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der man allenfalls nachträglich noch einen christologischen Bezug einzuführen 
versucht, sondern weil Christus als der Kyrios schlechthin bekannt wird, als das 
A und das O des ganzen Kosmos, darum gehört jede rechte theologische Aussage 
über diesen Fragenkreis in diesen christologischen und eschatologischen Zusam- 
menhang. Die jetzige Verborgenheit der Herrschaft Christi schließt nicht aus, daß 
er faktisch bereits alle Gewalt hat, daß er Herr aller Herren ist und ihm jede 
Macht dienen muß, also auch in ihrem Widerstreben. Indem die Schöpfung vom 
Bund her und auf den Bund hin verstanden wird, indem die Sünde nicht als das 
eigentliche Agens der Geschichte und damit auch der politische Bereich nicht in 
einem verdächtigen Halbdunkel, einem den Dämonen eingeräumten Terrain 
gesehen wird, sondern als zu Gott, d.h. aber zu Christus gehörig, wird von 
Hoheit und Würde auch des Staates von Barth in einem ganz neuen Sinn geredet. 
Er erhält im Licht des Evangeliums eine unerhörte Legitimation. Der dämonisierte 
Staat ist nach ihm nicht zu viel sondern zu wenig Staat. Es gehört nicht zu seinem 
Wesen, zu dämonisieren, sondern das bedeutet gerade seine Entartung. Anstatt 
ihn zu einer zwischen Himmel und Hölle schwebenden Hypostase zu machen, ist 
er unzweideutig bei seinem göttlichen Auftrag, seiner ihm im Licht der Basileia 
Christi zukommenden positiven Funktion zu behaften. 


3. Weil das regnum Christi universal ist, kann es keinen Dualismus von 
Schöpfungs- und Erhaltungsgnade einerseits und Versöhnungs- und Erlösungs- 
gnade andererseits geben. In Entsprechung zu der in Jesus Christus aufgerichteten 
Gerechtigkeit Gottes ist zu bestimmen, was als Recht und Gerechtigkeit auf Erden 
zu gelten hat. 


Von daher bestimmt sich die Aufgabe der politischen Verantwortung nicht nur 
der sog. Obrigkeit, sondern eines jeden Bürgers. Sie ist dann nicht nach dem Maß 
einer restaurativen Erhaltungsordnung oder gar Vergeltungsordnung zu bestim- 
men, sondern es ist auszugehen von dem Ziel, das Gott mit Welt und Mensch ver- 
folgt. Wenn Gott will, daß allen Menschen geholfen werde und sie zur Erkenntnis 
der Wahrheit kommen (vgl. ı Tim 2), wenn — wie Barth an dieser Stelle betont — 
deshalb das Gebet für die Könige, die Obrigkeit, geschehen soll, dann stünde alle 
Erhaltung des Lebens, also auch das diesbezügliche politische Handeln, unter 
diesem 'Telos. Dann gibt es keine prinzipielle Unterscheidung zwischen Erhal- 
tungs- und Erlösungsgnade (vgl. E. Brunner). Darum kann in hervorgehobener 
Weise von der Freiheit des Menschen zum Hören des Evangeliums, zur Glied- 
schaft in der christlichen Gemeinde geredet werden, wenn es um Kriterien für 
politische Freiheit geht, denn hier wird mir diese Gnade bezeugt. 

Aber man darf das nicht klerikal verstehen, als ob es Aufgabe des Staates wäre, 
die Kirche zu privilegieren. Wenn es im politischen Raum um Freiheit, Gerechtig- 
keit und Frieden geht, so in umfassendem Sinne um Dienst am Menschen, dem von 
Gott geliebten, in Christus angenommenen Menschen. Nicht eine Idee des Staates, 
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nicht ein wie immer auch gestaltetes Menschenbild, sondern dieser wirkliche 
Mensch, wie Gott ihn in Christus meint und schafft, ist für christliche Ethik der 
Richtpunkt auch für politisches Handeln. Es kann zwar den neuen Menschen 
nicht schaffen, aber es soll ihm mit allen Mitteln, wie sie ihm zur Verfügung 
stehen, dienen. Von der in Christus aufgerichteten Gerechtigkeit Gottes her 
kommt es zur Begründung irdischen Rechts, der sog. Menschenrechte, und der ihm 
dienenden Institutionen. Wie das praktisch zu geschehen hat, darüber gehen die 
Aussagen nicht konform. 

Bei Barth finden wir — jedenfalls in »Christengemeinde und Bürgergemeinde«, 
1946, Nr. 14 - folgenden Maßstab: Die Christengemeinde »unterscheidet und 
wählt unter den sich jeweils bietenden politischen Möglichkeiten ... immer die- 
jenigen, in deren Realisation ein Gleichnis, eine Entsprechung, eine Analogie, das 
Spiegelbild dessen sichtbar wird, was den Inhalt ihres Bekenntnisses und ihrer 
Botschaft bildet«. Hier kommt es zu den so oft angegriffenen Begründungen 
demokratischer Formen auf dem Wege dieser Analogisierung. Das ist von Barth, 
wie er ausdrücklich bemerkt, nicht im Sinne eines »christlichen Staates«, nicht als 
»Duplikat der Kirche im politischen Raum« (Nr. 9) gedacht, sondern im Sinn 
einer Entsprechung zweier an sich unterschiedener Größen. Bei Ellul finden wir 
(in seiner Schrift Le fondement theol. du droit, 1946) weniger den Gedanken der 
Analogie als eine finale Beziehung. So heißt es z.B.: »... das menschliche Recht 
muß derart gefaßt sein, daß der Mensch, der in ihm existiert, alle notwendigen 
Rechte genießt, die ihn in den Stand setzen, das Bundeswort zu vernehmen, das 
Gott an ihn richtet, und darauf zu antworten« (S. 76 d. dtsch. Ausg.), ein Ge- 
danke, der auch bei Barth vorkommt. Das umschließt die Verantwortung zur Er- 
haltung des Lebens, daß — wie Ellul sagt — »die vom Recht geschaffenen Daseins- 
bedingungen sozialer, wirtschaftlicher und politischer Art so beschaffen sein müs- 
sen, daß der Mensch nicht von vornherein in den Tod getrieben wird« (ebd). 
Aber als solches Mittel zum Zweck ist es für ihn doch auch Zeugnis dieser letzt- 
lich allein vollkommenen und entscheidenden eschatologischen Gerechtigkeit 
Gottes. Bei Erik Wolf (in seiner Schrift »Vom Recht des Nächsten«, 1958) finden 
wir den Übergang von der göttlichen Rechtfertigung zum irdischen Recht über den 
Begriff dieses Rechts, das — nicht ich an den Nächsten habe, sondern - dieser an 
mich hat. 

Aber wie man es auch im einzelnen zu fassen sucht — typisch ist hier die streng 
christologische Bezogenheit, sei es nun im ekklesiologischen oder anthropolo- 
gischen Zusammenhang. Was eigentlich Bestimmung und Aufgabe der polis ist, 
sagt also nicht das Naturrecht, nicht ein Volks- oder sonstiger Nomos, sondern 
allein das Evangelium bzw. die christliche Gemeinde, die das Wort hört. Das 
schließt allerdings nicht ein gemeinsames Handeln mit Nichtchristen aus, da 
durchaus möglich ist, daß ihnen konkrete Folgerungen im Bereich weltlichen 
Handelns einleuchten können, ohne daß sie die christliche Begründung kennen 
oder teilen. 
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4. Die Unterscheidung zwischen geistlichem und weltlichem Regiment wird durch 
ihre Beziehung aufeinander nicht aufgehoben. Wenn es heißt, daß Christenge- 
meinde und Bürgergemeinde sich wie zwei konzentrische Kreise mit Christus als 
dem einen Mittelpunkt zueinander verhalten, wenn von einem analogischen bzw. 
teleologischen Bezug hier die Rede ist, so schließt das die Verschiedenheit der 
Funktionen und Mittel nicht aus. 


Aber wird bei dieser Verklammerung von Herrschaft Christi und irdischer 
Herrschaft, von Christengemeinde und Bürgergemeinde nicht die Grenze zwi- 
schen beiden verwischt? Das wird energisch bestritten. Zwar betont Barth, daß 
man Staat und Kirche im Bilde konzentrischer Kreise sich vorstellen könne, 
deren gemeinsamer Mittelpunkt Jesus Christus sei, zwar werden gerade die Mo- 
mente, die den beiderseitigen Bezug aufeinander unterstreichen (vgl. z. B. auch 
das Recht in der Kirche), besonders hervorgehoben, aber der Staat ist doch nach 
Aufgabe und Mitteln scharf vom geistlichen Bereich zu unterscheiden. »Mit An- 
drohung und Ausübung von Gewalt«, wie es in Barmen V heißt, erfüllt er seine 
Aufgabe, hier in der Bürgergemeinde verkündigt und betet man nicht, man be- 
schwört — so könnte man auch sagen — gerade nicht das Prädikat »christlich«, hier 
geht es nicht um Predigt der Rechtfertigung und Vergebung, sondern um welt- 
liches Recht und Gerechtigkeit, Wohlfahrt und Frieden, wie sie mit irdischen Mit- 
teln herstellbar sind. Zwar ist die Stellung des Staates zur Freiheit christlicher 
Verkündigung ein wichtiges Kriterium für rechten oder falschen Gebrauch seiner 
Macht im Dienst des Menschen. Damit ist nicht eine Bevorrechtung der Kirche 
oder gar — wie so oft in der Geschichte - eine Pression zu christlichem Bekenntnis 
oder kirchlicher Sitte gemeint, aber freilich auch keine Behinderung christlichen 
Bekennens und Lebens, sondern die Einräumung von äußeren Bedingungen, die 
das ermöglichen - und zwar in Freiheit. Während die Kirche die Botschaft von 
der Rechtfertigung mit Wort und Tat zu verkündigen hat, soll der Staat für 
gerechte Ordnung im menschlichen Miteinander sorgen, für Schutz des Lebens, 
für sozialen Ausgleich und Frieden. 

Aber hier ist es weder getan mit einer abstrakten Forderung der Erhaltung (ohne 
zu sagen, was erhalten werden soll, was zu fördern ist, worin Humanität be- 
steht) noch mit der Aufrichtung einer iustitia distributiva (denn es gehört durch- 
aus der Schutz der Schwachen, Hilfe für Gefährdete und Geschädigte dazu). Das 
Recht läßt sich nicht von der Liebe trennen, sondern ist in ihren Dienst zu stel- 
len. Die Liebe kann durchaus die Gestalt des Rechts annehmen, ja auch der Nö- 
tigung und des Zwanges. So sagt Gollwitzer (Die christliche Gemeinde in der 
politischen Welt, in: Forderungen der Freiheit, 1962, 47f.): es sei möglich und 
nötig, »zwischen der ewigen und der vorübergehenden Gestalt der göttlichen 
Liebe zu unterscheiden, zwischen jener Gestalt, in der das Für-Sein der Liebe 
nicht mehr in der Weise des Gegen-Seins erscheint, und der Gestalt, in der sie 
dem Widerspruch ihren Widerspruch entgegensetzt und als »gegen« auftritt«. Er 
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sieht auf diese Unterscheidung auch Luthers Differenzierung zwischen opus pro- 
prium und opus alienum hinzielen. »In diesem von der eschatologischen Verhei- 
Rung her bestimmten Sinn wird man auch im Handeln des Christen, was seine 
Gestalt, nicht was sein Motiv anlangt, zwischen einem opus proprium und einem 
opus alienum unterscheiden dürfen, bei dem das opus alienum nur von dem opus 
proprium her Sinn und Recht hat.« Es bliebe also z.B. ein grundlegender Unter- 
schied zwischen der Verkündigung der Vergebung an einen Verbrecher durch die 
christliche Gemeinde und seiner Bestrafung durch die Justiz, aber auch die staat- 
liche Bestrafung müsse in ihrer Absicht und Durchführung von dieser Vergebung 
her, die ja nicht Bagatellisierung der Schuld bedeute, Sinn und Recht empfangen, 
anstatt nur paradox oder antithetisch daneben zu stehen. Oder so wäre der 
Friede, wie er unter Völkern möglich ist, gewiß nicht zu verwechseln mit dem 
Frieden des Reiches Gottes, aber er soll doch in aller Bruchstückhaftigkeit etwas 
davon bezeugen, weshalb sich gerade für den, der Bürger der Christengemeinde 
ist, der sich als solcher bekennt, das Eintreten für den Frieden auf Erden inson- 
derheit gebietet. 


5. Die Lehre von der Königsherrschaft Christi will nicht im Sinne einer — an- 
statt naturrechtlich nun christologisch begründeten - Staatsmetaphysik verstan- 
den werden. Jesus Christus ist nicht Prinzip einer Staatslehre und nicht eine lex 
politica. 


Wenn wir nach diesem kurzen Überblick etwas genauer nach den Hintergründen 
dieser Position fragen, so sind zunächst einige Abgrenzungen nötig. Wir begin- 
nen mit einer Überlegung, auf die Ernst Wolf (Die Königsherrschaft Christi und 
der Staat, in 'Th Ex 64, 42 ff.) energisch hingelenkt hat: Es kann sich nicht darum 
handeln, aus dem Neuen Testament die christliche Lehre vom Staat zu erheben. 

Wolf geht damit doch wohl über Barth hinaus. Die Frage nach Sinn und Wesen 
des Staates ist nach ihm in der Wurzel problematisch. Denn sie setzt eben doch 
ein Sein des Staates voraus, dessen Begründung und nähere Beschreibung man 
dann aus der Bibel erheben möchte. Ähnlich wie in der Rede vom christlichen 
Menschenbild rechnet man dann doch mit einer christlichen Weltanschauung, die 
bestimmte Gegebenheiten, hier die Institutionen des Staates, zu begründen und 
zu deuten hätte. Man trägt dann aus dem Neuen Testament alle die Stellen zu- 
sammen, die den politischen Bereich tangieren, und versucht daraus einen Nor- 
menkatalog zu erheben. Offenkundig ist es gar nicht die Absicht der neutesta- 
mentlichen Schriftsteller, eine solche Staatslehre zu entwerfen, man ist daran 
nicht als an einem selbständigen Thema interessiert. Auf diesem Wege gelangt 
man allenfalls zu einer christlich drapierten Staatsmetaphysik. Schon in der 
Fragestellung wird eine Hypostasierung des Staates vorgenommen, die dem 
Sinn der biblischen Zeugnisse widerspricht. Denn diesen geht es primär um die 
Verkündigung der Herrschaft Gottes in Christus und den daraus folgenden Zu- 
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spruch und Anspruch auf den Menschen. Eine naturrechtlich orientierte Theologie, 
auch eine sog. Ordnungstheologie, die mit einer der basileia theou gegenüber 
eigenständigen nomologisch verstandenen Wirklichkeit rechnet, kann so fra- 
gen, nicht aber eine Theologie, die Jesus Christus als das Wort und Gebot Gottes 
versteht. Das würde um so gefährlicher, weil noch weniger durchschaubar, wenn 
man in dieser Weise eine christozentrische Staatslehre entwickeln wollte. Denn 
Christus ist nicht ein Prinzip, wie es das Naturrecht oder die Ordnung in den 
anderen Fällen ist. Eine Fülle von Mißverständnissen scheint daraus zu ent- 
springen, daß man in der Polemik gegen die sog. christokratische Lehre Christus 
in diesem Sinn als Prinzip versteht, dann eine christologisch begründete nova lex 
fürchtet und ein entsprechendes Bild des idealen Staates - woran allerdings die 
Vertreter der hier gemeinten Richtung nicht ganz unschuldig sind. 

Übrigens kann auch der lutherische Theologe Goppelt (in: H. Dombois u. E. Wil- 
kens, Macht und Recht, 1956, 18) sagen, »daß das Neue Testament keine Staats- 
lehre entwickelt. Wir sollen nicht versuchen, eine solche dem Neuen Testament 
exegetisch abzuquälen. Die Antworten auf die uns bedrängenden Fragen nach der 
Struktur des politischen Lebens können nur durch systematisches Weiterdenken 
aus den neutestamentlichen Prinzipien entwickelt werden.« 


6. Die Lehre von der Königsherrschaft Christi steht und fällt nicht mit der Exe- 
gese einzelner, das politische Verhalten direkt betreffender Bibelstellen, ge- 
schweige denn mit der sog. angelologischen These, sondern sie stellt uns vor 
zentrale christologische Entscheidungen. 


Es genügt auch nicht, sich biblizistisch nur an die relativ wenigen Stellen zu 
halten, in denen explizit vom Staat bzw. vom politischen Bezug die Rede ist. 
So wichtig Stellen wie Röm ı3, ı Petr 2 u. a. sind, so ist doch ihre Auslegung 
durch bestimmte theologische bzw. christologische Voraussetzungen mitbestimmt, 
die auf breiterer Basis zu erörtern sind. Wenn Jesus Christus als der Kyrios be- 
kannt wird, wenn ihm die Herrschaft über alle archai und exousiai zugesprochen 
wird, so gilt es, dem Verständnis dessen näher nachzuforschen. 

Ohne hier auf die Einzelheiten und die umfangreiche Literatur näher eingehen 
zu können, skizzieren wir kurz die sich hier gegenüberstehenden Standpunkte. 
Auf der einen Seite wird die sog. angelologische These vertreten. Danach vertrete 
Paulus vor allem eine Auffassung, nach der der Staat nicht nur »profan«, sondern 
auf solchem angelologischen oder dämonischen Hintergrund zu sehen sei. An- 
knüpfend an gewisse Gedanken von O. Dibelius (in seiner Schrift: »Die Geister- 
welt im Glauben des Paulus«, 1909) und H. Schlier (»Mächte und Gewalten im 
Neuen Testament«, 'ThBl 1930), hatte G. Dehn in seinem Aufsatz »Engel und 
Obrigkeit«, (Barthfestschrift) 1936, erstmalig die Hypothese aufgestellt, bei 
Paulus spiele wie überhaupt im Neuen Testament der Zusammenhang zwischen 
Obrigkeit und Engelmächten — vermittelt durch den Begriff exousia - eine Rolle. 
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So versucht er vor allem das merkwürdige Nebeneinander von positiven Äuße- 
rungen wie Röm ı3 und der sehr kritischen Stellung der Urgemeinde zum Staat 
in Einklang zu bringen. Die von Haus aus nicht gottfeindlichen Mächte seien in 
gottfeindliche Haltung geraten und durch Christus unterworfen bzw. entmäch- 
tigt worden. Diese These griff Barth in »Rechtfertigung und Recht« auf und be- 
nutzte sie als Baustein in seiner christologischen Deutung des Staates, und zwar 
nun mit der Zuspitzung, daß die Zugehörigkeit des Staates zum regnum Christi 
- trotz aller Dämonisierung — unaufhebbar sei. 

O. Cullmann hat sich dieser These angenommen und sie in seinen verschiedenen 
Schriften — allen Einsprüchen trotzend — verteidigt und ausgebaut zu einer regel- 
rechten christologischen Begründung des Staates. Für Paulus sei selbstverständlich, 
daß hinter den irdischen Staaten kosmische Mächte stünden — wie hinter allem 
Weltgeschehen. Die spätjüdische Vorstellung von Völkerengeln wird u. a. heran- 
gezogen. Schon Dibelius hatte (aaO, 188) gesagt: »Was sich auf der Erde ereignet, 
die Götter oder Engel nehmen daran teil durch aktive Betätigung, durch Rede 
und Gegenrede oder wenigstens durch Zuschauen. Ganz besonders deutlich wird 
das im Völkerengelglauben ...« So sei es leicht denkbar, daß man alttestament- 
liche Stellen wie Ps 110, wo von der Unterwerfung irdischer Feinde die Rede ist, 
oder Jes 45,22 f. auf himmlische, kosmische Wesen beziehen konnte (vgl. Phil 
2,10). Nicht nur Röm 13, sondern auch ı Kor 2,8 ist für Cullmann ein Beleg für 
die Koinzidenz solcher Vorstellungen. Wenn es hier heißt, die Archonten dieses 
ÄAons hätten Christus nicht gekreuzigt, wenn sie ihn erkannt hätten, so sind 
solche kosmischen Mächte gemeint, aber zugleich ist zugegebenermaßen an das 
Handeln irdischer Machthaber, Pilatus bzw. Herodes, gedacht. Auch ı Kor 6, wo 
Paulus vor dem Prozessieren vor weltlichen Gerichten warnt, indem er darauf 
hinweist, daß die Heiligen die Engel richten werden, findet Cullmann diesen 
Zusammenhang. Das Interesse dieser Deutung liegt auf der Hand: man glaubt 
so das Nebeneinander disparater Aussagen über den Staat erklären zu können. 
Cullmann sagt (Christus und die Zeit, 1945, 179): »Die Engelmächte sind nur 
durch ihre Bindung, nicht ihrem ursprünglichen Wesen nach, in den Dienst des 
Regnums Christi gestellt, werden aber durch die Funktion, die ihnen hier zu- 
kommt, zur höchsten Würde geadelt. Sie können sich jedoch zeitweise aus ihrer 
Bindung lösen und zeigen dann ihren dämonischen Charakter ...« 

Demgegenüber ist inzwischen von mancherlei Seite (vgl. v. Campenhausen, Stro- 
bel usw.) wohl mit Recht geltend gemacht worden, daß der Begriff exousia im 
Profangriechischen durchaus die empirische Obrigkeit bezeichnet. An der häu- 
figen rein politischen Bedeutung von exousia im Singular wie im Plural kann 
(auch nach G. Bornkamm) kein Zweifel bestehen. In Röm ı3 wird exousia 
parallel mit archontes gebraucht, was ohne nähere Bestimmung (wie z. B. »der 
Welt« oder »der Dämonen«) immer einfach die Behörden bedeutet. In der Be- 
deutung »Engelmächte« erscheine exousiai nur in explizit christologischen Zu- 
sammenhängen, jedenfalls sei der Beweis für eine gleichzeitige politische und 
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»metaphysische« Bedeutung im Neuen Testament nicht zu erbringen. Gerade die 
von Cullmann als so wichtig angeführte Stelle ı Kor 2 rede ja nur »mytholo- 
gisch«, nicht aber explizit von irdischer Obrigkeit. Vor allem wird darauf hinge- 
wiesen, daß Röm ı3 mit keinem Wort auf die Inthronisierung Christi Bezug 
genommen sei, ja daß Christi Name nicht einmal genannt werde, obwohl es Pau- 
Jus doch um Begründung der christlichen Gehorsamspflicht gehe. Paulus scheine 
vielmehr geflissentlich spezifisch christliche Ausdrücke hier zu vermeiden und sich 
solcher zu bedienen, die fast wörtlich so auch im außerchristlichen speziell helle- 
nistisch-jüdischen Bereich gängig waren (so Bornkamm, Das Ende des Gesetzes, 
1952, 170). Bornkamm faßt seine Stellung zu dieser ganzen Hypothese deutlich 
und schroff so zusammen: »Demgegenüber muß mit allem Nachdruck gesagt wer- 
den, daß Paulus wirklich Röm 13 nichts anderes als schlecht und recht die poli- 
tische Obrigkeit meint und die Glaubenden unter die Ordnung stellt, die für alle 
(Juden und Heiden, Christen und Nichtchristen) verbindlich und für »jedermann« 
offenkundig ist oder doch sein sollte. Er versteht den Staat dabei gerade nicht als 
Bestandteil des Regnum Christi, sondern des alten Äon, in dem das Gesetz gilt 
und nach Gottes Willen richterlich ausgerichtet wird und werden soll, einen Hin- 
weis auf das Gericht Gottes, dem wir alle entgegengehen. Was der Christ auf 
diesem Felde zu tun schuldig ist, ist nichts Besonderes, nur dieses: prompt und 
sauber hinter sich zu bringen, was er in der gewissenmäßigen Bindung gegenüber 
der diatage Gottes dem Staate schuldet. Im Bereich des politischen Lebens darf es 
keine unerledigten Verpflichtungen geben, und zwar darum nicht, weil der Christ 
zu der nicht endenden Schuldigkeit der Liebe gerufen ist, die den Lebensbereich 
des alten, sterbenden Aons und der in ihm geltenden Obliegenheiten übersteigt. 
Paulus unterscheidet sich darin in nichts von Jesu Wort in der Zinsgroschenge- 
schichte, in der nicht anders das Verhältnis zum Staat auf eine so bestürzend 
einfache, in ihrer unproblematischen Gestalt für uns oft genug so problematische, 
alle komplizierten Reflexionen, alle Wenn und Aber souverän beiseite schie- 
bende Formel gebracht wird, damit die eschatologische Forderung (gebet Gott, 
was Gottes ist!) — paulinisch gesprochen: Der Ruf zur Liebe und zur Bereitschaft 
für den heraufziehenden Tag Jesu Christi — alles Gewicht bekomme und be- 
halte.« 

Was ist dazu zu sagen? In der Tat ist Cullmanns (und anderer) 'These sehr frag- 
würdig. Mag man mit Recht daran erinnern, daß in der jüdisch-hellenistischen 
Welt die irdischen Geschehnisse auf dem Hintergrund des Ringens von Geistes- 
mächten gesehen werden konnten, so ist doch der Beweis für eine spezielle Be- 
zogenheit von solchen Engelmächten und weltlicher Herrschaft im Neuen Testa- 
ment nicht erbracht, und man sollte das nicht mit aller Gewalt aus dem Begriff 
exousia herausquälen. Soweit diese Tendenz spürbar ist, hat G. Bornkamm recht 
mit seiner bissigen Bemerkung: »Für den politischen Dienst ... sucht man, nach- 
dem die Rechtfertigungsbotschaft aus der Mitte verdrängt, zu einer Selbstver- 
ständlichkeit und einer Sache der frommen Innerlichkeit abgesunken ist, nun 
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nach dem metaphysischen Fundament, der weltanschaulichen Synthese von 
Regnum Christi und Imperium und erneuert, wenn auch in schlechter Kopie, den 
Weltherrschaftsmythos nur in christlicher Gestalt. Jesus Christus aber läßt sich 
dieses metaphysische Bündnis mit Augustus nicht gefallen« (171). Wenn das 
wirklich im Neuen Testament gemeint wäre, dann müßte es wohl in ganz andrer 
Weise — nicht mittels so mühsamer Konstruktion — einleuchtend gemacht werden 
können. Aber kann das überhaupt gemeint sein, eine solche Einbeziehung des 
Staates in das regnum Christi, wenn man sich vor Augen hält, wie Christus 
regiert — nicht mit Androhung und Ausübung von Gewalt, sondern im Zeichen 
des Kreuzes? Kurz, die sog. angelologische These ist hier wohl keine Hilfe. 


7. Wichtig ist vor allem die Frage nach dem Verhältnis von gegenwärtiger und 
zukünftiger Herrschaft Christi bzw. nach dem Nebeneinander neutestament- 
licher Aussagen über Christus als Haupt seiner Gemeinde und als Herr der Wel:. 


Aber damit ist das Problem nicht erledigt. Zum mindesten ist damit nicht gesagt, 
daß also nur der Ausweg der üblichen Distanzierung beider Reiche bleibt, wobei 
die weltliche Gewalt wieder an das Naturrecht bzw. eine in sich ruhende Er- 
haltungsordnung gewiesen wäre. Der Herrschaftsbereich Christi kann nun doch 
total und universal verstanden werden. Cullmann weist in seiner Christologie 
des Neuen Testaments darauf hin, daß der Königspsalm ı 10 so oft wie kaum eine 
Stelle des Alten Testaments im Neuen zitiert wird: Röm 8,34; ı Kor 15,35; 
Kol 3,1; Eph 1,20; Hebr 1,3; 8,1; 10,13; ı Petr 3,22; Apg 2,34; 5,31; 7,55; Apk 
3,21; Mt 22,44; 26,64; Mk 12,36; 14,62; 16,19; Lk 20,42; 22,69. Immer wieder 
kann es heißen, daß Christus schon alle Gewalt im Himmel und auf Erden ge- 
geben sei, über alle Mächte und Gewalten. Gerade in alten Bekenntnisformeln 
findet sich dieser Gedanke. Die Frage freilich ist, wie das zu verstehen sei. 

G. Bornkamm sagt (aaO, 168): »Die Botschaft von der Herrschaft Jesu Christi 
ist das Evangelium von der Rechtfertigung, das Wort von der Versöhnung«, 
also nicht eine Botschaft, »die sich genährt hätte an dem politischen Mythos des 
Imperators und des Imperiums«. Gewiß ist sie so auch die Botschaft von Christus 
als dem Ende der Welt und dem Herrn der Welt, aber nach Bornkamm so, daß 
von der Zukunft her der Welt ihre Grenze gesetzt ist, die Gegenwart aber da- 
durch zum Feld des Gehorsams und der Bewährung gemacht wird. Anstatt also 
über eine Dignität von Ordnungen und Bereichen zu spekulieren, wird hier alles - 
in entmythologisierender Auslegung dieser Stellen — anthropologisch zugespitzt, 
d.h. zur Anrede an den Hörer, sich von dorther als der eigentlichen Wirklichkeit 
zu verstehen im Gegensatz zu einem Selbst- und Weltverständnis, in dem der 
Mensch sich kosmischen Mächten hörig weiß. Man könnte wohl so sagen: Statt 
über metaphysische und heilsgeschichtliche Tatbestände, die man verobjektivie- 
rend sich vorstellt, zu reflektieren, will man allen Nachdruck auf die in Christus 
eröffnete, im Glauben, im Hören auf das Evangelium sich uns erschließende Mög- 
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lichkeit legen. Und ohne Zweifel wird damit auch einer anderen Gedankenreihe 
im Neuen Testament, die im scheinbaren Widerspruch zu der genannten davon 
redet, daß die Unterwerfung der Mächte noch aussteht, und wo vom Übergang 
aus Unglauben zum Glauben als der Versetzung aus dem Reich der Finsternis 
in das Reich des Lichts gesprochen wird, Rechnung getragen. Noch ist die Zeit 
des Ringens mit den Mächten der Finsternis, noch tobt der zwar prinzipiell 
entschiedene, nach der Verheißung eindeutige, hinsichtlich seines Ausgangs aber 
noch im Gang befindliche Kampf. Welt ist nicht ein Gefüge von Ordnungen, 
sondern es geht um Grund und Wesen des Menschen, den die Rechtfertigungs- 
botschaft meint. Außerhalb des Evangeliums, im alten Aon, regiert — so muß 
man wohl Bornkamm verstehen — das Gesetz, nicht Christus. 

Hier ist ohne Zweifel in Übereinstimmung nicht nur mit Luther, sondern auch mit 
Calvin das Anliegen, klar herauszustellen, daß das Reich Christi geistlich ist. 
Man kann in der Tat nicht von ihm wie von einer irdischen Thronbesteigung re- 
den, die man als historische Tatsache zur Kenntnis nimmt, sondern die Botschaft 
von der Versöhnung mündet in den Ausruf: »Lasset euch versöhnen mit Gott!« 
(2 Kor 5) Es geht offenbar um ein geschehenes, aber zugleich auch geschehendes 
Ereignis. Das hängt eng zusammen mit der Frage nach dem Nebeneinander der 
Aussagen des Neuen Testaments, die von Christus als dem Haupt der Gemeinde 
und als dem Herrn der Welt reden. Diese Frage stellt Cullmann in seiner Christo- 
logie (231 ff.) explizit. Uns interessiert hier nicht so sehr seine (bereits in »Chri- 
stus und die Zeit« erörterte) These von dem vorläufigen und dem endlichen Sieg 
Jesu Christi, dem Siegestag und dem Endsieg, der Bindung der Mächte im vor- 
läufigen Sinn und ihrer endgültigen Vernichtung (vgl. katergein in doppelter Be- 
deutung), sondern die damit zusammenhängende Unterscheidung eines engeren 
und weiteren Herrschaftsbereichs Christi. Cullmann sagt (Christologie, 235): 
»Die Herrschaft Christi muß sich über alle Gebiete der Schöpfung erstrecken. 
Gäbe es ein einziges Gebiet, von dem sie ausgeschlossen bliebe, so wäre sie nicht 
vollständig, und Christus wäre der Kyrios nicht mehr. Darum muß auch der 
Bereich des Staates, und gerade er, unter sein Herrschaftsgebiet fallen. Gerade 
vom Bekenntnis »Kyrios Christos< aus, dem das »Kyrios Kaisar« entgegensteht, 
gehört dieser Gedanke mit Notwendigkeit in den Glauben an Christi Herrschaft 
hinein.« Wie versucht Cullmann nun die (etwa in Eph ı,12 oder Kol 2,10 und 
18) unterschiedenen Bereiche in Verbindung zu sehen? Ähnlich wie bei Barth 
heißt es hier, Christus sei der Mittelpunkt zweier konzentrischer Kreise, deren 
innerer die Kirche, deren äußerer Welt und Schöpfung überhaupt seien. Die 
Glieder der Kirche wissen um die Herrschaft Christi, die andern gehören ihr 
unbewußt an, Nicht nur ein sog. christlicher, sondern auch der heidnische Staat, 
der in seinen Grenzen bliebe, gehöre zur Herrschaft Christi. Gerade der Christ 
weiß ihn zu würdigen, freilich auch das Furchtbare seiner Dämonisierung zu er- 
kennen. Die Unterstellung der Mächte unter Christi Herrschaft bedeutet also 
nicht, daß sie nicht ausbrechen könnten. 


#3 


Was ist dazu zu sagen? Kritisch ist m. E. zu bemerken, daß diese Art Rede von 
den beiden konzentrischen Kreisen doch wohl problematisch ist, jedenfalls wenn 
man den Unterschied nur darin zu sehen scheint, daß man im engeren Kreis 
weiß, was im weiteren verborgen ist. Ist der Übergang von der »Welt« zur Ge- 
meinde, ist das, was in Taufe und Geistmitteilung geschieht, nur eine Art Bewußt- 
machung eines immer schon bestehenden Tatbestandes oder nicht doch ein Herr- 
schaftswechsel bzw. ein Wechsel von Ungehorsam zum Gehorsam? Konträr klingt 
es, was H. Schlier zu Eph 1,23 sagt: Die Kirche »ist der Ort, da sich diese Fülle 
Christi niedergelassen hat und anwesend ist, und zwar die Fülle des Christus, 
der durch sie das All und den Kosmos in seine Fülle hineinnimmt. Sie ist die 
Dimension der Fülle Christi, durch die und in die hinein Christus das All hin- 
einzieht, das ja als solches nicht schon sein Pleroma ist, obwohl er es bei seiner 
Auffahrt ... in Besitz und Anspruch genommen hat.« Ja, Schlier betont, »daß 
die Einbeziehung des Alls in das Pleroma Gottes als solches nur über die Kirche 
und in ihr über den einzelnen geht, der sich in dieser Stätte der Fülle Christi von 
der Fülle Christi in das Pleroma einholen läßt«. Auch wenn das allzu klerikal 
gesagt sein mag, so ist doch auch die Cullmannsche Alternative fragwürdig. 

Aber auch nach der anderen Seite erheben sich Fragen. Kann man nun umgekehrt 
diesen ganzen Bereich des Politischen dem »alten Äon« zuschieben oder für das 
hier Gebotene einfach auf die populär-ethischen Mahnungen verweisen? Es ist 
gewiß richtig, daß das Neue Testament hinsichtlich des Verhältnisses Herren- 
Sklaven, Obrigkeit-Untertan nicht die bestehenden Regeln über den Haufen 
wirft, daß z. B. ı Petr 2 zur Unterordnung unter jedes menschliche Geschöpf 
(ktisis) aufgerufen wird, daß die Haustafeln (wie etwa Kol 3,18 ff.) sich in engem 
Anschluß an jüdisch-hellenistische Mahnungen halten. Zohmeyer kann zu Kol 3 
sagen: »So ist es denn begründet, daß Paulus hier ohne nähere Begründung aus 
dem Geist und bisweilen auch mit den Worten einer paränetischen Tradition des 
Judentums spricht und nirgends versucht, noch versuchen kann, über den Gehalt 
dieser Tradition hinauszukommen.« Aber immerhin hatte er unmittelbar vorher 
(Kol 3,17), gleichsam alles Folgende überschreibend, gesagt: » Alles, was ihr tut in 
Wort und Werk, tut alles im Namen des Herrn Jesu, dankend Gott dem Vater 
durch ihn!« So heißt es mitten unter den Mahnungen an die Sklaven: »Dem 
Herrn Christus dient!« (3,23) So werden die Herren daran erinnert, daß sie 
einen Herrn im Himmel haben. So wird im Philemonbrief zwar nicht die Ord- 
nung der Sklaverei aufgehoben oder angegriffen, aber Paulus kann doch anspie- 
len auf das, was er erwartet. (Lohmeyer: »Weil ein Bruder zurückkehrt, der nach 
Willen des Paulus sein Diener ist, gilt es auch, die Folgerungen »im Leben« daraus 
zu ziehen, d. h. ihn freizulassen. An dieser einzigen Stelle hat der Gedanke der 
Brüderlichkeit dann begonnen, ein rechtlich-soziales Verhältnis aufzuheben und 
gläubig neu zu beleben, aber auch ohne die Frage nach dem sittlichen Recht sol- 
chen Verhältnisses auch nur anzutasten.«) Gewiß kann Goppelt (Macht und 
Recht, 17) sagen: »So ist nach den Ständetafeln Gebieten und Gehorchen in 
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gleicher Weise Ausdruck eines selbstlosen Dienens unter dem Herrn im Himmel, 
dem erhöhten Christus.« Aber wenn es bei ihm dann weiter heißt: »Das Handeln 
in den Ständen entspringt also demselben Motiv wie das Handeln im Nächsten- 
verhältnis und in der Gemeinde, aber es ist und bleibt materiell davon geschie- 
den« und wenn er sich dann mit vielen anderen gegen eine Analogisierung des 
Handelns in Christen- und Bürgergemeinde wendet, so ist das undeutlich. Gewiß 
hat das Verhalten in den »weltlichen« Ordnungen, in Ehe, Familie, Staat usw., 
nicht einfach die christliche Existenz in der Gemeinde zum Modell, aber es ist 
doch nicht davon getrennt. Es genügt m. E. nicht, hier nur auf das Motiv der 
Liebe zu rekurrieren. Vollends genügt nicht, hier nur von Gesetz und altem Aon 
zu reden, sondern indem der Herr auf den Plan getreten ist, dem der Christ nun 
mit Leib und Seele gehört, ist doch aller Gehorsam in weltlichen Ordnungen, 
speziell auch im Staat, davon begründet und begrenzt. Gewiß stehen Stellen wie 
Röm ı3 und ı Petr 2 vor allem in der Front gegen eine pseudochristliche Haltung, 
die meint, mit der Zugehörigkeit zu Christus könne sich eine Einfügung in solche 
Ordnungen nicht mehr vertragen. Aber niemals kann das bedeuten, daß für den 
Christen diese Bindungen neben oder gegen den Gehorsam gegenüber Christus 
treten könnten, anstatt durch ihn begründet, begrenzt und u. U. auch modifiziert 
zu werden. Auf alle Fälle gilt ja im Konfliktfall: Man muß Gott mehr gehorchen 
als den Menschen. Darum kann man auch Röm 13, ohne aus diesem Text eine 
christologische Staatslehre herauszulesen, ohne seine Aussagen dadurch zu nivel- 
lieren, dennoch nicht aus dem ganzen Zusammenhang Röm 12-14 lösen. Denn 
hier ist ja kein andrer Mensch angeredet als der, zu dem Röm 13,8 gesagt wird: 
»Seid niemand nichts schuldig, als daß ihr euch untereinander liebet ...« (Vgl. 
E. Käsemann, Grundsätzliches zur Interpretation von Röm 13, Exeg. Versuche 
II, 204 ff.) 

Statt also mit einer christologischen Staatstheorie zu arbeiten, statt dem Staat 
eine besondere christologische Dignität zuzuschreiben, sollten wir uns wohl 
darauf beschränken, die politische Verantwortung in der Weise biblisch begrün- 
det zu sehen, daß wir die totale Beschlagnahmung des Menschen durch den Kyrios 
Christus ins Zentrum stellen, der auch seinen politischen Gehorsam inkludiert. 
Dabei bleibt durchaus zu beachten, daß es in diesem weltlichen Bereich um das 
Wohl und nicht das Heil des Menschen geht, also um Schutz des Lebens, um Frei- 
heit und Gerechtigkeit im menschlichen Miteinander. Aber das Wohl hat mit dem 
Heil zu tun, die bürgerliche Gerechtigkeit mit der Rechtfertigung, da wir unter 
demselben einen Herrn stehen. Diesem von Gott in Christus geliebten Menschen 
Raum und Hilfe zu verschaffen, soweit das mit weltlich-politischen Mitteln mög- 
lich ist, wird dann gerade vom Glauben her zur Aufgabe. Es wird dann auch 
die unter einem gewissen Aspekt berechtigte souveräne Gleichgültigkeit gegen- 
über dieser vergehenden Welt und ihren immer unvollkommenen Ordnungen 
nicht das Letzte oder Einzige sein können. Man wird den politischen Raum nicht 
in einen vom Glaubensgehorsam nicht tangierten Bereich bloßer Ermessensfragen 
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abdrängen können, sondern es wird auch auf diesem Feld des Vorletzten inso- 
fern das Letzte mit im Spiel sein, als die Erhaltung dieser Welt und ihrer Ord- 
nungen, aber auch ihre Umgestaltung um Christi willen geschieht. Barth sagt 
(Christliche Ethik, Vortrag 1946): »Die christliche Ethik geht durch die ganze 
Welt der Moral hindurch, prüft alles und behält das Beste.« Und Gollwitzer 
bemerkt dazu (Die christliche Gemeinde in der politischen Welt, aaO, 35 f.): 
»Aber indem die Gemeinde von ihrem Herrn her prüft und indem es beim Tun 
dieses Irdisch-Guten um Gehorsam gegen ihren Herrn, um die Konkretion seines 
Gebotes geht und um den Menschen, für den ihr Herr gestorben ist, und um die 
Welt, deren Herr ihr Haupt ist, darum ist jedes Befolgen natürlich einsichtiger 
Regeln, jedes Anerkennen auch sonst anerkannter Werte ein Bebauen des Ackers 
ihres Herrn ...« 


8. Die hier anvisierte Lehre von der Königsherrschaft Christi zielt auf eine 
politische Verantwortung des Christen, die sein Handeln nicht nur begrenzt 
(z. B. entideologisiert, versachlicht usw.), auch nicht nur allgemein begründet 
(etwa durch das Motiv der Liebe), sondern auch nach einer inhaltlichen Entspre- 
chung fragt. 


Wir können das Problem, vor dem wir .hier stehen, auch so umschreiben, daß 
wir vor den beiden entgegengesetzten Gefahren warnen: Die eine Gefahr ist die, 
daß man das regnum Christi und die Bereiche des gesellschaftlich-politischen 
Lebens so auseinanderreißt, daß geradezu ein ethischer Dualismus entsteht. Diese 
Gefahr einer sog. Ordnungstheologie entsteht dadurch, daß man hier einen 
isolierten usus politicus annahm bzw. einen mit dem usus elenchticus verknüpften 
Gebrauch des Gesetzes, wobei der richtende, tötende, anklagende Brauch domi- 
niert, so daß es heißt: Sündenordnung, Notordnung, Gerichtsordnung, Zwangs- 
ordnung (vgl. etwa Elerts Ethik; aber auch T'hielicke, Theol. Ethik, 708 ff. scheint 
mir den Dualismus von Gesetz und Evangelium bzw. opus alienum und proprium 
gar zu direkt auf die Staatslehre hin auszuziehen). Die andre Gefahr wäre eine 
Vermischung, welche aus der Entsprechung eine Identität macht und die Verbor- 
genheit des regnum Christi leugnet. Wenn beides zu vermeiden ist, wie ist dann 
aber der Bezug zu sehen? Ist Barths Begriff der Analogie, d. h. also der Ähnlich- 
keit in aller Unähnlichkeit, hilfreich bzw. deutlich genug, oder entsteht nicht doch 
am Ende der Eindruck einer - von Barth nicht intendierten — Vermischung? 
Mißverständlich auf alle Fälle scheint mir der hier so oft auftauchende Begriff 
der »Spannung«, den gerade die traditionelle Ethik gern verwendet, der den 
Eindruck nahelegt, man pendele hilflos zwischen gegensätzlichen Geboten hin 
und her, wobei man dann wohl mit einem pecca fortiter und der tröstlichen 
Aussicht auf Vergebung die Verlegenheit andeutet. (Auch E. Schlink in seinem 
Aufsatz »Gerechtigkeit und Gnade« [KuD 1956, 276 ff.] spricht von einer blei- 
benden Spannung zwischen dem widersprüchlichen Gebieten Gottes des Erhalters 
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und Gottes des Erlösers, obwohl er sich auch um eine Verklammerung von beidem 
bemüht, die aber m. E. nicht recht befriedigt.) 

An der Klärung dieses Fragenkreises werden wir zu arbeiten haben, und zwar 
— wie mir scheint - speziell in der Christologie. 

Ich breche hier ab, indem ich nur noch drei Gesichtspunkte im Blick auf das Ver- 
hältnis »christlicher Glaube und politische Verantwortung« nenne, die m. E. bei 
unseren Überlegungen zu beachten wären: 

ı. Es wäre mit der reformatorischen Tradition von einer Begrenzung, einer 
Entzauberung, einer Versachlichung der politischen Verantwortung zu reden. 
Das Wort: »Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist, aber Gott, was Gottes ist!« 
weist ohne Zweifel den Anspruch des Kaisers in seine Grenzen. Die Königsherr- 
schaft Gottes in Jesus Christus hat allein totalen Anspruch auf uns. Damit ist die 
Tendenz des antiken Staates, der religiöse Verehrung beanspruchte, aber auch 
jedes modernen Gemeinwesens, das den Menschen bis ins Letzte binden oder ver- 
walten möchte, bestritten. Die Säkularisierung des politischen Bereichs hat in der 
Tat etwas zu tun mit dem regnum Christi. Die Botschaft von der Königsherr- 
schaft Christi ist das Ende jeder absoluten Ideologie. Gerade weil die Sorge um 
das Heil uns abgenommen ist, darum sind wir frei für den Dienst am Nächsten, 
der sein irdisches Wohl im Auge hat. 

2. Aber es genügt nicht dieser Gedanke der Limitation, sondern er hat einen 
positiven Bezug zur Voraussetzung. Nur weil ich um das Letzte weiß, kann ich 
von Vorletztem reden. Das Letzte aber (mit Bonhoeffer zu reden), d. h. Grund 
und Telos auch der politischen Verantwortung, ist das regnum Christi. Man kann 
doch auch vom Wohl des Menschen nicht recht reden, wenn man nicht um den 
wirklichen Menschen, d. h. aber den von Gott zum Bundespartner in Christus 
berufenen Menschen, weiß. Im Licht dieser eschatologischen Freiheit, Gerechtig- 
keit und Würde ist auch die im Raum der iustitia civilis liegende irdische Frei- 
heit, Gerechtigkeit und Würde zu erkennen. Nicht auf Grund einer naturrechtlich 
im Sinne der analogia entis gesehenen Bestimmung, sondern auf Grund der An- 
nahme unsres Menschseins durch Gott in Jesus Christus und der in ihm offenbar 
gewordenen Humanität wäre das politische Tun zu bestimmen. Weil Gott Jesus 
Christus zum Kyrios eingesetzt hat, weil er Grund und Ziel aller Geschichte 
ist, darum kann in der Tat kein Lebensbereich hier ausgeklammert werden, son- 
dern auch der politische Bereich hat in der ihm gemäßen Weise, sei es denn 
auch notfalls unter Androhung und Ausübung von Gewalt, dazu beizutragen, 
daß die äußeren Voraussetzungen für ein humanes, menschenwürdiges Leben 
geschaffen werden. 

3. Wenn aber dies beides, die Begrenzung und die Begründung bzw. der teleolo- 
gische Bezug, bedacht wird, dann hat das auch inhaltliche Konsequenzen für die 
politische Verantwortung. Es genügt also nicht, hier nur das Motiv der Liebe 
gelten zu lassen, im übrigen aber die Eigengesetzlichkeit des weltlichen Bereichs 
zu betonen. Hier wird also nicht ein Raum ausgegrenzt, innerhalb dessen dann 
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alle Katzen grau sind, sondern wenn dies Vorletzte im Dienst des Letzten steht, 
dann muß hier auch eine inhaltliche Entsprechung bestehen. Das Telos kann nicht 
ohne Einfluß auf den Modus meines Handelns in diesem Raum sein. Das, was 
ich in politischer Verantwortung tue, habe ich also auch letztlich nicht vor einem 
Naturrecht oder einem abstrakten Gesetz, sondern vor dem zu verantworten, der 
allein Herr und Richter über alle ist. Wenn alles, was nicht aus Glauben geschieht, 
Sünde heißt, und wenn die Gemeinde aufgerufen wird, mit all ihrem Tun die 
Wohltaten dessen zu verkündigen, der sie aus der Finsternis zum Licht berufen 
hat (ı Petr 2), dann muß in der Tat auch von politischem Gottesdienst gesprochen 
werden. Nicht eine abstrakte Vernunft, sondern die im Dienst der in Christus 
offenbarten Liebe stehende Vernunft führt zu dem »vernünftigen Gottesdienst«. 
Das aber betrifft nicht nur mein Handeln als Christ innerhalb bestehender Ord- 
nungen und Institutionen, sondern das kann mich dazu nötigen, diese notfalls 
zu ändern und durch andere zu ersetzen, falls sie vernünftigem politischen Got- 
tesdienst zum Nutzen des Nächsten im Wege stehen. Wir können nicht die Be- 
freiung von gottlosen Bindungen durch Christus rühmen oder darum bitten, ohne 
zugleich auch im politischen Raum mit politischen Mitteln für eine - gewiß immer 
nur relativ bessere, freiere, gerechtere — gesellschaftliche Ordnung einzutreten, wo 
das Menschsein des Menschen gefährdet ist. Was aber menschenwürdig ist, das 
kann ich letztlich nur von dem her erkennen, in dem das wahre Menschsein 
Wirklichkeit geworden ist. 


8o 


Gottfried Voigt 
Barmen II in lutherischer Sicht 


Barmen hat bekanntlich von lutherischer Seite viel Kritik erfahren, nicht etwa 
nur seitens der Verfasser des »Ansbacher Ratschlages« von 1934, sondern auch 
von solchen, die den Mode-Irrtümern von damals kräftig widerstanden haben. 
Aber Barmen ist auch von Lutheranern mitbeschlossen worden. Wie ist das mög- 
lich? Sollte man sagen, die lutherischen Synodalen von Barmen (Mai 1934) seien 
zufällig solche gewesen, die für die hier vorliegenden theologischen Schwierigkei- 
ten kein Sensorium hatten? Haben also diese Synodalen gar nicht gesehen, wozu 
sie ihr Jawort gaben? Oder hat die damalige äußere Bedrängnis der Kirche: dazu 
geführt, daß man es mit dem, was man sonst lehrte, um der gemeinsamen Sache 
willen einmal nicht so genau nahm? Nicht selten gibt sich ja der Hinweis auf den 
»gemeinsamen Gegner« als theologisches Argument aus. 

Aber damit wären ja eben die Sachfragen nicht erledigt. Man wußte in Barmen, 
daß die Theologische Erklärung verantwortlicher Auslegung von den verschiede- 
nen Bekenntnissen her bedürftig war; den (zu bildenden) Bekenntniskonventen 
wurde aufgegeben bzw. anheimgestellt, solche verantwortliche Auslegung zu er- 
arbeiten 2. Man war also der Meinung, daß dies auch möglich sei. Barmen ist sich 
selbst einer gewissen Unschärfe bewußt; die herkömmlichen (doch wohl konfes- 
sionell bedingten) theologischen Differenzen sind mit der Theologischen Erklä- 
rung nicht etwa behoben. Der Wortlaut von Barmen ist mehrdeutig. Wir ver- 
suchen, eine von Barmen selbst verlangte Interpretation — ım Sinne des luthe- 
rischen Bekenntnisses — zu geben. 


1. Gott ist Schöpfer und Herr aller Dinge. Es gibt in der Welt keine gott- 
freien Bereiche. Auch nach der Zwei-Regimenten-Lehre ist Gott der Herr aller 
Welt. Barmen II ist im Recht, indem es der Behauptung widersteht, es gebe 
Räume, in denen Gott nicht wirke und nichts zu sagen habe. 


ı. Barmen, Vorspruch zur Theologischen Erklärung: »In einer Zeit gemeinsamer Not 
und Anfechtung«, Junge Kirche 1934, 490. 

2. Ernst Wolf in RGG3 I, 876. — Christian Stoll, Die Theologische Erklärung von Bar- 
men im Urteil des lutherischen Bekenntnisses, München 1946. — In gründlicher und 
umfassender Weise ist es zu einer solchen Auslegung bisher nicht gekommen. 
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Wogegen wird in Barmen geredet? Wir legen vorerst nicht jedes Wort auf die 
Goldwaage, sondern versuchen, die Blickrichtung von Barmen II zu bestimmen. 
Die Verwerfungsaussage wendet sich gegen »die falsche Lehre, als gebe es Bereiche 
unseres Lebens, in denen wir nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren zu 
eigen wären, Bereiche, in denen wir nicht der Rechtfertigung und Heiligung durch 
ihn bedürfen«. Es geht gegen die Aufteilung der Welt in Bereiche, die Gott ge- 
hören, und in solche, die ihm nicht gehören. Was 1934 zunächst gemeint war, ist 
deutlich. Schon damals (und nicht erst damals) stand die Kirche vor der Versu- 
chung, sich in den kultischen Bereich zurückzuziehen, nein: zurückdrängen zu 
lassen. »Euch den Himmel - uns die Erde.« Als ob die Erde nicht »des Herrn« 
wäre (Ps 24,1)! Als ob nicht alle Dinge durch den Logos gemacht wären (Joh 1,3). 
Als ob nicht in dem, der das Ebenbild des unsichtbaren Gottes und der Erstgebo- 
rene vor allen Kreaturen ist, alles geschaffen wäre, was im Himmel und auf 
Erden ist, Sichtbares und Unsichtbares, auch Throne und Herrschaften und Reiche 
und Gewalten (Kol 1,15 f.). Als ob nicht der, der der Abglanz der Herrlichkeit 
Gottes ist, alle Dinge mit seinem kräftigen Wort trüge (Hebr 1,3). Religion mag 
Privatsache sein. Aber das Bekenntnis zum dreieinigen Gott ist jedenfalls nicht 
Privatsache, weil dieser Gott nicht das Sonderanliegen einiger weniger sein kann, 
sondern der Gott, von dem sie alle leben (wir alle leben), gleich ob wissend oder 
unwissend, dankbar oder in ständiger Abkehr und Abwehr. Gott, den aller 
Himmel Himmel nicht fassen können, läßt sich nicht in einen sakralen Raum 
einsperren und von einer weltflüchtigen oder der Welt gegenüber resignierenden 
Kultkirche anbeten. Das Ganze gehört Gott, nicht nur Teile. 

Mit diesen Sätzen ist nicht die Zwei-Reiche-(oder -Regimenten-)Lehre getroffen, 
wohl aber gewisse Fehlinterpretationen dieser Lehre. Die Zwei-Reiche-Lehre be- 
hauptet nicht gottfreie Räume. Die bewußt und konsequent vom Evangelium 
her begründete Weltlichkeit des Weltlichen (Säkularisierung) darf, wenn man 
sich auf Luther berufen will, nicht verbogen werden in einen sich gegen Gott 
abschirmenden oder ihn leugnenden Säkularismus. Beide Regimente sind Weisen 
des Regierens Gottes, nicht nur das »zur Rechten«, sondern auch das »zur Lin- 
ken«. Man darf sich hierin nicht durch gewisse Äußerungen Luthers irremachen 
lassen, nach denen wir im weltlichen Leben tatsächlich anderen »Herren« unter- 
worfen sind; in Luthers Auslegung des 82. Psalms sind diese die »Götter«, die 
Träger irdischer Macht, wobei man nur nicht übersehen darf, daß Gott unter 
ihnen der »Richter« ist (Ps 82,1)3. Die »mündige« Welt ist kirchlicher Bevor- 
mundung entnommen, nicht aber der Herrschaft Gottes entzogen. Führt die 
Rede von der »Mündigkeit« dazu, daß wir Gottesfurcht und Beugung unter 
Gott für unangemessen halten, dann wird sie zu einem gefährlichen Schmeichel- 
wort, das uns erst recht an die Mächte des Säkulums verrät und uns ihrer Skla- 


3. WA 3ı 1, 183-218 (1530). — Vgl. Franz Lau, Luthers Lehre von den beiden Reichen, 
Berlin 1952, 13 (dort Druckfehler: es muß in Anm. 16 heißen: WA 31 ]). 
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verei unterwirft. Die »konstantinische« Einheit — wenn nicht gar Koinzidenz - 
der Zwei Regimente war eine Mißgestalt der Total-Bezogenheit der Schöpfung 
auf den Schöpfer. Erst die Zwei-Reiche-Lehre bringt richtig heraus, daß das 
originäre Herr-Sein Gottes über die Welt und sein neues (in Jesus Christus sich 
ereignendes) Herr-Werden über die Welt in rechter Weise zu unterscheiden und 
doch eben aufeinander zu beziehen sind. Die Welt wird nur in dem Maße »mün- 
dig« sein, in dem sie sich glaubend und gehorchend unter Gott weiß. Denn wer 
nicht an Gott glaubt, muß an Götter glauben. Aber auch wer an Götter glaubt, 
ist damit dem lebendigen Gott nicht entzogen; Gott behält ihn in der Hand - 
durch sein Gesetz. Der Teufel ist Gottes Teufel, und auch unter der »Befehlsge- 
walt der Finsternis« (Kol 1,13) ist die Welt noch in der Hand Gottes. Dies wäre 
kritisch anzumerken, wenn Gefahr heraufzieht, daß civitas Dei und civitas dia- 
boli in manichäischer Weise einander entgegengesetzt werden. Auch im Reich 
zur Linken ist Gott wirksam. Die Träger weltlicher Ordnung und Gewalt sind 
»Mittel und Rohre« Gottes, wıe denn alle Kreaturen Gottes »Larven« sind, hin- 
ter denen er sich, als der deus absconditus, verbirgt. In Gottes Hand ist die Welt 
auf alle Fälle. Es gibt keine Räume und »Bereiche«, die nicht Gottes wären. 


2. Die Zwei-Reiche-Lehre widerspricht nicht der Lehre von der Königsherrschaft 
Jesu Christi, ist vielmehr die Weise, von dieser richtig zu reden. 


In dem eben Gesagten verbergen sich einige Probleme, die bald noch deutlicher 
angesprochen werden sollen. Zuerst dies, wie sich in dem Dargelegten das Herr- 
sein Gottes des Vaters und das Herrsein Gottes des Sohnes zueinander verhal- 
ten. Barmen II macht hier keinen Unterschied, es sei denn in dem Zitat ı Kor 
1,30: » Jesus Christus ist uns gemacht von Gott zur Weisheit und zur Gerechtig- 
keit und zur Heiligung und zur Erlösung.« Das besondere Werk des Sohnes ist 
nicht das ganze Werk Gottes. So gewiß wir bekennen: opera trinitatis ad extra 
sunt indivisa, so gewiß also das Werk der Schöpfung und Erhaltung, auch Gottes 
Gebieten, Drohen, Strafen und Richten nicht ohne den Sohn und Geist vor sich 
gehen, muß doch festgehalten werden, daß das, wozu der Sohn in die Welt ge- 
kommen ist und wozu er uns von Gott her »geworden« ist (1 Kor 1,30: &yevjdn), 
im Ganzen der Geschichte Gottes mit seiner Schöpfung seinen besonderen Platz 
hat und behält. Näherhin: man darf Christus nicht zum neuen Mose machen. 

Es ist nicht an dem, daß, wer »Zwei-Reiche-Lehre« sagt, damit die Königsherr- 
schaft Jesu Christi bestritte. »Die Zwei-Reiche-Lehre ist die Form, in der Luther 
und die lutherische Kirche von der Königsherrschaft Jesu Christi sprechen #.« 


4. Ich verweise in diesen Ausführungen wiederholt auf das Typoskript nadı einem auf 
Band gesprochenen Referat von Gottfried Noth, Königsherrschaft Jesu Christi und 
Zweireichelehre (ohne Datum). 
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Die Absage an das, was man »Christokratie« nennt, speziell der Versuch, das 
Herrsein Christi in den Ordnungen dieser Welt und auf deren Weise durchzu- 
setzen, bedeutet keineswegs eine Absage an das Königtum Christi. Jesus Christus 
ist der König im Reiche Gottes, ja, er ist selbst die Basileia. Er ist der Pantokra- 
tor. Der Kreuzestitulus, in dem ihm — wider Willen derer, die es getan haben - 
die messianische Königswürde zugesprochen wird, gilt! Jesus ist der Christus. 
Von ihm gilt Ps ııo. Er ist der eschatologische Weltrichter; vor dem Hohen- 
priester bekennt er sich auf die Frage, ob er der Christus sei, eben dazu (Mk 
14,61 f.). Und vor Pilatus provoziert er durch die Bemerkung, sein Reich sei 
nicht von dieser Welt und seine Diener kämpfen nicht dafür, die Frage: »Bist du 
denn (überhaupt) ein König?« Antwort: Ja! Aber worin besteht dann dieses 
Königtum? Darin, daß Jesus für die Wahrheit Zeugnis gibt (Joh 18,37). Diesen 
»König« könnte Pilatus laufenlassen, ohne daß er fürchten müßte, deswegen des 
Kaisers Freund nicht mehr zu sein (Joh 19,12). Dieser Angeklagte bestreitet ihm 
nicht die Macht seines Regieramts; im Gegenteil: er, dieser Angeklagte, behaup- 
tet, Pilatus habe seine Macht »von oben her« (Joh 19,11). Die Herrschaft der 
irdischen Ordnungsmächte wird bis zum Jüngsten Tage durch Christus nicht ab- 
gelöst werden. Jesus bekennt sich zu seinem Königtum — und Pilatus bleibt im 
Amt. Dies entspricht dem, was die Zinsgroschenperikope aussagt. Die Gegner 
wollen Jesus in die Alternative einzwängen: entweder Bekenntnis zu seinem 
messianischen Amt (dann ist er mit Hilfe der Römer schnell zu liquidieren) oder 
sein vor der Volksmenge in aller Form deklarierter Verzicht darauf (dann hat 
er sich selbst ausgeschaltet). Die Antwort sprengt diese Alternative: Der Kaiser 
bekommt, was ihm zusteht, aber damit ist Gottes Recht an uns noch lange nicht 
verwirklicht. Und eben in dem zweiten liegt Jesu besonderer Auftrag. 

Oder dasselbe nun noch einmal an einem anderen Beispiel demonstriert: Die an- 
gekündigte Ausgießung des Geistes wird nach Apg 1,6 von den Aposteln ange- 
sehen als der mögliche Termin der Wiedererrichtung des Reiches für Israel, also 
als der große Tag des Antritts der messianischen Herrschaft Jesu Christi vor aller 
Welt. Eigentlich sind alle Voraussetzungen dafür erfüllt. Jesus ist durch die 
Auferweckung zum Sohne Gottes in Macht eingesetzt (Röm 1,4). Er übt sein 
königliches Amt aus, sitzend zur Rechten Gottes. Aber — so G. Noth — »in dem 
Augenblick, in dem es so weit ist, daß die alten Ordnungen der Welt aufgehoben 
werden könnten, fährt er zum Himmel ... >Mir ist gegeben alle Gewalt« - aber 
das Geheimnis dieser Gewalt ist in diesem Augenblick nicht kleiner, sondern grö- 
ßer geworden« 6. Das Reich Christi ist »verdeckt unter dem Kreuz«. Es ist bisher 
nicht anschaulich und greifbar, sondern tief verborgen. Wir werden darauf noch 
einmal zurückkommen’. 


5. Vgl. August Kimme, Haupttypen der Christokratie, Kerygma und Dogma, 5. Jg., 
ıı7 fl. 
6. Noth, aaO. 7. Unter Ziffer 6. 
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3. Zur Linken regiert Gott mit dem Gesetz. Fordernd, drohend und richtend 
setzt er sich in seiner abgefallenen Schöpfung gegen die Macht der Finsternis 
durch und wahrt so - die Mächte des Abfalls zugleich umgreifend und ihnen 
widerstehend - sein Herrenrecht. So wird die sündige Welt bewahrt — zum 
Gericht oder aber (indem das Gericht auf Jesus Christus »abgeleitet« wird) zum 
Heil. 


»Nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren zu eigen«: was könnte mit die- 
ser Abwehr gemeint sein? Wer könnten die anderen »Herren« sein? Was hieße: 
»zu eigen«? Wer sind die »wir«, von denen Barmen II spricht? Auf die letzte 
Frage ist am leichtesten zu antworten. »Wir« sind die Kirche, das neue Gottes- 
volk, dessen Kyrios Jesus Christus ist. Kirche sind wir jedoch nicht so, daß wir in 
der Welt einen exemten Bereich darstellten. Das Gradnetz irdischer Ordnungen 
liegt auch über der Kirche. Es geht uns damit nicht anders als unserm Herrn 
selbst: auch er war »unter das Gesetz getan« (Gal 4,4), war insoweit »anderen 
Herren« (Augustus, Tiberius, Quirinius, Pilatus, Herodes Antipas) unterwor- 
fen. Nicht jedoch »zu eigen«. »Zu eigen« sind auch wir nicht denen, die in Gottes 
Auftrag je ein Stück Welt zu verwalten, zu besorgen und in Ordnung zu halten 
haben. Barmen V redet davon im Zusammenhang; Vb Satz ı und 2 sind voll 
zu bejahen, während die Sätze 3 und 4 m.E.der Prüfung bedürfen. Auf dem 
Hintergrund von Barmen V wird deutlich, daß die »Herren«, denen wir 
— weil Christus gehörig — nicht »zu eigen« sein können, andere sind, nicht 
die (so verstandenen) Träger irdischer Ordnung. Darin also redet Barmen II, 
im Zusammenhang genommen, deutlich genug. Aber wer sind dann die »ande- 
ren Herren«? 

Ist an die »Fürstentümer und Gewalten«, die Archontes und Kyriotetes gedacht? 
In der Tat, solchen »Herren« sind wir nicht (mehr) eigen, seit Gott uns »errettet 
hat aus der Befehlsgewalt der Finsternis und versetzt in das Königreich des Sohnes 
seiner Liebe« (Kol 1,13). Weist der Wortlaut von Barmen II etwa in diese Rich- 
tung? 

Die Apposition: »Bereiche, in denen wir nicht der Rechtfertigung und Hei- 
ligung durch Ihn bedürfen«, läßt vielleicht deutlicher erkennen, was gemeint 
sein dürfte: vermeintliche Inseln der Integrität; Lebensbezüge also, in denen der 
Mensch angeblich nicht Sünder ist, sondern vor Gott auf eigenen Füßen aufrecht 
meint stehen zu können; neutrale Zonen also, in denen weder der Fürst dieser 
Welt noch der König aller Könige etwas zu sagen hätten. Dann freilich fragt 
man sich erneut, wer die »anderen Herren« sind. Die Antwort müßte lauten: 
doch die Träger irdischer Ordnung und Macht, aber nun eben gerade nicht so 
verstanden, wie das Neue Testament und die Zwei-Reiche-Lehre sie sehen; die 
Ordnungsmächte also, wie sie sich selbst verstehen: als heilschaffende, die kor- 
rupte Welt erlösen-wollende und solches sich zutrauende irdische Größen. Dann 
allerdings wäre der Gesprächspartner längst nicht mehr der Befürworter der 
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Zwei-Reiche-Lehre (die »vorläufig« zu »suspendieren« man vorgeschlagen hat?), 
sondern der natürliche Mensch, der weder Gottes Gesetz noch Gottes Evangelium 
hinreichend kennt und darum — wie könnte er anders? — das Heil der Welt von 
ihr selbst erwarten muß, d. h. aber: notwendig dem Götzendienst verfällt. Woher 
ich das Heil erwarte, das eben ist mein »Gott«. In der Tat: sehr schnell gerät man 
auf solche Weise unter die Macht falscher »Herren«. An diesem Punkte ist kein 
Streit unter uns. 

Eher könnten wir — heute vielleicht mehr denn je - unter Christen darin ver- 
schiedener Meinung sein, was das wohl heißen mag, den Unterschied zwischen 
Gesetz und Evangelium durchzuhalten. Die Zwei-Reiche-Lehre ist darum be- 
müht. Gott steht zu seiner abtrünnigen Welt in einer »Doppelbeziehung« >, 
durch sein Gesetz und durch sein Evangelium. Gott findet sich mit dem Abfall 
seiner Geschöpfe nicht ab. Er wahrt — so oder so - sein Gottsein. Durch das Ge- 
setz setzt er sich - drohend, zürnend, richtend — gegen uns durch. Durch das 
Evangelium setzt er sich — lockend, werbend, vergebend, erneuernd — für uns 
durch. Dabei kann Gottes Gesetz — vorläufig — im Dienste seiner zuwartenden 
Liebe stehen; solange Gott in seiner Geduld die vorher geschehenen Sünden hinge- 
hen läßt (Röm 3,25 f.), behandelt er die »Rechtsfrage« (die ja irgendwann in aller 
Form einmal gestellt und gelöst werden muß) dilatorisch. Das Gesetz sorgt dafür, 
daß es inzwischen nicht zum Äußersten kommt. Drohend, strafend, vergeltend 
wirkt Gottes Gesetz und macht, daß in der aufsässigen Menschheit die Bäume 
nicht in den Himmel wachsen. Eines Tages wird dann die Rechtsfrage ausgetra- 
gen - in Jesu Kreuz, oder aber (wenn wir dieses Angebot ausschlagen) im Letzten 
Gericht. Das Besondere des Auftrags Jesu Christi liegt nicht in der Fristung der 
abfälligen Welt, erst recht nicht in deren Verurteilung (so wahr er der Richter 
ist und sein wird). Er will die Welt selig machen, retten (Joh 3,17 £.). Jedoch die 
durch Gottes Gesetz bewirkte geduldige Bewahrung der Welt hat eben dieses 
Werk Christi zum Zielpunkt. Das Gesetz bewirkt nicht das Heil der Welt, aber 
es spart die Welt dafür auf; es sorgt dafür, daß wir uns nicht zugrunde richten, 
bevor Jesus bis zu uns gelangt ist. Jesu Werk aber ist nicht die Aufrichtung eines 
neuen (oder gar des alten) Gesetzes, und der in Christus geltend gemachte 
»kräftige Anspruch« Gottes »auf unser Leben« bedeutet nicht, daß die irdischen 
Ordnungen christokratisch umzugestalten wären, so daß also ein von wo auch 
immer sich herleitendes Gesetz durch ein Gesetz Christi abzulösen wäre. Franz 
Lau: »Im irdischen Reich wird nicht Liebe geübt« (genauer: muß Liebe oft 
schrecklich hart sein), »sondern es wird dem Unrecht gewehrt. Es wird die Sünde 


8. Werner Schmauch und Ernst Wolf, Königsherrschaft Christi, Theol. Existenz heute, 
Heft 64, München 19582, 62. 
9. Theodosius Harnack, Luthers Theologie, Neue Ausgabe München 1927, Band I, 69 ff. 
10. Auch Röm 3,31 darf nicht in diesem Sinne verstanden werden, s. u. 
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gebändigt, nicht vergeben !!.« Es gehört zur »Verfaßtheit dieser Welt«, die ver- 
geht (1 Kor 7,31), daß wir in einer Notordnung leben, die entweder in Christus 
(eschatologisch) aufgehoben wird oder aber im Definitivum des Letzten Gerichts 
an ihr bitteres Ende kommt. Jede gesetzliche Ordnung dieser Welt, die mehr sein 
will als solche Notordnung, maßt sich Heilswirksamkeit an und versucht, auf 
(im weitesten Sinne:) ethischen Wege zu erreichen, was nach dem Neuen Testa- 
ment nur durch Sterben und Auferstehen möglich ist. Unterderhand verwandelt 
sich das Wort des erhöhten Herrn: »Siehe, ich mache alles neu!« in die Parole: 
»Siehe, wir machen alles neu«, und was dabei herauskommt, sind noch immer 
nur Varianten des Alten gewesen. 


4. Zur Rechten regiert Gott in Christus mit dem Evangelium. Sein Heil anbie- 
tend, um Christi willen und in Christus die Sünde vergebend und so ein neues 
Leben begründend gewinnt er seine abgefallene Schöpfung zurück und macht sie 
zur »nenen Schöpfung«. So geht die alte Welt zu Ende, indem im »zweiten 
Adam« die neue beginnt. 


Also regiert Jesus Christus gar nicht als König? Und wenn er schon regiert, dann 
wohl nur in einer kommenden Welt, nicht aber heute und hier? Also soll Gottes 
Wille im Himmel geschehen, aber nicht auf Erden? Doch! Zur Rechten regiert 
Gott — heute schon - in Christus mit dem Evangelium. »Wie Jesus Christus Got- 
tes Zuspruch der Vergebung aller unserer Sünden ist, so und mit gleichem Ernst ist 
er auch Gottes kräftiger Anspruch auf unser ganzes Leben.« Nicht anderen 
Herren, sondern ihm sind wir »eigen«, nachdem er »sich für uns gegeben und uns 
erlöst hat von aller Ungerechtigkeit und sich selbst ein Volk zum »Eigentum« ge- 
reinigt hat, das fleißig wäre zu guten Werken« (Tit 2,14). Die apostolischen 
Mahnungen zeigen an, wie das praktisch auszusehen habe. Wir betreten ein 
weites Feld. Daß Christus die Hand auf uns gelegt hat und wir auf sein Konto 
überschrieben sind (eis ro övoua), hat handgreifliche Folgen. Man kann 
diese Folgen freilich nicht in einer simplen Formel zusammenfassen. Die Glieder 
der Gemeinde Christi empfinden den Bruch zwischen dem Einst und dem Jetzt 
ungeheuer stark. Aber sie führen ihr Leben, wie besonders die Haustafeln zeigen, 
in den Ordnungen der alten Welt, deren Gefüge schleunigst zu verändern ihnen 
offensichtlich nicht eingefallen ist (Sklavenfrage). Sie übernehmen ethische Sche- 
mata der antiken Philosophie, selbstverständlich auch den Dekalog. Aber alles 
kommt unter ein neues Vorzeichen zu stehen. Das Neue besteht nicht in einem 
neuen Reglement des Lebens, sondern darin, daß man propter Christum Ver- 
gebung der Sünden hat und in Christo einer neuen Wirklichkeit der eschatologi- 
schen, der Auferstehungswirklichkeit des Leibes Christi zugehört. Beispiel: »Legt 


ı1. Franz Lau, aaO, 29. Vgl. Franz Lau: Die Königsherrschaft Jesu Christi und die 
lutherische Zweireichelehre, Kerygma und Dogma, 6. Jg. 1960, 306, abgedruckt auch 
in: Reich Gottes und Welt, Darmstadt 1969, 484 ff. 
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die Lüge ab und redet die Wahrheit, ein jeder mit seinem Nächsten« — und nun 
die bezeichnende Begründung: »weil wir untereinander Glieder sind« (Eph 4,25). 
In beidem: kein neues Gesetz. Natürlich: Gottes Gesetz ist nicht durchgestrichen. 
Es ist ja heilig, gerecht und gut (Röm 7,12), es ist geistlich (Röm 7,14). Heben 
wir das Gesetz auf durch den Glauben? Das sei ferne! Sondern wir richten das 
Gesetz auf (Röm 3,31). Die vom Gesetz erforderte Gerechtigkeit soll ja erfüllt 
werden (Röm 8,4). Alles richtig! Nur darf man das große paulinische Paradox 
nicht übersehen: gerade der nicht mit Werken umgehende Glaube erfüllt das, was 
auch uns am Gesetz gilt und was mit dem Gesetz eigentlich gemeint und gewollt 
ist, sofern es aussagt, was Gott gefällt. Nur: zur Verwirklichung eben dessen, 
was Gott gefällt, kommt es eben nicht auf dem direkten, dem gesetzlichen Wege, 
sondern auf dem — wenig einleuchtenden - Umweg des Glaubens. Aus der para- 
doxen Zuspitzung der paulinischen Aussagen darf man also keine werkerische 
(vielleicht gar perfektionistische) Theorie machen. Gerade indem wir glauben 
(und nicht mit Werken umgehen), kommt es zum Gehorsam. 

Für das Verständnis der Königsherrschaft Christi und damit seines kräftigen 
Anspruchs auf unser ganzes Leben heißt das, daß der Herr »am dritten Tag von 
den Toten auferstanden« ist, »aufgefahren gen Himmel, sitzend zur Rechten 
Gottes, daß er ewig herrsche über alle Kreaturen und regiere, daß er alle, so an 
ihn glauben, durch den Heiligen Geist heilige, reinige, stärke und tröste, ihnen 
auch Leben und allerlei Gaben und Güter austeile, und wider den Teufel und 
wider die Sünde schütze und beschirme ...« (CA III). »Frohe Befreiung aus den 
gottlosen Bindungen dieser Welt«, sagt Barmen. Wir geraten wieder in ähnliche 
Nöte des Verstehens wie bei dem Passus »anderen Herren zu eigen«. Worin be- 
stehen die »gottlosen Bindungen dieser Welt«? Wir möchten an die Verderbens- 
mächte denken. Die abgefallene Welt ist ja, wie wir schon sagten, nicht neutrales 
Gelände. Einem müssen wir gehören: Gott oder dem Satan. Um uns zu beherr- 
schen, bedient sich der Satan des Gesetzes: er verlegt uns den Weg zu Gott und 
bindet uns an sich, indem er uns verklagt (»der Stachel des Todes ist die Sünde, 
die Kraft aber der Sünde ist das Gesetz«, ı Kor 15,56). Dann ist aber gerade das 
die »frohe Befreiung«, daß wir mitten in den Ordnungen dieser Welt (Onesimus!) 
als Gerechtfertigte, zur Kindeswürde Erhobene und zur Christus-Freiheit Be- 
freite (zu letzterem: ı Kor 7,22) leben dürfen. 


5. Die Predigt der Kirche hat den schmalen Weg zwischen einer Vergesetzlichung 
der Christuspredigt — damit auch einem gesetzlichen Mißverständnis der Königs- 
herrschaft Jesu Christi — einerseits und dem Antinomismus andererseits zu gehen. 
Christus regiert, indem mitten in den Ordnungen der Welt an die Vergebung 
der Sünden und das neue Leben geglaubt wird. Die alten Ordnungen bleiben 
zur linken Hand bestehen bis zum Tage Jesu Christi. 


Gesetzlichkeit und Antinomismus gehen merkwürdigerweise oft Hand in Hand. 
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Wie können sie das? Verstehe ich, etwa mit Müntzer oder Tolstoi, das Evange- 
lium als ein neues Gesetz, so löst eben dieses Gesetz das alte ab, und die Berg- 
predigt - in der Auseinandersetzung mit ihr hat ja Luther die Zwei-Reiche-Lehre 
entwickelt — gilt als dieses neue Gesetz statt des alten drohenden, richtenden und 
strafenden Gesetzes. Nun darf also der Kaufmann seine Außenstände nicht mehr 
eintreiben; der Lehrer darf den Schüler nicht repetieren lassen; die »weiße 
Maus« läßt die Verletzung des $ 13 ungeahndet hingehen; der Richter verzeiht; 
der Staatsmann unternimmt nichts, wenn die fremde Armee in sein Staatsgebiet 
einfällt. Antinomismus — weil das Evangelium zum Gesetz geworden ist! — Ich 
renne in unserm Kreise offene Türen ein. Aber niemand wird sagen dürfen, daß 
sich Bemerkungen solcher Art durchaus erübrigen. Heimlich werden die großen 
Fragen des öffentlichen Lebens und der politischen Welt eben doch nicht selten 
unter dem Vorzeichen der Frage nach der Königsherrschaft Christi geführt statt 
unter dem anderen: was wohl in der Notordnung dieser vergehenden Welt mit 
ihren Sündenzwängen das Nützliche, das Hilfreiche, dem modus vivendi Dien- 
liche sei. Man argumentiert heimlich (oder offen) statt von Barmen V — von 
Barmen II her. Keiner von uns ist der Meinung, man müsse die Welt so lassen, 
wie sie ist. Der Konservatismus und Legitimismus (»es bleibt alles beim alten«) 
hat nichts zu tun mit Luthers dynamischer Geschichtsauffassung. Aber die Fragen 
dieser Welt und ihrer Ordnung sind Fragen der politischen Vernunft. Das gilt 
auch vom Problem der ABC-Waffen, von der Wehrdienst-Frage, vom Rassismus- 
problem, von den Fragen nach der Welthungersnot usw. Wir werden immer nur 
mit Wasser kochen können, aber wir sollen auch mit Wasser kochen. »Den Vor- 
wurf, die Jutherische Kirche neige zum Quietismus, wird.man hören müssen. Leise 
anzumelden wäre die Frage, ob wir gut tun, uns immer deswegen zu entschuldi- 
gen. Angesichts der fast hektischen Betriebsamkeit wäre zu fragen, ob wir nicht 
etwas Geduld und langen Atem zu lernen hätten, die von der Schrift als Gabe 
Gottes gepriesen werden. Aber das wäre nicht Quietismus, sondern Glaube an 
die verborgene Führung Gottes !2.« 


6. Dem Simul-iustus-et-peccator entspricht die Überlagerung des alten Äons 
durch den neuen. Die Königsherrschaft Jesu Christi hat eschatologische Art und 
ist »verborgen in Gott«. Sie reicht so weit, wie die Wirkmittel Gottes (Wort und 
Sakramente) reichen. Das All gehört Christus, aber es muß aufgefüllt werden, 
bis die Kirche das Vollmaß des allgegenwärtigen Christus erreicht hat (Eph 
4,8—1 3). 


»Luthers Lehre von den beiden Reichen steht unter eschatologischem Vorzeichen. 
Nur im Blick auf die letzten Dinge ist sie recht zu verstehen; nur solange die 
Kirche ... gebannt auf die kommende Welt schaut, wird sie Luthers Lehre von 
den zwei Reichen redlich und unverfälscht weitergeben können« (Lau) 3. 


12. Noth, aaO. 13. Lau, Luthers Lehre, 34. 
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Christi Reich ist ein »Höre-Reich«. Wir fügen hinzu: es erstreckt sich so weit, 
wie das Wort des Evangeliums vernommen und angenommen wird. Und es ist 
der Wirkbereich der Sakramente. Also nun doch: die Kirche als der Herrschafts- 
bereich Christi hat Grenzen. Daß es seit Christi Menschwerdung keinen Unter- 
schied mehr gebe zwischen Heilig und Profan, zwischen »Drinnen« und »Drau- 
ßen«, ist eine (geradezu epidemisch umgehende) Irrlehre. Daß diese Irrlehre sich 
solcher Popularität erfreut, liegt an dem untauglichen Vorstellungsmaterial, mit 
dem wir umzugehen pflegen. Nur dies sei zusätzlich herausgegriffen: »Höre- 
Reich« besagt nicht: Reich der (idealen) Innerlichkeit. So wie Christus nicht 
lediglich ins Wort als in die (sagen wir es einmal etwas provozierend) sich selbst 
tragende (ideale) Innerlichkeit auferstanden ist, sondern in eine (uns schlechthin 
unvorstellbare) Leiblichkeit des Unverweslichen, des göttlichen Glanzes, der 
Kraft und des Pneuma (auch dieses letztere leibhaft-substanziell zu denken, 
ı Kor 15,42-44), so ist auch die Herrschaft Christi nicht eine Sache der Inner- 
lichkeit, sondern der mit ihm inaugurierten neuen Welt. Von dieser Welt wissen 
wir nicht anders und mit ihr stehen wir nicht anders in Verbindung als durch 
die Gnadenmittel. Der »Erstling«, vom Neuen Testament immer wieder unter 
der Vorstellung des Urmensch-Erlösers beschrieben (nicht zufällig wieder ı Kor 
15,45-49), begründet die neue Schöpfung (im weitesten Sinne). Die neue Welt 
überlagert die alte. Noch mehr: sie umgreift und durchdringt sie (wir haben uns 
dieses Wortes »umgreifen« schon oben bedient). Christus ist gegeben alle Gewalt 
im Himmel und auf Erden (Mt 28,18). Er hat, als der Auferstandene, alle Räume 
des Kosmos durchmessen, um alles zu erfüllen (Eph 4,8-10). Alle Räume sind 
mit der Präsenz des Erhöhten durchsetzt und ausgefüllt. (Die Ubiquität Christi 
ist keine dogmatische Hilfskonstruktion, sondern eine vom Neuen Testament 
bezeugte Realität.) Christus ist, in seiner Erhöhung omnipräsent wie der Vater 
und der Geist, wirklich der Herr und König über alle Dinge. - Aber an uns reali- 
siert sich dieses vorgegebene Herrsein Christi auf geschichtliche Weise, genauer: 
durch seine Gnadenmittel. Apostel, Propheten, Evangelisten, Lehrer ertüchtigen 
die Heiligen zum Werk des Dienstes, »bis wir alle hinankommen zur Einheit 
des Glaubens und der Erkenntnis des Sohnes Gottes, zum voll-erwachsenen Mann 
(gemeint ist der Urmensch-Christus), zum Maß der Körpergröße der (den Kos- 
mos) ausfüllenden Wirklichkeit Christi« (Eph 4,12 f.). Die quasi räumliche Dif- 
ferenz zwischen dem omnipräsenten, »ubiquitären« Christus und seiner noch im- 
mer räumlich begrenzten Kirche, die sein Leib ist, verringert sich also mehr und 
mehr; wie die zitierte Stelle zeigt, eben durch das Wirken derer, denen Wort 
und Sakramente zur Verwaltung anvertraut sind. So ist dann Umgang mit den 
Gnaden- und Wirkmitteln Gottes eschatologisches Geschehen. Was im ethischen 
Bereich geschieht, ist Folge unseres Auferstandenseins mit Christus, unseres Ein- 
gebundenseins in seinen Leib (1 Kor 12,13), vielleicht könnte man auch sagen: 
Projektion dieser eschatologischen Tatsache in unser anschauliches Diesseits- und 
Alltagsleben. Wir trachten nach dem, was droben ist. Unser Leben ist ja noch 
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mit Christus verborgen in Gott, es wird erst am Tage der großen Offenbarung 
Christi ans Licht kommen (Kol 3,1-3). Christi Königsherrschaft ist eschatolo- 
gische Wirklichkeit. Noch überlagern sich im Sinne des »simul« die beiden Aonen. 
Noch ist also das neue Leben, das Christus gibt, unkenntlich und kann nur gegen 
allen Augenschein geglaubt werden. Es ist eingebettet in das Ordnungsgefüge 
dieser Welt, darum realisiert es sich nicht selten in Unkenntlichkeit, vielleicht gar 
unter dem Anschein des Gegenteils. Wir sollten uns vor jeder voreiligen Über- 
schreitung der Grenzen zum Eschaton hüten. Die eigenmächtige Vorausnahme 
dessen, was der Tag Christi bringt, ist ja eines der Kennzeichen des Schwärmer- 
tums. Wahr ist freilich, daß das Kommende in einer dem natürlichen Menschen 
nicht einsehbaren Weise schon heimlich gegenwärtig ist: Wir haben den Geist — 
das »Pfand«, die »Anzahlung«, ein Stück Eschaton mitten im alten und verge- 
henden Leben. 

Es ist wohl kein Zufall, daß der Vorschlag, »die Lehre von den beiden Reichen 
vorläufig zu suspendieren« 4, in einer Zeit gemacht wird, in der das Eschaton 
entweder ganz zum Verschwinden kommt oder aber (was auf dasselbe hinausläuft) 
in einem vordergründigen Sinne vergeschichtlicht und verdiesseitigt wird. Daß 
wir auf den Tag Christi nicht mehr warten, findet man in theologischen Ver- 
öffentlichungen zuweilen so nebenher erwähnt, als sei dies das Selbstverständ- 
lichste von der Welt und einer Begründung überhaupt nicht mehr bedürftig. Kein 
Zufall, daß man nun versuchen muß, die Königsherrschaft Jesu Christi in diese 
Welt hineinzuinstallieren bzw. den Jüngsten Tag durch unsere eigenen Aktivi- 
täten herbeizuführen: Siehe, wir machen alles neu. Der Abbau der eschatolo- 
gischen Naherwartung und die Neo-Müntzerei gehen oft Hand in Hand. Anders 
herum: »Interimsethik« und (was nicht dasselbe sein muß) »Ethik angesichts des 
Tages Christi« gewinnen nicht selten den Charakter des Kuriosen. Und dabei 
ist eine solche Ethik gerade die des Neuen Testaments! Eine das Evangelium 
nomistisch verfälschende Theologie der Revolution kann sich schon deshalb nicht 
auf das Neue Testament berufen, weil dieses von der gegenwärtigen Verfassung 
der Welt sagt: rragdyeı (1 Kor 7,31) — aber nun eben nicht so, wie in der Ge- 
schichte das Gestrige sehr schnell vom Heutigen und Morgigen abgelöst wird, 
sondern so, daß der Tag Christi und damit Christi Auferstehungsleben für uns 
anbricht und damit alle Varianten des Alten antiquiert. Die Zwei-Reiche-Lehre 
ist von der konsequenten Eschatologie her zu interpretieren. Ich wüßte nicht, wie 
ich das gesamte Neue Testament - einschließlich der johanneischen Schriften! - 
anders verstehen sollte. 


7. Die beiden Regimente Gottes verhalten sich zueinander nicht wie zwei ru- 
hende und sich gegenseitig ausschließende Größen. Wer auf das Kommende des 


Reiches Christi wartet und im Glauben schon daran Anteil hat, lebt nicht unan- 


14. Siehe Anm. 8. 


gefochten, erst recht nicht hoffnungslos im Bereich des Gesetzes, sondern streckt 
sich, gerufen und befreit durch das Evangelium, nach dem, was vorn ist. 


Man hat der Zwei-Reiche-Lehre vorgeworfen, sie zerreiße den glaubenden Men- 
schen, oder aber: sie zwinge ihn, sich beruhigt irgendwo, also etwa auf dem 
Boden einer — eschatologisch begründeten — Heilsgewißheit, anzusiedeln und im 
übrigen die böse Welt (als sei sie gar nicht die von Gott geschaffene und geliebte 
Welt!) sich selbst zu überlassen. Einer solchen Haltung wäre allerdings zu wider- 
stehen. »Was heißt ihr mich Herr, Herr — und tut nicht, was ich euch sage?« 
(Lk 6,46). Was freut ihr euch auf den Himmel und laßt eure Mitmenschen auf 
der Erde verkommen? 

Aber es ist nicht so, daß die Zwei-Reiche-Lehre uns ein gutes Gewissen gäbe für 
ein schiedlich-friedliches Sich-Abfinden mit der Gestalt der zum Untergang be- 
stimmten Welt und für ein Sich-Absetzen von ihr. Gerade der Vorwurf der Zer- 
reißung ist hier lehrreich. Was notwendig in Spannung steht, darf eben nicht zer- 
rissen werden. Jawohl, der Richter muß strafen — aber es ist eben ein großer 
Unterschied, ob er das unangefochten tut oder nicht. Täte er es unangefochten, 
dann hielte er das »Schema« dieser Welt für ein (grundsätzlich) Bleibendes (bei 
aller Variabilität geschichtlichen Lebens). Man könnte sich sogar eine (schein- 
bar) christliche Spielart solcher Einstellung denken: die Auffassung, daß das 
Gesetz dem Evangelium einfach parallel laufe und man sich darauf für alle Zeit 
einzustellen und damit abzufinden habe. Aber dies wäre nicht evangelisch ge- 
dacht. Die Nacht ist vorgerückt, der Tag ist nah (Röm 13,12). Es ist wichtig, daß 
unser Richter sowohl um die (noch bestehende) Notwendigkeit als auch um die 
Vorläufigkeit seines Tuns weiß. Der ganzen vergehenden Welt und ihren Ord- 
nungen ist durch die zu erwartende Parusie Jesu Christi Schach geboten. 

Und inzwischen? Das Neue regt sich schon. »Nach dem Fleisch« kann es nicht 
erkannt werden (2 Kor 5,16). Aber es ist da. »So und mit gleichem Ernst«, heißt 
es in Barmen II. Die »Vergebung aller unserer Sünden« bedeutet, daß Christus 
auch ein Recht auf unser »ganzes Leben« hat. Der »Anspruch« kommt nicht als 
ein Zweites zum »Zuspruch« hinzu. Leben aus der Rechtfertigung, d. h. zugleich: 
Leben von der heimlich schon geschehenen Auferstehung her ist schon Heiligung. 
Leben Menschen miteinander im Frieden Christi, dann nicht so, daß sie einen 
Punkt erreicht hätten, an dem die Vergebung ihrer Sünden gegenstandslos ge- 
worden wäre, sondern so, daß sie aus der Vergebung leben. Das Simul deutet 
nicht auf einen eben noch verbliebenen Schönheitsfehler, auch nicht auf deren 
viele, sondern es meint, vom Eschaton her gedacht, das ständige Transitus-Ge- 
schehen, durch das unser Leben heil wird. Trotz Spannungen nicht zerrissen! 
Freilich auch: trotz des archimedischen Punktes, auf dem der Gerechtfertigte 
steht, ein ständiges Unterwegs-Sein. Unser roAitevua ist im Himmel — gerade 
darum: ich jage ihm nach. Die verschiedenen Aussagen unserer Überlegungen 
wollen also nicht auf einer Ebene nebeneinander eingezeichnet sein. Paulus 
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spricht von dem »nach vorn gereckten Hals« der harrenden Kreatur (Röm 
8,19); dies könte ein sachgemäßes bildhaftes Interpretament für die Zwei-Reiche- 
Lehre sein. | 

Gerade so (nur so) kann ich in den Gegebenheiten dieser auf den Tag Christi zu- 
gehenden Welt leben und, wenn es sein soll, leiden. Keine meiner Rechnungen 
geht auf. Keine der vorhandenen oder denkbaren Weltordnungen wird die des 
Reiches Gottes sein. Der Perfektionismus irrt nicht nur im Quantitativen, sondern 
auch im Qualitativen. Gerade als Gerechtfertigter und der Rechtfertigung 
bleibend Bedürftiger bin ich Christi Eigentum, wird sein kräftiger Anspruch auf 
mein Leben und damit sein Königtum wirksam. Noch gibt es auch ein servum 
officium. Noth: »Es gibt sogar peccata contra conscientiam — so verborgen ist 
die Herrschaft Christi 15.« Eingeordnet in das Weltgefüge — wie es ist und sich 
verändert — und dennoch ihm gegenüber radikal kritisch, ja durch Christus 
grundsätzlich sogar an einen Ort gestellt, der schon kein Ort dieser Welt mehr ist, 
lebe ich mein Leben im Dienst an Gottes Geschöpfen, nicht mehr unter dem 
Zwang, nur Hieb- und Stichfestes leisten zu müssen, vielmehr immer wieder ver- 
sagend und doch so, wie ich bin, angenommen und bejaht: das ist mein Leben 
unter Christi Herrschaft. 

Und noch einen letzten Schritt nach vorn: Wenn ich weiß, daß dieser Welt die 
Auferstehung zugedacht und zugesagt ist, dann hoffe ich für sie und verhalte 
mich auch als ein Hoffender! Wer morgen Hochzeit hat, lebt heute nicht als 
Sauertopf oder gar in Resignation und Verzweiflung. Daß ich auf das regnum 
gloriae warte, bewahrt mich zwar vor mancherlei Illusionen. Es ist nur gut und 
der Welt nur dienlich, daß in ihr realistisch gedacht und gehandelt wird und nicht 
illusionär. Hoffnung aber läßt mich meine Welt und mich selbst unter neuem 
Blickwinkel sehen: Was wird Gott daraus noch einmal machen! Wer Jesus folgt, 
setzt durch praktisches Handeln und durch Leiden Zeichen für das Kommende. 
Wagend, schöpferisch, verzichtend und — wo es sein muß - leidend durchbricht der 
gehorsame Glaube das Gesetz des » Auge-um-Auge«, nicht so sehr gegen das 
Alte protestierend als vielmehr für das Neue demonstrierend. Zukunftsgewisse 
Liebe bezeugt tathaft, daß Gottes Reich kommt. Im Rechtsverzicht, im neu- 
gesetzten Anfang, in der alle Fronten durchbrechenden Liebe zum Feind wird 
Ernst gemacht mit dem, was kommt und woraufhin man darum heute schon 
glauben und leben kanns. In solcher Hoffnung wird Gott mitten in der ab- 
bruchreifen Welt gelobt. Es dürfte der Welt nicht schlecht bekommen, wenn Gott 
gelobt wird — nicht nur in Wort und Lied, sondern auch in der nach vorn weisen- 
den Tat. 


15. Noth, aaO. 
16. Ich lehne mich hier an eine meiner Predigthilfen an: Die große Ernte, Berlin und 
Göttingen 1970, 415 (zu Mt. 5, 38-48). 
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Rudolf Werth 
Die gegenwärtige »politische Theologie«. Orientierung und 
Versuch einer Gegenüberstellung zur II. Barmer These * 


I. »Politische Theologie« oder theologische Politik? 


1935 schrieb Erik Peterson seine berühmte Abhandlung über den »Monotheismus 
als politisches Problem« . Die Abhandlung setzt ein mit der bekannten Sentenz 
aus der Ilias, mit der Aristotoles das ı2. Buch seiner Metaphysik beschließt: »Das 
Seiende weist es von sich, schlecht regiert zu werden. Nicht gut ist die Vielherr- 
schaft, einer sei Herr«! Schon in diesem emphatischen Satz von der monarchischen 
Struktur des Seienden, gemäß der Formel: Ein Gott - eine Weltvernunft - ein 
Kosmos, deutet sich die Konvertierbarkeit des metaphysischen Monotheismus in 
den politischen an: Ein Kaiser — ein Gesetz — ein Reich! Peterson hat die Ver- 
wendung dieser Konvertierbarkeit verfolgt bis hin zur christlichen Apologetik. 
Die Apologeten knüpfen in ihrer Polemik gegen die Vielgötterei der damaligen 
Welt an den Monotheismus philosophischer Theologie (theologia naturalis) an. 
Und sie empfehlen dem römischen Imperium die eine Kirche aus vielen Völkern 
im Namen des einen christlichen Gottes geradezu als Einigungsinstrument, womit 
der Übergang des Christentums zur Staatsreligion bereits vorbereitet ist. So 
kommt es mit einer gewissen Zwangsläufigkeit zur konstantinisch-christlichen 
Aneignung auch des politischen Monotheismus, wie er im römischen cultus publicus 
(Kaiserkult) gegeben war. »Dem einen König auf Erden entspricht (nach einer 
Rede Konstantins selber) der eine Gott, der eine König im Himmel und der eine 
königliche Nomos und Logos 2.« 

Das besondere Interesse Petersons hatte in dieser Darstellung Eusebius von 
Cäsarea, Konstantins Hoftheologe und »Lobredner«. Er unterstreicht nicht nur 
die Korrespondenz zwischen dem einen göttlichen Monarchen und dem einen 


* Überarbeitete und erweiterte Fassung eines Vortrags vor dem Theologischen Aus- 
schuß der EKU am 15. Oktober 1971. Der Vortrag möchte eine kritische Orientie- 
rung geben, ohne Vollständigkeit anzustreben. Die inzwischen fortgeschrittene 
Diskussion wird nur in mir wesentlich erscheinenden Punkten berücksichtigt. 

. Untertitel: »Ein Beitrag zur Geschichte der politischen Theologie im Imperium 
Romanum«, in: Theologische Traktate, 1951, 45-147. Vgl. dazu J. Moltmann, 
Theologische Kritik der politischen Religion, in: J. Moltmann / J. B. Metz / W. Oel- 
müller, Kirche im Prozeß der Aufklärung. Aspekte einer neuen »politischen Theolo- 
gie«, 1970, 24 ff. 

2.Aa0, 9ı. 


Lan 
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irdischen, der für ihn allein Konstantin heißt, Er sieht darüber hinaus auch das 
Friedensreich Christi providentiell mit der Pax Romana verbunden. Als Christus 
geboren wurde, begann Augustus jenes Friedenswerk, das von Konstantin fort- 
geführt und vollendet wird. 

Petersons Abhandlung von 1935 sprach nicht nur von einem »Monarchen« in 
seiner Korrespondenz zu dem einen Gott, sie nannte diesen Monarchen gelegent- 
lich auch einen »Führer«. Der Tatbestand des politisch erzwungenen Verlegen- 
heitshistorismus wäre freilich auch ohne diese Ausdrücklichkeit offenkundig. 
Der hellhörige und kundige Leser von damals empfand nicht nur die deutliche 
Anspielung auf Führerkult, Einparteiensystem und Totalitarismus. Er wurde in 
der persönlich und theologisch fast stilisierten Figur des lobrednerischen Eusebius 
vor allem auch auf eine Kirche gestoßen, die sich im Zeichen des Konkordats auf 
den NS-Staat verpflichten ließ, und insbesondere natürlich auf jene Kirchen- 
bewegung, die ihre Richtlinien mit dem Ausruf schloß: »Ein Volk! - Ein Gott! - 
Ein Reich! - Eine Kirche!« 3. 

Das theologische Gewicht der Petersonschen Abhandlung liegt nicht so sehr in 
dem historischen Nachweis politischer Metaphysik im konstantinischen Christen- 
tum. Entscheidend ist vielmehr die These, die sich mit diesem Nachweis und jener 
zeitkritischen Polemik verbindet, die These nämlich von der Unvereinbarkeit 
des trinitarischen Gottesbegriffs mit dem metaphysisch-politischen Monotheismus 
und der christlichen Eschatologie mit der Pax Augusta. Peterson schließt seine 
Abhandlung mit den Worten: 

»Doch die Lehre von der göttlichen Monarchie mußte am trinitarischen Dogma 
und die Interpretation der Pax Augusta an der christlichen Eschatologie scheitern. 
Damit ist nicht nur theologisch der Monotheismus als politisches Problem erledigt 
und der christliche Glaube aus der Verkettung mit dem Imperium Romanum 
befreit worden, sondern auch grundsätzlich der Bruch mit jeder »politischen 
Theologie« vollzogen, die die christliche Verkündigung zur Rechtfertigung einer 
politischen Situation mißbraucht. Nur auf dem Boden des Judentums oder Hei- 
dentums kann es so etwas wie eine »politische Theologie« geben. Doch die christ- 
liche Verkündigung von dem dreieinigen Gott steht jenseits von Judentum und 
Heidentum, gibt es doch das Geheimnis der Dreieinigkeit nur in der Gottheit 
selber, aber nicht in der Kreatur. Wie denn auch der Friede, den der Christ sucht, 
von keinem Kaiser gewährt wird, sondern allein ein Geschenk dessen ist, der 
höher ist als alle Vernunft« 4.« 


3.Daß dazu auch »Ein Führer!« gehört, versteht sich von selbst. Punkt 3 der Richt- 
linien der Kirchenbewegung Deutsche Christen vom ı1. Dezember 1933 lautet: »Wie 
jedem Volk, so hat auch unserem Volk der ewige Gott ein arteigenes Gesetz einge- 
schaffen. Es gewann Gestalt in dem Führer Adolf Hitler und in dem von ihm ge- 
formten nationalsozialistischen Staat« (W. Hofer, Hg., Der Nationalsozialismus. 
Dokumente 1933 bis 1945, 1957, 131). 

4. Monotheismus, aaO, 104 f. 
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Die beifällige Zitation dieser theologischen Erledigung der »politischen Theolo- 
gie« ist in der gegenwärtigen »politischen Theologie« von J. B. Metz, J. Moltmann 
und anderen geradezu zum festen Topos geworden. Die heutige »politische 
Theologie« beruft sich auf Peterson. Aber fällt sie nicht ihrerseits auch noch unter 
das damals ausgesprochene Verdikt über jede »politische Theologie«? Diese Kon- 
sequenz hat z.B. H. Maier gezogen, der die Schlußsätze der Petersonschen Ab- 
handlung zitiert und dann fortfährt: »Diesen Sätzen ist auch heute nichts hinzu- 
zufügen - es sei denn der Hinweis auf ihre fortdauernde Aktualität. Denn auch 
die neue politische Theologie ist nur eine säkularisierte »dialektische< Variante der 
alten 5.« 

Im deutschsprachigen Bereich hat J. B. Metz den Titel »politische Theologie« in 
die jüngste theologische Diskussion eingeführt (bereits 1965 im Rahmen einer 
Vorlesung). » Jede eschatologische Theologie - so schrieb er 1968 im Rekurs auf 
frühere Veröffentlichungen — muß ... zu einer politischen Theologie als einer 
(gesellschafts-)kritischen Theologie werden 6.« Metz verwarf damit bewußt - 
trotz sachlicher Nähe — den damals bereits gängigen Titel »Theologie der Revolu- 
tion«. Er verwies das Revolutionsproblem wie auch den Revolutionsbegriff in 
die Kasuistik politischer Ethik, um eine Engführung für die von ihm beabsichtigte 
gesellschaftskritischa Wendung der eschatologischen Theologie zu vermeiden. 
Schon bald darauf mußte er freilich eingestehen, daß er die historische Schwer- 
kraft des Titels »politische T'hheologie« 7 unterschätzt habe, die das von H. Maier 
gefällte Urteil fast zwangsläufig werden läßt. »Politische Theologie« als noch so 
kritische theologische Selbstbezeichnung begibt sich, wie C. Eschweiler bereits 
1931 angemerkt hat, in die diskreditierende Nähe einer Theologie, »die besser 
theologische Politik als politische Theologie zu nennen wäre«®. 

Tatsächlich gab es im erhitzten politischen und theologischen Klima der aus- 
gehenden 60er Jahre und darüber hinaus in der Nachbarschaft zu der sich selbst 
kritisch und bewußt so bezeichnenden neuen »politischen Theologie« manche 
theologische Position und Aktion, die sich im Sinne unmittelbarer politischer 
Handlungsanweisung, politischer Indoktrination (statt politischer Predigt), 
sozialrevolutionär gedeuteter Eschatologie und geschichtstheologischer Sank- 
tionierung der Revolution als »politische Theologie« im schlechten Sinne theolo- 
gischer Politik zu erkennen gab, der traditionell unbewußten und oft genug 
schlechten Politisierung von Theologie und Kirche damit zugleich ein Argument 
liefernd. Der polemische Gebrauch des Begriffs lebt heute (1973) in vielen Varian- 


$. Kritik der politischen Theologie, 1970, 103. 

6. Zur Theologie der Welt, 1968, 106. 

7. Vgl. zur Begriffsgeschichte E. Feil, Von der »politischen Theologie« zur »Theologie 
der Revolution«?, in: E. Feil / R. Weth, Hg., Diskussion zur »Theologie der Revo- 
lution«, 1969, 110-132. 

8. C. Eschweiler, Politische Theologie, Religiöse Besinnung 3, 1931/32, 74. 
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ten fort. »Politische Theologie« ist immer noch ein Reizwort und reizt vor allem 
zu schnellem, unpräzisem Gebrauch. Daneben hat sich der wissenschaftliche 
Sprachgebrauch (wieder) erweitert und z. T. neutralisiert, so daß jede Theologie, 
sofern sie hermeneutisch zentral eine politische Theorie entwickelt, »politische 
Theologie« genannt werden und aus einer bestimmten Sicht »politische Theolo- 
gie« als politisch-theologische Theorie und rücksichtlich der »theologischen Struk- 
tur des Politischen« in gewisser Weise jede politische Theorie als »politische Theo- 
logie« begriffen werden !° kann. 

Im Rahmen des mir aufgegebenen 'Themas beschränke ich mich indes auf die 
gegenwärtige »politische 'Theologie«, sofern sie diesen Titel als ausdrückliche 
Selbstbezeichnung in kritischer Absicht gewählt hat. Der historischen Hypothek 
des Begriffs wohl bewußt, scheint es mir dabei einzig angemessen, zunächst das 
Selbstverständnis dieser. neuen »politischen Theologie« im Durchgang durch die 
Motive und Positionen ihrer Hauptvertreter zu erheben. 

Zuvor sei jedoch noch kurz auf eine gewisse kirchen- und theologiegeschichtliche 
Analogie hingewiesen, die der neuen »politischen Theologie«, soweit ich sehe, 
auch in ihrem Rekurs auf E. Peterson entgangen ist. A. de Quervain, der in eigen- 
ständiger theologischer Nähe zu K. Barth die Grundlagen für die Sozialtheologie 
der »Königsherrschaft Christi« gelegt hat, schrieb 1931 in kritischer Rezeption 
des Begriffs von C. Schmitt! ein Buch über »Die theologischen Voraussetzungen 
der Politik. Grundlinien einer politischen Theologie«. C. Eschweiler hat dieses 
Buch mit Recht in der politischen und kirchlichen Situation der Jahre nach 1918 
lokalisiert, die zumal die protestantische Theologie dazu genötigt habe, »das 
Thema der Kirche als die eigentliche Existenzfrage des Christentums aufzuneh- 
men«12, Es ist dasselbe, seit 1918 brennend gewordene, »Kirche-Staat-Gesell- 
schaft-Problem«, das Schmitts »Politische Theologie« und Petersons Abhandlung 
auf den Plan rief. Mit der Trennung von Staat und Kirche im Rahmen der 
Weimarer Demokratie sah Schmitt 3 die nach ihm konstitutive Korrespondenz 
von (theologischer) Metaphysik und Politik (in Souveränität und Dezision be- 
schränkt auf den Staat) gefährdet und prophezeite die Auflösung von Staat und 
Kirche in die Gesellschaft als neuen, aber entscheidungsunfähigen Träger des 


9. Vgl. z. B. G. Schneider-Flume, Kritische Theologie kontra theologisch-politischen 
Offenbarungsglauben. Eine vergleichende Strukturanalyse der politischen Theologie 
Paul Tillichs, Emanuel Hirschs und Richard Shaulls, Ev'Th 33, 1973, 114-137. 

ro. Vgl. M. Baumotte, Theologie als politische Theorie. Systematische Strukturen poli- 
tischer Theologie im 20. Jahrhundert, in: M. Baumotte / H. W. Schütte / F. Wagner / 
H.Rend, Kritik der politischen Theologie, ThEx 175, 1973, 7 ff.; ferner F. Wagner, 
Politische Theorie des Nationalsozialismus als politische Theologie, ebd., 29-51. 

rı. Vgl. C. Schmitt, Politische Theologie. Vier Kapitel zur Lehre von der Souveränität, 
1922 (193421). 

12. Politische Theologie, aaO, 73. 

13. Vgl. zu Schmitt jetzt Baumotte, aaO, 8 ff. 
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Politischen mit dem Ende liberalistischer Anarchie und nachfolgender Diktatur. 
Exakt gegen Schmitts Reklamierung jener Korrespondenz und gegen ihre ver- 
hängnisvolle Bestätigung in den 30er Jahren wandte sich Peterson mit seiner 
Absage an jede »politische Theologie« 4 und reagierte dabei zugleich auf die 
angesprochene Säkularisierung des Protestantismus und Rollenkrise der Kirche 
nach 1918 mit einem spezifisch dogmatischen Verständnis von Theologie und 
Kirche in eigenständiger Weiterentwicklung der dialektischen Theologie 's. Die 
theologiegeschichtliche Analogie liegt auf der Hand: Der Titel »politische Theo- 
logie« wird heute genau in dem Moment aufgegriffen, wo eine mit der Situation 
nach 1918 in Grenzen vergleichbare Erschütterung des in der Nachkriegsära 
eingespielten Verhältnisses von Staat (!) und Kirche im Zusammenhang eines 
wachsenden demokratischen Selbstbewußtseins die Frage nach Substanz und Rolle 
der Kirche neu aufwerfen läßt. 


II. Motive und Positionen gegenwärtiger »politischer T'heologie« 


1. »Politische Theologie« als kritische Rezeption der neuzeitlichen 
Freiheitsgeschichte (]. B. Metz) 


Bereits J. B. Metz gibt die entscheidende, auch die anderen Vertretern bestim- 
mende Charakteristik der neuen »politischen Theologie«: »Mit der Rede von der 
»politisch-kritischen 'Theologie« soll nicht etwa eine zusätzliche neue theologische 
Disziplin gefordert werden. Diese Theologie soll vielmehr in erster Linie einen 
Grundzug im theologischen Bewußtsein überhaupt aufdecken !6.« — »Politische 
Theologie« ist also keine neue theologische Disziplin, auch keine regionale »Theo- 
logie der Politik« und schon gar nicht die Gewichtsverlagerung auf eine neue 


14. Vgl. die Schlußanmerkung seiner Abhandlung, aaO, 147. 

15. Vgl. dazu R. Hepp, Politische Theologie und theologische Politik. Studien zur Säku- 
larisierung des Protestantismus im Weltkrieg und in der Weimarer Republik, 1967, 
162: »Ohne die »Mauern« des Dogmas war »das Geistliche« vom »Weltlichen« nicht 
mehr eindeutig zu trennen ... Dieselben Theologen, die schon während des Kaiser- 
reichs die Trennung von Staat und Kirche gefordert und doch als weltgewandte 
»Abbe&s« den »Dienst eines Friseurs an der theologischen Perücke des Kaisers — ganz 
wie weiland Eusebius von Cäsarea bei Kaiser Konstantin dem Großen« (so F. Over- 
beck über A. von Harnack) — verrichtet hatten, dieselben Theologen wurden nun 
zu Hoftheologen der Demokratie.« (Beifällig und offenbar im Bewußtsein der inne- 
ren Verwandtschaft eines von Peterson nur nicht durchschauten Dezisionismus 
zitiert in der späten Replik C. Schmitts auf Petersons Abhandlung von 1935 »Poli- 
tische Theologie II. Die Legende von der Erledigung jeder politischen Theologie«, 
1970, 19.) 

16. Zur Theologie der Welt, aaO, 106 f. 
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theologische Bezugsmitte (etwa von Inkarnation oder Kreuz auf Politik). »Poli- 
tische Theologie« ist vielmehr eine neue theologische Hermeneutik, die »die zen- 
tralen theologischen Wahrheiten im Hinblick auf das in ihr artikulierte Verhält- 
nis von Glaube und gesellschaftsbezogener Vernunft aus(zu)legen« versucht 7. 
Man denke in diesem Zusammenhang an die neue Verhältnisbestimmung von 
Orthodoxie und Orthopraxis, die W. A. Vissert’t Hooft 1968 in Uppsala be- 
schwor und die H. Gollwitzer in seinem Referat vor der Synode der EKD (1968) 
aufnahm: »Jeder Satz des Glaubensbekenntnisses hat exklusive und offensive 
Bedeutung für den Status quo der alten Welt, und ein Satz, der unser Verhältnis 
zu den anderen Menschen und zur Gesellschaft beim Alten läßt, ist nicht wert, ein 
Satz des christlichen Glaubens zu sein $.« Bei Metz steht die »politische Theo- 
logie« mit ihrer gesellschaftsbezogenen Hermeneutik freilich nicht primär im 
ökumenischen Horizont. Das geht z.B. aus folgender Definition hervor: »Poli- 
tische Theologie« ist nach Metz der »Versuch einer theologischen Hermeneutik 
im zeitgenössischen gesellschaftlichen Kontext, d.h. unter der Voraussetzung der 
religiös emanzipierten und dadurch Sandelbaren politischen Verfassungen und 
damit gleichzeitig unter der Voraussetzung der wirksamen Unterscheidung von 
Staat und Gesellschaft, die das politische Thema ... auf die gesellschaftliche Frei- 
heitsgeschichte bezieht, so daß die politische Dimension in einer neuen Weise er- 
weitert und differenziert wird« 's. J. B. Metz sucht also den Anschluß katholischer 
Theologie und Kirchlichkeit an die neuzeitliche Freiheits- und Demokratie- 
geschichte. Und zwar scheint mir diese Bemühung in doppelter Weise motiviert. 
Einmal durch die persönliche theologische Entwicklung von einer Theologie der 
Säkularisierung zur eschatologischen Theologie. Die theologische Säkularisie- 
rungsthese gab zwar die neuzeitliche Autonomie frei. Erst die eschatologische 
Theologie macht sie aber auch kritisierbar. Der eschatologische Gottes- und Wahr- 
heitsbegriff in Verbindung mit Erkenntnissen der kritischen Theorie vermittelt 
nun die gesellschaftsverändernde Antriebskraft. Das andere Motiv ist die heute 
anstehende Revision der katholischen Aufklärungskritik im Gefolge von Roman- 
tik, Idealismus und Neotraditionalismus, die das 19., aber auch noch das 20. Jahr- 
hundert bestimmt hat und deren letzten Ausläufer Metz im privatisierenden 
Personalismus der existentialen Theologie sieht. 

Auf dem Hintergrund dieser Motivation kristallisieren sich für Metz vor allem 
drei Aufgaben der »politischen Theologie« heraus: 

1. Die Entprivatisierung der theologischen Hermeneutik zugunsten einer politi- 
schen Hermeneutik der christlichen Botschaft. Die christliche Überlieferung darf 


17. Politische Theologie, in: Sacramentum Mundi III, 1969, 1239. 

18. Die Weltverantwortung der Kirche in einem revolutionären Zeitalter, in: Die Zu- 
kunft der Kirche und die Zukunft der Welt, 1968, 76. 

19. »Politische 'Theologie« in der Diskussion, in: H.Peukert (Hg.), Diskussion zur 
»politischen Theologie«, 1969, 274 f. 
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nicht länger in den privatisierenden Kategorien des theologischen Existentialis- 
mus und Personalismus ausgelegt werden. So wahr die Nachrichten über Jesus 
in die »Gattung der öffentlichen Proklamation« gehören, so wahr ist die Ver- 
kündigung des Evangeliums als Wort personaler Selbstmitteilung Gottes zugleich 
das Wort gesellschaftsbezogener Verheißung °. 

2. Die Sachorientierung theologischer Hermeneutik an der »memoria mortis et 
resurrectionis Jesu Christi«. Mit der Aufnahme des memoria-Begriffs versucht 
Metz das für einen katholischen Theologen besonders gravierende Traditions- 
problem zu lösen. Der Petrifizierung der dogmatischen Überlieferung stellt er 
eine Interpretation entgegen, die sie als gefährliche und kritische Erinnerung in 
ihrer jeweiligen Zeit zu verstehen sucht. Die Legitimation einer solchen Interpre- 
tation ist für ihn in offenkundiger Nähe zu J.Moltmanns politischer Kreuzes- 
theologie in der grundlegenden Orientierung aller theologischen Hermeneutik an 
der »memoria mortis et resurrectionis Jesu Christi« gegeben 2". 

3. Das praktisch werdende Verständnis der Kirche als »Institution gesellschafts- 
kritischer Freiheit«. In der Forderung einer neuen Gestalt und Praxis der Kirche 
liegt die eigentliche Spitze der »politischen Theologie«, wie sie Metz in der nach- 
konziliaren Ara zweifellos auch mit der Absicht einer Einflußnahme auf die 
Interpretationsrichtung der Texte und Empfehlungen des II. Vatikanums ver- 
tritt. Die Kirche soll gesellschaftliche Institution nicht »über« oder »neben«, 
sondern in der gesellschaftlichen Wirklichkeit sein. Die Abgrenzung gegenüber 
Klerikalismus und Sektenbewußtsein ist deutlich. Zugleich wird mit dem Titel 
»Institution gesellschaftskritischer Freiheit« ein hoher Anspruch erhoben. Ge- 
rade am neuralgischen Punkt der Kirchenreform wird deutlich, daß diese »politi- 
sche TTheologie« den Sinn der Rezeption der neuzeitlichen Freiheitsgeschichte und 
der durch sie gezeitigten Freiheitsrechte hat. »Schutz der Individualität«, »Kritik 
des Totalitarismus« und »Liebe als kritisch-revolutionäres Prinzip« — Metz ist 
sich bewußt, daß dies kritische Aufgaben der Kirche nicht nur an der Gesell- 
schaft 22, sondern auch an ihrem eigenen Leibe sind. Kirchliche Autorität und 
kirchliche Institution werden damit aber nicht einem sachfremden Kriterium 
unterworfen. Sie stehen vielmehr »vor dem Anspruch der Freiheitsgeschichte« 23. 
Mit diesem Begriff bringt Metz zum Ausdruck, daß es um eine kritiklose Rezep- 
tion oder gar nachträgliche Sanktionierung der »neuzeitlichen Freiheitsgeschichte« 


20.Das Problem einer »politischen Theologie« und die Bestimmung der Kirche als 
Institution gesellschaftskritischer Freiheit, Concilium 4, 1968, 404. 

21. Vgl. »Politische Theologie« in der Diskussion, aaO, 284 ff.; Befreiendes Gedächtnis 
Jesu Christi, 1970; Erinnerung des Leidens als Kritik eines teleologisch-technolo- 
gischen Zukunftsbegriffs, EvTh 32, 1972, 338-352. 

22. Als solche werden sie eingeführt in: Das Problem einer »politischen Theologie«, 
aaO, 407 ff. 

23. Kirchliche Autorität im Anspruch der Freiheitsgeschichte, in: J. B. Metz / J. Molt- 
mann / W. Oelmüller, Kirche im Prozeß der Aufklärung, 1970, 58. 
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nicht gehen kann. Die neuzeitliche Freiheitsgeschichte ist vielmehr der Krisis des 
»eschatologischen Vorbehalts« zu unterziehen - das allein kann den anspruchs- 
vollen Titel »Kirche als Institution gesellschaftskritischer Freiheit« rechtfertigen. 
Allein der »eschatologische Vorbehalt« verhindert nach Metz die undialektische 
Stillegung des Freiheitsprozesses, indem es kein innerweltliches Subjekt der Welt- 
geschichte - als Nation, Rasse, Programm, Partei oder wie immer — geben kann. 
Im Horizont einer spezifisch katholischen Problematik erscheinen bei Metz also 
zwei allgemeine Charakteristika »politischer Theologie«. Die »politische Theo- 
logie« ist erstens eine neue, nämlich »politische Hermeneutik« der christlichen 
Überlieferung. Sie versteht sich zweitens als kritische Rezeption der neuzeitlichen 
Freiheitsgeschichte, insbesondere der sog. »zweiten«, also nicht nur naturwissen- 
schaftlichen und historisch-kritischen, sondern auch politisch-sozialen Auf- 
klärung. 

Man wird freilich den Eindruck nicht los, daß der von Metz unternommene Ver- 
such, diese Geschichte zu verstehen und kritisch zu legitimieren, dennoch den 
Charakter nachträglicher Sanktionierung hat. Das liegt m.E. an einem noch zu 
apologetischen Reden vom »eschatologischen Vorbehalt«, so richtig der Hinweis 
auf ihn ist. Es müßte deutlicher und konkreter vom Subjekt der theologisch ge- 
wendeten »Freiheitsgeschichte« geredet werden — in Unterscheidung von der 
Frage nach dem Subjekt der Weltgeschichte! Es zeigt sich, daß diese wichtige 
Fragestellung bei Metz nur wenig entwickelt und vor allem noch kaum mit den 
christologischen Aussagen, also mit der christologisch verstandenen memoria- 
These und mit den jüngsten Andeutungen einer »narrativen Christologie« 24 ver- 
mittelt ist. 


2. »Politische Theologie« als konsequente Fortführung der 
emanzipatorischen historischen Kritik (D. Sölle) 


Nachdem zuvor schon J.Moltmann den Zusammenhang zwischen der histori- 
schen Traditionskritik und soziologischen Institutionenkritik in der frühen Auf- 
klärung für die »politische Theologie« reklamiert hatte, hat D. Sölle neuerdings 
diesen Zusammenhang auch für die innere Logik der Bultmannschen Theologie 
in Anspruch genommen und auf diese Weise einen gewichtigen Beitrag zur 
»politischen Hermeneutik des Evangeliums« (Moltmann) geleistet2s. Auf ihre 
brisante Auseinandersetzung mit dem von ihr als »neoorthodox« apostrophierten 


24. Vgl. K. Füssel, Erinnerung und Kritik. Über Intention und Problematik einer Poli- 
tischen Theologie, Internationale Dialog Zeitschrift 5, 1972, 335 ff. 

25.D. Sölle, Politische Theologie. Auseinandersetzung mit Rudolf Bultmann, 1971; 
Hoffnung verändert die Welt. Kritische Auseinandersetzung mit der Theologie 
Rudolf Bultmanns, EvKomm 4, 1971, 15-20. 
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»rechten Bultmannflügel« 26 kann ich hier nicht eingehen. Die historische Kritik, so 
stellt sie fest, hat ein enormes Methodenbewußtsein entwickelt. Sie verwendet 
literarkritische und gattungspoetische Methoden so gut wie formgeschichtliche, 
also soziologische und wissenssoziologische Verfahren. Warum ist sie nicht von 
der Entmythologisierung zur Formgeschichte und Ideologiekritik gegenwärtiger 
Theologie und Kirche fortgeschritten? »Der Weg von der historischen Kritik zur 
sozialkritischen und politischen Untersuchung gegenwärtiger kirchlicher und 
christlicher Lebensäußerungen sollte eigentlich durch die formgeschichtliche 
Methode längst freigemacht worden sein 27.« In diesem Zusammenhang scheint 
mir ein kritischer Hinweis D. Sölles auf die exegetische Praxis sehr beherzigens- 
wert. Vertreter der historisch-kritischen Methode neigen immer wieder zu einem 
exegetischen Sprung vom 20. ins ı. Jahrhundert, um das christlich Gemeinte ohne 
Rücksicht auf seine historischen Vermittlungen und die Geschichte seiner Deforma- 
tion zur Sprache zu bringen. »Auch abstrakte Begriffe wie Gehorsam, Gesetz, 
Sünde verlangen nach einer historisch-kritischen Analyse, die das, was in ihrem 
Namen angerichtet und bemäntelt worden ist, aufarbeitet 28.« Beispiele einer in 
diesem Sinne kritischen und politischen Interpretation bringt Sölle anhand der 
Begriffe Wahrheit, Sünde, Erbsünde und Vergebung 9. 

Sölle kritisiert nicht Bultmanns Ansatz, sondern seine Begrenzung der historischen 
Kritik. Seinen Ansatz aber findet sie im emanzipatorischen Moment seiner libe- 
ralen Herkunft. »Solange die historische Kritik dem aufklärerischen Geist, in 
dem sie angetreten ist, treu bleibt, ... hat sie von einer politisch-soziologischen 
Theologie, die sich den gleichen methodischen Prinzipien verpflichtet weiß, nichts 
zu befürchten. Vielmehr setzt politische Theologie die besten Traditionen der 
liberalen Theologie ... fort 3°.« Und auch im Blick auf die existentiale Interpreta- 
tion, die am ehesten in eine romantische Gegenaufklärung verrechnet werden 
kann, behauptet sie: »Die politische Theologie, nicht die kerygmatische Neu- 
orthodoxie, zieht die Konsequenzen aus diesem situationsbezogenen Denken 
Bultmanns 31.« 

Es bleibt dann freilich nur noch der Schluß, daß der Sündenfall der Bultmannschen 
Theologie in ihrem dritten Moment (neben liberaler Theologie und Existenz- 
philosophie), nämlich in der dialektischen Theologie zu lokalisieren ist, die ihn 
dann zu seinem neuorthodoxen Kerygmabegriff einerseits und zur Absage an den 
historischen, sprich »politischen Jesus« verleitet habe. Und in der Tat spricht 


26. Gemeint sind W. Schmithals, E. Gräßer und andere. 

27. So J. Moltmann: Theologische Kritik der politischen Religion, aaO, 15, auf den sich 
D. Sölle in diesem Zusammenhang beruft. 

28. Hoffnung, aaO, 16. 

29. Politische Religion, aaO, 91 ff. 

30. Hoffnung, aaO, 17. 

31.AaO0, 18. 


IO2 


D.Sölle von dem »späten Triumph, den die aus der dialektischen Theologie ent- 
wickelte Barthsche Orthodoxie im kerygmatisch-orthodoxen Flügel der Bult- 
mannschule gewann« 32. 

Das graphische Schema, das D. Sölle von der Entstehung und Weiterentwicklung 
der Bultmannschen Theologie gezeichnet hat 33, istin diesem Zusammenhang höchst 
aufschlußreich: Von der Aufklärung führt ein direkter Weg über die ideologie- 
kritische Methode und ein indirekter über die historisch-kritische Methode und 
existentiale Interpretation zur »politischen Theologie«. Von der dialektischen 
Theologie dagegen, ohne Verbindung mit der Aufklärung gesehen, führt nur ein 
direkter Weg zur Neuorthodoxie. Allenfalls da, wo sie mit historischer Kritik 
und Existenzphilosophie in der existentialen Interpretation eine Synthese eingeht, 
ist eine Verbindung zur »politischen Theologie« denkbar. Doch besagt dies im 
Grunde nur die Möglichkeit und Notwendigkeit, die existentiale Interpretation 
zur »politischen Theologie« weiterzuentwickeln. 

Versteht man die christologische Begründung der (politischen) Ethik gemäß der 
II. Barmer These im Horizont des Wort-Gottes-Begriffs der I. These, so erhebt 
sich die Frage, wie sich wohl Barmen II zu dieser »politischen Theologie« ver- 
hält, wenn man bei D. Sölle den folgenden Satz liest: »Es erscheint mir notwendig, 
die Bedeutung der historisch-kritischen Methode für Bultmanns Theologie heraus- 
zustellen, gerade wenn neuerdings immer wieder versucht wird, die Theologie der 
zwanziger Jahre, Bultmann und Barth, unter den die Gegensätze zwischen beiden 
verschleiernden Begriff einer Wort-Gottes-Theologie zu subsumieren, als ob mit 
dieser dogmatischen Vokabel das Entscheidende formuliert werden könnte 34.« 
D. Sölle bietet keine so weitgehende und eindringende Theorie »politischer 
Theologie« wie J.B.Metz. Abgesehen von den bereits erwähnten Beispielen 
einer politischen Hermeneutik biblischer Begriffe, konzentriert sich ihr Buch aber 
auf drei Fragenkreise, die mir für das Verständnis der gegenwärtigen »politischen 
Theologie« allgemein bedeutsam erscheinen. 

I. Die theologiegeschichtliche Einschätzung der »politischen Theologie«. In der 
»politischen Theologie« wird nach D.Sölle die emanzipatorische Tendenz der 
historischen Kritik wiederaufgenommen, die im Falle Bultmanns in seiner libe- 
ralen Herkunft manifest ist, die aber durch die dialektische Theologie blockiert 
und durch den Einfluß der Existenzphilosophie zumindest domestiziert wurde. 
Folgt man diesem - reichlich vergröbernden — Schema, dann wird die theologie- 
geschichtliche Frage unausweichlich: War die dialektische Theologie mitsamt ihren 
Nachwirkungen kerygmatischer Theologie nur ein Intermezzo? Und ist die 
heute propagierte »politische Theologie« also eine Fortsetzung der emanzipatori- 
schen Tendenzen der sog. liberalen Theologie? Zugleich erhebt sich die systema- 


32.Aa0, 17. 
33. Politische Theologie, aaO, 52. 
34. Hoffnung, aaO, 16. 


103 


tisch-theologische Frage: Ist die dialektische Theologie mit der heutigen »politi- 
schen Theologie« unverträglich? Und was ist dann dieses Unverträgliche? Dabei 
ist freilich zu klären, ob das alles nur von einem bestimmten, eben diesem von 
D. Sölle vertretenen Typus »politischer Theologie« gilt oder von der »politischen 
Theologie« überhaupt. 

2. Die Frage einer politischen Christologie. Der Einfluß der dialektischen Theo- 
logie auf Bultmanns Abkehr von der liberalen Position wirkt sich nach D. Sölle 
besonders verhängnisvoll aus in seinem »Verzicht auf den historischen Jesus« 3. 
Denn dieser Verzicht ist der Verzicht auf den »politischen Jesus« und begünstigt 
die Kerygmatisierung des »biblischen Jesus«, d.h. aber seine Verdinglichung und 
Vergesetzlichung in kirchliche Lehrsätze (die alte Sorge W. Hermanns!). Der 
»kerygmatische Christus« eignet sich aber vorzüglich als »Disziplinierungsmittel« 
der Amtskirchen, Sölles Position gipfelt in dem emphatischen Satz: »der in den 
Kirchen herrschende Christus, der den biblischen Jesus verdrängt, ist der Christus 
der Herrschenden« 36! 

Was D. Sölle unter dem »politischen Jesus« versteht, hat sie bereits früher in ihrer 
bekannten Neuformulierung des Glaubensbekenntnisses angedeutet, die in diesem 
Zusammenhang erinnert zu werden verdient: 


»Ich glaube an jesus christus 

der recht hatte als er 

ein einzelner, der nichts machen kann« 
genau wie wir 

an der veränderung aller zustände 
arbeitete und darüber zugrunde ging. ... 
Ich glaube an jesus christus 

der aufersteht in unser leben 

daß wir frei werden 

von angst und haß 

und seine revolution weitertreiben 
auf sein reich hin« 37 


Es ist theologiegeschichtlich bedeutsam, daß die alte Frage des Verhältnisses von 
Verkündiger und Verkündigtem, von historischem Jesus und dogmatischem 
Christus heute neu auflebt. Als E. Käsemann und andere Bultmann-Schüler in den 
soer Jahren das Verdikt ihres Lehrers über die theologische Frage nach dem 
historischen Jesus durchbrachen, meinten sie keineswegs, an die liberale Leben- 
Jesu-Forschung anzuknüpfen. Aber war es wirklich eine »neue Frage nach dem 


35. Politische Theologie, aaO, 39 f. 
36.Aa0, sı. 
37. Politisches Nachtgebet in Köln, hg. v. D. Sölle und F. Steffensky, 1969, 27. 
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historischen Jesus« 38? Die »Leben-Jesu« unserer Gegenwart — der politische, 
sozialrevolutionäre 39, ästhetische 4° und psychologische +: Jesus — scheinen jeden- 
falls die alte Leben-Jesu-Tradition entsprechend dem fortgeschrittenen Stand 
des allgemeinen kritischen Bewußtseins und seiner Probleme fortzusetzen 4. 
Damit rückt das christologische Problem auch von dieser Seite - also nicht nur von 
der Diskussion der Gottesfrage her — wieder ins Zentrum der Theologie. Im Blick 
auf D. Sölle erhebt sich dabei im Rahmen unseres Themas die besondere Frage: 
Ist die gegenwärtige »politische Theologie« auf D.Sölles politische Jesulogie 
festgelegt oder gibt es in ihr auch Tendenzen einer politischen Christologie, besser: 
einer politischen Hermeneutik der Christologie? 

3. »Praxistheorie des Glaubens« und die Gefahr einer Vergesetzlichung der 
Liebe. D. Sölle nennt im Zusammenhang ihrer Bultmann-Kritik ein auf Anhieb 
sympathisches »Verifikationskriterium« aller Theologie: »An Bultmanns wie an 
jede Theologie ist die Frage zu stellen, ob sie tendenziell die Menschen liebes- 
fähiger macht, ob sie Befreiung des einzelnen und der Gesellschaft fördert oder 
verhindert 43.« Damit wird aber die humane Effizienz zum Verifikationskriterium 
der christlichen Botschaft und Theologie. Sölle folgt hier der Operationalisierung 
des Wahrheitsbegriffs durch J. Habermas 4 und kann sich auf J. B. Metz # und 
in anderer Weise auf J. Moltmann 4 berufen #7. »Theologische Sätze enthalten 
soviel an Wahrheit, wie sie praktisch in der Veränderung der Wirklichkeit her- 
geben 43.« Der Satz etwa, daß Gott die Welt und jeden einzelnen in ihr liebt, ist 
wahr nur dann, wenn er in »weltverändernde Praxis« übersetzt wird; ohne 
solche Übersetzung ist er Lüge #. 

Damit ist ein zentrales Problem der neuen »politischen Theologie« insgesamt an- 
gesprochen. Zumindest im Blick auf die dargestellte Position D. Sölles läßt sich 
allerdings die Frage nicht unterdrücken, ob sie nicht im Kampf gegen eine theo- 
retische und vermeintlich a-politische Vergesetzlichung der evangelischen Wahr- 
heit und Liebe ins Gegenteil einer praktischen und nun bewußt politischen Ver- 


38. Vgl. M. Robinson, A New Quest of the Historical Jesus, 1959. 

39. Vgl. M. Hengel, War Jesus Revolutionär?, 1970. 

40. Jesus der »glücklichste« Mensch bei D. Sölle, Phantasie und Gehorsam, 19682, 56. 

41. Vgl. z.B.K. Niederwimmer, Jesus, 1968. 

42.In diesem neuen Klima wird auch das Augsteinsche Jesusbuch möglich und ver- 
ständlich. 

43. Hoffnung, aaO, 15. 

44. Vgl. J. Habermas, Theorie und Praxis, 1963, 316. 

45. Zur Theologie der Welt, aaO, 104. 

46. Vgl. J. Moltmann, Gott in der Revolution, EvKomm ı, 1968, 568: »Das neue Krite- 
rıum der Theologie und des Glaubens liegt in der Praxis.« 

47. Politische Theologie, aaO, 94 u. 96. 

48. AaO, 97. 

49. AaO, 134. 
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gesetzlichung gerät. Es gibt allerdings Aussagen bei D. Sölle, die diesen Eindruck 
sprengen und vor einem allzu schnellen Urteil warnen lassen. So liest man z.B. 
bei ihr folgenden Satz, der zweifellos an Bultmanns Kerygmabegriff erinnert: 
»das Absolute im christlichen Glauben unterliegt keiner Kritik. Die Befreiung, die 
die Liebe herstellt, und der Anspruch, den sie an uns erhebt, sind absolut 
gültig ...« 5°, 

Besonders in dem erstgenannten Punkt, der D. Sölles theologiegeschichtliche Ein- 
schätzung der »politischen Theologie« betrifft, ist die Nähe zur kritischen Rezep- 
tion der neuzeitlichen Freiheitsgeschichte bei J. B. Metz greifbar. Der kritisch 
gemeinte Anschluß an die neuzeitliche Subjektivität und Aufklärung ist offenbar 
ein Grundzug der heutigen »politischen Theologie« 5". In der nun darzustellenden 
Position T. Rendtorffs rückt er ins Zentrum des Interesses. 


3. »Politische Theologie« als Theorie des neuzeitlichen Christentums 


(T. Rendtorff) 


Noch in seinem Aufsatz »Politische Ethik oder »politische Theologie<?« von 
1970 52 stellt T. Rendtorff, wie der Titel bereits sagt, die »politische Theologie« 
und seine eigene Theorie des neuzeitlichen Christentums in Alternativen. Er 
erkennt zwar an, daß die neue »politische Theologie« »das faktische und bisher 
dominierende konservative Gewicht politischer 'Theologie« ausgleichen will 53. 
Die heute gängige »politische Theologie« hat sich jedoch selber noch nicht begrif- 
fen. Als dogmatische Theologie immer noch der kirchlich-institutionellen Reprä- 
sentanz des Christlichen verhaftet, perpetuiert sie gerade die Probleme, zu deren 
Lösung sie angetreten ist. Einer »politischen Theologie« im kirchlichen und 
dogmatischen Sinn geht es mit ihren theologischen Aspekten im Grunde um die 
eigene kirchliche Identität, statt um die Analyse der »praktischen Lebenswelt des 
neuzeitlichen Christentums«. »Wir leben [aber] in einer Welt der Folgen des 
christlichen Glaubens, und das ist gerade nicht nur ein literarischer oder norma- 
tiver Anspruch, sondern macht den strukturellen Charakter dieser Welt aus, 
begreift man sie irgend theologisch 54.« 

Durch Bekenntnissätze wie die von der Versöhnungstat Gottes oder von der 
Königsherrschaft Christi wird unsere Welt deshalb nicht begriffen, auch nicht 


50. AaO, 17. 

51.So G.Begrich und R. Pahnke, die sich in D. Sölles Kontroverse mit W. Schmithals 
eingeschaltet haben, in: Zersetzt die politische Theologie die Kirche?, EvKomm 4, 
1971, 410. 

52. In: Diskussion zur »politischen Theologie«, aaO, 217-230. 

53. AaO, 217. 

54. Theologie in der Welt des Christentums, in: P. Neuenzeit (Hg.), Die Funktion der 
Theologie in Kirche und Gesellschaft, 1969, 367. 
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theologisch. Solche Sätze positiver Kirchlichkeit haben vielmehr als Explikation 
von Frömmigkeit motivische Bedeutung; sie gehören — mit Hegel gesprochen - in 
den Bereich der Anschauung, nicht in den des Begriffs. »Über ihren Charakter als 
Motiv tragen sie deshalb nicht unmittelbar zur präzisen Bedeutung der Welt bei 
und sind deshalb unspezifisch, wo es um klare Entscheidungen im Erkennen und 
Handeln geht 55.« 

Als Alternative zur kirchlich-dogmatischen »politischen Theologie« hatte 
Rendtorff in dem erstgenannten Aufsatz die »Strukturanalyse der politischen 
Welt unter dem bestimmten Gesichtspunkt des Christentums« gefordert se. Er 
beansprucht für diese seine eigene Position damals noch nicht den Titel »politische 
Theologie«, tut das aber genau in dem Moment, wo mit dem ökumenischen 
Antirassismusprogramm ein Zeichen gesetzt wird, nämlich »der Überschritt 
ökumenischen Denkens und Handelns aus dem Bezugsrahmen der kirchlich 
organisierten Christenheit in kirchlich unspezifische Bewegungen« 57. Struktur- 
merkmal dieser nun vertretenen »politischen Theologie« ist eine kritische und 
analytische Erkenntnisaktivität im Zugriff auf die politische Konstruktion un- 
serer Welt. Denn die Welt als Schöpfung Gottes ist nicht naturwüchsig, sondern 
kontingent und je neu aufgegebene Lebenspraxis menschlicher Freiheit, und zwar 
durchaus im Unterschied zu den bestimmten Gestalten und Motiven der geschicht- 
lich gestalteten Christenheit und Kirchen. 

Rendtorffs »politische Theologie« ist Theorie des neuzeitlichen Christentums. 
Im Rückgang auf die christliche Aufklärung vermag er dabei sehr viel präziser 
als J. B. Metz die neuzeitliche Freiheitsgeschichte zu verstehen. Er tut das freilich 
in der Perspektive der Hegelschen Religionsphilosophie, die das Prinzip der 
Subjektivität bzw. Freiheit, wie es in der Reformation zutage tritt, als die 
wesentliche Leistung des Christentums behauptet. Und eben über dieses Prinzip 
der Subjektivität tritt das Christentum in sein ethisches und weltgeschichtliches 
Zeitalter, das seine kirchlich-konfessionelle Gestalt zunächst überlagert und 
schließlich hinter sich läßt, wie sich in der Okumenizität christlicher und zugleich 
humaner Ethik des Politischen abzeichnet. 

Die reformatorisch erkannte Freiheit vor Gott und also vor keiner innerweltlichen 
Instanz initiiert die christliche Emanzipation von der Institution Kirche. Und 
diese christliche Emanzipation wird der Modellfall für alle Institutionenkritik, 
die Unterscheidung von Christentum und Kirche Modellfall für die Trennung von 
Gesellschaft und Staat. Kurzum: »Die Bewegung der christlichen Aufklärung ist 
integrierender Bestandteil der modernen europäischen Freiheitsbewegung 5?.« 


55. Okumenische Deutung der Welt. Herausforderung des christlichen Gemeinbewußt- 
seins, Lutherische Monatshefte 10, 1971, 184. 

56.Aa0, 230. 

57. Okumenische Deutung der Welt, aaO, 183. 

58. Politische Ethik oder »politische Theologie«?, aaO, 228. 
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Drei Momente in der Darstellung Rendtorffs scheinen mir besonders bemerkens- 
wert: 

ı. Die Wende vom vorneuzeitlichen zum neuzeitlichen Christentum. Im vor- 
neuzeitlichen Christentum ist der Gottesbegriff mit seiner Vorstellung von 
Macht und Herrschaft selbst Grunddatum der politischen Struktur des theo- 
logischen Wirklichkeitsverständnisses. »Die ausdrückliche Inanspruchnahme der 
Macht und Herrschaft Gottes ist die religiöse Form eines politischen Interesses 
an einer Autorität, die aller politischen Gestaltung vorgegeben ist 59.« Denn die 
Ordnung der Welt, wie sie vor dem Chaos allein durch Gottes Macht und Herr- 
schaft bewahrt ist, ist die letzte, nicht hinterfragbare politische Struktur der 
Welt. Alle politische Autorität, sei es der Kirche oder des Staates, ist deshalb 
Herrschaftsverwaltung und als diese »politisch-religiöse Transformationsstelle 
zwischen der letztgebietenden Herrschaft Gottes und der innerweltlichen Ord- 
nung« die Grenze menschlicher Aktivität. 

Mit der reformatorischen Freiheit — der Gewissensfreiheit des einzelnen und der 
kirchlichen Minimalfreiheit, das Evangelium zu verkündigen — wird zugleich die 
neuzeitliche Autonomie freigesetzt. Die innerweltliche Ordnung wird, wie in der 
Zwei-Reiche-Lehre im Prinzip erkannt ist, zum Praxisfeld politischer Freiheit. 
Der politische Kampf geht folglich nicht mehr um Herrschaftsverwaltung, sondern 
um die richtige Verfassung des Politischen. Der politische Monotheismus, wie 
Peterson das nannte, ist nach Rendtorff also mit der neuzeitlichen Subjektivität 
bzw. Freiheit erledigt. Die Berufung auf die Macht und Herrschaft Gottes wird 
nun illegitime, willkürliche Ausflucht auf die Hintergründigkeit eines Autoritäts- 
titels, die lange Zeit jeder rationalen Aufhebung und Kritik von politischer Auto- 
rität widerstanden hat®t, 

2. »Die durchgehende Politisierung der neuzeitlichen Welt« 2. Sie wird von 


59. AaO, 221. 60. AaO, 222. 

61. Ein klassisches Beispiel solchen Rückfalls hinter den Eintritt ins ethische Zeitalter 
gibt F. J. Stahl, der Prototyp konservativer politischer Theologie im Zeitalter der 
Gegenrevolution. In seinem Vortrag: »Was ist Revolution?« (1852) definiert er 
präzise: »Revolution [Rationalismus und Demokratie] ist die Gründung des gan- 
zen Öffentlichen Zustandes auf den Willen des Menschen statt auf Gottes Ordnung 
und Fügung.« (Reden und Vorträge, Berlin 1862, 236) »Nur das Christentum ver- 
mag noch die gesellschaftliche Ordnung zu verbürgen ... Nur der christliche Sinn 
hat die freudige Hingebung an den König, den Gott uns gesetzt, an die Ehe, die 
Gott verbunden, an den Beruf, den Gott uns angewiesen, an die Güterverteilung, 
die Gott gefügt hat. Der christliche Sinn verlangt nicht nach einer Obrigkeit, die er 
selbst sich gesetzt, nach einer Verfassung, die er selbst gemacht, nach einem Recht, 
das er selbst aus seiner Vernunft entdeckt hat. Er empfängt das alles viel lieber von 
dem göttlichen Walten und begnügt sich, an dem großen Bau der Zeiten sein be- 
scheidenes kleines Teil beizutragen, wie Gott es ihm zugewiesen« (aaO, 243). 

62. Politische Ethik oder »politische Theologie«?, aaO, 225. 
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Rendtorff als Folge neuzeitlicher Autonomie klar erkannt. Denn es gibt nun 
keine natürlichen Grenzen mehr für die politische Ordnung. Das Politische scheint 
zum Totalen werden zu müssen, die Grenze zwischen Staat und Gesellschaft ver- 
schwinden zu müssen. Rendtorff sieht diese Gefahr, arbeitet ihr m.E. aber 
geradezu in die Hände, wenn er sich ausdrücklich auf Richard Rothe beruft: 
»Indem das Christentum sich aus der Identifizierung mit der Kirche herauslöst, 
vollzieht sich eine »Entsäkularisierung« des Staates und eine zunehmende »Säku- 
larisierung< der Kirche %3.« Die Emanzipation des Christentums von der Kirche 
scheint sich also in der Aufhebung der Differenz von Staat und Gesellschaft zu 
vollenden, was mit Totalisierung und Homogenisierung des Politischen gleich- 
bedeutend ist. Hängt demgegenüber nicht die Trennung von Staat und Gesell- 
schaft an der bleibend notwendigen Differenz von Kirche und Staat einerseits 
und Kirche und Gesellschaft andererseits? | 

3. Fragliche Differenzierung im Begriff des Politischen. Ich übersehe nicht, daß 
Rendtorff gerade an einer Differenzierung im Begriff des Politischen gelegen ist. 
Gegenüber einem abstrakten Revolutions- und Freiheitsbegriff, gegenüber den 
»Schrecken der Freiheit«, die F. J. Stahl so offenkundig in den Knochen saßen, 
betont Rendtorff die neuzeitlich gewachsene konstruktive Institutionalisierung 
der Freiheit, die nur um den Preis der Freiheit selbst übersprungen werden kann. 
Ordnungen können auf neuzeitlichem Boden legitimerweise nur Ordnungen der 
Freiheit sein, Institutionen haben dienende Funktion. Als Beispiel führt Rendtorff 
Rechtsstaatlichkeit und Sozialprinzip an. »Rechtsstaatlichkeit als System des 
Rechtschutzes der Freiheit« wahrt die Nichtidentität von Rechtsbürger und 
Menschsein. Sie ist gerade nicht der unmittelbare, sondern der »mittelbare poli- 
tische Ausdruck jener christlichen Freiheit, die ihre theologische Basis im reforma- 
torischen Gedanken der Rechtfertigung hat« 4. Und sofern das Rechtssystem zu- 
gleich ein bestimmtes Sozialsystem ist, wird damit die Differenz zwischen der 
Möglichkeit der Selbstverwirklichung und dem Zwang zur Selbstverwirklichung 
offengehalten. 

Eben die damit gegebene Einheit und Differenz im Begriff des Politischen 
droht jedoch bei Rendtorff verlorenzugehen, wenn sich die institutionalisierte 
Subjektivität von der glaubenden Subjektivität so emanzipiert und verselb- 
ständigt, daß sie das Dogmatische als im Grunde beliebige Motivik hinter sich 
läßt. Das geschieht aber mit R. Rothes Übergang christlicher Freiheit in die Welt 
der »Sittlichkeit« und ihrer objektiven sozialen und politischen Vermittlungs- 
gestalten. Die damit behauptete »Vernunft in der Geschichte«, die objektive 
Evidenz des Ethischen, die nicht mehr über die subjektive Aneigung des einzelnen 


63.R. Rothe, Die Theologische Ethik, 1845 f£., Bd. 3, $ 579; zitiert bei Rendtorff, Zur 
Säkularisierungsproblematik, in: J. Matthes, Religion und Gesellschaft. Einführung 
in die Religionssoziologie I, 1967, 228. 

64. Politische Ethik oder »politische Theologie«?, aaO, 229. 
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läuft, scheint mir illusionär und unhaltbar angesichts eines solchen »Rückfalls«, wie 
es etwa der NS-Faschismus war. 

Am Beispiel der Christentumstheorie T. Rendtorffs wird deutlich, daß ein präziser 
Begriff der »politischen 'TTheologie« und des Politischen in ihrem Rahmen von 
ihrer kritischen Verhältnisbestimmung zum neuzeitlichen Subjektivitäts- und 
Freiheitsverständnis abhängt. Für eine kritische Verhältnisbestimmung erweist 
sich aber der von Rendtorff reklamierte »reformatorische Gedanke der Recht- 
fertigung« als unverzichtbar. Eben dieser Gedanke bleibt freilich bei Rendtorff 
merkwürdig peripher 65. 


4. Kritische Kreuzestheologie als befreiende Kritik der politischen 
Religion (J. Moltmann) 


Neben ]. B. Metz ist J. Moltmann einer der ersten gewesen, der - in Weggenossen- 
schaft mit Metz - den Begriff »politische Theologie« aufgenommen hat. Anders 
als Metz konnte er dabei, abgesehen von der Weiterführung der » Theologie der 
Hoffnung«, die Tradition der »politischen Predigt« und des »politischen Gottes- 


65. Es ist deshalb kein Zufall, daß im Umkreis der Rendtorffschen Christentumstheorie 
dieses kritishe Moment gänzlich verlorengeht. So verschwindet der kritische Sub- 
jektbegriff, der mit dem »eschatologischen Vorbehalt« von Metz gemeint und bei 
Rendtorff mit dem Rechtfertigungsgedanken immerhin noch verwahrt ist, z.B. in 
der folgenden Theorie der »politischen Theologie«, wie sie M. Baumotte entwickelt 
hat, völlig: »Eine Theorie theologischer Theoriebildung begreift deshalb auch die 
politische Theologie als Ausdruck des tätigen christlichen Bewußtseins, das an keine 
Instanz mehr gebunden ist, die ihm jenseitig ist« (Theologie als politische Theorie, 
aaO, 14). Und so gibt es schließlich auch keine Resistenz mehr gegen die Totalisie- 
rung des Begriffs des Politischen, wie sich z.B. in folgenden Thesen von H. Renz 
zeigt (Christliche Politik — politische Theologie, in: M. Baumotte, H. W. Schütte, 
F. Wagner, H. Renz, Kritik der politischen Theologie, 1973, 52-61): 

1. Theologie vollzieht sich immer »gesellschaftsimmanent« (aaO, 58), geht grund- 
sätzlich aus dem jeweiligen Epochenbewußtsein hervor und ist insofern »natürliche« 
Theologie (aaO, 55). 

2. Theologie hat keine spezifisch theologischen Gegenstände, sondern ist auf die 
»gesellschaftlichen Prozesse« bezogen, die als solche bereits theologische Qualität 
besitzen. 

Daraus folgt, daß die »politische Theologie« — als Theologie, die sich ihrer »Zeit- 
abhängigkeit« bewußt ist — »die christlichen »Inhalte« ausdrücklich in Gegenwarts- 
probleme umwandelt und sich deren sachgerechter, immanenter Lösung verschreibt«. 
3.»Schließlich drückt der Begriff der politischen Theologie die jedermann bewußte 
Prädominanz des Politischen aus, und zwar so, daß Politik als die wesentliche Ge- 
stalt von 'Theorie überhaupt erscheint, als kritisches Konstruieren der allgemeinen 
Lebenswelt« (aaO, 58). 


dienstes« aufnehmen 6, die im Gefolge der Theologie K. Barths entstanden und 
im Umkreis des sozialtheologischen Konzepts der »Königsherrschaft Christi« 
(E. Wolf, J. Ellul, in anderer Weise D. Bonhoeffer u.a.) fortgeführt worden ist. 
Es ist nicht zu übersehen, daß sich Rendtorffs Kritik politischer Prophetie und 
Eschatologie auf diese Tradition und J.Moltmann in ihrem Zusammenhang 
bezieht 67. Umgekehrt fällt Rendtorffs Christentumstheorie in der Tradition neu- 
zeitlicher natürlicher und politischer Religion unter Moltmanns kreuzestheolo- 
gische Kritik aller politischen Religion. Darin dokumentiert sich die verwirrende 
theologische Spannweite unter dem gemeinsam beanspruchten Titel »politische 
Theologie«. 

Schon 1968 hat Moltmann programmatisch in Analogie zum hermeneutischen 
Fortschritt von Feuerbach zu Marx die kritische Erweiterung der existentialen 
Interpretation zur »politischen Hermeneutik des Evangeliums« gefordert %. 
»Politische Theologie« ist also als hermeneutische Kategorie zu verstehen. »Poli- 
tische Theologie bezeichnet ... das Feld, das Milieu, den Raum und die Bühne, 
auf welchem christliche Theologie in der Neuzeit bewußt getrieben werden soll#.« 
Sie will das politische Bewußtsein jeder christlichen Theologie wecken. Denn es 
gibt strenggenommen keine a-politische Theologie. »Betont unpolitische Theo- 
logien sind nachweislich verschwiegenermaßen stets sehr feste Allianzen mit 
politischen Bewegungen, zumeist konservativen, eingegangen 7°.« Verantwort- 
liche Theologie muß deshalb bewußt »politische Theologie« sein, die die politi- 
schen Implikationen ihrer Worte, Bilder und Symbole kritisch bedenkt. 

Auf der Basis dieses hermeneutischen Verständnisses, das Moltmann insbesondere 
mit J.B. Metz und D. Sölle teilt, lassen sich drei charakteristische Bestimmungen 
seiner Konzeption der »politischen Theologie« herausstellen. 

1. Politische Religion in der Kritik des Kreuzes. Moltmanns »politische Theo- 
logie« ist primär theologische Kritik der politischen Religion mit Berufung auf 
das Kreuz Jesu Christi. Das Kreuz vernichtet alle innerweltliche, Herrschaft aus- 
übende und sanktionierende Repräsentanz Gottes. »Kreuzestheologie ist die 
radikale Durchführung des alttestamentlichen Bilderverbots, und zwar ... in der 
politischen Theologie durch fundamentale Demokratisierung von Herrschafts- 
verhältnissen 7!.« 


66. Vgl. J. Moltmann, Theologische Kritik der politischen Religion, aaO, 12 ff. 

67. Vgl. bes. T. Rendtorff, Theologie in der Welt des Christentums, aaO; verklausu- 
lierter in: Theologie oder Prophetie? Der politische Sinn theologischer Kontrover- 
sen, in: T. Rendtorff und A. Rich, Humane Gesellschaft. Beiträge zu ihrer sozialen 
Gestaltung, 1970, 117-139. 

68. Existenzgeschichte und Weltgeschichte. Auf dem Wege zu einer politischen Her- 
meneutik des Evangeliums, in: Perspektiven der Theologie. Gesammelte Aufsätze, 
1968, 128-146. 

69. Theologische Kritik der politischen Religion, aaO, 17. 

70.Aa0, ebd. 71. Aa0, 38 f. 
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Moltmann knüpft mit seiner Kritik der politischen Religion ausdrücklich an 
K.Barths Absage an die »natürliche Theologie« an, womit nach ihm etwa im 
Streit zwischen Brunner und Barth eigentlich die Absage an die deutsch-christliche 
»politische Theologie« gemeint war. Da Idolatrie ein Wesenszug des sündigen 
Menschen ist, wird sie nicht etwa neuzeitlich außer Kraft gesetzt. Und anderer- 
seits bleibt deshalb die ständige Angewiesenheit auf das »Wort vom Kreuz«, um 
sich von Bildern und Götzen befreien zu lassen. 

Moltmann gewinnt damit erstens einen sehr viel weiteren Begriff von »politischer 
Religion«. »Politische Religion« läßt sich auch im Prinzip nicht auf den vorneu- 
zeitlichen politischen Monotheismus einschränken. Im Anschluß an P. Berger 72 
versteht Moltmann unter »politischer Religion« vielmehr die symbolischen Inte- 
grationen eines Volkes oder einer Gesellschaft, die ihrer Homogenisierung, Selbst- 
bestätigung und Selbstrechtfertigung dienen. Wer sich ihr nicht fügt, der wird 
zum Dissidenten, zum » Atheisten« der jeweiligen politischen Religion gestempelt. 
Für den cultus publicus der Dii populi Romani waren die Christen »atheoi«. Seit 
der Sanktionierung des Christentums als Staatsreligion durch Theodosius und 
Justinian galten alle nichtchristlichen Religionen als Spezies des Atheismus. Und 
so gibt es auch heute etwa Dissidenten der amerikanischen »civil religion«, die 
sich mit God’s own country, mit der weißen great society, mit ihrer nationalen 
Arroganz nicht identifizieren lassen. Schließlich dürfte es auch »Ungläubige« 
(Atheisten) der symbolischen Integration, der Staatsraison und der Staats- 
symbole in sogenannten atheistischen Ländern geben. Da Christus in der Solidari- 
tät mit diesen »anderen« gestorben ist, ja selbst zu dem Dissidenten aller politi- 
schen Religion wurde, muß die Kirche nach dem Grundsatz ubi Christus, ibi 
ecclesia zur Kirche »für andere« werden. 

Zum zweiten gibt es für Moltmann auch schon vorneuzeitlich eine spezifische 
Freiheitsgeschichte im Glauben an den Gekreuzigten, so gut wie neuzeitlich die 
christliche und politische Freiheit gerade in diesem Glauben ihre Autonomie hat. 
Es ist christlich-ikonoklastischer Gottesglaube, es ist in der Tat die Souveränität 
Gottes und die Autonomie des weltlich-politisch nicht zu repräsentierenden Ver- 
hältnisses zu ihm, die im Calvinismus zur Begrenzung der Staatsmacht und zur 
Demokratie geführt hat. In diesem Geist sagt noch J.Q. Adams, der vierte Prä- 
sident der USA: »Demokratie hat keine Monumente. Sie prägt keine Medaillen. 
Sie trägt nicht das Haupt eines Mannes auf ihren Münzen. Ihr wahres Wesen ist 
Bildersturm 73.« 

2. »Politische Theologie« des gekreuzigten Gottes. In seinem Buch »Der gekreu- 
zigte Gott« (1972) hat Moltmann die kreuzestheologische Dimension der »poli- 
tischen Theologie« noch vertieft. Es ist der Versuch, nun nicht so sehr von der 
Hoffnungsgeschichte als vielmehr von der Leidensgeschichte der Welt herkom- 


72. Vgl. P. Berger, Kirche ohne Auftrag, 1962. 
73. Zitiert bei Moltmann, Theologische Kritik der politischen Religion, aaO, 43. 
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mend 74, nicht nur Gott im Kreuz, sondern auch das Kreuz in Gott zu denken. Der 
Versuch ist, abgesehen von seiner Bedeutung für die Ausarbeitung eines christlichen 
Gottesbegriffs, für die »politische Theologie« vor allem darin bedeutsam, daß 
er über die Kurzatmigkeit einer politischen Jesulogie (D. Sölle) hinausführt. Der 
theologisch so notwendig wie schwierig zu wahrenden Identität des auferweckten 
Christus mit dem historischen und gekreuzigten Jesus trägt Moltmann damit 
Rechnung, daß er den zum Kreuz führenden Konflikt Jesu - als »Gotteslästerer«, 
»Aufrührer« und »Gottverlassener« — nicht nur als offenen »geschichtlichen 
Prozeß Jesu«, sondern zugleich als von der Auferweckung her noch einmal neu 
aufgerollten »eschatologischen Prozeß Jesu Christi« darstellt. Jesus war zwar 
weder Zelot noch Sozialrevolutionär, sein Reich war zwar nicht von dieser 
Welt7s, aber seine Verkündigung war darum nicht etwa unpolitisch, und seine 
Kreuzigung — die Strafe für Aufruhr gegen die soziale und politische Ordnung 
des Imperium Romanum - war nicht nur die Folge eines Mißverständnisses, son- 
dern die Antwort auf die Infragestellung der jüdischen Religion des Gesetzes 
und der politischen Religion Roms7®. Ist das Kreuzesgeschehen aber Material- 
prinzip der christlichen Gotteslehre 7, dann ist mit Liebe und Leiden auch diese 
politische Dimension des Kreuzes in »Gott«, d.h. aber im trinitarischen Be- 
ziehungsgeschehen zwischen Vater und Sohn, zu denken. 

3. »Theologie der Befreiung« aus den Teufelskreisen unserer Welt. Zur Ent- 
faltung seiner Konzeption der »politischen Theologie« verwendet Moltmann 
neuerdings den in Lateinamerika entwickelten Begriff einer »Theologie der Be- 
freiung« 78. Die »politische Theologie« des gekreuzigten Gottes geht darauf aus, 
»aus der Leidensgeschichte des auferweckten Christus Hoffnung und Befreiung 
in der Leidensgeschichte der Welt zu entfalten« 79. Solche Befreiung geschieht aber 
nur im Durchbrechen der konkreten Teufelskreise dieser Welt, die Menschen 
nicht Menschen sein lassen. In Analogie zu D.Sölles politischer Hermeneutik 
biblischer Begriffe wie Sünde und Vergebung nennt Moltmann die Teufelskreise 
der Armut, der Gewalt, der rassischen und kulturellen Entfremdung und der 


74. Vgl. aaO, 152. 

75. Aber es war und ist sein Reich in dieser Welt anders als die Reiche dieser Welt. »Es 
ist ganz anders politisch und politisch ganz anders als die Systeme und Spielregeln 
des Kampfes um die Weltherrschaft und der Vergeltung«, aaO, 133 f. 

76.»Im unmittelbaren Sinne eines zelotischen Aufrührers hat Pilatus Jesus sicher miß- 
verstanden und mußte ihn vor Volksaufruhr auch so mißverstehen. In jenem tiefe- 
ren Sinne der Infragestellung der Pax Romana und ihrer Götter und Gesetze aber 
muß man nachträglich sagen, daß Pilatus ihn nicht mißverstanden hat«, aaO, 137. 

77. Vgl. aaO, 228. 

78. Vgl. dazu R.Frieling, Die lateinamerikanische Theologie der Befreiung, Material- 
dienst des Konfessionskundlichen Instituts Bensheim 23, 1972, 21-39, und Molt- 
mann, aaO, 293 ff. 

79. AaO, 152. 
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industriellen Naturzerstörung und zeigt, was Befreiung aus ihnen heißen 
müßte 8°, 

Inwiefern werden diese heillosen Kreise aber als Texfelskreise durchbrochen? 
Moltmann nennt als fünften, die übrigen vier gewissermaßen noch einmal zu 
einem letzten undurchbrechbar erscheinenden Ring zusammenschließenden Kreis 
den »Teufelskreis der Sinnlosigkeit und Gottverlassenheit« 81. Ist das aber nicht 
der Teufelskreis der Schuld, und wird er nicht durchbrochen in befreiender Ver- 
gebung kraft des stellvertretenden Leidens Jesu Christi? Kann der Gedanke 
unserer Teilnahme »am trinitarischen Geschichtsprozeß Gottes«, in dem Gott in 
uns leidet32, befreiend sein und befreiendes Handeln aus sich entlassen, wenn 
nicht deutlicher gesagt wird, daß Gott zuvor an uns und um unseretwillen leidet? 
Dann müßte aber auch an der Unterscheidung — gegen die Trennung wendet sich 
Moltmann mit Recht - von »immanenter« und »heilsökonomischer« Trinität 
festgehalten werden ®3. Diese Fragen sind nicht peripher, sondern führen ins 
Zentrum des Problems der gegenwärtigen »politischen T'heologie«, weil hier die 
These zur Frage steht, daß Moltmanns politische Christologie über die politische 
Jesulogie D. Sölles hinausführt. 


III. Kritische Gegenüberstellung zur II. Barmer These 
1. Offene Fragen der gegenwärtigen » politischen Theologie« 


Es kann nun ein vorläufiges Fazit dieses Durchgangs durch vier verschiedene 
Positionen gegenwärtiger »politischer Theologie« gezogen werden. Daran schlie- 
Ren sich verschiedene offene Fragen an. 

ı. »Politische Theologie« ist kein theologischer Schulbegriff, sondern ein Ten- 
denzbegriff. Der Begriff bezeichnet also nicht eine klar umrissene theologische 
Richtung, sondern eine verbreitete Tendenz in der heutigen Theologie, die sich 
außer mit den genannten Namen noch mit vielen anderen verbinden läßt. 
Innerhalb dieser Tendenz gibt es erhebliche Unterschiede der theologischen 
Position. 

2. Trotz dieser Differenzen zeichnet sich vor allem in drei Punkten eine funda- 
mentale Gemeinsamkeit ab: 

a) Die »politische Theologie« versucht die Herausforderung der sog. »zweiten 


80. AaO, 306 ff. 

81.AaO, 308. 

82. AaO, 242. 5 

83. Vgl. aaO, 227. 

84. Im Sinne kritischer theologischer Selbstbezeichnung hat z.B. auch J.M. Lochmann 
den Begriff aufgenommen: Perspektiven politischer Theologie, 1971. 
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Aufklärung« anzunehmen, die im Ersten Weltkrieg und in der faschistischen 
‚Reaktion steckenblieb, in der Gegenwart aber zur Entfaltung kommt. Unaus- 
weichlich wird damit die Auseinandersetzung mit der neuzeitlichen »Freiheits- 
geschichte« und der aus ihr entspringenden Kritik, die nicht nur historische 
Vernunft in die Vergangenheit, sondern auch politische Vernunft in die Verhält- 
nisse der Gegenwart zu bringen sucht. 

b) Die »politische Theologie« versteht sich als politische Hermeneutik des 
Evangeliums bzw. der christlichen Überlieferung. Das bedeutet weder theolo- 
gische Politik noch Politisierung der Theologie, sondern die kritische Reflexion 
der gesellschaftlichen Implikationen ihrer Aussagen. Politische Bewußtlosigkeit um 
den Preis faktischer Politisierung konnten sich Theologie und Kirche nie leisten, 
können sie sich mit zunehmender Politisierung und Verwissenschaftlichung des 
Lebens heute aber schon gar nicht leisten. 

c) Die »politische Theologie« bemüht sich um eine neue Verhältnisbestimmung 
von Kirche und Gesellschaft. Sie tut das als politische Hermeneutik, indem sie 
die historische Formgeschichte zur aktuellen Formgeschichte der Gestalt und 
Verkündigung der Kirche weitertreibt. Sie reagiert damit auf den Wandel im 
Verhältnis von Kirche und Gesellschaft, der mit Beginn der 60er Jahre als zu- 
nehmende »Entkonfessionalisierung« des öffentlichen Lebens Hand in Hand mit 
einem wachsenden politischen Selbstbewußtsein und mit der Einsicht in die Funk- 
tionalität des Staates eingesetzt hat. 

3. Innerhalb dieser formalen Gemeinsamkeit gibt es weitreichende theologische 
Differenzen und offene Fragen. Wenn das unbestreitbare Wahrheitsmoment der 
»politischen Theologie« darin liegt, daß die existentiale Hermeneutik in der Tat 
um die politische zu erweitern ist, so hat sie doch noch keineswegs eine der exi- 
stentialen Interpretation der soer Jahre vergleichbare Methodik entwickelt. Sie 
ist vielmehr weithin Experimentierfeld, in das die verschiedensten soziologischen 
und anderweitigen Methoden und Theorien einströmen. Die Unschärfe der 
»politischen Theologie« hat aber vor allem mit offenen theologischen Fragen zu 
tun, wie sie im Durchgang durch die verschiedenen Positionen deutlich geworden 
sind. 

a) Ungeklärt bzw. strittig ist das Verhältnis der »politischen Theologie« zum 
Wort-Gottes-Begriff der dialektischen und kerygmatischen Theologie und damit 
implizit ihre Verhältnisbestimmung von neuzeitlicher und christlicher Subjektivi- 
tät bzw. Freiheit. 

b) Die Operationalisierung des Wahrheitsbegriffs in der »politischen Theologie« 
wirft die Frage nach dem Verhältnis von Theorie und Praxis unter dem theolo- 
gischen Kriterium der Unterscheidung von Gesetz und Evangelium auf. 

c) Offen und strittig ist die christologische Begründung »politischer Theologie«. 
Sie spielt offenbar für T. Rendtorff keine Rolle, wird bei D. Sölle im Sinne einer 
politischen Jesulogie thematisiert und rückt vor allem in J. Moltmanns »poli- 
tischer Kreuzestheologie« ins Zentrum. 
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d) Kaum oder nur unzureichend ist der Begriff des »Politischen« durch die »poli- 
tische Theologie« geklärt. Zumal im Umkreis der Rendtorffschen Christentums- 
theorie zeigen sich Ansätze zu einer Totalisierung des Begriffs, die zu einer 
Differenzierung herausfordern. 

e) Offenkundig ist der Gegensatz der verschiedenen Vertreter »politischer 
Theologie« in der konkreten Verhältnisbestimmung von Kirche und Gesell- 
schaft — bei J. B. Metz etwa die kritische Gegenüberstellung und bei T. Rendtorff 
gerade deren Aufhebung. 

Es legt sich nahe, den Versuch einer kritischen Gegenüberstellung der gegen- 
wärtigen »politischen Theologie« zur II.Barmer These mit Bezug auf diese 
offenen Fragen zu unternehmen. Zuvor ist jedoch einiges zur Auslegungsbedürf- 
tigkeit der II. Barmer These selbst zu sagen. 


2. Auslegungsbedürftigkeit der II. Barmer These 


Die Theologische Erklärung von Barmen war ein Bekenntnis, ein »Not- und 
Freudenschrei« (Barth) in einer ganz bestimmten Situation, einem Staat gegen- 
über, der zur »einzigen und totalen Ordnung menschlichen Lebens« (These V) 
zu werden drohte. Die Differenz der heutigen zur damaligen Situation macht 
Barmen auslegungsbedürftig, zumal im Blick auf den Versuch einer kritischen 
Gegenüberstellung zur gegenwärtigen »politischen Theologie«. Dabei läßt sich 
nicht übersehen, daß es bereits eine Auslegungsgeschichte mit divergierenden Aus- 
legungsrichtungen gibt, aus denen ich drei mir charakteristisch erscheinende her- 
ausgreife®s. 

1. Barmen II im Kontext der Nachkriegsrestauration. Barmen konnte in der 
politischen und kirchlichen Situation der BRD - von der DDR ist hier nicht zu 
reden — durch kurzschlüssige Übertragung für die Nachkriegsrestauration ver- 
einnahmt werden. Rendtorff urteilt aus seiner Perspektive allgemein: 

»Die Zeit des Nationalsozialismus und des Kirchenkampfes hatte alle Kräfte 
auf die innere Konzentration verwiesen. Diese innere Konzentration auf die 
Selbständigkeit der Kirche äußerte sich in einem sehr strengen kirchlichen Selbst- 
bewußtsein und dem Willen zu kritischer Distanz gegenüber allen politischen 
und gesellschaftlichen Bindungen. Was im Dritten Reich eine Existenzfrage für die 
Kirche wurde, schlug sich in der Form eines ausgeprägten institutionellen kirch- 
lichen Bewußtseins nieder. Von innen verstärkt wurde diese Phase durch eine 
Theologie des Wortes Gottes und seiner Herrschaft, mit der sich die normative 
Kraft der Tradition zur Geltung brachte.« Ja, Rendtorff konstatiert eine »Be- 


85. Auf die bekannten innerlutherischen und lutherisch-reformierten Divergenzen der 
Auslegung kann ich in diesem Zusammenhang nicht eingehen. Vgl. dazu E. Wolf, 
Barmen. Kirche zwischen Versuchung und Gnade (1957), 19702, ı14 ff. 
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wegung der Restauration, die im ganzen aus dem politisch aktuellen Widerstand 
gegen den Nationalsozialismus den Widerstand gegen die moderne Welt 
machte« 86, 

An zwei nur scheinbar sich widersprechenden Momenten läßt sich diese restaura- 
tive Auslegungsgeschichte verdeutlichen. 

a) Beschränkung auf die »reine« Verkündigung. K. Barth bemerkte ee 1934: 
»Sie (sc. die Bekennende Kirche) hat einigermaßen ernst um die Freiheit und 
Reinheit ihrer Verkündigung gekämpft, aber sie hat z. B. zu dem Vorgehen gegen 
die Juden, zu der erstaunlichen Behandlung der politischen Gegner, zu der Unter- 
drückung in der Presse des Neuen Deutschland und zu so viel anderem, zu dem 
die alttestamentlichen Propheten sicher geredet hätten, geschwiegen 97.« So war 
es in der Tat, doch war schon der Kampf um die reine Verkündigung damals ein 
eminentes Politikum. Wenn diese Beschränkung jedoch nach 1945 mit Berufung 
auf Bekennende Kirche und Barmen zum Modell wurde, dann wurde Barmen 
restaurativ ausgelegt. Dann wurde die II. Barmer These, die das von Barth ver- 
mißte politische Engagement grundsätzlich einschloß, entschärft durch die 
V. These, die man leicht im Horizont konservativ orientierter Zwei-Reiche-Lehre 
interpretieren konnte 88, 

b) Mißbrauchter Öffentlichkeitsauftrag. T. Rendtorff urteilt über die zweite 
(BK-)Phase der dialektischen Theologie: »Zur Eindeutigkeit ist diese Theologie 
aber erstgekommen als einekirchliche Theologie, als eine Theologie der Kirche, die in 
der Kirche den Begriff der ihr selbst eigenen Welt ausgebildet hat %9.« Diese Inter- 
pretation kann in Anwendung auf Barmen das klerikalistische Mißverständnis 
insbesondere der II. These geradezu als zwangsläufig erscheinen lassen und er- 
hält durch den Mißbrauch des nach 1945 reklamierten kirchlichen »OÖffentlich- 
keitsauftrags« eine gewisse Bestätigung. E. Wolf hat den »Öffentlichkeitsauftrag 
der Kirche« gerade in der II. Barmer These begründet gesehen 9° und den Begriff 


86. Christentum zwischen Revolution und Restauration. Politische Wirkungen neuzeit- 
licher Theologie, 1970, 126 f. 

87.K. Barth, Bekennende Kirche im nationalsozialistischen Deutschland, in: E. Wolf 
(Hg.), Karl Barth zum Kirchenkampf. Beteiligung — Zuspruch — Mahnung, ThEx 49, 
1956, 34. 

88.Zu Barmen V schreibt F.-W. Marquardt: »Ungeachtet der Entmythologisierung 
einer traditionellen christlichen Staatsmetaphysik in Barmen V hat doch der kon- 
servative Grundzug dieser "These eine überraschende einmütige Bestätigung in Theo- 
logie und Kirche während der »Obrigkeitsdebatte« des Jahres 1959 hervorrufen 
können.« (Entbindung zum Leben. Zur 2. These, in: Ein Ruf nach vorwärts. Eine 
Auslegung der theologischen Erklärung von Barmen 30 Jahre danach. ThEx ıı15, 
1964, 19.) 

89. Christentum zwischen Revolution und Restauration, aaO, 363; Hervorhebung von 
mir. 

90. Barmen, aaO, 114. 
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als Ausdruck eines neuen, freiverantwortlichen Verhältnisses der Kirche zum 
Staat und also als Ende der traditionellen »staatlichen Inanspruchnahme der 
Kirche« gewertet". »Die Kirche geht grundsätzlich alle an, die ganze Welt, und 
insofern ist diese ihre »Offentlichkeit« nichts anderes als die den Kosmos bean- 
spruchende »Öffentlichkeit Christic92.« Nicht so sehr die Positivierung des 
»Offentlichkeitsauftrags« in vielen Staatskirchenverträgen seit 1955, vielmehr 
seine praktische Auslegung, die die faktische Privilegierung der Großkirchen in 
der Nachkriegszeit nutzte und vielfach mit der katholischen Praxis der natur- 
rechtlichen Soziallehre gleichzog, hat einen Mißbrauch begünstigt, auf den die 
heutige Emanzipation von der polemisch sog. »Kirchen-Gesellschaft« 93 reagiert. 
Der an sich begrüßenswerte Begriff war als solcher nicht einfach gegen eine Aus- 
legungstendenz gefeit, die der Sache nach die Tradition des von O. Dibelius 1926 
propagierten »Offentlichkeitswillen(s) der Kirche« auf der Linie lutherischer 
Staatsmetaphysik fortsetzte 9% und der Form nach die Wahrnehmung des Öffent- 
lichkeitsauftrages der » Amtskirche« statt der ganzen »Gemeinde von Brüdern« 
(Barmen III und IV) aufgegeben sah. E. Wolfs Mahnung hat sich als nur zu be- 
rechtigt erwiesen: »Mit ihrem Offentlichkeitsanspruch kann aber die Kirche nichts 
für sich, soll sie vielmehr alles für ihren Herrn beanspruchen wollen 95.« 

2. Barmen II in der Auslegung der Königsherrschaft-Christi-Konzeption. Es 
wäre höchst einseitig, wollte man die offizielle Auslegungsgeschichte von Barmen 
und insbesondere von Barmen II auf jene restaurative Tendenz festschreiben. In 
der Geschichte der EKD, deren Gründung und Aufbau ohne Barmen nicht zu 
denken ist, gibt es genügend Beispiele einer gegenläufigen Tendenz 9. Besonders 


91. Art. Kirche. I. Offentlichkeitsanspruch der Kirche, ESL (1954), 586. 

92.Aa0, 587. 

93. Vgl. zur Sache und zum Ausdruck B. van Onna / M. Stankowski (Hg.), Kritischer 
Katholizismus. Argumente gegen die Kirchen-Gesellschaft, 1969. 

94. Vgl. U. A. Wolf, Die Selbstveröffentlichung Gottes als Grund und Grenze des 
»Öffentlichkeitsauftrages« der Kirche, in: J. J. Stamm / E. Wolf (Hg.), Freude am 
Evangelium, Alfred de Quervain zum 70. Geburtstag, 1966, 156, Anm. 4. Wolf 
zitiert dort ©. Dibelius, Das Jahrhundert der Kirche, 1926, 128 f.: »Also: Nicht 
nur dem Einzelnen predigen, sondern gleichzeitig das öffentliche Urteil ... dem 
Geiste Jesu unterwerfen ... das öffentliche Leben freimachen von Schmutz und 
Schund ...« Muß man nicht sagen, daß z.B. das von J.Döpfner und H. Dietz- 
felbinger herausgegebene Memorandum »Das Gesetz des Staates und die sittliche 
Ordnung«, 1970, mit seiner Absicht namens des »kirchlichen Auftrages für Fragen 
der Gesellschaft und der Offentlichkeit«, »den sittlichen Wertvorstellungen von all- 
gemeiner Gültigkeit Gehör zu verschaffen und damit einer Selbstzerstörung von 
Staat und Gesellschaft zu wehren« (Vorwort, aaO, 6), in dieser Tradition steht? 

95. Art. Kirche, aaO, 587. 

96. Vgl. im Blick auf die »Worte« der EKD die Dokumentation von G. Heidtmann 
(Hig.), Hat die Kirche geschwiegen? Das öffentliche Wort der Evangelischen Kirche 
in den Jahren 1945-64, 1964 °. 
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überzeugendes Beispiel ist die bekannte Ostdenkschrift von 1965, die gerade 
darin der II. Barmer These sachlich 97 verpflichtet ist, daß sie eine historische und 
politische Analyse leistet und diese in die Klammer des Zeugnisses von der alle 
Lebensbereiche betreffenden Versöhnung durch Jesus Christus stellt. 
Ausdrücklich ist der in Barmen II enthaltene »Ruf nach vorwärts« (K. Barth) 
aber nur im Umkreis der sozialtheologischen Konzeption der »Königsherrschaft 
Jesu Christi« aufgenommen und in den »Worten« und Aktionen des Bruderrats 
der BK 98 bzw. der Kirchlichen Bruderschaft praktiziert worden 95. Hier wurden 
die Begriffe und Traditionen der »politischen Predigt«'°° und des »politischen 
Gottesdienstes« "0: entwickelt. Hier vermuten viele darum auch die unmittelbare 
Vorgeschichte der gegenwärtigen »politischen Theologie« '°2, Es ist jedoch auf- 
fällig und möglicherweise der Hinweis auf eine Sachdifferenz, daß — soweit ich 
sehe — keiner der Vertreter dieser christologischen Begründung der politischen 
Ethik wie etwa E. Wolf, H. Gollwitzer, W. Kreck u. a. den Titel »politische 
Theologie« als theologische Selbstbezeichnung aufgenommen hat. Und umge- 
kehrt wird diese, spezifische Authentizität beanspruchende, Auslegungsrichtung 
von Barmen II ja seitens der heutigen »politischen Theologie« — einerseits — ge- 
fragt, ob sie dem Wandel im Verhältnis von Kirche und Gesellschaft und der 
fortgeschrittenen Herausforderung neuzeitlicher Autonomie überhaupt gerecht 
werden kann. 

3. Verschärfung der Auslegungsbedürftigkeit von Barmen II durch T. Rend- 
torffs Interpretation der dialektischen Theologie. Im Zusammenhang mit diesen 
Fragen, die als Sachfragen in den folgenden Versuch einer kritischen Gegenüber- 
stellung eingehen sollen, hat T. Rendtorff jedoch - andererseits — auch die »nach 
vorwärts« gerichtete christologische Auslegung von Barmen II noch im Sinne 


97. Ausdrücklich gibt es in ihr keine Bezugnahme, vielmehr den Versuch, den Gegen- 
satz zwischen der »Königsherrschaft-Jesu-Christi-Konzeption« — mit ihrer Ableh- 
nung »vorgegebener Ordnungsprinzipien« - und der Zwei-Reiche-Lehre — mit ihrer 
Orientierung an »Erhaltungs- und Notordnungen« — offen einzuräumen, aber auch 
tendenziell zu überwinden (Die Lage der Vertriebenen und das Verhältnis des 
deutschen Volkes zu seinen östlichen Nachbarn. Eine evangelische Denkschrift. Mit 
einem Vorwort von Präses D. Kurt Scharf, Hannover 1965, 32 ff.). 

98. Vgl. z. B. das Darmstädter Wort von 1947, das Barmen II ausdrücklich aufnimmt 
und im Unterschied zum Stuttgarter Schuldbekenntnis politisch-analytische Trauer- 
arbeit leistet. 

99. Vgl. die Dokumentation: Politik in der Kirche? Argumente und Dokumente, hg. im 
Auftrag der Kirchlichen Bruderschaft v. W. Schlenker, 1969. 

oo. Vgl. D. Schellong, Zur politischen Predigt, ThEx 72, 1959, und M. Josuttis, Zum 
Problem der politischen Predigt, Ev'Th 29, 1969, 509-523. 

ror. Vgl. E. Wolf, Politischer Gottesdienst, in: Ecclesia und Res Publica, Festschrift für 
K. D. Schmidt, 1961, 53-63. 

102. Vgl. z.B. H. Maier, Kritik der politischen Theologie, aaO, 57, Anm. 86. 


119 


seiner Christentumstheorie zu interpretieren versucht. In ihrer ersten Phase habe 
die dialektische Theologie die neuzeitliche Autonomie und Demokratieforderung 
traditionskritisch in der »radikalen Autonomie Gottes« gedacht '3, in der zwei- 
ten Phase der BK-Zeit sie sodann kirchlich-dogmatisch verengt und in der jetzi- 
gen dritten sie endlich unter dem Titel eines die Kirche weit übergreifenden 
regnum Christi in der Demokratie als politischer Existenzform des christlichen 
Glaubens gefunden. »Die dialektische Theologie hat damit für die kirchliche 
Theologie und für das kirchliche Christentum jenen Überschritt in die neuzeit- 
liche Welt des Christentums geleistet, der in der Theologie der Aufklärungszeit 
bereits für das nichtkirchliche Christentum vollzogen worden ist %.« 


3. Die II. Barmer These und die gegenwärtige »politische Theologie« 
in kritischer Gegenüberstellung 


Der Versuch einer kritischen Gegenüberstellung kann in der Absicht, Anregungen 
zur Diskussion zu geben, nur sehr vorläufig und unvollständig sein. Er wird sich 
an den o. g. offenen Fragen der neuen »politischen Theologie« orientieren, und 
er hat die Auslegungsbedürftigkeit, aber auch Auslegungsfähigkeit der II. Barmer 
These in der heutigen Situation zu berücksichtigen, wobei als maßgeblicher theo- 
logischer Auslegungshorizont immer noch die Barthsche Theologie und politische 
Ethik anzusehen ist. 

I. »Wort Gottes« und neuzeitliche Subjektivität. Ein neuralgischer Punkt der 
neuen »politischen Theologie« (auf protestantischer Seite) ist ihr kritisches Ver- 
hältnis zur dialektischen Theologie des Wortes Gottes. Der Wort-Gottes-Begriff 
der I. Barmer These, der auch die II. bestimmt, hat für sie offenbar, so muß man 
schließen, den Geruch des Autoritären, der willkürlichen Behauptung, des ab- 
strakt Ungeschichtlichen und der kerygmatischen Verdinglichung. Die angespro- 
chene negative Auslegungsgeschichte spielt hier zweifellos mit. Die Differenz 
liegt aber tiefer, wie gerade T. Rendtorffs Versuch zeigt, auch das Deus dixit 
noch als Auslegungsmodus der neuzeitlichen Autonomie zu interpretieren. Von 
Barmen her gesehen nehmen sich die verschiedenen Versuche, das kirchliche und 
theologische Verhältnis zur neuzeitlichen (politischen) Subjektivität neu zu be- 
stimmen, als Unternehmen im Konzept der Identitätsfindung aus, zwar nicht 
mehr der »existentialen«, sondern nun der kritisch-emanzipatorischen, politi- 
schen und »eschatologischen«. Barmen sprengt dieses Konzept, weil hier in der 
Tat von der Autonomie des Wortes Gottes (des bleibend Anderen) und des 
von ihm eröffneten Verhältnisses her gedacht wird. Diese Autonomie einer ein- 


103. Vgl. T. Rendtorff, Radikale Autonomie Gottes. Zum Verständnis der Theologie 
Karl Barths und ihrer Folgen, in: ders., Theorie des Christentums, 1972, 161 ff. 
104. Christentum zwischen Revolution und Restauration, aaO, 116 f. 
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zigartigen personalen Beziehung (das unaufgebbare Recht des theologischen Per- 
sonalismus!) hat allerdings eine gesellschaftliche Dimension, die einer politischen 
Hermeneutik bedarf. Ist sie wirklich »politische Hermeneutik des Evangeliums«, 
dann hat sie jede Formation und Konstruktion unserer Welt kritisch zu hinter- 
fragen und zu prüfen in Anerkennung der unwidersprechlichen Autorität des 
Wortes Christi. Vernunft ist ohne Subjekt, wenn sie nicht in diesem Wort 
lebt. Darin ist nichts »Statutarisches« (Kant) oder Autoritäres. Die Autorität des 
Wortes Christi ist vielmehr die Autorität seiner lebenerweckenden Liebe. Ich 
hätte immer schon die Lieblosigkeit, die Beziehungslosigkeit gewählt, wenn ich 
mich außerhalb dieses Wortes stellte. | 

2. »Zuspruch und Anspruch« und die »politische Praxistheorie des Glaubens«. 
Der II. Barmer These liegt alles in der Untrennbarkeit von Rechtfertigung und 
Heiligung, Zuspruch und Anspruch. Darin scheinen Barmen II und die heutige 
»politische Theologie« besonders deutlich zu konvergieren. Doch geht die »poli- 
tische Theologie« mit ihrer Operationalisierung des Wahrheitsbegriffs so weit 
über Barmen II hinaus, daß die Untrennbarkeit zur Ununterscheidbarkeit von 
Zuspruch und Anspruch zu werden droht. Dem Satz von der unwidersprechlichen 
Autorität des liebenden Wortes Christi wird D. Sölle wahrscheinlich zustimmen, 
wenn sie sagen kann, daß das Absolute im christlichen Glauben keiner Kritik 
unterliegt %. Aber ihre Formulierung: »Die Befreiung, die die Liebe herstellt, 
und der Anspruch, den sie an uns erhebt, sind absolut gültig ...« hat doch etwas 
Gesetzliches und stellt den absolut gültigen Anspruch der Liebe wieder in Frage, 
weil die Liebe nur dem gilt, der sich ihr auch erschließt, weil die Herstellung 
von Befreiung durch die Liebe zum Kriterium der Wahrheit des Wortes der Liebe 
wird. Das unwidersprechliche Wort der Liebe kann für den Liebesunfähigen 
(wer wäre das nicht?) von tödlicher Exklusivität sein '%, Das Wort Christi ist 
aber kraft seiner Stellvertretung vergebende, im Töten lebendig machende 
Liebe. 

Ist die Gefahr der Vergesetzlichung des Evangeliums gebannt, dann muß auch 
die Sorge »politischer Theologie« vor einer erschlichenen Versöhnung zu ihrem 
Recht kommen. In der Tat müßte der untrennbare Zusammenhang von Zuspruch 
und Anspruch, von froher Befreiung und dankbarem Dienst nicht nur behauptet, 
sondern auch gezeigt werden. Widerfährt uns »frohe Befreiung« wirklich nur im 
Wort der vergebenden Liebe, so setzt das Bleiben in diesem Wort doch sofort 
den Prozeß analytischer Trauerarbeit und dankbar verändernden Dienstes frei. 
Dabei kann gerade die »politische Hermeneutik« des Evangeliums viel dazu 
beitragen, die »gottlosen Bindungen dieser Welt« nicht als Verhängnis, sondern 
als (oft gesellschaftliche) Manifestation der Sünde zu erkennen. Ein privatisie- 


105. Vgl. 0. S. 106. 
106. Vgl. K. Kitamori, Theologie des Schmerzes Gottes, 1972, 116 f. und meine Bespre- 
chung in: EvTh 33, 1973, 431-436. 
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rendes, politische Versöhnung theologisch sich erschleichendes Verständnis von 
Rechtfertigung und Heiligung ist ganz gewiß nicht die Absicht von Barmen. 

3. »Königsherrschaft Jesu Christie und die Frage der politischen Christologie. 
Am Begriff der »Königsherrschaft Jesu Christi« entzündet sich nicht nur luthe- 
rische Kritik. Der Begriff provoziert auch Anfragen der gegenwärtigen »politi- 
schen Theologie«. Läßt sich das Evangelium von Jesus Christus überhaupt in 
Kategorien der Herrschaft und des Herrschaftswechsels aussagen? Ist Christus 
mit dem Ende der »anderen Herren« der Anfang einer neuen Herrschaft oder 
ist er das Ende aller Herrschaft? Die neue »politische Theologie« ist wiederum 
zu fragen, ob sie solche Anfragen im Sinne eines theologischen Anarchismus '7 
meint oder als Kritik an der Herrschaft Menschen über Menschen im Namen der 
xvoıdrng Jesu Christi. Umgekehrt besteht ja kein Zweifel, daß die Rede von 
der »Königsherrschaft Jesu Christi das zentrale biblische Bekenntnis aufneh- 
men will und nicht die negative Tradition politischer Christokratie 0° bis hin 
zum traditionalistischen Bild der politischen Königsherrschaft Christi im vori- 
gen Jahrhundert». Die »Königsherrschaft« Jesu Christi ist das Ende aller 
knechtenden Herrschaft und geht ekklesiologisch auf eine herrschaftsfreie Bru- 
derschaft (Barmen IV) und politisch — in der Herrschaft der Verfassung — auf 
die Minimalisierung von Gewaltanwendung und Herrschaftsausübung. Der Titel 
meint aber darüber hinaus die Herrschaft Christi in allen drei Ämtern 1° und 
kann so vor dem Kurzschluß einer politischen Jesulogie bewahren. Was das z.B. 
unter dem Aspekt des prophetischen Amtes für die Auslegung von Barmen II 
bedeutet, ist noch längst nicht ausgelotet. Der Kosmos bleibt »Schöpfung« (auch 
in der ökologischen Krise), und Christi prophetisches Amt als »Licht der Welt« 
reicht weiter als das Zeugnis und die Niederlage seiner Jünger. Das sagt offen- 
kundig mehr als etwa D. Sölles »politische Theologie« und ist von unmittel- 
barer Bedeutung für die Auslegung des »dankbaren Dienstes an seinen Ge- 
schöpfen«. 

Was man im Barmer Bekenntnis und insbesondere in der II. Barmer These ver- 
mißt, ist das Kreuz, Die Königsherrschaft Jesu Christi ist die Herrschaft des 
Gekreuzigten und umgekehrt! Das ist ein entscheidendes Korrektiv, das die 
politische Kreuzestheologie J. Moltmanns zur Auslegung von Barmen II bei- 


107. Vgl. z. B. N. Berdiajews »das Reich Gottes ist Anarchie« und »Gott herrscht nicht, 
Gott ist Befreier«, zitiert und in bestimmter Weise aufgenommen von U. Hedinger, 
Hoffnung zwischen Kreuz und Reich. Studien und Meditationen über die christ- 
liche Hoffnung. 1968, 306. 

108. Vgl. H. Schmidt, Anmerkungen und Anfragen zum Problem der »politischen Chri- 
stologie«, Concilium 4, 1968, 437-443. 

109. Z. B. beim konservativen Staatstheoretiker Adam Müller; vgl. T. Rendtorff, Chri- 
stentum zwischen Revolution und Restauration, aaO, 51. 

110. Vgl. D. Schellong, Barmen II und die Grundlegung der Ethik, in: Parrhesia. Karl 
Barth zum achtzigsten Geburtstag, 1966, 491-521. 
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tragen kann. Wohl ist soteriologisch der stellvertretende Kreuzestod in der Un- 
terscheidung von Zuspruch und Anspruch anwesend. Doch gerade dieser an 
Ostern bestätigte Sieg am Kreuz begründet die Dringlichkeit des geschichtlichen 
und politischen Prozesses, der in der Verkündigung Jesu anhebt und durch das 
Kreuz im Licht von Ostern neu aufgerollt wird. 

4. Der »Totalitätsanspruch« der Herrschaft Christi und das Problem einer Dif- 
ferenzierung im Begriff des Politischen. »Mit einer Betonung der totalen Inan- 
spruchnahme des Christen durch seinen Herrn ... ist damals sowohl der Parole 
der »Entkonfessionalisierung« des öffentlichen Lebens widerstritten worden als 
auch dem Totalitätsanspruch des Dritten Reiches der Totalitätsanspruch Christi 
entgegengestellt worden !!ı.« Diese Entgegensetzung hatte in der damaligen 
Situation limitierende Funktion (vgl. Barmen V), erhebt aber einen sehr viel 
weiter reichenden Anspruch, der in der gänzlich anderen Situation nach 1945 
ausgelegt werden mußte, jedoch z. T. im beschriebenen Mißbrauch des »Öffent- 
lichkeitsauftrags« so ausgelegt wurde, daß heute die Parole von der »Entkon- 
fessionalisierung« des öffentlichen Lebens in neuer Weise wieder laut wird. Eine 
neue Auslegung steht deshalb an. Sobald man heute die II. Barmer These für 
sich genommen auf den öffentlichen, politischen »Bereich« anzuwenden versucht, 
wird ihre mangelnde Hilfestellung zur Differenzierung im Begriff des Politi- 
schen bewußt, 

Die neue »politische Theologie«, so scheint es, kann an diesem Punkt wenig 
mit Barmen II anfangen. Und umgekehrt bietet Barmen II keinen Ansatz zur 
Kritik an der Totalisierungstendenz des »Politischen« in der »politischen Theo- 
logie. Wenn »Politik« in der Neuzeit etwas geworden ist, »was alle Menschen 
in beinahe allen Lebensumständen angeht — eben weil man die Umstände ver- 
ändern, die Verhältnisse machen kann« 2, dann wird in dem Moment alles »po- 
litisch«, in dem man die menschliche Freiheit überhaupt in die konstruktiv ver- 
änderte Freiheit aufgehen läßt. Andererseits hat Barth in »Christengemeinde 
und Bürgergemeinde« das Evangelium selbst als »von Hause aus politisch und ... 
in Predigt, Unterricht und Seelsorge ... notwendig prophetisch-politisch« bezeich- 
net!'3, Auch das ist eine bewußte Totalisierung des Begriffs - im Sinne von 
Barmen II! »Politisch« ist hier aber ein theologischer Begriff, den die Theologie 
nur dann nicht von vornherein mißverständlich wird zur Geltung bringen kön- 
nen, wenn sie den Begriff des Politischen differenziert. Eben das hat Barth in 
der genannten Schrift mit seinen »politischen« Analogien der Bürgergemeinde 
zum Reich Gottes und zur Christengemeinde versucht. 

Die Schwächen dieses Versuches sind bekannt. Zugleich fällt aber auf, daß viele 
der von Barth herausgestellten Analogien sich mit ganz bestimmten Traditio- 


ııı.E. Wolf zu Barmen II, in: Barmen, aaO, 117. 
112.C. von Krockow, Art. Macht, in: Politik für Nichtpolitiker, Bd. ı, 1972, 328. 
113. 1946, 34. 
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nen und Momenten der von seiten der »politischen Theologie« berufenen neu- 
zeitlichen Freiheitsgeschichte treffen. Hier liegt ein fruchtbarer Ansatzpunkt 
für die weitere Diskussion, die Barth nicht eine abstrakte Deduktion, son- 
dern die »prophetisch«-geschichtliche Aufstellung jener Entsprechungen zutrauen 
sollte. 

Das kritische Recht des Analogiebegriffs bleibt aber neben anderem (z. B. seiner 
Naturrechtskritik) die Differenzierung im Begriff des Politischen. So kann z.B. 
»Selbstverwirklichung« kein reales politische Ziel sein, weil sie nur im Wort 
der vergebenden Liebe widerfährt, das selber »politisch« doch nur in einem ab- 
gesehen von der Verkündigung nicht allgemein verständlichen Sinn ist. Anderer- 
seits ruft dieses Wort nach Entsprechung in Institutionen, die Liebe und Freiheit 
zwar nicht verwirklichen, aber doch eher ermöglichen als verhindern. Das 
»Politische« gibt es also im engeren Sinne auf der Ebene des Rechtsbürgers ''#, 
d. h. der institutionalisierten Freiheit, und im weiteren Sinne auf der Ebene des 
Menschseins, auf der das weltanschaulich plurale gesellschaftliche Ringen um 
Freiheit, aber auch Zuspruch und Verwirklichung von Freiheit spielt 5. 

5. »Politischer Gottesdienst« der christlichen Gemeinde und positive weltan- 
schauliche Neutralität des Staates. Die gegenwärtige »politische Theologie« ver- 
sucht der »Identitätskrise« der Kirche, die in der Bundesrepublik mit dem 
Ende der Nachkriegsära akut geworden ist und die seit 1918 anstehende Frage 
des Verhältnisses von Kirche und Staat neu aufnimmt, Rechnung zu tragen und 
hat gerade an diesem Punkt gegensätzliche Antworten gegeben. T. Rendtorff 
sieht in der Konsequenz seiner Christentumstheorie die Gegenüberstellung von 
Kirche und Gesellschaft zunehmend gegenstandslos werden !'7. Das muß in con- 
creto aber keineswegs den Abbau, sondern kann sehr wohl den Ausbau »kirch- 
licher« Institutionen bedeuten :"8, wenn anders das »Christentum« als Religion 
und Ethos der neuzeitlich-demokratischen Gesellschaft interpretiert wird. J. B. 
Metz dagegen versteht die Kirche in der kirchen- und gesellschaftskritischen 
Spitze seiner »politischen Theologie« als »Institution gesellschaftlicher Freiheit«. 
Ähnlich hält J. Moltmann am kritischen Gegenüber der christlichen Gemeinde 


114. Vgl. die Definition von N. Hättich, Grundbegriffe der Politikwissenschaft, 1969, 73: 
»Unter Politik als Lebensbereich der Gesellschaft verstehen wir die auf Herrschaft 
beruhende, allgemein verbindliche Regelung der Gestaltung des Gesellschaftslebens.« 

115. Christentum zwischen Revolution und Restauration, aaO, 117. 

116.Sie hat natürlich einen Zusammenhang mit der von J. Moltmann beschriebenen 
weltweiten »Relevanzkrise des christlichen Lebens« und »Identitätskrise des christ- 
lichen Glaubens«, Der gekreuzigte Gott, aaO, 12 ff. 

117. Christentum zwischen Revolution und Restauration, aaO, 117. 

118. Vgl. R. Weth, Ort und Funktion der Theologie als Wissenschaft, in: R. Weth / 
Chr. Gestrich / E.-L.Solte, Theologie an staatlichen Universitäten?, 1972, 33 ff., 
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zur Gesellschaft fest, wenn sich nach ihm christlicher Glaube und Kirche auf 
keinen Fall als »politische Religion« mißbrauchen lassen dürfen. Die Auslegung 
der II. Barmer These wird in Übereinstimmung mit den Verwerfungssätzen der 
V. These dieser Interpretationsrichtung !:9 zu folgen haben - in sorgfältiger Un- 
terscheidung des »Politischen« im »politischen Gottesdienst« der Gemeinde. Ich 
kann nicht ausführen, was das m. E. im einzelnen bedeuten müßte, möchte aber 
abschließend auf einen mir wichtig erscheinenden Gesichtspunkt aufmerksam 
machen. In einer Gesellschaft, die nicht nur politisch bewußter wird, sondern den 
Demokratieauftrag der Verfassung auch sozial zu erfüllen sucht und dabei das 
bisher praktizierte Subsidiaritätsprinzip zunehmend in Frage stellt, ist die Rolle 
der christlichen Gemeinde gerade im Blick auf ihren »politischen Gottesdienst« 
neu zu bestimmen. Mit einer strikten Trennung von Kirche und Staat, die sich 
liberalistisch gibt, aber leicht weltanschauungsstaatlich wird !2°, ist dabei nicht ge- 
holfen. Die Kirche sollte allerdings von sich aus auf ungerechtfertigte Privilegien 
und staatskirchliche Merkmale (mit Zwangscharakter) verzichten und damit die 
Rolle des privilegierten Partners zum »Staat« (!) aufgeben. Sie sollte aber den 
ihr eingeräumten und positivierten »Öffentlichkeitsauftrag« festhalten und mit 
neuem Geist erfüllen: im Sinne des Zeugnisses, gerade wenn es um detaillierte 
politische Argumentation geht, nicht aber mit dem Anspruch, die allgemeinen 
sittlichen Grundsätze einer Gesellschaft zu formulieren oder gar über der »öffent- 
lichen Gestaltung der Gebote Gottes« zu wachen !21, Ihr göttlicher und öffent- 
licher Auftrag ist die Botschaft von der die Welt und jeden einzelnen betreffen- 
den Versöhnung in der Form der Einladung, wie sie in der Bitte von 2 Kor 5,20 
klassisch formuliert ist'22. Es wird gut sein, um dieses Auftrags in der Form 


119. Legt sie den Akzent so stark auf die Kritik der »politischen Religion«, dann sollte 
sie ihrerseits erwägen, den mißverständlichen Titel »politische 'Theologie« fallen- 
zulassen und statt dessen lieber von der »politischen Hermeneutik« des Evange- 
liums auf der Basis einer christologischen Begründung der politischen Ethik sprechen. 

ı20.So fordern z.B. die Deutschen Jungdemokraten in Nordrhein-Westfalen in ihrem 
Beschluß der Landesdelegiertenkonferenz vom 7. ı. 1973 etwa die grundsätzliche 
Übertragung aller sozialen Aufgaben an staatliche Institutionen »im Gegensatz 
zum bisher geltenden Subsidiaritätsprinzip« und die Abschaffung des Religions- 
unterrichts, jedoch dessen vorläufige (?) Erteilung als »Religionskunde, die sich kri- 
tisch-rational mit den Grundlagen, Inhalten und Zielen der Religionen beschäftigt 
und zum Ziel hat, den irrationalen Charakter der Religion und den Widerspruch 
von Anspruch und Realität klerikaler Forderungen nach Gleichberechtigung und 
Menschenwürde aufzudecken. Insgesamt muß Religionskunde Teil eines Unter- 
richtsfachs werden, das Ideologiekritik und Methodenlehre vermittelt.« 

121. Vgl. H. Thielicke, Kirche und Öffentlichkeit. Zur Grundlegung einer lutherischen 
Kulturethik, 1947, 127. 

122. Vgl. dazu E. Jüngel, Die Autorität des bittenden Christus, in: Unterwegs zur 
Sache. Theologische Bemerkungen, 1972, 187 f. 
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der Einladung willen, der seine Sachautorität im offenen Streit der Meinungen 
und Weltanschauungen zu bewähren hat, den Begriff der positiven weltanschau- 
lichen Neutralität des Staates neu aufzunehmen und zu diskutieren :23. 


123. Vgl. K. Schlaich, Zur weltanschaulichen und konfessionellen Neutralität des Staa- 
tes, in: Essener Gespräche zum Thema Staat und Kirche 4, 1970, 9 ff. 
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Wolfgang Schrage 
Barmen II und das Neue Testament 


Einige neutestamentliche Beobachtungen im Blick auf Barmen II* 


Die Barmer Theologische Erklärung von 1934 beansprucht, Jesus Christus zu 
bezeugen, »wie er uns in der Heiligen Schrift bezeugt wird« (These ı)!. Das 
heißt: die Barmer Theologische Erklärung versteht sich als zeitbezogene Aus- 
legung und Bezeugung des Christus-Ereignisses, und es ist durchaus in der 
Ordnung, wenn wir die zweite Barmer These mit dem Neuen Testament kon- 
frontieren. Das geschieht freilich mehr implizit. Es kann hier keine Grundsatz- 
debatte über das strukturelle Verhältnis von neutestamentlichen zu anderen 
Aussagen oder von Schriftgemäßheit zu Zeit-, Vernunft- oder Sachgemäßheit 
ethischer Urteile geführt werden 2. Insbesondere soll auch nicht die Frage ange- 


* Referat vor dem Theologischen Ausschuß der EKU auf der Frühjahrssitzung 1972 


ni 


(zuerst veröffentlicht in »Freispruch und Freiheit«. Theologische Aufsätze für Walter 
Kreck, 1973, 368-389). Auf Wunsch des Ausschusses sind die ausführlichen Anmer- 
kungen nachträglich hinzugefügt worden. 


. Vgl. zur theologiegeschichtlichen Einordnung und Auslegung der Barmer Theologi- 


schen Erklärung vor allem E. Wolf, Barmen, 19702. Speziell zur 2. Barmer These 
vgl. Wolf, aaO, 113-123; D. Schellong, Barmen II und die Grundlegung der Ethik, 
in: Parrhesia, K. Barth zum 80. Geburtstag, 1966, 491-521; F.-W. Marquardt, 
Entbindung zum Leben. Zur 2. These, in: M.Karnetzki, Ein Ruf nach vorwärts. 
Eine Auslegung der Theologischen Erklärung von Barmen, 30 Jahre darnach, 
ThExh NF ı15, 1964, 19-445 M. Honecker, Weltliches Handeln unter der Herr- 
schaft Christi, Zur Interpretation von Barmen II, ZThK 69, 1972, 72-99. 


2. Vgl dazu etwa: Die Autorität der Bibel heute. Ein vom Weltkirchenrat zusammen- 


gestelltes Symposion über »Die biblische Autorität für die soziale und politische 
Botschaft der Kirche heute«, hg. v. A. Richardson und W.Schweitzer o. J.; W. 
Schweitzer, Glaube und Ethos im Neuen und Alten Testament, ZEE 1961, 129-149, 
besonders 132 ff.; M. Honecker, Die Schwierigkeit Denkschriften zu formulieren, 
Aporien einer evangelischen Sozialethik, Zeitwende 41, 1970, 211-226; H. Schulze, 
Ethik im Dialog, 1972, ı28 ff.; J. Blank, Zum Problem »ethischer Normen« im 
Neuen Testament, in: Schriftauslegung in Theorie und Praxis, 1969, 129-143; F. 
Hahn und G. Sauter, Verantwortung für das Evangelium in der Welt, ThExh 167, 
1970; F. Böckle, Die kulturgeschichtliche Bedingtheit theologisch-ethischer Normen, 
in: Kontinuität — Diskontinuität in den Geisteswissenschaften, hg. v. H. Trümpy, 
1973, 115-132. 
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schnitten werden, ob das Referat nicht zu stark von Paulus und Jesus her konzi- 
piert worden ist und andere Stimmen des Neuen Testaments zu kurz kommen 
läßt. Von der bisherigen Diskussion des Ausschusses her soll es vor allem um 
zwei Fragen gehen: 

I. Um die Frage nach der Begründung menschlichen Handelns im Heilshandeln 
Gottes in Jesus Christus und 

2. um die Frage nach einer Entsprechung menschlichen Handelns zum Heils- 
handeln Gottes in Jesus Christus. 

Auch Barmen II geht es ja einmal um die rechte Zuordnung von Zuspruch und 
Anspruch, Rechtfertigung und Heiligung, Indikativ und Imperativ, Evangelium 
und Gesetz (verstanden im Sinn des usus practicus evangelii), weniger formal: 
um die christologische Begründung und Motivierung der Ethik. Der zweite Pro- 
blemkreis, den es vor allem vom Verwerfungssatz von Barmen II her zu er- 
örtern gilt, betrifft mehr die Norm und Materialität christlichen Handelns, die 
Frage der Zugehörigkeit zu Christus in allen Bereichen des Lebens und damit 
die Fragen der sog. Zwei-Reiche-Lehre und der sog. Eigengesetzlichkeit, konkret: 
die Frage, ob Christus auch inhaltlich der Anspruch, Maßstab und Orientierungs- 
punkt christlichen Lebens ist. 


I. Die Begründung christlicher Ethik 
A. Indikativ-Imperativ 


Ohne schon genauer auf die inhaltliche Bestimmung des mit Indikativ und 
Imperativ umschriebenen Sachverhalts einzugehen, beschränke ich mich zunächst 
auf eine mehr formale Verhältnisbestimmung: Als durchgehender Grundzug 
läßt sich feststellen, daß Indikativ und Imperativ unlöslich zusammengehören, 
wobei der Indikativ den Imperativ begründet, der Imperativ also auf den 
Indikativ zurückgreift und bezogen ist (vgl. das oöv-paraeneticum am Beginn 
paränetischer Abschnitte Röm 6,12; 12,1; Gal 5,1; ı Thess 4,1 u.a.) 3. Der Indi- 
kativ ist Basis, Grund und Voraussetzung des Imperativs. Das ergibt sich aus 
dem synoptischen Befund ebenso wie aus der Briefliteratur. So veranschaulicht 
das Gleichnis vom Schalksknecht (Mt 18,23 ff.) die Verpflichtung zur Barm- 
herzigkeit gegenüber den Mitmenschen aufgrund empfangener Barmherzigkeit 
Gottes 4, und der Ruf zur Umkehr wird begründet mit der Nähe der Gottesherr- 


3. Vgl. W. Nauck, Das oöv-paraeneticum ZNW 49, 1958, 134 f. 

4. Es geht in dieser Parabel Jesu vom Schalksknecht primär weder um die Strafbar- 
keit der Unversöhnlichkeit (auch wenn der Gerichtsgedanke mitschwingt) noch um 
die Inkommensurabilität zwischen der Schuld gegenüber Gott und der gegenüber 
den Menschen (auch wenn die genannten Summen sicher nicht von ungefähr so 
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schaft (Mk 1,16)5. »Von jedem, dem viel gegeben wird, wird viel gefordert 
werden« (Lk 12,48; vgl. auch Mt 25,14 ff.)*. Aus der »Absolutheit der Heils- 
zusage« folgt »das radikale Verständnis der Forderung Gottes«7. Die neutesta- 
mentliche Ethik ist also von ihrem Ursprung her eine konsekutive Ethik, die auf 
einem vorausgehenden, das Heil an- und zusagenden Indikativ basiert. 

Vor allem bei Paulus ist das Verhältnis des Indikativs der Heilszusage zum 
Imperativ der sittlichen Forderung immer wieder untersucht worden, wobei 
sich das Problem hier dadurch verschärfte, daß z. T. dieselben Aussagen einmal 
indikativisch, ein andermal imperativisch erscheinen (Röm 6,2 und 6,12; Gal 3,27 
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enorm differieren). Entscheidend ist vielmehr, daß göttliches und menschliches Er- 
barmen einander entsprechen, wobei der Erlaß der Schulden seitens des Königs 
nicht von ungefähr dem Nicht-Erlaß der Schulden seitens des Statthalters voran- 
geht. Anders als A. Jülicher (Die Gleichnisse Jesu II, 1899, 312) betont E. Linne- 
mann (Gleichnisse Jesu, 19622) mit Recht, daß das »Prius der Barmherzigkeit des 
Königs nicht nur erzähltechnische Notwendigkeit ist, sondern sachliche Bedeutung 
hat« (172), das Verhalten des Statthalters also nur darum verwerflich ist — er tut 
an sich ja gar nichts Unrechtes, sondern stellt sich einfach auf den Rechtsstand- 
punkt -, weil er nach der empfangenen Barmherzigkeit unbarmherzig handelt 
(vgl. S. 1177). Das Nacheinander der Barmherzigkeit des Königs und der Unbarm- 
herzigkeit des Statthalters macht so deutlich, daß die erfahrene Barmherzigkeit 
Gottes Voraussetzung und Grund des barmherzigen Verhaltens gegenüber den 
Mitmenschen ist (vgl. auch Lk 7, 41 ff. und unten Anm. 44). 


. Zum Verhältnis von Eschatologie und Ethik vgl. Abschnitt C. 
. Vgl. E. Kamlah, Kritik und Interpretation der Parabel von den anvertrauten Gel- 


dern, KuD 14, 1968, 28-38, besonders 37: »Das menschliche Tun kommt also von 
Gott her und geht auf Gott zu, es geschieht auf Grund der Voraussetzung, die 
Gott gegeben hat, und steht unter seinem Urteil, in dem es erst seinen Sinn findet.« 
Damit soll nicht eo ipso dasselbe für Matthäus selbst behauptet werden. Nach G. 
Strecker, Handlungsorientierter Glaube, 1972, 38 sind »Gottesreichspredigt und Ge- 
setzeslehre, der Entscheidungsruf zu glauben und die Anweisung zum rechten Han- 
deln ... aufs engste miteinander verbunden«. Auch wenn mir bei Strecker die Ethi- 
sierung (etwa die Interpretation der ganzen Makarismenreihe als Tugendtafel, vgl. 
ders., Die Makarismen der Bergpredigt, NTS 17, 1971, 255-275) zu weit vorge- 
trieben zu sein scheint (vgl. die Zweistrophentheorie zu Matthäus 5,3-ı1 bei G. 
Barth, Das Gesetzesverständnis des Evangelisten Matthäus, in: Überlieferung und 
Auslegung im Matthäusevangelium, 1960, ıı5 f. u.a.), ist von Matthäus die Ein- 
heit von Einladung und Forderung, Freudenkunde und Umkehrruf zweifellos be- 
sonders betont, und man mag sagen, daß bei Matthäus nicht mehr ganz deutlich 
wird, wie beides zusammengehört. U. Luz betont: »Als der Erhöhte und in der Ge- 
meinde Gegenwärtige ist Jesus der Schenkende, als der Irdische und Lehrende ist er 
der Fordernde. Indikativ und Imperativ sind weitgehend nur noch in der Person 
Jesu miteinander verbunden«, Die Jünger im Matthäusevangelium, ZNW 62, 1971, 
141-171, besonders 165. 


7.So H. Conzelmann, Artikel Jesus Christus, RGG II: 633. 
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und Röm 13,14 usw.). Daraus ist zu schließen, daß der Imperativ nicht etwa als 
Ergänzung in dem Sinne zu verstehen ist, als wolle der Imperativ dazu aufrufen, 
nur die letzten Reste und Überbleibsel des alten Wesens loszuwerden. Das be- 
stätigt ja auch die Tatsache, daß sich der Imperativ nicht an Sünder, Rückfällige 
und Zurückgebliebene richtet, sondern an die Heiligen, Gerechtfertigten, Er- 
neuerten. Wie wenig Paulus inkonsequent ist, wenn er dieselben Aussagen so- 
wohl im Indikativ als auch im Imperativ formuliert, geht schon daraus hervor, 
daß Indikativ und Imperativ unmittelbar nebeneinander stehen können: 
»Schaffet den alten Sauerteig hinweg, denn ihr seid ja frei von Sauerteig« (1 Kor 
5:75 vgl. Gal 5,25). 

Die Exegese ist mit diesem auffälligen Tatbestand früher bekanntlich meist so 
fertig geworden, daß man das eine auf Kosten des anderen abschwächte, aus 
dem Indikativ einen verkappten Imperativ oder aus dem Imperativ einen ver- 
steckten Indikativ machte. Dabei war es vor allem beliebt, die Doppelpoligkeit 
der Aussagen als Kompromiß zwischen Ideal und Wirklichkeit bzw. zwischen 
Theorie und Praxis zu entschärfen; oder man sprach von »religiös-enthusiasti- 
scher« Anschauung auf der einen und »empirisch-realistischer« Betrachtungsweise 
auf der anderen Seite®. Der Indikativ ist dann nicht mehr als eine Theorie, ein 
Ideal, ein Prinzip oder allenfalls eine in bestimmten Augenblicken oder gar 
Stimmungen gültige Antizipation. Und der Imperativ ist dann ein durch die 
rauhe Wirklichkeit, bittere Erfahrungen oder pädagogische Rücksichten erzwun- 
genes Korrektiv. Umgekehrt steht es bei denjenigen, für die nur der Indikativ das 
Paulus eigentlich Adäquate ist, der Imperativ dagegen als eine Inkonsequenz, ein 
Rückfall in jüdische Gesetzlichkeit oder allenfalls eine sittliche Starthilfe, sozu- 
sagen eine am Anfang nötige Arznei, bis die religiös-sittlichen Kinderkrank- 
heiten verschwunden sind 9. Jedenfalls wird hier überall das Verhältnis von Indi- 
kativ und Imperativ als Widerspruch aufgefaßt, einerlei, ob man das nun histo- 
risch oder psychologisch zu erklären sucht °°. 
Als erster hat wohl R. Bultmann in der ZNW 1924 das Verhältnis von Indikativ 


8.So u. a. z. B. J. Weiss, Der erste Korintherbrief, 19109 71.154; ders., Das Ur- 
christentum, 1917, 400 f.; vgl. auch die Kommentare von A. Jülicher zu Röm. 6, ı ff. 
und H.Lietzmann zu Gal 5,25; H. J. Holtzmann, Lehrbuch der ntl. Theologie II, 
19112, 164 und 169, sprach von »himmelstürmendem Idealismus« und »Hiatus zwi- 
‚schen Theorie und Wirklichkeit«; vgl. auch P. Wernle, Der Christ und die Sünde 
bei Paulus, 1897, 27.89 u. ö., der die Indikative sogar als »verstärkte Imperative« 
bezeichnen konnte (ThLZ 1909, 586). 

9. Nach H. Weinel, Biblische Theologie des NTs, 19284, 257 entspricht der Indikativ 
»eigentlich allein« der sittlichen Erlösungsreligion. 

10. Eine umfassende Übersicht und kritische Aufarbeitung des Problems bieten W. G. 
Kümmel, Röm 7 und die Bekehrung des Paulus, 1929, 98 ff.; A. Kirchgässner, Er- 
lösung und Sünde im NT, 1950, 3 ff.; H. M. Schenke, Das Verhältnis von Indikativ 
und Imperativ bei Paulus, Diss. Berlin 1956. 
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und Imperativ nicht als Widerspruch verstanden und auch nicht eine der beiden 
Seiten auf Kosten der anderen relativiert, sondern das Verhältnis als sachlich 
notwendige Antinomie bestimmt": Das war ein erheblicher Fortschritt, hinter 
den nicht zurückgegangen werden kann. Freilich wird das Problem bei Bultmann 
letztlich nur von der Anthropologie bzw. von einer Existenzdialektik her gesehen 
und gelöst. Der Sinn der Paradoxie ist denn auch nach Bultmanns Worten das 
»Werde, der du bist« 2, Es ist die Frage, ob das zur Erklärung ausreicht. 
Sehe ich recht, so geht G.Bornkamm - auch ohne sich mit Bultmann explizit 
auseinanderzusetzen — darüber hinaus 3. Er erklärt, daß die Notwendigkeit der 
Mahnung ihren eigentlichen Grund in der Verborgenheit des in der Taufe ge- 
schenkten neuen Lebens hat, wobei Bornkamm diese Verborgenheit des Lebens 
beim einzelnen aber in einem umfassenderen als dem anthropologischen Hori- 
zont sieht, darin nämlich, daß der alte Aon zwar gewendet ist, aber die Mächte 
des alten Äons wie Sarx, Kosmos, Nomos usw. noch fortbestehen, so daß 
Paulus eben z. B. nicht sagen kann, das Gesetz sei passe, sondern daß wir dem 
Gesetz gestorben sind 4. 


ı1.R. Bultmann, Zum Problem der Ethik bei Paulus, ZNW 23, 1924, 123-140, wieder 
abgedruckt in: Das Paulusbild in der neueren deutschen Forschung (Wege der For- 
schung XXIV), hg. von K. H. Rengstorf, 1964, 179-199; vgl. auch "Theologie des 
NTs, 19614, 334 f. 

12. Ähnlich zitierten das alte Pindarwort zur Interpretation auch schon Pfleiderer, 
Wernle u. a.; vgl. die Belege bei Holtzmann, aaO (Anm. 8), 169; dabei ist die 
Fassung bei H. Windisch, die er zur Interpretation anderer Autoren gibt, für das 
damalige Verständnis dieses Wortes besonders aufschlußreich: es gelte, »aktuell im 
empirischen Wesen allmählich bis an die. äußerste Peripherie andringend das durch- 
zuführen, was prinzipiell und im Zentrum Gott gesetzt hat, oder aktuell und real 
zu werden, was man prinzipiell ist« (Taufe und Sünde im ältesten Christentum, 
1908, 181; Windisch selbst hat trotz bestimmter »Verbindungslinien« stärker die 
Diskrepanz zwischen Indikativ und Imperativ betont; vgl. auch seinen Aufsatz 
Das Problem des paulinischen Imperativs, .ZNW 23, 1924, 265-281, besonders 
266 f., 281. 

13. G. Bornkamm, Taufe und neues Leben bei Paulus, in: Das Ende des Gesetzes, 
1952, 34-50. 

14. Vgl. besonders S. 45 f.; ähnlich auch O. Merk, Handeln aus Glauben, 1968, 37: 
»Das Zueinander von Indikativ und Imperativ ist also das im Christenleben durch- 
zuhaltende Zueinander der beiden Äonen.« Gegenüber R. Bultmann wird im An- 
schluß an H. Windisch von O. Merk auch betont, daß »das Frei-Sein von der 
Sünde tatsächlich im irdisch Wahrnehmbaren liegt« (35); auch W. G. Kümmel 
warnt davor, Gerechtigkeit und Sünde »nur als Glaubenswirklichkeiten« zu ver- 
stehen, die nicht wahrnehmbar sind, und betont, »daß Paulus Sünde und Neu- 
schöpfung durchaus als wahrnehmbare Tatbestände begreift« (Artikel Sittlichkeit 
RGG VI, 75). Vgl. auch R. Schnackenburg, Die sittliche Botschaft des NTs 19622, 
215 ff. 
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Dann liegt der Grund der Antinomie von Indikativ und Imperativ aber letzt- 
lich in der eschatologischen Dialektik, die sowohl die Anthropologie als auch die 
Christologie und Pneumatologie umfaßt, denn Christus ist der gegenwärtige 
Herr und der Erwartete, der Geist die endzeitliche Gabe und doch erst » Angeld« 
usw. Dem Zugleich von gegenwärtigem bösen Aon und dem Anbruch der neuen 
Schöpfung korrespondiert eben auch die Situation der Christen, die in diesem 
eschatologischen Geschehen, da die alte Weltzeit vergeht und die Heilszeit an- 
bricht, mittendrin stehen, insofern sie auch als neue Geschöpfe noch unterwegs 
sind, in der Anfechtung stehen und Wartende und Hoffende bleiben. Sie haben 
nicht nur zu werden, was sie sind, sondern werden auch werden, was sie noch 
nicht sind. 

E.Käsemann hat Bultmanns Bestimmung auch aus einem anderen Grund für 
nicht zureichend gehalten, und damit dürften wir geradewegs bei dem sein, 
was auch Barmen II zu intendieren scheint. Käsemann moniert, daß der Indikativ 
zu einseitig als Gabe und damit zu wenig christologisch und zu leicht vom 
Geber ablösbar mißverstanden werden und Bultmanns Formel die Herkunft 
aus dem Idealismus nicht ganz verleugnen kann's. Zwar sagt Bultmann selbst 
ausdrücklich, daß er nicht in idealistischem Sinne verstanden werden wills, 
Käsemann fürchtet aber offenbar, man könne das »Werde, der du bist« auch so 
verstehen, als sei das im Prinzip Gegebene nun doch vom Christen selbst zu 
aktualisieren und als sei in der Gabe nicht der Geber selbst auf dem Plan 7. Mit 
diesem Verdacht steht er nicht allein, W.G. Kümmel und V.P.Furnish z.B. 
sehen es ähnlich %, Furnish geht davon aus, daß Gottes Anspruch ein konstitu- 


ı5.E. Käsemann, Gottesgerechtigkeit bei Paulus, Exegetische Versuche und Besinnun- 
gen II, 1964, ı81 ff., besonders 188. Die Formel »Werde, der du bist« sei »zwar 
nicht falsch, aber angesichts der Herkunft dieser Formel aus dem idealistischen 
Denken auch nicht ungefährlich«. Käsemann wendet sich vor allem auch gegen eine 
»individualisierende Betrachtungsweise« und betont den Charakter der Taufe als 
»Herrschaftswechsel«. 

16. Theologie des NTs, 19614, 334; Das »Werde, der du bist« sei nicht so zu verstehen, 
als ob »die Idee des vollkommenen Menschen im unendlichen Fortschritt mehr und 
mehr verwirklicht werde«, vielmehr sei die Freiheit von der Macht der Sünde in 
der Gottes-Gerechtigkeit »schon verwirklicht«, ihre »Jenseitigkeit« sei »die des 
göttlichen Urteils« und das Verhältnis das des Glaubensgehorsams. 

17. »Erblickt man in der Gottesgerechtigkeit nur eine isolierte Gabe, muß es so aus- 
sehen, als spräche Gott uns prinzipiell etwas zu, das wir erst selber zu verwirklichen 
hätten ...« (189). 

18. W. G. Kümmel wendet gegen das »Werde, was du bist« folgendes ein: »Die Neu- 
schöpfung ist nichts, was erst durch Entwicklung oder Entfaltung zu voller Existenz 
kommen könnte« (RGG VB, 75). W. Joest, Gesetz und Freiheit, Das Problem des 
tertius usus legis bei Luther und die ntl. Parainese, 19562, ıso betont: »Was im 
Imperativ an den Menschen herankommt, ist ... nicht die Aufforderung, sich sittlich 
zu entwickeln, sondern der Ruf, die von oben kommende Wirklichkeit im Ja des 
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tives Moment der Gabe selbst ist. Wenn man den Indikativ als Grund des 
Imperativs bezeichne, suggeriere das, daß der Imperativ dazu aufrufe, zu 
realisieren oder zu aktualisieren, was Gott nur als Möglichkeit gegeben habe :9. 
Mir kommt es jetzt nicht auf die rechte Interpretation Bultmanns an, sondern 
nur darauf, daß zweierlei festzuhalten ist: 

ı. daß die Ethik nicht einfach eine menschliche Reaktion auf göttliches Handeln 
ist, seine Komplettierung und Vervollkommnung oder die Realisierung von 
etwas nur potentiell Gegebenem. Wie der Charismagedanke u.ä. dartut (vgl. 
Abschnitt B), ist vielmehr auch das Tun des Menschen vom Geist gewirkt; 

2. daß der Sinn des paränetischen Imperativs besser durch die Formel zu be- 
schreiben ist: »Bleibe bei dem dir gegebenen Herrn und in seiner Herrschaft« 2°, 
Dem entspricht zweifellos auch die Formulierung von Barmen II, daß Christus 
selbst Zuspruch wie Anspruch bedeutet. 

Damit aber sind wir beim nächsten Abschnitt, wo das näher untersucht werden 
soll. 


B. Die christologische Begründung der Ethik 


Enthält die Verkündigung Jesu eine implizite Christologie*‘, so kann man 
fragen, ob nicht auch seine Ethik eine implizite christologische Begründung in 
sich birgt. In der Tat ist der in Jesu Wort und Werk nahekommende Gott und 


Glaubens zu empfangen, Raum zu geben der Ödvanıs des Evangeliums.« Vgl. auch 
K. Niederwimmer, Das Problem der Ethik bei Paulus, ThZ 24, 1968, 31 ff., be- 
sonders S. 84: »Was der Indikativ aussagt, ist ... die (aller Entscheidung voraus- 
gehende) und bereits ein für allemal vollzogene radikale Veränderung der Bedin- 
gungen des Handelns.« Nach D. Schellong droht eine »anthropologische Engfüh- 
rung«, wenn der Imperativ aus dem Indikativ abgeleitet wird »und dann unser 
Sein im Rechtfertigungsstande zur Quelle der Früchte wird, die Christus fordert«, 
aaO (Anm. 2), 492. 

19. V. P. Furnish, Theology and Ethics in Paul, 1968, 225: »The Pauline imperative is 
not just the result of the indicative but fully integral to it ... He (sc. the Christian) 
stands under the aegis and hegemony of a new Sovereign.« Vgl. auch R. C. Tanne- 
hill, Dying and Rising with Christ, 1966, 82. 

20. Käsemann, aaO (Anm. 15), 188; vgl. auch ebd.: »Der in und mit der Taufe, der 
Gabe seines Geistes, also der Herrschaft setzenden Macht, von uns empfangene 
Herr treibt uns eben als unser Herr in den Aufbruch zu stets neuem Dienst und in 
immer neue Zukunft«; ebenso O. Merk, aaO (Anm. 14), 38. 

21. Vgl. R. Bultmann, Theologie des NTs, 19614, 46: » Jesu Entscheidungsruf impliziert 

“ eine Christologie«; vgl. auch H. Conzelmann, Zur Methode der Leben-Jesu-For- 
schung, ZThK 1959, Beiheft 1,6. Man kann auch von einer Christologie »in nuce« 
sprechen; vgl. E. Käsemann, Sackgassen im Streit um den historischen Jesus, Ex- 
egetische Versuche und Besinnungen II, 1964, 57. 
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das in Jesus anbrechende Heil auch für die Ethik Jesu von großer Bedeutung . 
Daß Jesus mit letzter Gültigkeit und Unmittelbarkeit vor Gott stellt, daß seine 
Worte und Taten Nachfolge, Glaube und Liebe wecken, daß die die Forderung 
Gottes begründende Nähe und Gegenwart der Gottesherrschaft unablöslich von 
ihm selbst ist, scheint mir kaum bestreitbar zu sein. 

Erst recht im Johannes-Evangelium ist die Christologie das beherrschende 
Thema des Indikativs, ja man könnte geradezu sagen, daß die Ethik nirgendwo 
sonst im Neuen Testament so exklusiv in der Christologie gründet wie hier. So 
wie es Heil, Leben, Freude usw. nur in der bleibenden Bindung an Jesus gibt, so 
gilt das auch für das Fruchtbringen, wie vor allem die Rede vom Weinstock 
in ı5,ı ff. zeigt: »Bleibet in mir, und ich bleibe in euch. Gleich wie die Rebe keine 
Frucht bringen kann von sich selber, wenn sie nicht am Weinstock bleibt, so auch 
ihr nicht, wenn ihr nicht in mir bleibt ... Wer in mir bleibt und ich in ihm, der 
bringt viel Frucht. Denn ohne mich könnt ihr nichts tun« (V. 4-5) 23. Sosehr 


22. Dies ist aber deutlich zu unterscheiden von der christologischen Deutung, wie sie 
etwa E. Thurneysen für die Bergpredigt vorgelegt hat (Die Bergpredigt, 'ThExh 46, 
1936), denn natürlich ist der Inhalt der sittlichen Weisungen Jesu nicht »das 
Werk Christi«, Jesu Gesetzeserfüllung oder das, »was Jesus getan hat und tut« 
(vgl. 13 u. ö.). Richtig ist jedoch, daß auch die Bergpredigt nicht ohne den Berg- 
prediger zu verstehen ist (vgl. J. Jeremias, Die Bergpredigt, Calwer Heft 27, 1963, 
25 f.), seine Ethik nicht ohne seine den Verlorenen an Gottes Stelle das Heil zu- 
sprechende Botschaft und ohne seine Zuwendung zu den Sündern, für die er sich 
auf die Souveränität und Grenzenlosigkeit der Güte Gottes beruft (Mt 20,1 ff.; 
Lk 15,1 ff.). Das hat nach J. Jeremias (Neutestamentliche Theologie I, 1971, 121) 
die Konsequenz, daß Jesus die Liebe Gottes zu realisieren beansprucht. Was E. 
Fuchs mit Recht auf das Geltendmachen des »gnädigen Willens« Gottes bezieht, 
gilt freilich auch für den fordernden Willen Gottes: » Jesus wagt es, Gottes Willen 
so geltend zu machen, als stünde er selber an Gottes Stelle« (Zur Frage nach dem 
historischen Jesus, Ges. Aufsätze II, 1960, 154; vgl. auch H. v. Campenhausen, 
Kirchliches Amt und geistliche Vollmacht, 1953, 9: Jesus tritt »unmittelbar an die 
Stelle, an der nach jüdischem Glauben und Wissen nur Gott stehen kann«). Jeden- 
falls hat Jesus für sich in Anspruch genommen, daß sich an der Stellung zu ihm 
und seiner Botschaft die Stellung der Menschen zu Gott endgültig entscheidet. 

23.J. Heise interpretiert das xal V. 4a mit Recht im Sinn eines xadcs : »bleibet in 
mir, wie und weil ich in euch bleibe«, d. h. das Bleiben Jesu »begründet und er- 
möglicht das Bleiben der Seinen in ihm« und damit auch das Fruchtbringen (Blei- 
ben. Menein in den johanneischen Schriften, 1967, 85, vgl. 81 ff.). »Bleiben in ihm« 
aber ist »Bleiben in seiner Liebe« (V. 9). Zur Bedeutung der johanneischen Christo- 
logie vgl. auch J. Blank, Krisis. Untersuchungen zur johanneischen Christologie und 
Eschatologie, 1964, 32 ff. E. Käsemann betont, daß man es nach Johannes in der 
Nachfolge nötig hat, »daß Jesus immer wieder verheißend, erinnernd, lehrend, 
warnend, tröstend zu uns kommt«, aber »weder unsere Erfahrung noch unsere 
Entscheidung konstituieren, wer Jesus ist« (Jesu letzter Wille nach Joh ı7, 19713, 
s9f.). 
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auch andererseits gilt, daß Unfruchtbarkeit Ursache des Abreißens der Rebe ist 
(V. 2), so klar ist doch vor allem, daß es Kraft zum Wachsen und Fruchtbringen 
nur in der Verbindung mit Jesus gibt 2. 

Von Kreuz und Auferstehung her durchreflektiert ist die Bedeutung der Christo- 
logie für die Begründung der Ethik vor allem bei Paulus2s. Die eschatologische 
Heilstat Gottes in Christus prägt und bestimmt das Leben der Christen. So wird 
z.B. in 2 Kor s,ı4f. der Liebestat Jesu Christi Machtcharakter zugeschrieben, 
so daß mit dem Tod Jesu die Gehorsamssituation des Christen mitgesetzt ist, und 
zwar nicht nur als moralische Verpflichtung, sondern als Realität (vgl. außer 
ı Kor 6,20 auch Phil 2, wo der Christuspsalm nach Käsemann die »Basis der 
Paränese« ist26, oder Phil 1,11 [nenAnowuevor zagnev Öınawodvns Tov did 
"Imooö Xoıoroö]. Besonders wichtig ist Röm 14,8: »Leben wir, so leben wir dem 
Herrn ...«, was in V. 9 mit Tod und Auferstehung Jesu Christi begründet wird. 
Die Zugehörigkeit zum Kyrios gründet also in der Wirklichkeit seiner Heilstat 
pro nobis). 

Diese Wirklichkeit wird Gegenwart im apostolischen Wort. Aufschlußreich 
sind vor allem 2 Kor 10,1; Röm 15,30 u.ä. Stellen. 2 Kor 10,1 heißt es z.B.: 
napaxaAd Öuäs dia TMs nroaürnrog al Ersixelag Tod Äpıorod. Hier wird 
‚ nicht nur auf die Freundlichkeit und Niedrigkeit Jesu Christi als Ursache, Grund 
und Kraft der Paraklese im Sinn einer Erinnerung an die verpflichtenden Be- 
weggründe des neuen Lebens verwiesen, sondern hier wird dieser Grund zugleich 
wirksam zugesprochen und aktualisiert. Auch Röm 12,1. ist öid nicht nur ein 
Verweis auf das in Christus Ereignis gewordene Erbarmen Gottes, sondern 
hat hier den üblichen instrumentalen Sinn, wie H. Schlier richtig herausgestellt 
hat. D.h.: Paulus will Gottes Barmherzigkeit und Liebe in Jesus Christus als 


24. Nach R. Bultmann (Theologie 432) zeichnet die Rede vom Weinstock, »das dialek- 
tische Verhältnis von Indikativ und Imperativ«, weil es einerseits kein »Frucht- 
bringen« ohne »Bleiben« (= »Gehaltenwerden«) und kein »Bleiben« ohne »Frucht- 
bringen« gibt. »Was gefordert ist, ist schon geschenkt« (Das Evangelium des Johan- 
nes, 1950, 412). 

25. Vgl. O. Merk, aaO (Anm. 14), 237 ff.; L. Nieder, Die Motive der religiös-sittlichen 
Paränese in den paulinischen Gemeindebriefen, 1956, 117 ff. G. Eichholz, Die 'Theo- 
logie des Paulus, 1972, 265 ff.; »Der primäre Ansatz der Ethik ist in der Voraus- 
setzung aller Ethik gegeben: im Herrsein Jesu Christi« (265). 

26.E. Käsemann, Kritische Analyse von Phil. 2,5-ı1, Exegetische Versuche und Be- 
sinnungen I, 1960, sı ff., besonders 91; vgl. auch R. P. Martin, Carmen Christi, 
Phil. II,5s-ır in recent interpretation, 1967, 84 ff. Eichholz, aaO (Anm. 25), 267, 
sagt über die im Mittelpunkt des Hymnus stehende Geschichte Jesu Christi: sie 
»geht uns unmittelbar an, sie gilt uns, sie prägt uns, sie nimmt uns mit«. 

27.H. Schlier, Vom Wesen der apostolischen Ermahnung, in: Die Zeit der Kirche, 19582, 
74 ff., besonders 78 f.; W. Joest, aaO (Anm. 18), 152: »Es handelt sich also nicht um 
Beschwörungsformeln, die die Verpflichtung zu dem geforderten Handeln ausspre- 
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Grund der Paränese und der christlichen Existenz auch wirksam vermitteln, 
ja Jesus Christus ist das eigentliche Subjekt der apostolischen Ermahnung. Jesus 
Christus ist in der Tat nicht nur im Adyog Tod oTavgod und im edayyEiıor, 
sondern auch in der apostolischen Paränese der eigentliche Redende, Bittende, 
Mahnende (Röm 15,18 u. ä.), der in seinen Dienst ruft. 

So wie Christus allein unsere Rechtfertigung und Heiligung ist (1 Kor 1,30), 
so ist er auch allein der Kyrios (1 Kor 8,6) 2%. Gerade der Kyriosbegriff oder auch 
das Xpiorodö elvaı (Röm 8,9; ı Kor 3,23) zeigt, daß die ethische Dimension 
nichts Sekundäres ist, sondern etwas in der Christusrelation eo ipso Impliziertes. 
Der Christ ist immer zugleich ein von Christus Befreiter und ein von Christus in 
Dienst Genommener (ı Kor 7,22; 9,19 u.ä.), so daß sogar die Aussage gewagt 
wird, daß der Christ gar nicht mehr selber lebt, sondern Christus in ihm (Gal 
2,20) 29. Das aber ist nach Gal 2,19 die Folge der Taufe, der auch sonst in der 
Grundlegung der Ethik eine besondere Bedeutung zukommt. 

Auch die sakramentale Begründung der Ethik ist letztlich eine christologische 
Begründung, wenn anders die Taufe nicht nur signum, sondern die Vergegen- 
wärtigung des Christusgeschehens ist, das Christusgeschehen also z. B. nach 
Röm 6 im Taufgeschehen präsent ist und die Taufe darum ein Mitsterben, Mit- 
gekreuzigtwerden, Mitbegrabenwerden mit Christus genannt werden kann 3°. 
Durch die Taufe werden die Christen also in das Christusgeschehen einbezogen, 
ja dem Christus übereignet. Der in der Taufe wirksame Christus wird der Herr 
der Getauften, dem sie nun ganz und gar gehören, der sie ebenso total befreit 
wie beschlagnahmt. Daß aus dem alten ein neuer Mensch wird, der dem Christus 
dienen kann, verdankt er der Taufe, und darum ist es sinnvoll, daß gerade im 


chen, sondern um Zuspruch im eigentlichen Sinne, der den tragenden Grund, die 
Kraft für dieses Handeln aufzeigt.« 

28. W. Kramer (Christos-Kyrios-Gottessohn, 1963, 61 ff.) hat gezeigt, daß Paulus eine 
doppelte Kyrios-Verwendung vorgefunden hat: Einerseits den sog. »Mara-Kyrios«, 
wo der »Herr« der Erwartete und Kommende ist (vgl. Maranatha ı Kor 16,22 oder 
Wendungen wie »Parusie des Herrn« ı Thess. 4,15 u. ä.), andererseits den »Akkla- 
mations-Kyrios«, wo der »Herr« der im Gottesdienst Akklamierte ist (vgl. ı Kor 
12,3 u. ä.). Bei Paulus selbst dagegen ist Kyrios am häufigsten die Autorität und 
Instanz, vor der sich das konkrete Handeln vollzieht (vgl. Röm 14,4.8; ı Kor 7,32 
u.ö.) 

29. Zum Sinn dieser Wendung vgl. E. Käsemann: »In dem in nobis erhält das extra nos 
seinen schärfsten Ausdruck, statt aufgehoben zu werden«, Exegetische Versuche und 
Besinnungen II, 1964, 247, Anm. 5. 

30.G. Bornkamm, aaO (Anm. 13), 39, folgert aus dem parallelen Aufbau der Sätze ın 
V. 5-7 und 8-ı0, »daß das Taufgeschehen und das Christusgeschehen zueinander 
nicht nur im Verhältnis der Analogie stehen, sondern miteinander identisch sind. 
Im Taufgeschehen ist das Christusgeschehen gegenwärtig«; ebenso E. Dinkler, Die 
Taufaussagen des NTs, in: ZuK. Barths Lehre von der Taufe, 1971, 75 f. 


Rahmen des Taufkapitels die ersten Imperative stehen, die dazu aufrufen, die in 
Christus geschehene Wende im neuen Leben ernst zu nehmen 3". Der Imperativ 
appelliert eben nicht an den guten Willen oder die eigene Kraft und Anstren- 
gung des Menschen, sondern daran, was dem Getauften schon gegeben ist und 
wozu er ermächtigt worden ist. Nichts wird gefordert, was nicht zuvor ge- 
schenkt worden wäre 32. Weil in der Formulierung von Barmen II speziell Recht- 
fertigung und Heilung erwähnt werden, sei noch auf ı Kor 6,1ı verwiesen; 
dort erinnert Paulus die Korinther daran, daß sie abgewaschen, geheiligt, gerecht- 
fertigt sind, womit auf die Taufe angespielt wird 33. D. h., in der Taufe werden 
die Menschen zu Heiligen gemacht. Wenn Paulus die Christen in der Tauf- 
paränese eig Ayıaoudv ruft (Röm 6,19), so eben als Heilige:+. Es steht also 
nicht so, daß die Rechtfertigung der Indikativ und die Heiligung der Imperativ 
wäre, sondern auch die Heiligung ist Gottes Werk an uns3s. 


31. N. Gäumann, Taufe und Ethik, Studien zu Röm 6, 1967, 123 ff., betont, daß Paulus 
in Röm 6 »nicht nur die Ethik an die Taufe, sondern auch die Taufe an die Ethik 
bindet« (126); vgl. auch Tannehill, aaO (Anm. 19), 77 f. 

32. Die ethische Relevanz des Sakraments wird auch in ı Kor 8-ı1 deutlich, und zwar 
hier weniger in der ein für allemal geschenkten Grundlegung der Ethik als viel- 
mehr auch im Sinn einer dauernden, je neuen Ermöglichung und Verpflichtung, vgl. 
H. v. Soden, Sakrament und Ethik bei Paulus, in: Urchristentum und Geschichte, 
1951, 239-275, wieder abgedruckt in: Das Paulusbild in der neueren deutschen 
Forschung (Wege der Forschung XXIV) hg. von K. H. Rengstorf, 1964, 338-379; 
G. Bornkamm, Herrenmahl und Kirche bei Paulus, in: Studien zu Antike und Ur- 
christentum, 1959, 138-176. Auch das Herrenmall ist Selbstmitteilung des Herrn, in 
dem der Geber selbst präsent ist. Das aber hat sofort auch Bedeutung für das Ver- 
ständnis des Christus-Leibes und seine ethischen Implikationen. Während die Ko- 
rinther die mit dem Abendmahl verbundene gemeinsame Mahlzeit zugunsten des 
sakramentalen Aktes entwerteten, besteht Paulus darauf, daß man im Abendmahl 
Anteil am Sterben Jesu bekommt und in den Leib des Christus eingegliedert wird, 
was erhebliche ethische Konsequenzen hat: Stellt das Abendmahl in den geschicht- 
lich verstandenen Christusleib, in dem einer für den anderen verantwortlich ist, 
kann man z.B. kein Zöıo» Öeinwov mehr feiern (11,21). Eine Sakramentsfeier mit 
Verletzung der Bruderpflicht (also z. B. mit Benachteiligung der sozial Armen) 
pervertiert auch die Sakramentsfeier (vgl. Bornkamm 145). 

33. Daß Paulus mit allen 3 Verben Taufterminologie aufgreift und auf die Taufe an- 
spielt, dürfte sicher sein; vgl. außer den Kommentaren z. B. auch E. Käsemann, 
Artikel Liturgische Formeln, RGG IIs, 994 und Bultmann, Theologie 139. 

34. Vgl. K. Stalder, Das Werk des Geistes in der Heiligung bei Paulus, 1962, zoı ff., 
387 ff., vgl. etwa 427: »Die Einwohnung des Heiligen Geistes ist ... nicht Ziel und 
Höhepunkt der Heiligung ..., sondern Voraussetzung und Grund und nicht nur an- 
fänglich, sondern ständige Ermöglichung ihres Vollzugs.« 

35. Vgl. etwa die Wendung dyıaouöc nveduarog (2 Thess 2,13; ı Petr 1,2), wo die 
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Da Paulus die Pneumatologie an der Christologie orientiert, wird auch mit 
der pneumatisch-charismatischen Begründung der Ethik die Christologie nicht 
eigentlich verlassen. Der Geist ist ja der Geist Christi (Röm 8,9) bzw. der Geist 
des Herrn (2 Kor 3,17) und verbindet gerade mit dem Christus, ist das Christus- 
geschehen als Gegenwart; ja die Vergegenwärtigung und Präsenz des Christus 
selbst (2 Kor 3,17) 36. Dieser Geist ist als Gabe der Endzeit den Christen ge- 
geben (Röm 5,5; 2 Kor 1,22; 5,5 u.ä.). Gegenüber dem pneumatischen Enthu- 
siasmus, nach dem sich der Geist vornehmlich in mysteriösen außergewöhnlichen 
Geisteswirkungen wie Glossolalie und Ekstase, Kraft- und Wundertaten mani- 
festiert, ist der Geist für Paulus Inbegriff des neuen Lebens bis in alle Einzel- 
heiten und Alltäglichkeiten hinein und das ganze Leben der Christen von An- 
fang bis Ende wunderbare Wirkung und Schöpfung des Geistes 37. Der Geist 
wirkt nicht nur da und dort in vereinzelten Äußerungen und Erscheinungen, in 
exzeptionellen Situationen und besonderen Geistträgern, sondern er bestimmt 
jedes Christenleben und jede Gemeinde durch und durch 38. Daß der Geist für 
Paulus wesentlich Grundkraft und Grundprinzip des neuen Lebens ist, zeigen 
vor allem Röm 8 und Gal 59. Sind die Christen durch die Wunderkraft des 
Geistes zum neuen Wandel Befähigte und Zugerüstete, vom Geist Ergriffene und 
Getriebene (Röm 8,14; Gal 5,18), so sind sie doch zugleich auch dpeıkEraı 
(Röm 8,12). So wenig die Taufe eine magische Verwandlung bewirkt, so wenig 
ist der Geist eine naturnotwendig wirkende Kraft, die den Menschen zwingt und 
unwiderstehlich hinwegreißt. Das unterscheidet christliche Existenz gerade vom 
willenlosen Hingerissenwerden der Heiden (1 Kor ı12,2)4°. Schafft der Geist 
selbst die Frucht, so fordert er sie doch auch vom Menschen (vgl. auch, daß die 
Liebe einerseits als Gabe und Frucht des Geistes, andererseits aber als Gebot 
verkündigt wird 4"). Der Gehorsam des Pneumatikers ist Akt des Pneuma, und 


Genitive als gen. subj. zu bestimmen sind (vgl. in ı. Petr 1,2 den vorhergehenden 
und folgenden Genitiv); das heißt: der Geist ist Subjekt der Heiligung und die 
Heiligung Sache des veöua. 

36. Vgl. E. Käsemann, Artikel Geist und Geistesgaben im NT, RGG3 II, 1272 ff.; 
E. Schweizer, ThW VI, 413 ff.; Schnackenburg, aaO (Anm. 14), 131 ff. 

37. Vgl. H. Gunkel, Die Wirkungen des Heiligen Geistes nach der populären Anschau- 
ung der apostolischen Zeit und der Lehre des Apostels Paulus, 19093, vor allem 74 f. 
»Das Christenleben ist eine Setzung des sweöua, heißt also für Paulus: das Chri- 
stenleben ist aus der Welt schlechthin unbegreiflich, es ist ein Wunder Gottes« (74). 

38. Vgl. auch H. D. Wendland, Das Wirken des Heiligen Geistes in den Gläubigen 
nach Paulus, 'ThLZ 77, 1952, 457-470, besonders 462. 

39. Vgl. R. Bultmann, Theologie 332. 

40.G. Schrenk, Geist und Enthusiasmus, in: Studien zu Paulus, 1954, 107-127, beson- 
ders ıı5 f. Vgl. auch Wendland, aaO (Anm. 38), 461, der von »personaler Aneig- 
nung und Übernahme des Geistes ins eigene Handeln« spricht. 

41. Vgl. einerseits Röm 15,30; Gal 5,22 u. ä., andererseits Röm 13,8 f.; Gal 5,13 f. u. ä. 
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doch soll sich der Mensch von dieser Aktion in Bewegung setzen und mitnehmen 
lassen. Auch der Charismagedanke bestätigt diese Dialektik +. 

Es kann zusammenfassend m. E. nicht gut daran gezweifelt werden, daß die These 
neutestamentlich gut begründet ist, daß Jesus Christus Gottes Zuspruch und An- 
spruch auf das Leben des Christen ist, auch wenn das »wie ... so« von Barmen II 
die Art der Zuordnung von Zuspruch und Anspruch nicht genügend klar heraus- 
stellt, insbesondere offenbleibt, wie Jesus Christus als Zuspruch und Anspruch das 
Leben der Christen bestimmt und wie sehr beides ineinander liegt, der Zuspruch 
also den Anspruch impliziert. Problematisch dagegen scheint insbesondere die 
starke Hervorhebung der Sündenvergebung, die in der Begründung und Moti- 
vierung der Ethik im Neuen Testament kaum eine Rolle spielt (allenfalls 
Lk 7,35 ff. #3). 


Vgl. auch das Nebeneinander von xaornös tod nveduarog (Gal 5,22) und xagnös 
susv (Röm 6,22), woran deutlich wird, daß die Rede von der Frucht des Geistes 
nicht in Analogie zu einem automatisch ablaufenden Naturprozeß zu verstehen ist. 

42. Anders freilich H. H. Rex, Das ethische Problem in der eschatologischen Existenz 
bei Paulus, Diss. Tübingen, 1954, der Charisma dem Indikativ, die Geistesfrucht 
dagegen dem Imperativ zuordnet (56 ff.). Aber auch die Charismen sind nicht nur 
Gabe, sondern Aufgabe und sollen eifrig erstrebt werden (vgl. ı Kor 12,31; 14, 
1. 12. 39). Der Unterschied zwischen »Geistesfrucht« und Charisma liegt weder im 
Bereich der Wirksamkeit (etwa privat-Öffentlich u. ä.) noch im Zweck, sondern 
darin, daß die Charismen stärker die Differenzierung und Individuation zum Aus- 
druck bringen (vgl. ı Kor 7,7; 12,8 ff.; Röm 12,6). Zum Charismaverständnis vgl. 
E. Käsemann, Amt und Gemeinde im NT, Exegetische Versuche und Besinnungen I, 
1960, 109 ff., und U. Brockhaus, Charisma und Amt, 1972, 128 ff. 

43. Daß Jesus Sünden vergeben hat, ist allerdings nicht in Abrede zu stellen. Der Zu- 
spruch der Sündenvergebung in Mk 2,5 b dürfte kaum wie V.6-ı0 sekundär sein 
(so R. Bultmann, Die Geschichte der synoptischen Tradition, 19615, ı2; vgl. H. 
Thyen, Studien zur Sündenvergebung, 1970, 242, Anm. 2), sondern von vornherein 
zur Heilungsgeschichte gehört haben (vgl. M. Dibelius, Die Formgeschichte des 
Evangeliums, 12614, 52.63 ff.; W. Grundmann, Das Evangelium nach Markus, 1968, 
54f.). Da im Horizont der Sündenvergebung auch die Tischgemeinschaft zu ver- 
stehen ist, die Jesus als »der Sünder und Zöllner Geselle« (Mt 11,19) mit den reli- 
giös und gesellschaftlich diffamierten Sündern hatte (Mk 2,15 f.; Lk 15,2 u. ö.), 
wird man diesen Faktor in der Wirksamkeit Jesu nicht unterschätzen dürfen (vgl. 
©. Hofius, Tischgemeinschaft mit den Sündern, 1967; N. Perrin, Was lehrte Jesus 
wirklich?, 1972, ı12 ff.). Eine Verbindung zur Ethik wird aber nur in Lk 7 erkenn- 
bar; während Lk den Liebeserweis der Frau zum Grund der Sündenvergebung macht 
(vgl. V.47a), zeigt V.41-43 und 47 b, daß das Verhältnis ursprünglich umgekehrt 
war (vgl. J. Jeremias, Theologie 210, ders., Die Gleichnisse Jesu, 19626, 127 u. 
U. Wilckens, Vergebung für die Sünderin [Lk 7, 36-50], in: Orientierung an Jesus, 
1973, 394 ff., besonders 405, wo V.47 a im Sinn eines »Erkenntnisgrundes« und nicht 
eines »Realgrundes« interpretiert wird, die als Folge der Vergebung erscheinende 
Liebe der Sünderin aber im Sinn der Liebe zu Gott, wie er ihr in Jesus begegnet). 
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C. Die eschatologische Motivierung der Ethik 


Die eschatologische Motivierung der Ethik soll nur kurz erörtert werden, da 
sie in Barmen II nicht ausdrücklich erwähnt wird. Geht man von Paulus aus, 
gehört auch die Eschatologie wesentlich in den Horizont der Christologie 4. So- 
wohl das Christus-Ereignis von Tod und Auferstehung als auch die Gabe des 
Geistes sind als eschatologische Ereignisse begriffen, aber auch die futurische 
Komponente der Eschatologie ist stark christologisch bestimmt, insofern sich 
Hoffnung und Erwartung primär auf das odv xvoiw elvaı richten (1 Thess 4,17; 
5,10; Röm 8,17; 2 Kor 5,8; 13,4; Phil 1,23), darüber hinaus aber auch auf den 
Sieg der auf die Alleinherrschaft Gottes zielenden Baoıkeia Xoiotod (1 Kor 
15,24f.). Man kann fragen, ob das für die neutestamentliche Ethik zentrale 
Motiv der Eschatologie nicht doch eigens genannt werden müßte, und zwar 
darum, weil der Blick auf das eschatologische Gericht und die eschatologische 
Vollendung die Ethik in der Dynamik und Spannung hält, sie hier also nicht auf 
schon Gegebenem gründet, sondern mit dem motiviert wird, was der Christ 
noch vor sich hat, weshalb ich hier lieber von Motivierung als Begründung 
spreche. Damit ist natürlich nicht vergessen, daß das schon Geschehene und das 
noch Geschehende einander fordern und bedingen. 

Daß Eschatologie und Ethik für Jesus zusammengehören, braucht nicht ausführ- 
lich bewiesen zu werden, auch wenn die Näherbestimmung der Eschatologie 
Jesu kontrovers ist +5. M.E. steht es so, daß Jesus seine Wirksamkeit in Wort 


44. Auch für das 4. Evangelium gilt ähnliches: »Die Christologie ist keine Funktion der 
Eschatologie, sondern umgekehrt, die johanneische Eschatologie ist eine Funktion 
der Christologie«, J. Blank, aaO (Anm. 23), 38, vgl. auch 65, ı24f.; ähnlich 
Käsemann aaO (Anm. 23), 41f.: »Die urchristliche Eschatologie, durch die Bot- 
schaft Jesu und sein Wirken vorbereitet, durch Ostern in Naherwartung verwan- 
delt, war stets christologisch orientiert. Bei Johannes ist also die Eschatologie nicht 
mehr der Horizont der Christologie, sondern umgekehrt die Christologie der Hori- 
zont der Eschatologie.« 

45. Zum Verhältnis von Eschatologie und Ethik vgl. A.N. Wilder, Eschatology and 
Ethics in the Teaching of Jesus, 19502; H. Schürmann, Eschatologie und Liebesdienst 
in der Verkündigung Jesu, in: Vom Messias zum Christus (Festschrift für K. Schu- 
bert), 1964, 39-71. Meist wird, und zwar unabhängig von der präsentischen, futuri- 
schen oder dialektischen Fassung der Eschatologie Jesu, von eschatologisch motivier- 
ter Ethik gesprochen. Aber auch dort, wo man Eschatologie und Ethik stärker iso- 
liert voneinander sieht (vgl. H. Windisch, Der Sinn der Bergpredigt, 19372; daran 
ist richtig, daß eine unmittelbare Verbindung beider Komplexe relativ selten zu 
beobachten ist), stellt sich die Frage nach einer sachlichen Beziehung oder Einheit. 
R. Bultmann sieht die Einheit im Existenzverständnis, d. h. darin, daß beidemal 
der Mensch »auf sein Jetzt als letzte Stunde im Sinne der Stunde der Entscheidung« 
verwiesen wird (Jesus, 1951, ıı2, vgl. Theologie 8). Richtiger ist wohl »die sach- 
liche Einheit von Ethik und Eschatologie im Gottesgedanken« zu sehen (H. D. 


140 


und Tat bereits als änaoyn und Zeichen des Anbruchs und Einbruchs der Gottes- 
herrschaft verstanden hat (vgl. etwa Mt 12,28). Auch Jesu Ethik ist darum 
nicht ausschließlich vom Futurum und von der Erwartung her zu verstehen. Die 
Souveränität und Grenzenlosigkeit der Güte Gottes, auf die sich Jesus für sein 
Verhalten gegenüber den Sündern beruft (vgl. oben), die tröstende und richtende 
Nähe und Wirklichkeit Gottes, die er in Wort und Tat bezeugt — dies und anderes 
verwehrt es, aus Jesu Ethik einfach eine apokalyptische Interims-Ethik zu 
machen, die allein vom nahen Weltende her ihren Impetus gewinnt #. Ein Gleich- 
nis wie das vom Schatz im Acker und der Perle (Mt 13,44-46) zeigt, daß durch 
das Finden des Schatzes und der Perle die sittliche Entscheidung überhaupt erst 
ihren Sinn und ihre Motivation findet, die Gottesherrschaft also selbst das ihr 
adäquate Verhalten evoziert47. Die Eschatologie ist also bei Jesus auch in der 
Weise der Grund der Ethik, daß das Eschaton bereits als freudig bejahter Fund 
dem Leben Heil und Orientierung gibt (vgl. auch die oben $. 128 f. genannten 
Belege). Entscheidend ist freilich deutlich das futurische Moment, daß etwa das 
Tun der Worte Jesu Auswirkungen auf das endzeitliche Heil und ewige Geschick 
des Menschen hat (vgl. das Schlußgleichnis der Bergpredigt Mt 7,24 ff., die sog. 
Einlaßsprüche, die das Eingehen in die Gottesherrschaft von bestimmten Bedin- 
gungen abhängig machen Mt. 18,3 u.ä., ferner den Lohngedanken, die Gerichts- 
drohungen usw.) 4. 


Wendland, Die Eschatologie des Reiches Gottes bei Jesus, 1931, 108) bzw. darin, 
daß es Jesus beidemal »radikal um Gott geht« (W. G. Kümmel, Die Theologie des 
NT, 1969, 44, im Anschluß an Schürmann; vgl. auch Wilder, 133 ff.). Auh H. 
Conzelmann betont zwar den »einheitlichen Existenzsinn« (»Konfrontation des 
Menschen mit Gott ohne Zwischeninstanz«), sieht aber »die Einheit der Sach- 
gebiete« »in der Person Jesu gegeben, der hier und dort der Erschließende ist« 
(RGG IIB, 637). Nach H. D. Wendland ist auch für die Evangelisten die Einheit 
»christologischer Natur«, Ethik des NT, 1970, 32. 

46.So bekanntlich J. Weiss, Die Predigt Jesu vom Reiche Gottes, 1892 (ähnlich in 
Schriften des NT I, 19072, 277: » Ausnahmegesetz des letzten Entscheidungskamp- 
fes«) und A. Schweitzer: »Wenn der Gedanke der eschatologischen Realisierung 
des Reiches die Grundvorstellung der Predigt Jesu ist, so fällt seine ganze Ethik 
unter den Begriff der auf das Kommen des Reiches vorbereitenden Buße ... Als 
Buße auf das Reich Gottes hin ist auch die Ethik der Bergpredigt Interimsethik« 
(Das Messianitäts- und Leidensgeheimnis, 19563, 18 £.). 

47. Es kommt hier nicht nur auf das »Entweder-Oder« (so R. Bultmann, Jesus 30) oder 
»den ganzen Einsatz angesichts einer einmaligen Gelegenheit« an (so z.B. E. Linne- 
mann, aaO [Anm. 4], 106 f.), sondern auch auf die unverhoffte Entdeckung, die im 
Fund des Schatzes und der Perle beschlossen liegt und den Menschen überhaupt erst 
zu dem rechten Verhalten mitreißt (vgl. E. Fuchs, Zur Frage nach dem historischen 
Jesus, Ges. Aufs. II, 1960, 291 f.; E. Jüngel, Paulus und Jesus, 19642, 143; G. Eich- 
holz, Gleichnisse der Evangelien, 1971, 109 ff.). 

48. Vgl. vor allem H. Windisch, aaO (Anm. 45), 5 ff.; H. D. Wendland, aaO (Anm. 45), 
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Auch in der nachösterlichen Zeit spielt dieses Motiv eine zentrale Rolle, auch 
wenn eigentlich durchgängig das Zugleich von Heilsgegenwart und Heilszukunft 
zu beobachten ist, zumal bei Paulus #9. Dabei geht es jedoch nicht um eine immer- 
währende Dialektik zwischen dem »Schon-Jetzt« und »Noch-Nicht«, sondern 
um ein bestimmtes Gefälle (vgl. den Komparativ &yyÖregov in Röm 13,11-14). 
Dieselbe Stelle beweist zugleich, daß sich eine urchristliche Ethik keineswegs erst 
nach dem Abklingen der Naherwartung feststellen läßt, als sich nach einer 
schwärmerischen Anfangsphase, in der vor lauter Enderwartung die Probleme 
dieser Welt nicht ernst genommen wurden, eine gewisse Ernüchterung einstellte 5°. 
Die Ethik ist keine Kompensation zurücktretender Eschatologie, sondern Konse- 
quenz lebendiger Eschatologie (vgl. ı Thess 5,1 ff.; ı Kor 7,29 ff. 5: u.ä. Stellen). 
Sie bewirkt nicht Quietismus, Weltflucht und Lähmung des Handelns, sondern 
ist ein nachhaltiger und wirksamer Antrieb dazus?. Das ist auch in späteren 


18; Conzelmann RGG III3, 637, betont freilich: »der Inhalt der Forderungen wird 
von Gottes Wesen und Willen her verstanden ..., aber nicht aus der Nähe des Welt- 
endes abgeleitet«, ähnlich auch Schürmann, aaO (Anm. 45), 214 f., nach dem »hinter 
den eschatologischen Liebesforderungen Jesu ... Voraussetzungen sichtbar« werden, 
die nicht von der eschatologischen Situation, sondern von der Wirklichkeit Gottes 
als des absoluten Herrn und grenzenlos gütigen Vaters getragen werden. Daran ist 
richtig, daß man die Eschatologie Jesu nicht zu einer bloßen Naherwartung formalı- 
sieren darf, weil sich von da aus der Inhalt von Jesu Forderung in der Tat nicht al- 
lein erklären läßt (vgl. Qumran, wo man aus der Naherwartung ganz andere Kon- 
sequenzen zog). Andererseits ist freilich zu beachten, daß Gott der in Jesus heilvoll 
nahegekommene Gott ist. 

49. Vgl. H. D. Wendland, Ethik und Eschatologie in der Theologie des Paulus, NKZ 
1930, 757 ff., 793 ff.; A. Grabner-Haider, Paraklese und Eschatologie bei Paulus, 
1968. »Eine Ethik auf Grund der Gnade unter dem Ziele des Gerichts und der Voll- 
endung« (Wendland 806). 

5o.Das ist freilich die Meinung von K. Weidinger, Die Haustafeln, 1928, 6 ff., der 
meint: »das Leben mit seinen unerbittlichen Alltagsforderungen« habe den Christen 
erst im Lauf der Zeit klarmachen müssen, »daß sie noch auf dem Erdboden und im 
Ablauf der Zeit standen«, so daß es notwendigerweise zu einem »Ausgleich« zwi- 
schen Enderwartung und der Übermacht der Realitäten kommen mußte. Aber die 
paulinische Paränese ist nicht ein Zeichen dafür, daß die Gemeinde sich in der Welt 
einzurichten begann, sondern Auswirkung davon, daß in Christus eine neue Welt 
anbricht. 

sı. Vgl. W. Schrage, Die Stellung zur Welt bei Paulus, Epiktet und in der Apokalyptik, 
ZThK 61, 1964, 125-154; G. Hierzenberger, Weltbewertung bei Paulus nach ı. Kor 
7529-31, 1967. 

52. Vgl. weiter H. Preisker, Das Ethos des Urchristentums, 1949, 24 ff., 39 ff., 168 f.; 
H. D. Wendland, Christliche Hoffnung und soziales Handeln in: Die Kirche in der 
modernen Gesellschaft, 1956, 105 und ı23; ders.: Botschaft an die soziale Welt, 
1959, 141 ff., ıs4ff.; A. N. Wilder, Kerygma, Eschatology and Social Ethics, in: 
The Background of the New Testament and its Eschatology. In Honour of C.H. 
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Zeiten nicht völlig anders geworden, wie die Ethik des ı. Petrusbriefes, des 
Jakobusbriefes und der Johannesoffenbarung deutlich macht (vgl. ı Petr 4,7 ff.; 
Jakobus 5,7 ff. und die Sendschreiben der Johannes-Offenbarung) 53. 


II. Die Frage nach einer materialen Entsprechung menschlichen Handelns 
zum Heilshandeln Gottes 


A. Gibt es neben der Rezeption antiker Ethik ein spezifisch christliches 
Verhalten? 


Es gibt die weitverbreitete Meinung, daß es eine im Inhalt spezifisch christliche 
Ethik gar nicht gibt, sondern der Unterschied zum vor- bzw. nichtchristlichen 
Ethos auf die verschiedene Motivierung und Realisierung des sittlich Guten be- 
schränkt ist. Dabei ist es unerheblich, ob bei solcher Verselbständigung des 
Inhalts die materiale Füllung von der Geschichte, der Umwelt, dem Nomos, der 
Vernunft oder sonstwoher erfolgt. Natürlich ist nicht zu leugnen, daß innerhalb 
der neutestamentlichen Ethik in breitem Umfang Elemente des Schöpfungs- 
glaubens, des Gesetzes, der ouvjdeıa, der pics usw. rezipiert worden sind. Die 
Frage ist aber, welcher Stellenwert dem zukommt und ob es bei dieser Rezep- 
tion nicht ein Kriterium gab. 

Das Problem stellt sich schon bei Jesus. Es ist unbestritten, das Jesu Ethik nicht 
einfach analogielos ist. G. Kittel z.B. vertritt die durchaus begründete Meinung, 
daß man »nahezu zu jedem der sittlichen Sätze Jesu, wenn man ihn als Einzel- 
satz, als Einzelforderung nimmt, irgendeinen Satz aus dem weiten Gebiet des 
Judentums« finden kann, »der in seiner Weise Analoges bietet« +. Nach Kittel 
beruht die Besonderheit Jesu nicht in der Originalität seiner Einzelforderungen, 
sondern darin, daß das, was man in jüdischen Quellen nur auf vereinzelter 
Höhenlage und mit vielen Abstufungen findet, bei Jesus mit konzentrischer 
Wucht und auf ein und demselben Niveau vorgetragen wird 55. Man kann auch auf 


Dodd, 1956, 509-536; H. P. Owen, Eschatology and Ethics in the New Testament, 
Scott. Journ. of Theol. ı5, 1962, 369-382; K. Schubert, Endzeiterwartung und Welt- 
bewältigung in biblischer Sicht, Bibel und Liturgie 40, 1967, 397-407. 

53. Zur Joh.-Offg. vgl. E. Käsemann, Der Ruf der Freiheit, 1968, 132 ff. 

54. G. Kittel, Die Bergpredigt und die Ethik des Judentums, ZSyTh 1925, 555 ff. Noch 
weiter geht J. Klausner, Jesus von Nazareth, 19523, 529 ff., wenn er erklärt, »daß 
in allen Evangelien sich auch nicht eine ethische Lehre findet, die nicht im AT, der 
apokryphischen und pseudepigraphischen, talmudischen und midraschischen Litera- 
tur ihre Parallele hätte« (534), was S. 539 freilich wieder etwas abgeschwächt wird. 
Vgl. auch H. v. Oyen: »Umsonst würde man »neue« Worte Jesu in den Evangelien 
suchen, die nicht schon in der älteren judäischen Tradition vorhanden sind«, Die 
Ethik Jesu in jüdischer und evangelischer Sicht, ZEE, 1970, 98 ff. (112). 

55. Auch nach Klausner, 540 f., »häufte und verdichtete Jesus die ethischen Ansprüche 
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andere Züge der Ethik Jesu verweisen, die ihresgleichen suchen: Die Radikalität 
seiner Forderungen, das geforderte neoıooov, das Fehlen von Atomisierung, 
Kasuistik und Verdienstlichkeit der Ethik u.a. Hier kommt es jetzt allein darauf 
an, daß auch inhaltlich Jesus mit seinen Forderungen keineswegs einfach in den 
Bahnen der traditionellen alttestamentlich-jüdischen Ethik geblieben ist se, daß 
etwa das Scheidungsverbot 57 oder das Gebot der Feindesliebe jüdischem Denken 
durchaus widersprechen 53. 


56. 


57. 


58. 
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derart, daß sie viel markanter hervortreten als in der talmudischen Haggada und 
den Midraschim, wo sie in den Diskussionen der Halacha und der Erörterung un- 
wichtiger Angelegenheiten gleichsam untergehen«. J. Jeremias aaO (Anm. 22), 8, 
zitiert J. Wellhausen (»alles was in der Bergpredigt steht, steht auch im Talmud - 
und noch viel mehr«), wobei er das »noch viel mehr« als entscheidend ansieht: man 
müsse sich im Talmud die wenigen Goldkörner unter viel Spreu heraussuchen. 

Es ist z. B. eine ziemliche Übertreibung, wenn etwa van Oyen zugunsten seiner 
These pauschal erklärt, »der Kommentar von Strack-Billerbeck legt davon reich- 
liches Zeugnis ab« (112). 

Bei aller Divergenz in der Auslegung von Dtn 24,1 und damit in den auf Dtn 24,1 
basierenden Scheidungsgründen (die strengere Auslegung in der Schule Schammais 
im Sinn der Unzuchtssünden stand der laxeren Auffassung der Schule Hillels ge- 
genüber, die Dtn 24,1 sehr viel weiter faßte, z. B. auch auf das Anbrennenlassen 
einer Speise bezog) steht es so, »daß es in der mischnischen Periode keine Ehe im 
jüdischen Volk gegeben hat, die nicht kurzerhand vom Manne in völlig legaler 
Weise durch Aushändigung eines Scheidebriefes hätte gelöst werden können« (Bil- 
lerbeck I, 319 £.). 

Van Oyen verweist zwar auf TestGad, wo der Haß abgelehnt wird. Aber Ableh- 
nung des Hasses und Feindesliebe sind nicht dasselbe! In Qumran wird bekanntlich 
sogar der Haß gegen alle Nicht-Essener eingeschärft (r QS 1,10 u. ö.). Als »Näch- 
ster«, den es nach Lev 19,18 zu lieben gilt, wurde der Israelit und Vollproselyt ange- 
sehen (vgl. J. Fichtner, ThW VI, 512 f.). Allerdings gab es vereinzelte Stimmen, die 
für eine Ausweitung des Liebesgebots eintraten, doch die frühesten Belege stammen 
aus dem 2. Jh. n. Chr. (Billerbeck I, 354). Im allgemeinen wurde nicht einmal 
mehr der eingesessene Nichtjude (der atl. »Fremdling«) als »Nächster« anerkannt, 
vgl. Billerbeck II, sı5 ff. Jedenfalls ist kaum zu bestreiten, daß das Gebot der Fein- 
desliebe »jüdischem Denken widerspricht« (H. Braun, Jesus, 1969, 36, vgl. ders., 
Spätjüdisch-häretischer und frühchristlicher Radikalismus II, 1957, 95, Anm. r), 
wie auch jüdische Autoren bestätigen: »Love your enemies< has always been felt by 
Jewish critics as an impossible demand«; mit dieser Forderung » Jesus went beyond 
limits of any Jewish teaching known in his time or since«, so R. T. Herford, Tal- 
mud and Apocrypha, A comparative study of the Jewish ethical teaching in the 
rabbinical and non-rabbinical sources in the early centuries, 1971, 279. M. Hengel 
kommt vom Hintergrund der Zeit Jesu her zu der Feststellung, daß Jesu »Botschaft 
von der Liebe Gottes zu allen Ausgestoßenen die Forderung der Gewaltlosigkeit und 
der Feindesliebe als des eigentlichen Gotteswillens, die radikale Verweigerung des 
Hasses und der Diffamierung des Nächsten, die Notwendigkeit der bedingungs- . 


Natürlich ist nicht zu bestreiten, daß Jesus im Inhalt viele alttestamentlich- 
jüdische Mahnungen aufgegriffen hat, z. B. auch sapientiale Traditionen, die an 
den gesunden Menschenverstand appellieren und deren Wahrheit jedermann ein- 
sichtig ist (vgl. Mt 6,25 ff.) 59. Zu beachten ist aber die Funktion dieser dem 
eschatologischen Glauben und der eschatologischen Forderung klar untergeord- 
neten Traditionen 6°, die Dialektik von Anknüpfung und Widerspruch bzw. von 
Anerkennung und Kritik €, und, entscheidend, das allem vor- und übergeordnete 
Kriterium der Liebe, worauf in Abschnitt B zurückzukommen ist. 


59. 


60. 


61. 


losen Vergebungsbereitschaft« Forderungen sind, die »ganz gegen die Tendenzen 
seiner Zeit« sind und »dem militant-revolutionären Zeitgeist des palästinischen 
Judentums seiner Zeit ins Gesicht schlugen«, »Politische Theologie« und neutesta- 
mentliche Zeitgeschichte, KuD ı8, 1972, 18-25, besonders 24. W. C. van Unnik, 
Die Motivierung der Feindesliebe in Luk 6,32-35, NovTest 8, 1966, 284-300, zeigt, 
daß ım 2. Jh. die Feindesliebe als »das Besondere, Unterschiedliche der Christen« 
angesehen wurde (286), Tertullian sie z. B. (Ad Scapulam ı) »typisch christliches 
Spezifikum« nennt (284) und Justin (Apol 15,9 f.) das »Neue« der Christen (285). 
H. Windisch, aaO (Anm. 45), 16 f., spricht von einer »Weltanschauung, die von 
starkem religiösen Optimismus durchdrungen ist« bzw. einer »Art Aufklärungs- 
frömmigkeit«, andere sprechen von volkstümlichem Vorsehungsglauben u. ä. Vgl. 
auch E. Käsemann, Der Ruf der Freiheit, 1968, 28 ff., vor allem 4: f. 
Charakteristisch ist, daß Jesus auch die rationalen Argumente der Spruchweisheit 
mit ihrem innerweltlich-alltäglichen Erfahrungshorizont in das Licht seiner eschato- 
logischen Botschaft stellt. Gewiß ergänzen und korrigieren sich Eschatologie und 
Schöpfungsglaube (E. Neuhäusler, Anspruch und Antwort Gottes, 1962, 40), doch 
viel auffälliger ist z. B., daß der natürliche Rahmen der vertrauten und verständ- 
lichen Alltagswirklichkeit, den die Gleichnisse Jesu zeichnen, von der Sache her im- 
mer wieder gesprengt wird (vgl. G. Eichholz, Gleichnisse der Evangelien, 1971, 57) 
und oft genug Einsichten der Lebensklugheit in ihr Gegenteil verkehrt werden (vgl. 
E. Käsemann, Die Anfänge christlicher Theologie, in: Exegetische Versuche und Be- 
sinnungen II, 1964, 97 f.). 

Das zeigt sich vor allem an der Stellung Jesu zum Gesetz, die zugleich ein Ja und 
Nein in sich schließt. Neben Auslegung und Radikalisierung findet sich eben auch 
unerhörte Freiheit, Kritik und Aufhebung, wie hier nur durch den Hinweis auf die 
Antithesen und Mk 7,15 belegt sei; hier beanspruchte Jesus in der Tat eine Auto- 
rität neben und gegen Mose, und wer das tut, hat sich »faktisch über Moses gestellt 
und aufgehört ein Rabbi zu sein, dem ja immer nur von Moses abgeleitete Autorität 
zukommt« (E. Käsemann, Das Problem des historischen Jesus, Exeget. Versuche 
und Besinnungen I, 1960, 206). E. Lohse zeigt, daß vergleichbare Außerungen 
von Rabbinen zwar eine exegetische Meinung einleiten, die von der allgemein üb- 
lichen abweicht, aber nicht einen Gegensatz zum Sinai-Gesetz meinen, während 
Jesus sein Wort weder einfach nur dem eines anderen Gelehrten entgegensetzt noch 
die Legitimation seiner Auffassungen durch eine Schriftexegese begründet (»Ich 
aber sage euch«, in: Der Ruf Jesu und die Antwort der Gemeinde, Festschrift f. J. 
Jeremias, 1970, 189-203). 
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Deutlicher und reflektierter ist derselbe Sachverhalt bei Paulus zu beobachten. 
Auch hier herrscht freilich in der Forschung die Meinung vor, das genuin 
Christliche sei keineswegs in materialen Neu- und Umbildungen der sittlichen 
Maßstäbe zu suchen, als vielmehr nur darin, daß in neuer Weise die längst 
bekannten Maßstäbe durch Erschließung einer neuen Kraftquelle realisiert 
werden können. So haben z.B. die für die Christen geltenden Normen nach 
R. Bultmann »keinen neuen Inhalt« und verlangen als solches nichts, »was nicht 
auch das Urteil des Heiden als gut anerkennen würde« 2. Ich selbst habe dieses 
Urteil als Überspitzung darzustellen versucht und bin nach wie vor der Mei- 
nung, daß hier eine Einseitigkeit des Urteils vorliegt‘. Es ist gewiß unüberseh- 
bar, daß Paulus etwa Röm 2,14 einen gemeinsamen Fundus sittlicher Grund- 
sätze bei Christen und Nichtchristen voraussetzt, ja die Möglichkeit sittlichen 
Tuns bei Heiden nicht nur theoretisch und hypothetisch, sondern als tatsächlich 
praktiziert konzediert©4. Paulus sieht trotz Röm 1,21 ff., wo die Nichtanerken- 
nung elementarster sittlicher Gesetze bis hin zur Denaturierung und Enthumani- 
sierung des Menschen als Folge der Nichtanerkennung des Schöpfers hingestellt 
wird, offenbar keine Veranlassung, alles, was dennoch recht und gut ist, als 
splendida vitia zu verdächtigen. Selbst in aller faktischen Unsittlichkeit scheint 
er mit einer den Heiden ursprünglich bewußten Norm rechten Tuns zu rechnen, 
an die sie trotz aller Übertretung gebunden bleiben (vgl. auch Röm 7,14 ff. und 
13,3) 65. Daß Inhalt und Norm der Ethik bei Christen und Nichtchristen in den 
Grundzügen identisch sind, bestätigt auch die Paränese selbst. Wenn etwa zum 
EdOYnudvwg egınareiv roög Todg EEw gemahnt wird (1 Thess 4,12), dann setzt 
die hier empfohlene Rücksicht auf das Urteil der Nichtchristen über das Ver- 


62.R. Bultmann, aaO (Anm. ır), 138, vgl. Theologie 573; ähnlich z. B. E. Dinkler, 
Zum Problem der Ethik bei Paulus, Rechtsnahme und Rechtsverzicht, ZThK 49, 
1952, 167-200 (besonders 199; = Signum Crucis, 1967, 237): »Sofern Paulus auf 
das Was eingeht, bringt er die der Taufkatechese entstammenden neolevitischen For- 
derungen und die Tugend- und Lasterkataloge, die alle in der Sache eine humane 
Ethik beinhalten und nichts durch das Christusereignis bestimmtes Neues zeigen«; 
vgl. auch G. Strecker, Handlungsorientierter Glaube, 1972, 34.46. 

63. W. Schrage, Die konkreten Einzelgebote in der paulinischen Paränese, 1961, 200 ff. 

64. Vgl. H. Schlier, Über die Erkenntnis Gottes bei den Heiden, EvTh 2, 1935, 9-26, 
besonders 13; ©. Kuss, Die Heiden und die Werke des Gesetzes, MThZ 1954, 77-98, 
besonders 91. 

65.Das ovvpavaı und ovvndeodaı meint nicht nur die Bejahung der Grundintention 
des Gesetzes, zum Leben zu führen (so R. Bultmann, Röm 7 und die Anthropologie 
des Paulus, Exegetica 1967, 198-209, besonders 207), sondern auch die Zustimmung 
zu dem vom Gesetz Geforderten (vgl. Schrenk, ThW III, sı). Beides ist ebenso- 
wenig eine relevante Alternative wie die Frage, ob hier Sünde als Gesetzlosigkeit 
oder Gesetzlichkeit zu verstehen sei (vgl. G. Bornkamm, Sünde, Gesetz, Tod, in: 
Das Ende des Gesetzes, 1952, 5ı ff., besonders 63). 
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halten der Christen zweifellos eine Gemeinsamkeit ethischer Kriterien voraus 6 
(vgl. auch ı Kor 10,32 und Röm 13,13). Erst recht bestätigt die vielfältige 
Rezeption formaler und inhaltlicher Elemente der antiken Ethik, daß auch die 
paulinische Ethik keine creatio ex nihilo ist, sondern in mannigfacher Weise an 
Gegebenes und Gewordenes anknüpfte und auch den Christen Respekt vor dem 
Wahren, Gerechten und Guten der natürlichen Ethik gebietet (vgl. z.B. Phil 
4,8, wo Paulus einen konventionellen Tugendkatalog mit Begriffen populärer 
Moral-Philosophie übernimmt) 7. Auch in dieser Übernahme außerchristlicher 
Paränese aber dürfte sich ein Wissen um ein universales Gesetz des Schöpfers 
verraten, dessen Forderungen alle Menschen unterworfen sind. 

Das alles heißt nun aber nicht, daß der Inhalt christlicher und nichtchristlicher 
Ethik nach Paulus einfach zu identifizieren wäre. Daß von einer pauschalen 
Identität keine Rede sein kann, zeigen mannigfache materiale Besonderheiten. 
Natürlich ist hier nicht krampfhaft alles irgendwie Neue und Besondere auf- 
zuspüren, aber man darf eben auch nicht alles einfach nivellieren. So ist neben 
aller Rezeption antiker Ethik die sich dabei vollziehende Auswahl und Sichtung 
nicht zu vergessen #. Alle Rezeption war eine kritische und keine vorbehaltlose, 
wie jeder Vergleich mit der jüdischen und stoischen Ethik lehrt. Zudem wurden 
die aus der Umwelt übernommenen Begriffe und Gedanken nicht nur ausgewählt, 
sondern sie erhielten z. T. auch einen neuen, spezifisch christlichen Sinn. Man hat 
sich die »Christianisierung« der antiken Ethik oft viel zu mechanisch, ober- 


66. Vgl. H. Greeven, ThW II, 769; C. H. Dodd, New Testament Studies 1953, 133: 
»The implication is that there is in pagans a capacity for sound moral judgment, 
a communis sensus.« 

67. Vgl. M. Dibelius im Hbd. z. St.; Preisker ThW II, 584; H.D. Wendland, Zur kriti- 
schen Bedeutung der neutestamentlichen Lehre von den beiden Reichen, 'ThLZ 79, 
1954, 321-326, macht mit Recht darauf aufmerksam, daß damit zwar eine Ver- 
gleichgültigung und Verachtung des »Natürlichen« unmöglich ist, andererseits aber 
nicht eine Autonomie eines »natürlichen« Ethos gemeint ist; die Begriffe stehen ja 
in der Tat im Kontext der Verkündigung von der Nähe des Herrn (4,5), des Liebes- 
gebots (4,5), der Verheißung des Friedens Gottes (4,7). »Was zunächst ein Fremd- 
körper innerhalb der paulinischen »Ethik« zu sein schien, erweist sich als die kriti- 
sche Rezeption des Guten, um das die Welt weiß, indem es durch den Wandel nach 
dem Geist unter der Norm der eschatologischen Agape gereinigt wird. Das Ethos 
der Welt bleibt in der Gemeinde nicht welthaft, und die Gemeinde Christi muß als 
die eschatologische Realität, die sie ist, den Anfang machen mit der Offenbarung 
der Herrschaft Christi in der Sphäre des Ethos unter dem Gesetz« (326). 

68.C. Schneider, Geistesgeschichte des antiken Christentums, 1954, 492, ist freilich der 
Meinung, daß man in den ersten Jahrhunderten »unbekümmert ziemlich alles über- 
nahm«, was die antike Ethik entwickelt hatte, und K. Weidinger, Die Haustafeln, 
1928, 19, daß die Übernahme »ganz unbewußt« vor sich ging. Kritische Vorbehalte 
gegen eine »gleichsam »naive« oder »direkte< Rezeption« auch bei H. D. Wendland, 
aaO (Anm. 67), 322. 
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flächig und äußerlich vorgestellt, als ob etwa nur eine neue Formel wie &v 
Xoıoro aufgeklebt worden wäre. Es sei hier nur daran erinnert, daß z. B. raneı- 
voppooodvn in der Profangräzität nur sensu malo vorkommt und in der Stoa zu 
den Lastern zählt, bei Paulus aber eben (Phil 2,3) — vielleicht als Folge der 
christologischen &avrov Eranelvwoev Phil 2,8 — eine positive Bewertung er- 
fährt (eine ähnliche Umprägung läßt sich z.B. beim Mitleid beobachten, das 
in der Stoa in den Lasterkatalogen erscheint und zu den Krankheiten der Seele 
und den unvernünftigen Affekten gerechnet wird 7°, auch uaxpo®vula, Önouovn 
u.a. ließen sich anführen) 71, Oder man denke an die durchgängige Inferiorität 
und Diskriminierung der Frau in der Antike2, an die Einstellung zu Ehe, Ehe- 
scheidung und Ehebruch?3 usw., um sich der Unterschiede bewußt zu werden. 
Die weitgehende Kongruenz von christlichem und nichtchristlichem Handeln 
schließt bestehende Unterscheidungsmerkmale auch im Inhalt jedenfalls nicht 
aus, wobei es weniger um die geistesgeschichtliche Originalität als um die Adä- 
quatheit christlichen Verhaltens geht, das Beliebigkeit jedenfalls ausschließt. 
Darum, weil Christen sich von ihrer früheren Lebensform und den Lebens- 
gewohnheiten der Umwelt distanzieren, also gerade das gängige Schema spren- 
gen, haben sie sich oft genug Konflikte, Verdächtigungen und Verunglimpfungen 
eingehandelt (vgl. ı Petr 4,3 ff. u. ä.) 7%. 

Solches Abrüdken von dem Schema der Welt darf nicht einfach so verstanden 
werden, als ob der Christ hier nur auf die Vernunft verpflichtet würde und eine 
Lebensweise praktizierte, auf deren Sinn und Recht der Nichtchrist bei rechtem 
Gebrauch der Vernunft ebenfalls stoßen wirds. Es ist keineswegs so, daß der 


69. Vgl. E. Lohmeyer, Der Brief an die Philipper, 19539, z. St., A. Dihle, RAC III, 737; 
W. Grundmann, 'ThW VIII, 5,15.22 f. 

70. A. Bonhöffer, Die Ethik des Stoikers Epiktet, 1894, 48.101 ff. 120, Anm. 82; H. 
Greeven, Das Hauptproblem der Sozialethik in der neueren Stoa und im Urchristen- 
tum, 1935, 147.158; R. Bultmann, ThW II, 445, Anm. ı5, und V, 161. 

71. Vgl. A. Vögtle, Die Tugend- und Lasterkataloge im Neuen Testament, 1936, 124, 
Anm. 3 und 4, 148 fl.; F. Horst, 'ThW IV, 378, Anm. ıo. Vgl. auch die Beispiele für 
die »inhaltliche Umformung übernommener Begriffe« bei H. Preisker, Das Ethos 
des Urchristentums, 1949, 118 ff. 

72. Als weithin typisch können die Äußerungen des Seneca und des Josephus gelten, 
wonach der Mann zum Herrschen geboren sei, die Frau zum Gehorchen (Const. I, ı) 
bzw. die Frau in allem schlechter (xeigw») sei als der Mann (Contra Apionem II, 24). 
Vgl. die Literatur zur Stellung der Frau in der antiken Welt und im Urchristentum 
bei A. Oepke, ThW I, 776 fl.; H.Greeven, RGG II, 1069 f.; K. Thraede, RAC 
VII, 197 fl. 

73. Vgl. H. Greeven, RGG II;, 318 f.; G. Delling, RAC IV, 651 ff., 666 ff., 707 ff. Vgl. 
weiter unten zu Abschnitt C. 

74. Vgl. J. B. Soulek, Das Gegenüber von Gemeinde und Welt nach dem ersten Petrus- 
brief, Communio Viatorum 3, 1960, 5-13. 

75. Daß die Realisierung des neuen Gehorsams keine Sache vernünftiger Selbstbesin- 
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Nichtchrist allein durch Vernunftgründe vom Sinn des christlichen Gebots — man 
denke etwa an das Gebot der Feindesliebe7® - zu überzeugen wäre. Daß das 
christliche Verhalten einfach der Vernunft entspricht und objektiv evident ist, 
wird man darum kaum sagen können. Der Christ wird nicht einfach an die Ver- 
nunft gewiesen, als ob deren Urteil die sich durchhaltende, Christen und Nicht- 
christen verbindende Instanz wäre, schon darum nicht, weil der voög des Men- 
schen faktisch immer schon voös tjc oapxds (Kol 2,18) bzw. dööxıuog voög ist 
(Röm 1,28) und die Gedanken verblendet und eitel sind (Röm 1,21; 2 Kor 3,14; 
Eph 4,17)77. Von der Neuwerdung des Menschen ist zwar sicher auch der voög 
betroffen (Röm 12,2)7®, und K. Barth sagt mit Recht, daß die »primäre ethische 


76. 


77: 


nung ist, ist ohnehin klar und unterscheidet das Neue Testament gerade von der 
rationalistischen Stoa, für die das Wissen um das Gute auch sein Tun nach sich 
zieht. Der als totus homo unter die Sünde verkaufte Mensch kann sich auch durch 
Wissen und Einsicht nicht davon befreien. Die Neuwerdung auch des voög ist keine 
Sache des voög selbst, sondern geschieht durch ein uerauogpododu (Röm 12,2), 
vgl. Bonhöffer, aaO (Anm. 70), 4.128.159; Greeven aaO (Anm. 70), 42, Preisker, 
aaO (Anm. 71), 27f. 

Vgl. z.B. M. Horkheimer, Verwaltete Welt, 1970, 36 f.: »Ohne jede theologische 
Basis ist der Satz, daß Liebe besser sei als Haß, nicht zu begründen.« S. Freud ver- 
glich die Forderung der Feindesliebe gar mit dem Credo quia absurdum, Das Unbe- 
hagen in der Kultur, Fischer-Taschenbuch Nr. 6043, 1953, ıo1. Vgl. auch H. Neu- 
mann, The Death of God and the Problem of Altruism, ZRG 21, 1969, 253-264. 
Das soll nicht heißen, daß »besonders im Gebiet des Denkens die Gebundenheit ... 
tief empfunden wird« (so G. Schrenk, ThW II, 97, der das aus dem Gebrauch von 
diakoyıoudg »nur im negativen Sinn« schließt). Zwar wird auch vonua durchweg 
sensu malo gebraucht (vgl. J. Behm ThW IV, 959), doch warnt sowohl die Radi- 
kalität des Sündenverständnisses als auch der positive Gebrauch von voöc u.a. 
Worten (vgl. G.Bornkamm, Glaube und Vernunft bei Paulus, Ges. Aufs. II, 1959, 
119-137) vor einem solchen Verständnis. Nach 2. Kor ı0,4f. sollen zwar die 
Aoyıouol niedergerissen und rräv vonua in den Gehorsam gegen Christus gefangen- 
genommen werden, aber Aoyıouol sind »Vernünfteleien« (H. Lietzmann und W.G. 
Kümmel, An die Kor. VII, 19494, z. St.) bzw. »Sophismen« (W. Bauer im Wörter- 
buch s. v.; vgl. auch J. Schneider, 'ThW III, 415, und H. W. Heidland, ThW IV, 
290, der von den »Gedanken einer sich Gott verschließenden, weil selbstherrlichen 
Vernunft« spricht), und die Gedanken sollen eben nicht blind, sondern gehorsam 
werden. A. Schlatter betont zu Recht, daß Paulus nicht sagt, an die Stelle des 
Denkens solle der Gehorsam treten: »Ihre Gedanken sollen dazu dienen, mit dem, 
was sie tun, dem Christus gehorsam zu sein ... Von einer Lähmung des Denkver- 
mögens ... hat Paulus nicht gesprochen« (Paulus der Bote Jesu, 19562, z. St.). 


78.Die Vielschichtigkeit des Begriffes voög ist zwar kaum durch ein einziges Wort 


wiederzugeben (vgl. die verschiedenen Übersetzungen in den Kommentaren oder 
bei J. Behm, ThW IV, 766.956, so u.a. »Geist«, »Bewußtsein«, »Sinn, Gesinnung«, 
»Willen«), doch ist das erkenntnismäßige intellektuelle Moment im Sinn der sitt- 
lichen Urteilskraft nicht zu niedrig zu veranschlagen oder gar zu unterschlagen (vgl. 
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Haltung« nach Paulus »ein ganz bestimmtes Denken« ist79 (vgl. den häufigen 
Appell an Eniyvwoıs, 6oxıudlew usw. im Bereich der Paränese). Dabei ist aber 
zu beachten, daß hier keineswegs eine formale, neutrale oder instrumentelle 
Vernunft im Blick ist. Kol 1,9 spricht ausdrücklich von der ooola xal oöveoıs 
nvevuarızn 8°, Phlm 6 von der &niyywoıs navrög dyadod des Glaubens. Vor 
allem aber ist die Vernunft des Christen an die Liebe gebunden. Nach Phil 1,9 ist 
es gerade die Agape, die immer reicher werden soll an Erkenntnis und Verständ- 
) srueniyvwoug und alodnoıs) 8. Damit aber kommt auch hier das Kriterium in 
Sicht, das auch die Rezeption antiker Ethik geleitet hat und eine davon unab- 
hängige Gesetzes- und naturrechtliche Ethik ausschließt, die Agape nämlich. 
Der vdöuos, den die Juden vom Alten Testament her kennen, und der vöuog, den 
die Heiden von der pdoıs her tun (Röm 2,14), muß erst zum vduog Tod KoLorod 
werden, um in der Gemeinde Geltung zu haben. Die Gnosis muß sich von der 


Schlatter, aaO [Anm. 77], z. St.: »Vernunft«, »Denken«). Daß die Vernunft des 
Christen erneuert und in Dienst genommen wird, zeigt auch Kol 3,10 (dvaxawov- 
uevog eis Eniyvwow). Die Erneuerung zielt nach Röm 12,2 gerade auf das Prüfen 
und Erkennen des von Gott Geforderten. Vgl. weiter Schrage, aaO (Anm. 63), 
163 ff. 

79.K.Barth, Der Römerbrief, 19222, 424; vgl. auch H.Schlier, aaO (Anm. 27), 88. 
Zwar folgt dem Erkennen das Handeln, dem Aoyiteodaı das zodoosıw (Phil 4,8 f.), 
aber ein Handeln ohne rechte Erkenntnis des Willens Gottes wird nirgends emp- 
fohlen. 

80. Der Kontext zeigt zunächst, daß dieses geistgegebene und geistbestimmte Verständ- 
nis auf die Erkenntnis des göttlichen Willens, den »Wandel« und die »Frucht« be- 
zogen ist. Bei M. Dibelius/H. Greeven wird swevuarıxı, freilich allein auf die 
Motivierung bezogen: »Es ist immer so in der christlichen Ethik: Die Anweisungen, 
die hier ja nur skizziert sind, können rational und welthaft, auch zeitgebunden sein; 
die Motivierung aber kommt aus dem »ganz anderen« Bereich« (An die Kolosser 
Epheser, An Philemon, 19533, 7). In der Tat wird zvevuarıxj) vor allem auf die 
von Gottes Pneuma kommende Erkenntnis verweisen (vgl. auch E. Schweizer, ThW 
VI, 435, Anm. 704), was freilich schon ausschließt, sie als jedem Menschen er- 
schwinglich anzusehen. Die parallele Fürbittenversicherung in Phil 1,10 (vgl. die 
nächste Anm.) spricht aber außerdem dafür, auch ein inhaltliches Moment einzu- 
schließen. Vgl. Ch. Masson: »Elle (sc. la sagesse) indique au chr£tien la direction 
dans laquelle il doit marcher, les normes auxquelles il doit conformer ses actes« 
(L’Epitre de Saint Paul aux Colossiens, 1950, z. St.). Vgl. R. Bultmann, aaO (Anm. 
16), 337, der das Pneuma bei Paulus als Kraft und Norm des negınareiv charakteri- 
siert. 

81. Auch hier ist das auf den Wandel zu beziehen, wie V. 10 (eis tö doxıudtew ünäs 
ta dapepovra xTA.) und V. ıı zeigen. &v ist nicht instrumental, so daß Znlyvwors 
und. alodnoıg der Liebe übergeordnet wären, sondern die Liebe nimmt an (nicht: 
durch) Erkenntnis zu (vgl. W.Michaelis, Der Brief des Paulus an die Philipper, 
1935, z. St.). Gerade die Liebe prüft, worauf es ankommt, ist also eine unterschei- 
dende und erkennende. 


Agape messen lassen (r Kor 8), um den Willen Gottes zu erkennen. Damit aber 
sind wir bei Punkt B. 


B. Die Liebe als oberstes Kriterium des Verhaltens und als Entsprechung 
zu Gottes Verhalten 


Bis auf wenige Ausnahmen ist die Liebe überall im Neuen Testament das oberste 
(was notabene nicht heißt: das einzige) Gebot rechten christlichen Verhaltens. 
Diese Vor- und Überordnung des Liebesgebots beginnt bereits bei Jesus (vgl. 
Mk 12,28 ff. par.). Ob die Zusammenfassung des Gesetzes im Doppelgebot der 
Liebe das Besondere der Verkündigung Jesu ist 2, ist zwar von Ch. Burchard, 
der das Doppelgebot auf die jüdisch-hellenistische Gemeinde zurückführt, neuer- 
dings bestritten worden #3. Es kann hier offenbleiben, ob es nicht doch eine von 
Hellenismen freie, auf Jesus selbst zurückgehende Fassung der Überlieferung 
vom Doppelgebot gegeben hat®+, auch Burchard konzediert, daß die Über- 
lieferung nicht ohne historisches Recht Jesus in den Mund gelegt sein würde: 
»Weniges an ihm ist so unbestritten wie daß die Liebe sein Leben und seine 
Verkündigung durchdrungen hat« (S. 62). Aber auch die Einschätzung des 
Liebesgebots als EvroAn nowtn ndvrwv (Mk 12,28) und das ueilwv Todrwv 
AA EvroAn oöx ori (Mk 12,31) entspricht durchaus der Verkündigung Jesu. 
Kultische Fragen, heilige Zeiten und kirchliche Tabus z.B. haben zurückzustehen 
gegenüber der elementareren und gewichtigeren Forderung, Gutes zu tun und 
Leben zu retten, so daß eine Sabbat-Vorschrift an der Erfüllung des Liebes- 


82. Vgl. z. B. G. Bornkamm, Das Doppelgebot der Liebe: in: Geschichte und Glaube I 
(Ges. Aufs. III), 1968, 37 ff., besonders 38: »Die Zusammenfassung der ganzen Tora 
in dem Gebot der Gottes- und Nächstenliebe ist also mit Markus und Matthäus als 
das Besondere der Verkündigung Jesu zu bezeichnen, wenn auch vereinzelt das 
Judentum zu knappen paränetischen Weisungen wie Test Issach 5,2 »Liebet nur den 
Herrn und euren Nächsten: imstande sein mochte ...« Vgl. auch Schnackenburg, aaO 
(Anm. 14), 65 ff. 

83.Ch. Burchard, Das doppelte Liebesgebot in der frühchristlichen Überlieferung, in: 
Der Ruf Jesu und die Antwort der Gemeinde (Festschrift f. J. Jeremias), 1970, 
39-62. 

84. Bornkamm, aaO (Anm. 82), 44 ist etwa der Meinung, daß Mt und Lk »eine andere, 
ältere Textgestalt vor sich hatten, der die charakteristische apologetische Abzwek- 
kung noch fehlte«; G. Friedrich, Was heißt das: Liebe?, Calwer Heft 121, 1972, 7 ff. 
konstatiert »ein völlig unsicheres Bild, in welchem Verhältnis die drei Evangelisten 
Markus, Matthäus und Lukas zueinander stehen« ($. 9). Zum Gebot der Feindes- 
liebe, vgl. D. Lührmann, Liebet eure Feinde (Lk 6,27-36 / Mt 5,39-48), ZThK 
69, 1972, 412-438. 


gebots nicht hindern darf (Mk 3,4 u.ä.; vgl. auch Mt 5,23 f., wo die Pflicht zur 
Versöhnung der Opferdarbringung übergeordnet wird) 85. 

Auch nach Paulus ist die Agape das schlechthin maßgebende Kriterium christ- 
lichen Verhaltens 86. Glossolalie und Prophetie, Glaube und Erkenntnis, aber auch 
gute Werke und selbst Martyrium und Tod sind ein Nichts ohne Agape. ı Kor 
13 ist nicht nur eine Spitze gegen die korinthische Überschätzung der Zungen- 
rede oder andere ekstatische Phänomene, sondern eine grundsätzliche Infrage- 
stellung allen Tuns, das nicht von der Liebe geprägt ist. Sie ist conditio sine 
qua non allen christlichen Verhaltens. Weil erst durch sie alles Sinn und Wert 
gewinnt, sagt Paulus, daß alle Dinge in Liebe geschehen sollen (1 Kor 16,14). In 
Röm 13,8-ı0 und Gal 5,14 wird die Liebe ausdrücklich als das nAnowuaund 
xepdAaıov, als Erfüllung und Summe des Gesetzes bezeichnet 88. Aber Paulus sagt 
nicht nur prinzipiell, daß die Liebe Quintessenz und Einheitsband aller einzelnen 
Gebote ist, sondern die Zentralstellung der Liebe läßt sich auch innerhalb der 
konkreten Einzelmahnungen beobachten. Immer wieder führt Paulus die Liebe 
als regulative Größe in seine Paränese ein, z.B. in der Diskussion des rechten 
Verhältnisses von Starken und Schwachen in Rom und Korinth (Röm 14-15 
und ı Kor 8-10)%, Hier wie dort soll allein das xara dydnnv neginareiv 
(Röm 14,15) der entscheidende Maßstab sein, der die anderen Maßstäbe bewer- 
ten und begrenzen soll (Röm 14,15; vgl. 14,19; ı5,2.5; ı Kor 8,1; 10,24.33). 
Das, was in ı Kor 8-ı0 z.B. der Liebe untergeordnet wird, nämlich Gnosis und 
Exousia, wird nicht einfach gering geachtet oder disqualifiziert, aber es wird dem 
prüfenden und kritischen Urteil der Liebe unterworfen. Zwar sind Glaubende 
immer auch Erkennende, aber ihre Erkenntnis droht zu hochmütiger Selbst- 
gefälligkeit zu entarten, wird sie nicht vom Blick auf die Brüder und deren 


85. Zu Mt 5,23 f. vgl. R. Hummel, Die Auseinandersetzung zwischen Kirche und Juden- 
tum im Matthäusevangelium, 1963, 80 f.; G. Strecker, Der Weg der Gerechtigkeit, 
1962, 31, Anm. ı. 

86. Vgl. Schrage, aaO (Anm. 63), 249 ff. 

87. Vgl. G.Bornkamm, Der köstlichere Weg (ı Kor 13), in: Das Ende des Gesetzes, 
1952, 93-112; H. Schlier, Über die Liebe, ı Kor 13, in: Die Zeit der Kirche, 19582, 
186-193; Friedrich, aaO (Anm. 84), 27 ff.; V. P. Furnish, The Love Commandment 
in the New Testament, 1972, 91 ff. 

88. Vgl. C. Spicg, Agape dans le Nouveau Testament, 1958, 259 ff., besonders 263: »il 
ne s’agit pas simplement de reduire une pluralit€ & l’unite, mais de les r&unir autour 
d’un point principal, en fonction d’un axe ou d’un centre, de quelque principe 
d’harmonie.« 

89.M. Rauer, Die »Schwachen in Korinth und Rom«, 1923; L. Baatelaan, De Sterken 
en Zwakken in de Kerk van Korinthe, 1942; H. v. Soden, aaO (Anm. 32); K. Nie- 
derwimmer, Erkennen und Lieben. Gedanken zum Verhältnis von Gnosis und 
Agape im ersten Korintherbrief, KuD ı1, 1965, 75-102; G. Friedrich, Freiheit und 
Liebe im ersten Korintherbrief, ThZ 26, 1970, 81-98. 
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olxodoun geleitet und begrenzt 9°. Zwar sind die Glaubenden immer auch Freie, 
die 2£ovola zu allem haben, und doch findet diese 2£ovoia ihre Schranke am 
schwachen Bruder und erweist sich paradoxerweise gerade im Verzicht auf diese 
Freiheit. In Röm 14 ist die Liebe Maß und Korrektur auch des Schöpfungs- 
glaubens. Paulus läßt keinen Zweifel an der grundsätzlichen Richtigkeit des 
Satzes, daß alles rein ist (14,20), aber auch hier ist sein letztes Wort die Orien- 
tierung am Bruder. 

Was sich bei Jesus und Paulus konstatieren läßt, gilt mutatis mutandis auch für 
Matthäus9!, Johannes9, für die Deuteropaulinen9 und für den ı. Petrus- 
brief 9. 

Fragt man nach dem Grund dieser ausschlaggebenden Bedeutung der Liebe, so 
scheint mir die Antwort darin zu liegen, daß bei aller Abgrenzung gegenüber 
einer bloßen imitatio-Frömmigkeit eine Entsprechung zum Heilshandeln Gottes 
intendiert ist9s, sei es (so bei Jesus) zur Güte Gottes selbst, oder sei es (so nach 


90. olxodoueiwv zielt auf die »Ablehnung der selbstgenügsamen Hypertrophie des reli- 
giösen Individualismus und Egoismus« und hat eine ekklesiologische Dimension, 
Ph. Vielhauer, Oikodome, 1940, 91.96; vgl. auch ©. Michel, ThW V, 142 ff. 

91. Die herausragende Bedeutung des Liebesgebotes und seine Funktion als Auslegungs- 
prinzip des Gesetzes bei Matthäus erhellt aus Mt 5,43 ff.; 7,12; 22,34 ff. sowie aus 
dem eingeschobenen Zitat aus Hos 6,6 in Mt 9,13 und 12,7; vgl. G.Barth, Das 
Gesetzesverständnis des Evangelisten Matthäus, in: Überlieferung und Auslegung 
des Matthäusevangeliums, 1960, 70 ff. 

92. Für Johannes läßt sich sogar sagen, daß er überhaupt nur ein Gebot kennt, nämlich 
das Liebesgebot. Die für die Jünger gültige &vroA7 wird im Singular meist durch 
ayanäv expliziert (Joh 13,34; 15,12, vgl. auch ı Joh 3,23; 4,21). Vgl. H.J. Wachs, 
Johanneische Ethik, Diss. Kiel, 1952, 39: »In den konkreten Situationen erweist sich 
das eine Gebot als eine Vielzahl von Geboten, die alle nur den einen Inhalt haben: 
ayanäv.« Vgl. auch G. Schrenk, ThW II, s5of.; Schnackenburg, aaO (Anm 14), 
255 f.; Furnish, aaO (Anm. 87), 132 ff. 

93. Nach Kol 3,14 ist die Liebe das vor allem Wichtige ( &ri näcw ö£ Todroıc), vgl. 
dazu Spicq, aaO (Anm. 88), 271; E. Percy, Die Probleme der Kolosser- und Epheser- 
briefe, 1946, 406 f.; zu den verschiedenen Möglichkeiten der Interpretation des 
»Bandes der Vollkommenheit« vgl. E. Lohse, Die Briefe an die Kolosser und an 
Philemon, 1968, z. St. 

94. Vgl. ı Petr 4,8 (noönavrwv). Jak 2,8 dagegen dürfte das »königliche Gesetz« nicht 
auf den besonderen Rang des Liebesgebotes als erstes und oberstes Gesetz weisen, 
sondern darauf, daß es von Gott als dem »König« des Reiches kommt; im übrigen 
aber ist das Liebesgebot nur ein Gebot unter anderen; vgl. M. Dibelius und H. Gree- 
ven, Der Brief des Jakobus, 1964, z. St.; W.Schrage, Die »Katholischen« Briefe, 
NTD ıo, 1973, z. St. 

95. Vgl. E. Jüngel, Erwägungen zur Grundlegung evangelischer Ethik im Anschluß 
an die Theologie des Paulus, ZThK 63, 1966, 379-390, besonders 386 f., wo auf die 
»strenge Analogie zwischen der Existenz der Glaubenden und der Existenz ihres 
Herrn« aufmerksam gemacht wird, in der »er zur Entsprechung bringt und wir ihm 
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Ostern) zum Verhalten Jesu oder zur eschatologischen Liebestat Gottes in Jesus 
Christus. Für das erste ist auf Mt 5,43 und 18,23 ff. (vgl. dazu Anm. 4) zu ver- 
weisen: In der letzten Bergpredigt-Antithese z.B. wird die vom Menschen ge- 
forderte Feindesliebe damit begründet, daß Gott seine Sonne über Böse und Gute 
aufgehen und auf Gerechte und Ungerechte regnen läßt, und in V. 48 wird die 
Antithesenreihe abgeschlossen mit der Mahnung: »seid vollkommen, wie euer 
Vater im Himmel vollkommen ist«. Auch bei Lukas heißt es (und zwar gegen- 
über dem matthäischen r&Asıog sicher ursprünglicher): »Seid barmherzig, wie 
euer Vater barmherzig ist« (Lk 6,37). Gewiß hat dasxa®o@c bzw. &g hier auch 
begründenden Charakter, d.h. also: Gottes ungeteilte Vaterliebe gegenüber 
aller Kreatur bzw. Gottes Barmherzigkeit begründet und motiviert das Gebot 
der Feindesliebe. Aber es hat erst recht vergleichenden Charakter. So, wie Gott 
seiner Liebe keine Grenzen zieht, sondern auch die Gottlosen in sie einbezieht, 
so sollen auch wir unsere Liebe selbst Feinden zukommen lassen 9%. 


zur Entsprechung gebracht werden«, was inhaltliche Konsequenzen hat: »Evange- 
lische Ethik ist in materialer Hinsicht grundgelegt als Ethik der (in Jesus Christus 
sprechenden) Entsprechung zwischen Gott und Mensch.« Das besagt, daß es für die 
christliche Existenz kennzeichnend ist, dem »göttlichen Zug in die Tiefe menschlich 
zu entsprechen«. Vgl. auch P.Stuhlmacher, Überlegungen zur Menschlichkeit des 
Menschen nach dem NT, in: Gesellschaft ohne Humanität?, Forum-Reihe ı5, 1971, 
71 ff., besonders 83; Schnackenburg, aaO (Anm. 14), 124 ff. Auch M. Honecker, der 
eine Inanspruchnahme der Christologie als »Erkenntnisprinzip des sozialethischen 
Verhaltens der Christen« verwirft und bestreitet, daß sich die Christologie »un- 
mittelbar in politische und gesellschaftliche Verhaltensweisen umsetzen« läßt, räumt 
doch ein, daß christliche Ethik »an Jesu Christi Botschaft, Verhalten und Geschick 
als Maß ihres ethischen Urteils festhalten« kann und muß und die Christologie dazu 
verhelfen kann, »Prioritäten zu setzen«, aaO (Anm. r), 94 f., 97. 

96. Manche Exegeten interpretieren t&Aeioc in Mt 5,48 entsprechend dem hebr. tamim 
bzw. schalem auch im Sinn der Ganzheit und Ungeteiltheit, vgl. R. Bultmann, 
Theologie 572 und A. Schlatter, Der Evangelist Matthäus, 1959, z. St. Besser ist es 
aber, man bezieht V. 48 in engem Anschluß an V.43 ff. (vgl. das oöv) auf die 
radikale Liebe im intensiven oder extensiven Sinn. Im ersteren Sinn z.B. E. Fuchs, 
Was heißt: »Du sollst deinen Nächsten lieben wie dich selbst«?, in: Zur Frage nach 
dem historischen Jesus (Ges. Aufs. II), 1960, ı ff.: »Es gibt keine halbe Liebe, und 
es gibt auch keine Liebe von Fall zu Fall, sondern es gibt nur eine ganze, ungeteilte 
Liebe, so gut Gott ein einiger, ungeteilter Gott ist« (5). Im letzteren Sinn z.B. 
G. Delling, ThW VIII, 75: »Wie Gott in seiner Güte unbeschränkt ist, so sollen nach 
V.48 Jesu Jünger in ihrer Liebe total sein und auch ihre Feinde ... in sie einbe- 
ziehen.« Vgl. zur » Ausrichtung der ethischen Weisungen Jesu auf das Gottesbild« 
E. Neuhäusler, Anspruch und Antwort Gottes, 1962, 43 ff.; außerdem A. Schulz, 
Nachfolgen und Nachahmen, Studien über das Verhältnis der ntl. Jüngerschaft zur 
urchristlichen Vorbildethik, 1962, 226 ff.; H. J. Schoeps, Von der imitatio dei zur 
Nachfolge Christi, in: Aus frühchristlicher Zeit, 1950, 286-301. 
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Wie schon erwähnt, tritt in die Rolle dessen, dem das Verhalten der Christen 
entsprechen soll, nach Ostern vor allem Jesus oder das Handeln Gottes in Jesus 
Christus, also die christologische Orientierung 97. Auch der zumal in der evangeli- 
schen Kirche oft perhorreszierte Vorbildgedanke hat im Neuen Testament durch- 
aus seinen Ort, wie z.B. das Johannesevangelium und der ı. Petrus-Brief zeigen. 
Im 4. Evangelium ist die Orientierung der Ethik am Verhalten Jesu unübersehbar. 
Dieser Exemplum-Charakter Jesu zeigt sich dabei nicht nur in seiner Hingabe in 
den Tod wie bei Paulus, sondern auch in seinem irdischen Wandel. In der Art, 
wie Jesus die Seinen geliebt hat, sollen die Seinen auch einander lieben. In der 
Perikope von der Fußwaschung wird Jesu Tun ausdrücklich als önoöeıyua be- 
zeichnet, also als Vorbild und Beispiel (Joh 13,15) 9%. So richtig es ist, daß nur der 
Geliebte lieben kann, so richtig ist zugleich, daß die Gemeinde durch das Beispiel 
Jesu gebunden ist. Gewiß ist die Fußwaschung ein »symbolisch-repräsentativer 
Akt«99, aber an dem Entsprechungsgedanken kann kein Zweifel sein. In ı Joh 
2,6 wird Jesus ja auch grundsätzlich als Vorbild der Lebensführung genannt: 
»Wer sagt, daß er in ihm bleibt, der ist verpflichtet, sich so zu verhalten, wie jener 
sich verhalten hat« (neoınarew xadws Exeivog negıendarnoev). Inhaltlich ist 
aber eben auch hier vor allem an die Liebe gedacht: »Ein neues Gebot gebe ich 
euch, daß ihr untereinander liebt, wie ich euch geliebt habe« (Joh 13,34 und 
15,12, aber auch ı Joh 3,3.7) '°. 


97. Das gilt selbst für die Evangelien, wie besonders deutlich bei Matthäus zutage tritt. 
G.Barth hat z.B. aaO (Anm. gr), 98 gezeigt, daß »die Christologie der Grund ist, 
der Matthäus zu der obengezeigten Auslegung des Gesetzes durch Liebesgebot und 
Nachfolge geführt hat«. Zu Mk 10,44 f. und Lk 22,27 vgl. A. Schulz, aaO (Anm. 96), 
252 ff. Das gemeinsame Schicksal von Herr und Jünger und der Vorbildcharakter 
der Passion Jesu zeigt sich vor allem in der Koordination der Leidensankündigung 
und der Worte vom Kreuztragen und Nachfolgen (Mk 8,3 1 ff. u. ä.) und der lukani- 
schen Ausgestaltung der Passion als vorbildhaftes Martyrium (vgl. etwa_Lk 23,26 und 
die Parallelität der letzten Worte Jesu und des Stephanus Lk 23,34.46 mit Apg 7,58 f. 
und weiter H. W. Surkau, Martyrien in jüdischer und frühchristlicher Zeit, 1938, 
95 £.). Zum Nachfolgegedanken vgl. M. Hengel, Nachfolge und Charisma, 1968. 

98. Gewiß ist Jesus auch hier und auch im r. Petrusbrief mehr als das. In dem johan- 
neischen xa®cg z.B. ist nicht nur ein beispielhafter, sondern auch ein begründender 
Sinn zu finden (vgl. Joh 13,34; 15,12), und Bultmann hat sicher recht, daß Jesus als 
Öndösıyu »erst für den sichtbar (wird), an dem er sein Werk getan hat«, und daß 
der Jünger aufgrund dessen, das er empfangen hat, verpflichtet wird. R. Bultmann, 
Das Evangelium des Johannes, 1950, 362; vgl. auch H. Schlier, ThW II, 33: »Das 
Önodeıyua ist freilich nicht nur ein Beispiel, das den Jüngern vorgemacht ist und 
von ihnen nachgemacht werden soll, sondern ein Vorbild, ein vorbildliches Ge- 
schehen, das die Jünger in Jesu Liebestat erfahren haben und dessen Erfahrung sie 
anderen zuteil werden lassen sollen.« 

99. Bultmann, aaO (Anm. 98), 362. 
100. Vgl. Wachs, aaO (Anm. 92), 44 ff.; O.Prunet, La Morale Chrötienne d’apres les 
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Wie sehr auch bei Paulus die Liebe durch den Christus definiert wird, zeigt sich 
schon daran, daß er das Liebesgebot auch als vduos Tod Xgıorod bezeichnen 
kann (Gal 6,2) °:. Das gleiche kommt auch darin zum Ausdruck, daß in der 
Debatte über das Verhältnis von Starken und Schwachen das rechte Verhalten 
sowohl als ein zara äydarınv nepınareiv (Röm 14,15) als auch als ein pooveiv 
»ara Koıotov ’Imoovv (Röm 15,5) bestimmt werden kann. Zwar kennt Paulus 
keine imitatio, wohl aber eine conformitas und analogia. In Röm 15,2 f. wird 
zwischen dem Verhalten des Christus und dem der Christen ausdrücklich eine 
Entsprechung hergestellt: » Jeder von uns lebe, dem Nächsten zu gefallen ..., denn 
auch Christus hat sich nicht selbst zu Gefallen gelebt.« Steht hier ein ydg, so in 
Vers 7 ein kausal-komparatives ads: »Nehmt einander an, wie auch Christus 
euch angenommen hat.« W. Kramer spricht im Anschluß an N. A. Dahl vom 
»Konformitäts-Schema« :°, Freilich ist hier nicht das Leben Jesu im Blick, son- 


€crits Johanniques, 1957, 96 ff.; W. Thüsing, Die Erhöhung und Verherrlichung Jesu 
im Johannesevangelium, 19702, 123 ff. 

101. Ob die Formulierung dem Begriff einer »messianischen« Tora nachgebildet ist, läßt 
sich nicht sicher sagen. A. Oepke (Der Brief des Paulus an die Galater, 19572, z. St.) 
z.B. denkt an eine Anknüpfung an jüdische Gedanken, nach denen der Messias die 
Tora neu interpretieren wird (vgl, Billerbeck, IV, ı ff.; III, 577 wird eine ent- 
sprechende Formulierung aber nur ein einziges Mal nachgewiesen). Nach G. Fried- 
rich, Das Gesetz des Glaubens, ThZ ro, 1954, 401 ff. kommt die Wendung aus dem 
Urchristentum (407 £.; vgl. Joh 13,34; ı Joh 2,7). Der bei Paulus selbst paradoxe 
Begriff (vgl. Röm 10,4) hat in &3wouod Xoeiotoö (1 Kor 9,21) eine gewisse Parallele 
und ist darum nicht einfach mit der Antithese gegenüber dem Judaismus erklärt. 
Beide Stellen sind nicht auf die Herrenworte zu begrenzen (so C. H. Dodd, 
ENNOMOZ XPIETOY, in: Studia Paulina, In honorem J. de Zwaan, 1953, 
96 ff.), sondern sind von Gal 5,14 her zu lesen und deuten an, daß im Gesetz Christi 
das Gesetz seiner eigentlichen Intention nach erfüllt wird (Gutbrod, 'ThW IV, 1069) 
und daß »das, was Liebe ist, ausschließlich von der Tat des Christus her definiert« 
wird (P. Stuhlmacher, Christliche Verantwortung bei Paulus und seinen Schülern, 
EvTh 28, 1968, 165 ff., besonders 168). 

102. N. A. Dahl, Formgeschichtliche Beobachtungen zur Christusverkündigung in der 
Gemeindepredigt, in: Neutestamentliche Studien für R. Bultmann, 1954, ı ff., be- 
sonders 6 f., wo als Belegstellen für dieses »Konformitäts-Schema« zados xal 6 
Xewotds (Röm 15,7 f.; Eph 5,2.25.29 [4,32]; Kol 3,13), xal yag 6 Xoıordc (Röm 
15,2 f.; vgl. Mk 10,44 f.) und örı xal Xpuotög (1 Petr 2,21 ff.; 3,18 ff.) angeführt 
werden. Die Hinweise auf Christus seien so zu interpretieren, daß Christus »nicht 
einfach als Vorbild« gesehen werde, vielmehr gehe es um »die Hingabe Christi für 
uns, seine Menschwerdung und seinen Tod, in dem das Heil beschlossen liegt«. Auch 
nach W. Kramer, Christos —- Kyrios — Gottessohn, 1963, 137 zeigen die Sätze, »wie 
die ethische Anweisung in der Predigt christologisch, und d. h. im Heilswerk Christi, 
begründet wurde«. Beide Autoren sprechen deshalb zu Recht nicht von imitatio, 
weil die Begründung des Heils eben nicht »imitiert« werden kann. »Aber die kon- 
kreten Anweisungen erhalten dadurch ihren Verpflichtungscharakter, daß man sie 


dern das oöy &avr& Nosoev (V. 3), das entweder auf den Gehorsam des Prä- 
existenten bzw. die Inkarnation zu beziehen ist (dafür sprechen die Aoristformen 
in 2 Kor 8,9 und Phil 2,5 ff.) oder aber die Passion mit einbezieht (dafür spricht 
das anschließende Zitat aus Ps 69, das ja auch in der Leidensgeschichte eine ziem- 
liche Rolle spielt, aber auch Röm 14,15). Sicher scheint mir jedenfalls, daß man 
nicht einfach sagen darf, daß Paulus das richtige Verhalten der Gemeinde »am 
irdischen Verhalten Jesu abgelesen« habe :°. E. Käsemann hat die Interpretation 
des Hymnus von Phil 2 im Sinn eines am Vorbild des irdischen Jesus orientierten 
ethischen Ideals z.B. überzeugend widerlegt %#. Gewiß geht es um Erniedrigung, 
aber diese wird nicht am Menschgewordenen, sondern am Menschwerdenden ver- 
anschaulicht. Es ist freilich zu fragen, ob neben der Begründung der Paränese der 
Vorbildgedanke ganz ausgeschaltet werden darf :°5 (vgl. auch die Rede von der 
Aiumois Ägıorod, notabene nicht’ Inooö,in ı Kor 11,1; vgl. auch ı Thess 1,6) '%. 


als mit dem heilsbegründenden Handeln Christi konform erweist« (Kramer ib.). 
Freilich darf das berechtigte »nicht nur Vorbild« nicht das Vorbildhafte oder den 
inhaltlichen Richtungssinn des xadcs überhaupt eskamotieren. Vor allem die beiden 
Stellen aus dem ı Petr lassen in ihrer übernommenen Tradition zwar deutlich über 
das Exemplum hinausgehende christologische Aussagen erkennen (Sühnecharakter 
des Todes Jesu usw.), zugleich aber ist unübersehbar, daß der Vf. des ı Petr die 
Tradition vor allem darum aufgegriffen und kommentiert hat, weil er in dem 
Leidens-Schicksal des Christus Vorbild und Ansporn zu christlicher Leidensnachfolge 
gesehen hat: »denn auch Christus hat für euch gelitten und euch ein Vorbild 
(ördyoauuov) hinterlassen, damit ihr seinen Spuren folgtet« (2,21); vgl. Schrenk, 
ThW I, 773. Auch wo nicht ausdrücklich auf die Konformität aufmerksam gemacht 
wird, kann sie bisweilen indirekt erschlossen werden, etwa dadurch, daß Attribute, 
die sonst überwiegend Gott oder Christus kennzeichnen, zur Charakterisierung des 
neuen Lebens der Christen ausgesagt werden (so Kol 3,12; vgl. J. Jervell, Imago dei, 
Gen 1,26 f. im Spätjudentum, in der Gnosis und in den paulinischen Briefen, 1960, 
2sıfl.; E.Larsson, Christus als Vorbild, Eine Untersuchung zu den paulinischen 
Tauf- und Eikontexten, 1962, 2ıo ff.). Zu vergleichen sind auch die Stellen mit 
dElws (»entsprechend, angemessen«); ausgedrückt wird hier der Gedanke, daß ein 
Handeln der im Genitiv stehenden Größe (Kyrios Kol 1,10; Evangelium Phil 1,27; 
Gott ı Thess 2,12; 3 Joh 6; Berufung Eph 4,1) gemäß ist bzw. sein soll. W. Foerster, 
ThW I, 379 findet hier mit Recht nicht nur das Motiv, sondern auch das Ziel und 
die inhaltliche Bestimmung christlichen Handelns zum Ausdruck gebracht. 

103.50 z. B. P. Feine, Der Apostel Paulus, 1927, 327 ff.; ähnlich auch R. Liechtenhan, 
Paulus, 1928, 160; W. D. Davies, Paul and Rabbinic Judaism, 1956, 147 ff.; vgl. 
auch E. Larsson, Christus als Vorbild, 1962. 

104.E. Käsemann, Kritische Analyse von Phil 2,5-ı1, in: Exegetische Versuche und 
Besinnungen I, 1960, 51-95. 

105. Vgl. W. Strecker, Redaktion und Tradition im Christushymnus, Phil 2,6-11, 
ZNW 55, 1964, 63 ff., besonders 65 (Anm. 7). 

106. Vgl. A. Schulz, aaO (Anm. 96), 270 ff. Zu ı Kor ı1,1 heißt es: »Paulus ruft zur 
Ausrichtung des christlichen Zusammenlebens nach seinem Beispiel auf, weil er in 
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Auch in Kol 3,12 und Eph 4,32 und 5,2 ist mit dem sich selbst hingebenden 
Christus nicht nur der Grund, sondern auch die Richtung des christlichen Ver- 
haltens bezeichnet. Zuletzt sei noch auf Eph 5,25.28 verwiesen, wo im Rahmen 
der Haustafel die Mahnung an die Männer, ihre Frauen zu lieben, damit moti- 
viert und daran gemessen wird, daß auch der Christus die Kirche geliebt hat. 
Wie H. Schlier mit Recht feststellt, schließt das xa®&c auch hier beides ein, Ver- 
gleich und Begründung ‘7. Wo Christus als Zayaros ’Aödu gilt, Christus- 
Schicksal und Christen-Schicksal so stark koordiniert sind wie bei Paulus und 
in seiner Schule, wo Kreuz und Auferstehung Jesu Zeit und Raum übergreifend 
die Existenz der Christen zeichnet, da kann das alles auch gar nicht verwundern. 

Schon aus den angeführten Stellen ergibt sich, daß die so durch den Christus 
definierte Liebe mehr ist als ein Motiv im Sinne eines bloß formalen ziellosen 
Impulses. Sie ist vielmehr konkrete Selbsthingabe und Diakonia und setzt ein 
ganz bestimmtes Verhalten aus sich heraus !°8, Dieser ethische Aspekt der Liebe 
ist nicht einfach sekundär. Man hat zwar oft betont, daß Liebe nicht im sittlichen 
Handeln aufgeht, daß sie zuerst nicht Handeln, sondern Sein sei, aber ebenso 
wichtig ist zweifellos, daß sie sich in ganz bestimmten Verhaltensweisen mani- 
festiert (vgl. die zahlreichen Verben im ı Kor 13,4 ff.) 9. Man kann sie darum 
erkennen und auf ihre Echtheit prüfen (2 Kor 2,4; 8,8.24; vgl. auch Joh 13,35). 
Der oft bis zum Überdruß wiederholte Hinweis auf die Unausweisbarkeit und 
Zweideutigkeit der Liebe darf nicht einer falschen Spiritualisierung und totalen 
Verborgenheit Vorschub leisten und verdecken, daß Paulus durchaus Zeichen 
kennt, die den Liebenden auch in der konkreten Wirklichkeit seines Lebens vom 
Nicht-Liebenden unterscheiden !1°, Gewiß ist die Liebe nicht demonstrierbar, 


seinem apostolischen Wirken bemüht ist, dem selbstlosen Dienst seines Herrn zu 
entsprechen« (286). H. D. Betz, Nachfolge und Nachahmung Jesu Christi im 
Neuen Testament, 1967, 137 fl.: »Bei Paulus ist Objekt des wıueiodaı ein keryg- 
matisierter historischer Jesus« (137); vgl. auch Schrage, aaO (Anm. 63), 238 ff., 
und J. Jervell, Imago dei, 1960, 251 ff. 

107. H. Schlier, Der Brief an die Epheser, 1957, 255. 

108.Synonym bzw. parallel zu dyanäv stehen darum z. B. dovAedew (Gal 5,13), 
diaxoveiv (vgl. 2 Kor 8,8 mit 8,19f.; Phlm 13 mit Phlm 9), dwöovau Eavrdv 
(vgl. 2 Kor 8,8 mit 8,5; Gal 2,20 mit 1,4), zaAdg noeiv, edloyeiv und roosdyeodaı 
(Lk 6,27 f.), dyadonoıeiv (Lk 6,35). 

109. »ı5 Verben in diesen 3 Versen!«, G. Bornkamm, aaO (Anm. 87), 101. 

ıro.R. Bultmann betont zwar mit Recht, daß liebendes Handeln weder dem Außen- 
stehenden noch sich selbst gegenüber als Liebe ausgewiesen werden kann, ja daß 
das, was der Liebende und der Nichtliebende tun, gleich aussehen kann (Das christ- 
liche Gebot der Nächstenliebe, in: Glauben und Verstehen I, 19542, 229 ff.; be- 
sonders 239 f.). Gegenüber einer vorschnellen Beruhigung bei diesem Tatbestand 
betont aber W. Marxsen, daß es »schlimm genug (bleibt), daß man so wenig kon- 
kretes Tun sieht, hinter dem man wenigstens die Agape vermuten könnte« (Die 
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weil mit keiner Verhaltensweise ohne weiteres identisch, aber andererseits will 
die Liebe nun doch gerade auch in diesen Verhaltensweisen und nicht daneben 
Ereignis werden. Das Einzelne und Konkrete ist nicht die Liebe, aber die Liebe 
bekundet und verleiblicht sich darin. 

Gewiß kennt die Liebe auch eine Verschiedenheit von Konkretionen, und gewiß 
verhindert die Orientierung an der Liebe keine Pluralität von Entscheidungen !". 
Eine Verabsolutierung der Entscheidung des einzelnen ist darum ebenso unmög- 
lich wie eine Majorisierung anderer. Aber wichtiger ist, daß damit die Konkre- 
tion nicht einfach beliebig wird und daß bei aller Anerkenntnis, daß jeder einzelne 
seinem Herrn steht und fällt (Röm 14,4), die Gemeinde nicht aus der Verantwor- 
tung für den anderen entlassen wird 2. Zumal Paulus dringt darauf, daß die 
Gemeinde gemeinsam nach dem rechten Wege sucht (vgl. die Mahnungen zum 
TO auto Pooveiv, Röm 12,16; Phil 2,2 u.a.), und d.h, eben auch: nach derselben 
Richtung und Art der Liebe (vgl. Phil 2,2 tr» aörıw aydıınv) "3. Zu verweisen ist 


christliche Liebe im Zeichen der Hoffnung, ELKZ 8, 1954, 273 ff. Zitat $. 273). 
Vgl. auch H. D. Wendland, Vom Menschenbild des Neuen Testaments, in: Dienst 
unter dem Wort, Festgabe für H. Schreiner, 1953, 306 ff., besonders 309 ff. 

ııı.Zu ı Kor 6,1 ff., wo Paulus zwei Möglichkeiten christlichen Verhaltens nebenein- 
anderstellt, auch wenn er den Rechtsverzicht als die eigentlich christliche Verhal- 
tensweise hinstellt, vgl. E. Dinkler, aaO (Anm. 62), 220 ff. Nach Dinkler liegen 
zwei Möglichkeiten christlichen Verhaltens vor, über die in der aktuellen Situation 
vom Liebesgebot her zu entscheiden ist; »die Entscheidung, ob der Christ in Rechts- 
konflikten mit Christen ein brüderliches Schiedsgericht anruft oder ob er auf 
Rechtsnahme verzichten soll, fällt er im Blick auf den Nächsten ... Da der Rechts- 
verzicht sich nie verrechtlichen läßt, sondern nur als durch eigene Entscheidung und 
Entschluß des Einzelnen Verzicht aus zuiorıs sein kann, und da er zugleich die 
in der Schiedsgerichtsbarkeit anerkannte Rechtsordnung überwindet und auch mög- 
licherweise bricht, ist es für den Christen eine je und je neu zu entscheidende Frage: 
Muß und darf ich auf das Rechtsuchen verzichten?« (222 f.). Vgl. aber auch die 
Kritik von H. Thyen an dem individualethischen Ansatz dieser Sicht, Zur Proble- 
matik einer neutestamentlichen Ekklesiologie, in: Studien zur Friedensforschung 9, 
1972, 96 ff., besonders 148 f. Zu anderen Fällen verschiedenartigen sittlichen Ver- 
haltens (z. B. Ehe oder Ehelosigkeit in ı Kor 7 oder Genuß von Fleisch und Wein 
oder der Verzicht darauf Röm 14-15 u. ä.), vgl. Schrage, aaO (Anm. 63), 148 fl. 

112. Die »mit aller Erkenntnis Erfüllten« sind eben dadurch in der Lage, »einander zu- 
rechtzuweisen« (Röm 15,14). Auch als einer, der den Willen Gottes prüft und er- 
kennt, ist der Christ nicht in der selbstgenügsamen Isolierung eines von der Ge- 
meinde unabhängigen Individuums, sondern als Glied des Leibes Christi in Ver- 
antwortung für andere gestellt. 

113. Die »Gleichheit« dieser Liebe bezieht sich nicht auf Maß und Stärke der Liebe, 
sondern auf deren »Richtung« und »Art« (W. Michaelis, Der Brief des Paulus an 
die Philipper, 1935, z. St.) bzw. »die Gleichgerichtetheit ihres Wollens« (J. Gnilka, 
Der Philipperbrief, 1968, z. St.). 
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auch auf den sogenannten Liebeskommunismus der Urgemeinde, auch wenn hier 
nicht eine historische Beschreibung, sondern mehr ein ethisches Ideal vorliegt ‘4, 
oder auf das Institut der Witwenversorgung von ı Tim 5,3 ff., wo eben nicht 
nur der einzelne auf seine spontane Liebe angesprochen wird, sondern die Ge- 
meinde eine geregelte Fürsorge für einen der damals sozial, gesellschaftlich und 
rechtlich benachteiligten Stände übernimmt ':5; d. h., die Gemeinde und nicht nur 
der einzelne ist hier der Träger sozialer Verantwortung. Jedenfalls geht es im 
Neuen Testament nicht einfach um die individuelle Entscheidung des einzelnen. 
Solche Reduktion der Ethik auf individuelles Verhalten ist nicht neutestament- 
lich 16, Nur darum kann Paulus ja auch unbefangen die Mazedonier oder sich 
selbst als Beispiel für andere hinstellen (2 Kor 8 oder ı Kor 4,16; 11,1; Phil 4,9 
u. a.). Auch die verbreitete formal- und situations-ethische Deutung des Liebes- 


114. Vgl. Apg 2,42 ff.; 4,32 ff. Lk hat Einzelfälle verallgemeinert (vgl. 4,36 f. und 
5,1 ff.) und antike Vorbilder vor Augen (vgl. die Gütergemeinschaft Qumrans und 
entsprechende Ideale bei Pythagoras, Plato u. a.; F. Hauck, ThW III, 792 fl.). 
Vgl. weiter J. Dupont, L’union entre les premiers chretiens dans les Actes des 
Apötres, Nouv. Rev. Theol. 91, 1969, 897-915; H.-J. Degenhardt, Lukas — Evange- 
list der Armen. Besitz und Besitzverzicht in den lukanischen Schriften, 1965, 160 ff. 

115. Witwen und Waisen werden schon im AT und Judentum in besonderer Weise der 
Fürsorge der Gemeinde befohlen (vgl. Jes 1,17; Jer 22,3; Sach 7,10 u. ä.; Sir 4,10; 
slav Hen 42,9 u. ä.), doch kennt das Judentum offenbar noch keine institutionali- 
sierte Hilfe, vgl. H. W. Bartsch, Die Anfänge urchristlicher Rechtsbildungen, 1965, 
112 ff.; J. Müller-Bardorff, Zur Exegese von ı Tim 5,3-16, in: Gott und die Götter, 
Festgabe für E. Fascher, 1958, 113-133; G. Stählin, 'ThW IX, 444 f. 

116. E. Käsemann hat im Blick auf die am Individuum orientierte Darstellung der pau- 
linischen Theologie bei R. Bultmann mit Recht festgestellt, daß hier die personalen 
Relationen das Gesamtbild bestimmen und »auch den christlichen Dienst im Rah- 
men einer Individualethik beschreiben« lassen (Paulinische Perspektiven, 1969, 24). 
Vgl. auch Wilder, aaO (Anm. 52) 519, H. Th. Goebel, Der Auftrag des Wortes 
Gottes an die Verkündigung und Theologie der Kirche, 1972, 81 f. und die Kritik 
von M. Honecker an W.Schmithals’ Beitrag »Die Königsherrschaft Chrsiti und die 
heutige Gesellschaft«, in: W. Schmithals / J. Beckmann, Das Christuszeugnis in der 
heutigen Gesellschaft, 1970, 14-42. »Sozialethik wird durch Schmithals auf ein 
Problem individuellen Wollens reduziert, wobei von allen politischen und gesell- 
schaftlichen Bedingungen abstrahiert wird«, aaO (Anm. 1), 81 ff., besonders 83. 
Jedenfalls ist auch das Neue Testament nicht blind gegenüber der Interdependenz 
von Personalem und Strukturellem (vgl. Abschnitt II C u. A. Rich, Das »Humanum 
als Leitbegriff der Sozialethik, in: Gesellschaft ohne Humanität?, Forum-Reihe ı5, 
1971, 30-55, besonders 46). E. Grässer erklärt zu Recht, daß die Erneuerung »nicht 
als das Nacheinander von Herzensänderung und Weltveränderung geschieht. Da 
der Mensch faktisch nie ohne Strukturen lebt, wird seiner Erneuerung die der Struk- 
turen entsprechen müssen«, Die politische Herausforderung an die biblische Theo- 
logie, Ev'Th 30, 1970, 228-254, besonders 235. 
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gebotes !:7 scheint mir verfehlt zu sein. Gewiß ist die Forderung der Liebe nicht 
mit einem materialethisch-fixierten Soll zu erfüllen oder kasuistisch festzulegen. 
Der konkrete Nächste und der konkrete Augenblick erfordern immer neues 
doxıudlew ‚aber weder Jesus noch Paulus haben das Liebesgebot als farb- und 
konturenlosen Imperativ verstanden, dessen Inhalt sich von selbst versteht. Der 
Primat der Liebe ist vielmehr immer auch in exemplarischen und verbindlichen 
Einzelweisungen zu erkennen, wobei Liebesgebot und Einzelgebot in dialektischer 
Spannung zueinander stehen 118, 


C. Die Liebe und die Strukturen der Welt 


Von besonderer Wichtigkeit im Blick auf Barmen II, die heutige Situation und die 
Tradition der Zwei-Reiche-Lehre ist nun aber, daß die Liebe keineswegs an den 
Institutionen und Bezügen der Welt endet, sondern diese Strukturen zur Chance 
und zum Ort der Liebe werden. 

Blicken wir zunächst wieder auf Jesus. Über bestimmte Sachverhalte ist wohl 
verhältnismäßig leicht Übereinkunft zu erzielen, z.B. darüber, daß Jesus seine 
eigentliche Aufgabe nicht darin sah, gesellschaftlich oder sozialreformerisch 
zu wirken (vgl. Lk 12,13 ff.) ı:9, daß er kein Zelot war '2°, daß alle Strukturen der 
Welt ihm als Provisorium galten und daß er nicht der Meinung war, durch sie 
oder ihre Veränderung komme der Mensch zum Heil. Freilich gilt auch umgekehrt, 


ı17. Nach R. Bultmann z. B. wird mit der Liebesforderung »nirgends ... ein Was des 
Handelns angegeben« (aaO [Anm. 110] 235). »Die Frage »Was soll ich tun?« kann 
also nicht in der Form wiederholt werden, daß man fragt: »Was soll ich Liebender 
tun? oder »Was soll ich tun, um zu lieben?«. Wer noch so fragt, erhält die Antwort 
durch das: »Wie dich selbst« (238). Was das Liebesgebot fordert, »habe ich jeweils 
selbst zu erkennen«, »das christliche Liebesgebot weist mich je in meinen Augen- 
blick« (Glauben und Verstehen II, 1952, 70 und 18). 

118. Vgl. W. Schrage, aaO (Anm. 63), ı0 ff., 86 ff., 168 ff., 260 f.; P. Noll, Jesus und das 
Gesetz, Rechtliche Analyse der Normenkritik in der Lehre Jesu, 1968, ı2 ff.; H. 
Flender, Die Botschaft Jesu von der Herrschaft Gottes, 1968, 53. Niederwimmer, 
aaO (Anm, 18), 90, Anm. 22, will dagegen zwischen dem »Prinzip der Agape« und 
den konkreten Einzelparänesen einen Widerspruch innerhalb der paulinischen Theo- 
logie entdecken, der dem angeblichen »Widerspruch zwischen enthusiastischen und 
regressiven Elementen« (gr) bei Paulus entsprechen soll. 

119. Freilich hört man heute bisweilen, die eigentliche Spitze der Botschaft Jesu sei die 
Veränderung der Welt. So meint z. B. P. Pokorny, Der Kern der Bergpredigt, 1969, 
»der Schwerpunkt der Aufforderungen der Bergpredigt liegt ... im Aufruf zur 
Änderung der Welt« (58). 

120. Vgl. O. Cullmann, Jesus und die Revolutionären seiner Zeit, 19702; M. Hengel, 
War Jesus Revolutionär?, Calwer Heft 110, 1970; dort werden die anderslautenden 
Thesen von R. Eisler, S. G. F. Brandon u. a. mit Recht kritisiert. 


161 


daß er den Status quo nicht einfach toleriert oder sanktioniert hat, nicht einfach 
Innerlichkeit und Herzensfrömmigkeit predigte oder ein schiedlich-friedliches 
Nebeneinander von Gott und Kaiser oder Gott und Mammon 2, Daß man dem 
Kaiser geben soll, was des Kaisers ist (Mk 12,17 par.), ist keinesfalls im Sinn 
einer Trennung, Isolierung oder Eigengesetzlichkeit des politischen Bereichs ge- 
meint 22, Eine Unterscheidung zwischen privater und öffentlicher Sphäre, 
zwischen Privatperson und Amtsperson, etwa bei der Auslegung der 5. Antithese, 
ist schon von A.Schlatter u.a. zurückgewiesen worden !23, Da die Mahnungen 
der mt. Antithese zum Gewalt- und Rechtsverzicht bei Lukas noch dem Gebot 
der Liebe unter- und nachgeordnet sind, besagt das aber, daß die Liebe auch im 
Bereich der sogenannten Ordnungen entscheidendes Regulativ ist und hier keines- 
wegs alles den politischen und gesellschaftlichen Zweckmäßigkeiten und Eigen- 
gesetzlichkeiten zu überlassen ist. Zu erinnern ist weiter nochmals an die der Um- 
welt skandalöse Tischgemeinschaft mit den religiös und gesellschaftlich Deklas- 
sierten, wo eben gerade um der Liebe willen die Konvention und Ordnung 
gesprengt wurde !2+. Oder an das Durchbrechen der Diskriminierung der Frau 


121. Daß sich Jesu Botschaft zur Rechts- und Staatsordnung usw. »neutral« verhalte und 
die Eigengesetzlichkeit von Politik und Kultur respektiere (vgl. z. B. W. Stapel, 
Der christliche Staatsmann. Eine Theologie des Nationalismus, 1932), ist gerade 
eine der Thesen, gegen die sich Barmen II richtete. 

122. Vgl. W. Schrage, Die Christen und der Staat nach dem Neuen Testament, 1971, 
36 f£.: »Beide Bereiche sind weder völlig voneinander getrennt gedacht, als ob der 
Kaiser in seinem Bereich eine absolute und autonome Instanz wäre, noch mitein- 
ander zu identifizieren (etwa im Sinne eines religiösen Staates oder einer Staats- 
kirche) oder auch nur gleichrangig auf eine Ebene zu stellen ... Die eigentliche Re- 
lativierung des Kaisers aber bringt der zweite Teil des Logions. Daß hierin die 
Pointe steckt, ergibt sich schon daraus, daß Jesus diesen zweiten Teil des Satzes un- 
gefragt hinzufügt. Der Gehorsam gegenüber Gott ist allem anderen vor- und über- 
geordnet. Er bestimmt und begrenzt, was des Kaisers ist« (37). 

123. Die reformatorische Unterscheidung, wonach z. B. Mt 5,39 den Christ als Privat- 
person und nicht im Amt angehe (vgl. H. Diem, Luthers Lehre von den zwei Reichen 
untersucht von seinem Verständnis der Bergpredigt aus, 1938), hat im Text keinen 
Anhalt, da hier nirgends eine Unterscheidung zwischen privater und öffentlicher 
Sphäre vorgenommen wird. A. Schlatter erklärte demgegenüber mit Recht, daß 
»die Unterscheidung zwischen einer obrigkeitlichen und einer privaten Moral in der 
Umgebung Jesu keinen Platz« hat (Der Evangelist Matthäus, 1959, 185). Vgl. auch 
D. Bonhoeffer, Nachfolge, 19524, 87. 

124. Daß sich Jesus damit über die Schranken des Gesetzes und der Konvention hinweg- 
setzt und dieses Verhalten als Provokation empfunden werden mußte, zeigen Worte 
wie Sir 9,16 (»rechtliche Männer seien deine Tischgenossen«), Jubil 22,16 (»trenne 
dich von den Völkern und iß nicht mit ihnen«) und rabbinische Äußerungen (Biller- 
beck I, 498 f., IV, 374 ff.), aber auch Apg 10,28; 11,3. Vgl. Perrin, aaO (Anm. 43), 
ı12 ff. Dabei ist freilich zu beachten, daß man die gesellschaftliche Konsequenz und 
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oder das Verbot der Ehescheidung, das gerade der damals weithin rechtlosen 
und benachteiligten Frau einen gewissen Schutz verlieh 25. Oder an die Beispiel- 
erzählung vom barmherzigen Samariter (Lk 10,25 ff.), wo auf dem Hintergrund 
des unversöhnlichen Hasses zwischen Juden und Samaritern gerade die Wahl des 
Samariters deutlich macht, daß die Liebe sich über Konventionen, Gruppeninter- 
essen und völkische und religiöse Schranken hinwegzusetzen wagt ‘26. Jedenfalls 
scheint mir unbestreitbar, daß die Botschaft von der alle Menschen suchenden 
Liebe Gottes auch die Rechts- und Sozialstruktur tangiert und auch eine gesell- 
schaftskritische Dimension hat. 

Ganz entsprechend verhält es sich auch bei Paulus. Ich wähle dafür als An- 
schauungsmaterial gerade die beiden Beispiele, nämlich Philemon-Brief und 
Haustafeln, die oft gerade in einem anderen Sinn angeführt werden. Zuvor 
möchte ich freilich, um Mißverständnissen vorzubeugen, betonen, daß ich nicht 
der Meinung bin, daß die Liebe grundsätzlich die sogenannten »Ordnungen« 
in Frage stellt. Sie kann sie vielmehr sehr wohl auch respektieren und potenzieren. 
Ob etwa die Unterordnung unter die 2&£ovoiaı in Röm 13 auch als Ausdruck der 
Liebe verstanden werden kann, ist allerdings umstritten. Jedenfalls reicht es 


das theologische Motiv und Zentrum nicht einfach identifiziert. Tischgemeinschaft 
ist primär Ausdruck der »Annahme« der Sünder (Lk 15,2) und »verbindet vor Gott 
und mit Gott«, ©. Hofius, Jesu Tischgemeinschaft mit den Sündern, Calwer Heft 86, 
1967, 11; vgl. auch E. Grässer, ZNW 62, 1971, 281, Anm. 46. 

125. Vgl. H. Braun, Jesus, 1969, 98: Mit der Ablehnung der Ehescheidung durch Jesus 
»steht Jesus gegen eine jüdische Theorie und offenbar auch gegen eine zu seiner Zeit 
geübte jüdische Praxis. Dieser Rigorismus Jesu ergreift, wie die Lage des jüdischen 
Eherechts damals war, eindeutig Partei für die in Ehesachen rechtlich empfindlich 
benachteiligte Frau.« Auch $. 103 sieht Braun im Rigorismus Jesu den zeitbedingten 
Ausdruck »für den Schutz und die Achtung, die auf diese Weise der im jüdischen 
Eherecht ungeschützten und verachteten Frau zugewandt werden soll«. 

126. Vgl. die Gleichnis-Bücher von J. Jeremias, E. Linnemann und G. Eichholz, außer- 
dem G. Friedrich, aaO (Anm. 84), 16 ff. Gerade hier zeigt sich freilich zugleich der 
Unterschied zur johanneischen Konzeption. Nach L. Schottroff, Joh 4,5-15 und die 
Konsequenzen des joh. Dualismus, ZNW 60, 1969, 199 ff. ist auch in der Erzählung 
von der Begegnung Jesu mit der Samariterin am Jakobsbrunnen eine alte Tradition 
aufgegriffen worden (Joh 4,5-7.9), die gut in das Bild Jesu paßt, weil wir »mit 
Sicherheit von ihm etwas Analoges (wissen): daß er Kritik übte an den Schranken, 
die religiöse Exklusivität und Haß gegenüber der Gruppe der Zöllner, Sünder und 
Dirnen aufrichtete« (204). Joh. dagegen will nicht wie seine Tradition »gegen die 
Schranke innerweltlichen Hasses kämpfen, er will nicht Bezug nehmen auf die für 
ihn nur vordergründigen und irdischen Probleme, wie sie sich im Verhältnis von 
Juden und Samaritern zeigen« (206). Wo freilich »alle irdischen Güter scheinbare, 
unechte Güter sind und das natürliche Leben nur uneigentliches Leben ist« (R. 
Bultmann, aaO [Anm. 98], 133), da ist man kaum noch in der Nähe des irdischen 
Jesus. 
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nicht aus, die sogenannten »Ordnungen« und das Verhalten der Christen ihnen 
gegenüber allein vom Gesetz her zu verstehen, wie das bei der Interpretation 
von Röm 13 geschehen ist 2”. Anders steht es aber mit einer Analogie zwischen 
dem Liebesgebot und dem Verhalten des Christen in den Institutionen und 
Relationen der Welt. Hier ist durchaus eine Beziehung zu konstatieren. Das gilt 
jedenfalls vom Verhältnis der Christen zur Sitte und zur iustitia civilis, denn 
ı Kor 13,5 heißt es z.B. klar und bestimmt, daß sich die Liebe der Sitte einfügt: 
00x doxynuovel, sie benimmt sich nicht unschicklich, handelt nicht unanständig 28. 
ı Kor 13,6 ist zu entnehmen, daß sie nicht mit dem Unrecht paktiert. Und auch 
die Pflicht zur Arbeit wird in Eph 4,28 und Apg 20,34f. dem Liebesmotiv 
subsumiert (ähnlich auch ı Thess 4,11 im Zusammenhang mit 4,9) '29. Von daher 
kann man durchaus erwägen, ob es Zufall ist, daß auch Röm 13,1-7 von Mah- 
nungen eingeklammert ist, die das Verhältnis der Christen zu ihren Mitmenschen 
durch die Liebe bestimmt sehen wollen :3°. 

Daß die Liebe tatsächlich auch die Institution prägen und durchwalten soll, doku- 
mentiert vor allem der Philemon-Brief, insofern hier das Verhältnis von Herr 
und Sklave im Licht der Agape gesehen und durch den Gedanken der Bruder- 


127. Vgl. z.B. O. Eck, Urgemeinde und Imperium, 1940, ı11 ff., wo die These vertreten 
wird, »daß die Wirksamkeit des Staates letztlich auf das Gesetz zurückzuführen« 
(112) bzw. »das Wirken des Staates dem Wirken des Gesetzes analog« zu verstehen 
ist (116), so daß das über den Staat Gesagte »die Dignität des Gesetzes« erhält (115) 
und der Gehorsam ihm gegenüber »als durch das Gesetz begründet« angesehen wird 
(117, 120 ff.); dagegen mit Recht W. G. Kümmel, ThRu 1948/49, 139 f., E. Käse- 
mann, Röm 13,1-7 in unserer Generation, ZThK. 56, 1959, 316 ff., besonders 339 f. 
Gewiß ist eine sprachliche Berührung mit der Gesetzesterminologie zu beobachten, 
aber das Verhältnis von Mann und Frau und die damit zusammenhängenden Ver- 
pflichtungen sind ja nicht »zwischeneingekommen«, wie das vom Gesetz gilt, und 
andererseits ist Christus nicht das Ende des Gesetzes im Sinn des Endes von Fa- 
milie und Staat. Auch sind die Ordnungen sicher nicht mit dem heilsgeschichtlichen 
Gegensatz von Evangelium und Gesetz in Verbindung zu bringen, so daß der Staat 
in die Rolle des naudsaywyds von Gal 3,25 käme. 

128. Vgl. H. Schlier, aaO (Anm. 87), 190. 

129. Vgl. W. Bienert, Die Arbeit nach der Lehre der Bibel, 1954, 344 ff.; F. Hauck, Die 
Stellung des Urchristentums zu Arbeit und Geld, 1921, 106: »Die Bruderliebe for- 
dert die Arbeit.« 

130. W. Schrage, aaO (Anm. ı21), 53, Anm. 112; dort auch weitere Literatur. »Dieser 
Text ist ein Stück der Entfaltung und Anwendung der Liebesregel auf die Situation 
der römischen Gemeinde«, H. D. Wendland, aaO (Anm. 52), 91. »Der Staat ist also 
weder Objekt von Liebe oder gar einer irrational-sakralen Verehrung, noch sind 
seine Anordnungen in der Sphäre des göttlichen Gesetzes gegründet und von des- 
sen Autorität; er ist vielmehr ganz nüchtern das Feld der Bewährung des in der 
Liebe wurzelnden und von der Liebe zum anderen beherrschten Christenlebens«, 


Schrage ebd. 


schaft zugleich vertieft, überboten und relativiert wird. Schon daß der Sklave 
nach römischem Recht res war'31, bei Paulus aber als ddeApog dyanınrog gilt 
(Phim 16), ist ein gewichtiger, auch soziologischer Sachverhalt :32, Es ist geradezu 
selbstverständlich, daß in die Liebe, die Philemon zu allen Heiligen hat (Phlm 5), 
auch sein entlaufener Sklave einbezogen ist. Und dabei hat sich diese Bruder- 
schaft nicht nur im innerkirchlichen Raum und in den innergemeindlichen Be- 
ziehungen zu bewähren (etwa in Teilnahme an gemeinsamen Herrenmahlen, 
Bruderkuß u.a.), sondern auch im Raum der Welt und in den außergemeind- 
lichen Gegebenheiten und Verhältnissen (xai &v oapxi xal &v xvpiw Phlm 16) :33. 


131. 


132. 


133. 


Auch Aristoteles z. B. nannte den Sklaven ein xrnua rı Zuyvxov (Pol 1,2,4), 
ein lebendiges Besitzstück, und bei Juvenal (Satire 6) heißt es: »Ist denn der Sklave 
überhaupt ein Mensch?« Als Teil der beweglichen Habe konnten Sklaven, die 
darum oft in Vermögensverzeichnissen neben Geld, Sachwerten, Ländereien usw. 
aufgeführt werden, verkauft, verpfändet, vererbt und vermietet werden, vgl. 
W.L. Westermann, The Slave System of Greek and Roman Antiquity, 1955. Eine 
solche Einschätzung des Sklaven als »Nichtmensch« Paulus zu unterstellen, so $. 
Schulz (Hat Christus die Sklaven befreit? EvKomm 5, 1972, 13-17), heißt freilich, 
die Dinge auf den Kopf zu stellen; vgl. die berechtigte Kritik von P. Stuhlmacher, 
EvKomm 5, 1972, 298 und E. Schweizer, Zum Sklavenproblem im NT, Ev'Th 32, 
1972, 502-506. Und mag Aristoteles auch antikem Rechtsempfinden gemäß sagen, 
der Herr eines Sklaven könne einem Sklaven gegenüber nie Unrecht tun, da er ja 
sein Eigentum sei (Nicom. Ethik V, 10,8), so erklärt Kol 4,ı etwas sehr anderes. 

E. Lohmeyer, Die Briefe an die Kolosser und an Philemon, 1953, 189, schloß aus 
der Tatsache, daß hier »der Gedanke der Brüderlichkeit« begonnen habe, »ein 
rechtlich-soziales Verhältnis aufzuheben« fälschlicherweise sogar die Forderung der 
Freilassung des Onesimus. Anders E. Lohse, Die Briefe an die Kolosser und an 
Philemon, 1968, 283, 285, 287; H. Gülzow, Christentum und Sklaverei in den ersten 
drei Jahrhunderten, 1969, 29 ff. P. R. Coleman-Norton (The Apostle Paul and the 
Roman Law of Slavery, in: Studies in Roman Economic and Social History in 
Honor of A. C. Johnson, 1951, 155-177) meint allerdings von V.2ı her, daß man 
die Möglichkeit nicht völlig ausschließen könne, »that Paul may have hidden also in 
this sentence a request for the freedom of this slave«. Doch ı Kor 7,17 ff. mahnt 
Paulus dazu, in der bis zur Parusie noch verbleibenden Zeit den Gehorsam dort zu 
bewähren, wo einen der Ruf des Herrn getroffen hat, und selbst bei sich bietender 
Gelegenheit zur Freilassung die Sklaverei als zugewiesenen Ort der Bewährung 
anzunehmen; vgl. zu V. 2ı Schlier, ThW II, 498, Greeven, aaO (Anm. 70), sof. 
u. a.; anders Rengstorf, 'ThW II, 274 u.a. Auf keinen Fall aber darf man aus ı. Kor 
7,21 schließen, Paulus habe die Sklaverei und die bestehenden Eigentumsverhältnisse 
als gottgewollte Ordnung sanktioniert oder vertrete einen prinzipiellen Konservatis- 
mus oder Patriarchalismus. 

Th. Preiss, Life in Christ and Social Ethics in the Epistle to Philemon, in: Life in 
Christ, 1954, 32-42, besonders 40: »This last point ... »both in the flesh and in the 
Lord«, is especially significant ... This makes impossible the dualistic social ethics 
which only too often are felt to be implied by the exhortations of the epistles.« Es 


165 


Die Liebe geht auch nicht nur die innere Gesinnung oder Beziehung zwischen 
Herr und Sklave an, sondern hat auch reale praktische Konsequenzen. Ein ent- 
laufener Sklave hatte als sein eigener Dieb (fur sui) nach damaligem Recht 
schwere Strafen zu erwarten, körperliche Züchtigung, u. U. sogar Brandmarkung 
0.8.134, Wenn Paulus statt dessen Verzeihung für den Entlaufenen wünscht 
(Phlm 12.17), zeigt das wiederum, daß die Liebe auch die soziologischen Verhält- 
nisse und rechtlichen Gepflogenheiten nicht unberührt läßt, sondern gestaltend 
auch die Strukturen der Gesellschaft ergreift. 

Ja, das Beispiel des Philemon deutet an, daß die Liebe die Strukturen und Insti- 
tutionen nicht nur prägen und durchwalten, sondern unter Umständen auch 
limitieren und durchbrechen kann. Daß Paulus den entlaufenen Onesimus zu- 
rückschickt — nach der lex Fabia de plagiariis war er dazu gesetzlich verpflich- 
tet 235 - und daß er für den entstandenen Schaden aufkommen will (V. ı2 bzw. 
18 f.), scheint zwar anzudeuten, daß Paulus durchaus weiß, was hier Rechtens 
ist. Aber schon daß er sich überhaupt in die Eigentumsrechte des Herrn gegen- 
über seinen Sklaven mischt, ist ganz unüblich 156, Und wenn Paulus zwar nicht 
die Freilassung, aber doch offenbar die Überlassung des Onesimus fordert "37, so 
macht auch das klar, daß es ihm keineswegs einfach um unantastbare Ordnun- 


ist darum völlig unhaltbar, wenn $. Schulz im Blick auf die Stellung des Paulus zur 
Sklaverei behauptet, »für Paulus hat die Gemeindeordnung nichts mit der Sozial- 
ordnung« zu tun, aaO (Anm. 131), ı5. Hier ist Philm 16 offenbar überlesen worden. 

134. Vgl. Westermann, aaO (Anm. 131); Coleman-Norton, aaO (Anm. 132), 175, sagt 
zwar »a slaveowner who was Roman citizen had by Roman law the legal right to 
do anything that he desired to any slave (whether fugitive or not) save what was 
forbidden to him specifically by Roman law«, verweist aber vor allem auf die 
Brandmarkung (176; dort und bei Gülzow, aaO [Anm. 132], 80, Anm. 3, Belege), 
macht jedoch auch darauf aufmerksam, »that death by crucifixion was meted to 
slaves who had deserted their masters«. 

135.»Die Aufnahme und Einbehaltung eines Entflohenen war in jedem Falle strafbar 
und wurde hart geahndet«, Gülzow, aaO (Anm. 132), 32. »The lex Fabia de pla- 
giariis of republican origin ... provided a penalty of 5o 000 sesterces ... payable by 
a person who inter alia concealed another’s slave against his master’s will«, Cole- 
man-Norton, aaO (Anm. 132), 173. Bei Apuleius, Metamorphosen VI 4 heißt es, 
daß »die Gesetze verbieten, fremde entlaufene Sklaven wider den Willen der Her- 
ren aufzunehmen«. 

136. Vgl. z. B. Weidinger, aaO (Anm. 138), 24, zu Ps.-Phokylides: »Vor Einmischung 
Unberufener in das Verhältnis von Herrn und Sklave wird gewarnt.« 

137. Vgl. Preiss, aaO (Anm. 133), 36 und 38: »Paul considers it quite natural that 
'Onesimus returning to him should serve him in place of his master (V.ı13).« Vgl. 
auch P. N. Harrison, Onesimus and Philemon, Anglican Theol. Rev. 32, 1950, 
268-292, der daraus freilich zugleich den Wunsch des Paulus auf Freilassung her- 
ausliest. 
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gen, Rechte und Eigentumsverhältnisse zu tun ist. Zwar ist es, anders als 'Th. 
Preiss meint, kaum möglich, hier die Liebe als entscheidendes Kriterium zu er- 
kennen, wohl aber zeigt sich an diesem Verhalten, daß es nicht angeht, eine 
dualistische Teilung der Ethik in eine private und eine kirchliche Sphäre vorzu- 
nehmen bzw. in eine rechtlich-soziologische und eine christlich-religiöse. Auch 
das geltende Recht ist keine letzte unantastbare Größe, was immerhin zeigt, daß 
hier keine starren Grenzziehungen vorliegen, die die Liebe nicht überschreiten 
dürfte. 

Zuletzt möchte ich noch kurz auf die neutestamentlichen »Haustafeln« ein- 
gehen :3%, deren zwei Hauptkennzeichen, die sie von ähnlichen Pflichtenreihen 
der Umwelt unterscheiden, noch einmal die entscheidenden Punkte festhalten. 
. Zum einen der Bezug auf den Kyrios, zum anderen die Bedeutung der Liebe 
auch in den »Ordnungen«. Zunächst ist auffällig, daß das Leben der Christen 
auch in den konkreten Bezügen und Strukturen der Welt nicht mit dem Willen 
des Schöpfers oder unabänderlichen Schöpfungsordnungen begründet wird 39, 
sondern der Kyrios Jesus Christus die eigentliche Bezugsgröße ist, daß nicht der 
Schöpfer, sondern der eschatologische Herr selbst hinter den irdischen Instanzen 
in Erscheinung tritt und ihm und nicht den Menschen in Wirklichkeit Gehorsam 
geleistet wird (Kol 3,23) 4°. Ihm ist das Leben der Christen unterstellt, und 


138. Vgl. K. Weidinger, Die Haustafeln, 1928; D. Schroeder, Die Haustafeln des NTs. 
Ihre Herkunft und ihr theologischer Sinn, Diss. Hamburg 1959; N. A. Dahl, Neu- 
testamentliche Ansätze zur Lehre von den zwei Regimenten, in: Reich Gottes und 
Welt, Wege der Forschung 107, 1969, 3-29, besonders 21 ff.; J. E. Crouch, "The 
Origin and Intention of the Colossian Haustafel, 1972, vor allem H. D. Wend- 
land, Zur sozialethischen Bedeutung der neutestamentlichen Haustafeln, in: Bot- 
schaft an die soziale Welt, 1959, 104-114, ferner die Kommentare von H. Dibelius / 
H. Greeven und E. Lohse zu Kol 3,18 ff. Vgl. auch meinen in N’TS 1974 erscheinen- 
den Aufsatz »Zur »Ethik« der neutestamentlichen Haustafeln.« 

139. Vgl. dagegen die Stoa, wo entsprechende Schemata als Teil des vguos äypapoc gel- 
ten, oder das hell. Judentum, wo haustafelähnliche Stücke im Zusammenhang der 
Gesetzesauslegung stehen (so bei Philo Decal 165-167 und Josephus Contra 
Apionem II, ıg0 ff.). Zwar begegnen in den Haustafeln des Neuen Testaments 
auch andere Motive, wie der Hinweis auf die Schrift (Eph 5,31 f.; 6,2) oder den 
Willen Gottes (ı Petr 2,15), auf das eschatologische Gericht (Kol 3,24; Eph 6,8), die 
missionarische Verantwortung (1 Petr 2,12; 3,1), die eigentliche Begründung aber ist 
der Kyrios. Nicht weniger als zmal begegnet in der kurzen Haustafel Kol 3,18-4,1 
der Hinweis auf den Kyrios und damit öfter als im sonstigen Brief zusammen (von 
den restlichen 6 Stellen stehen einige noch in unmittelbarem Kontext oder doch 
paränetischen Aussagen wie 3,17 und 1,10). Nicht umsonst steht unmittelbar vor der 
Haustafel in 3,17 der zusammenfassende Satz, schlechterdings alles im Namen des 
Kyrios zu tun, was inmitten der Haustafel nochmals wiederholt wird: »was immer 
ihr tut, das tut von Herzen als für den Herrn und nicht für Menschen« (3,23). 

140. Nicht zufällig wohl taucht die Haustafel zum erstenmal in einem Brief auf, der 
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zwar eben auch im oixog, auch in den Sozialgebilden, auch im gesellschaftlichen 
und sozialen Bereich und also nicht nur in einer ghettohaft von der Welt abge- 
grenzten Sphäre, nicht in reiner Innerlichkeit oder allein in der Kirche. Nun 
entspricht der Inhalt dieses Gehorsams ja zum großen Teil durchaus dem damals 
Üblichen, wie sich z.B. an önordooeodaı zeigt +". Freilich ist bei aller materialen 
Identität mit dem antiken Ethos selbst hier eine Umakzentuierung unverkenn- 


gegenüber der antiken Weltangst und den asketischen Forderungen und Tabuisie- 
rungen der kolossischen Irrlehrer den Kosmos entdämonisiert, den Sieg des Kyrios 
Jesus über die Welt und elementaren Kräfte und Mächte bezeugt und die Herr- 
schaft Christi eben auch im olxos Wirklichkeit werden lassen will; vgl. weiter E. 
Lohse, Christologie und Ethik im Kolosserbrief, in: Die Einheit des N’Ts, 1973, 
249-261, ders.: Christusherrschaft und Kirche im Kolosserbrief, ebd. 262-275; 
L. Goppelt, Die Herrschaft Christi und die Welt, in: Christologie und Ethik, 1968, 
102 ff., besonders 118 ff., wo gezeigt wird, »daß die Paränese im Kolosser die hym- 
nischen Aussagen über Christus als das Haupt der Mächte nicht korrigieren will, 
sondern durch sie begründet wird (Kol 2,16)« (123), vgl. 126 ff.; anders Dahl, aaO 
(Anm. 138), 23. Dabei ist zu erkennen, daß der Verfasser den ursprünglich wohl 
enthusiastischen Hymnus auf den Pantokrator Christus korrigiert, indem er die 
Herrschaft des Christus durch die Gemeinde vermittelt sein läßt (Kol ı, 18; vgl. H. 
J- Gabathuler, Jesus Christus, Haupt der Kirche - Haupt der Welt, 1965, 168 ff.; 
E. Schweizer, Kol 1,15-20, EKK Vorarbeiten ı, 1969, 7-31). Auch im Epheserbrief 
ist die kosmische Bedeutung Christi ekklesiologisch-ethisch vergeschichtlicht, weshalb 
z. B. vom Aufstieg Christi über alle Himmel (4,10) im Rahmen der Charismen- 
lehre die Rede ist: »Christus ergreift in der Fülle der Charismen, also mit dem Zu- 
griff der Gnade, als Kosmokrator die Welt« (E. Käsemann, Artikel Epheserbrief, 
RGG II, 518). Auch Aussagen wie 1,20 ff., 3,19 und 4,13.15 werden bei der An- 
nahme klar, »daß insofern schon gegenwärtig von einer Unterwerfung des Alls ge- 
sprochen werden kann, als Christus mit seinem noch immer wachsenden Leibe sei- 
nen kosmischen Herrschaftsbereich begründet und das All durchdringt«, ders., 
Christus, das All und die Kirche, ThLZ 81, 1956, 585-590, besonders 587. Sosehr 
sich Paulus und die Deuteropaulinen in ihrer Sicht der Herrschaft Christi über die 
Welt unterscheiden mögen, an der gegenwärtigen Wirklichkeit der Herrschaft 
Christi über die Kirche kann es beidemal keinen Zweifel geben. Dabei ist für 
Paulus vor allem das oöua des Christen der Ort, an dem der Herr schon jetzt zur 
Herrschaft gekommen ist (1 Kor 6,13; vgl. E. Käsemann, Paulinische Perspektiven, 
1969, 36 ff.; K. A. Bauer, Leiblichkeit - das Ende der Werke Gottes. Die Bedeutung 
der Leiblichkeit des Menschen bei Paulus, 1971, 72 ff.). Der primäre Ort, wo nacı 
den Deuteropaulinen dem Kyrios Gehorsam geleistet wird, sind die zwischen- 
menschlichen Strukturen und gesellschaftlich-sozialen Bezüge der irdischen Realität. 
Das ist m. E. der tiefste Grund, warum überhaupt Haustafeln auftreten (vgl. auch 
Stuhlmacher, aaO [Anm. ı01], 185). 


141. Vgl. Plutarch Praecepta Conjugalia 33: »Wenn sich die Frauen ihren Männern unter- 
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ordnen, sind sie zu loben«; ähnliches Ps.-Callisthenes I, 22,4: ro&nov ydg Eorı Tıjv 
yuvaixa to dvögi Unotdoceodaı. 


bar. Nach Plutarch geht die Unterordnung nämlich so weit, daß die Frau auch 
keine anderen Götter zu verehren hat als ihr Mann :#2. Sehr aufschlußreich ist 
auch, was aus dem üblichen Inhalt nicht übernommen wurde, an der Spitze der 
die Selbstverwirklichung und der die Götterverehrung betreffende Topos. Be- 
deutsam ist weiter die für die neutestamentlichen Haustafeln charakteristische 
paarweise Anordung der einzelnen Glieder der Mahnung bzw. die Zuordnung 
der angesprochenen Partner #3. Dabei ist es nun sehr auffallend, daß der Mann 
gerade nicht zur Überordnung gerufen wird, sondern zur Agape (Kol 3,19; 
Eph 5,25). 

Und gerade das ist in der damaligen Zeit etwas schlechthin Unerhörtes und 
Neues, wie H. Greeven mit Recht betont hat "4. Wollte man nämlich die damals 
gängige Einstellung zum rechten Verhältnis des Mannes zur Frau auf eine kurze 
Formel bringen, hieße sie nicht dyanäte Täg yvvalxac, sondern mit dem viel 
zitierten Wort aus den Praecepta Delphica yvvaıxös äpxe (ähnlich Plutarch, 
Seneca u.a.) 4. Hier aber werden die Männer eben nicht dazu ermuntert, ihre 
Rechte und Privilegien wahrzunehmen, sondern Liebe und Güte walten zu 


142. Praecepta Conjugalia 19: »Es kommt der Frau zu, allein die Götter zu verehren 
und zu kennen, an die auch der Mann glaubt.« Solche Inferiorität ist mit der Mah- 
nung zur Unterordnung in der Haustafel sicher nicht gemeint. Nach ı Petr 3,1 soll 
die zur Unterordnung gerufene Frau ihren Mann gerade durch ihren guten Wandel 
zum Glauben gewinnen. Wie wenig der Begriff Unterordnung den Gedanken einer 
entwürdigenden Unterwürfigkeit impliziert, ist aus ı Kor 15,28 zu entnehmen, wo 
von Christi Unterordnung unter den Vater gesprochen wird. Die Haustafel des 
Epheserbriefes interpretiert die Haustafel im übrigen als Ruf zu gegenseitiger 
Unterordnung (Eph 5,21); vgl. weiter E. Kähler, Zur Unterordnung der Frau ım 
NT, ZEE 1959, ı ff.; E. Kamlah, *YIIOTAZZEZOAIT in den neutestamentlichen 
Haustafeln, in: Verborum Veritas (Festschrift für G. Stählin), 1970, 237 ff. 

143.Man wird von da aus K. H. Rengstorf zustimmen, daß in den Haustafeln ein 
»Denken vom Ganzen« her vorliegt und es nicht so sehr um eine differenzierende 
Wertung der einzelnen Glieder geht; Mann und Frau im Urchristentum, Arbeits- 
gemeinschaft für Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen ı2, 1954, 7 ff., be- 
sonders 46. Die einzelnen Ermahnungen sind jedenfalls aufeinander zu beziehen 
und nicht nur vom einzelnen Individuum her zu begreifen. 

144. Vgl. H. Greeven, Zu den Aussagen des NTs über die Ehe, ZEE ı, 1957, 122; ders., 
RGG II, 319. Vgl. auch Weidinger, aaO (Anm. 138), 61: »Diese Forderung an den 
Mann ist charakteristisch für christliche Paränese. Phokylides erschöpft sich in der 
Warnung vor Ehebruch, Unzucht und Geldheirat, ähnlich die Tafel bei Josephus. Bei 
Philo ist Eruueieıa das höchste, was er verlangt. In der Überzahl der uns bekann- 
ten Parallelen fehlt überhaupt eine Charakterisierung der Pflicht des Mannes ge- 
genüber der Frau.« Im übrigen meint Agape keineswegs »the normal, human love 
of a husband for his wife« (so allerdings Crouch), aaO (Anm. 138), ı12, wie 
Eph 5,25.28 eindeutig sicherstellt und wohl auch für Kol 3,19 vorauszusetzen ist. 

145. Plutarch spricht an der Stelle, wo er das önordoosodaı der Frau lobt, beim Manne 
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lassen, und zwar eben im o/xoc und nicht nur in einem religiösen Sektor der Ehe. 
Nichts berechtigt zu der Annahme, das Eni näoıv dE Todroıg tiv dyanınv von 
Kol 3,14 gelte für die Strukturen der Welt nicht 4, Ich kann darum L. Goppelt 
nur widersprechen, wenn er erklärt, nirgends werde der Liebeserweis zur maß- 
geblichen Richtschnur des Handelns in den Ständen gemacht; vielmehr handelten 
die Christen zwar »von dem erhöhten Herrn her und auf ihn hin, aber nach den 
dieser Welt gegebenen und der Sünde verflochtenen Regeln« :47. Ich gebe zu, daß 
hier ein Problem steckt, das in den Haustafeln nicht genügend berücksichtigt ist, 
wie sich nämlich örnordooeodaı und dyarsdv zueinander verhalten ‘4 und ob die 
Agape nicht auch zu dem Leiten und Regieren führen kann, das Plutarch und 
Seneca empfehlen, oder als utima ratio auch zur Gestalt der Nötigung und des 
Zwangs. Nur, mit einer statischen Zwei-Reiche-Lehre bzw. mit der schon von 
E. Haupt in seinem Kommentar 49 postulierten scharfen Unterscheidung zwi- 
schen religiöser und sozialer Sphäre oder einer Reservierung der Liebe auf einen 
christlich-religiösen Bereich ist den Texten, denen es doch um die änAdrns 


vom xoareiv. Seneca sagt altera pars ad obsequendam, altera imperio nata est 
(Const Sap L,ı). 

146. Auch das un nuxoaiveode und un &oeditere (Kol 3,19.21) hat seinen Sinn vor 
allem im Horizont der Liebe, die sich nicht erbittern und zum Zorn reizen läßt 
(1 Kor 13,5). Jedenfalls ist auch in der Mahnung an die Väter nicht von einer un- 
umschränkten Verfügungsgewalt und »nicht von ihren Rechten oder gar Vorrech- 
ten die Rede ..., sondern von ihren besonderen Aufgaben und Pflichten«, Rengstorf, 
aaO (Anm. 143), 35. G. Schrenk, 'ThW V, 1005, ist der Meinung, daß sich Kol 3,21 / 
Eph 6,4 gegen die in Willkür und Brutalität ausartende patria potestas richte. 
Daß das implizit durchaus geschieht, ist kaum zu leugnen; man halte neben 
Kol 3,21 / Eph 6,4 nur das, was selbst hellenistische Juden wie Philo (De Spec 
Leg II 232, 243 ff.) und Josephus (Ant IV, 260 ff.) sagen; gewiß soll nicht übersehen 
werden, daß sich auch Gegenstimmen gegen die harte väterliche Gewalt zu Wort 
melden (Ps-Phokyl 207-209), doch blieb der Gedanke der strengen Zucht, wie er 
schon die Weisheit kennzeichnet (Prov. 13,24; Sir 30 u. ö.), beherrschend. 

147.L. Goppelt, Die Herrschaft Christi und die Welt, in: Christologie und Ethik, 1968, 
130. Gewiß meint Goppelt keinen »grenzenlosen Konformismus«, denn der ı Petr 
z. B. »weist in die gegebenen Institutionen ein und verpflichtet zugleich mit Nach- 
druck zu einem verantwortlichen, kritischen Verhalten in ihnen« (Prinzipien neu- 
testamentlicher Sozialethik nach dem ı Petr, in: Neues Testament und Geschichte, 
Festschrift für O. Cullmann, 1972, 285 ff., besonders 290), aber er differenziert zu 
stark zwischen Motiv und Gestalt des Handelns (vgl. seinen Vorwurf gegen Wend- 
land, 131, Anm. 61). 

148. Auffallend ist immerhin, daß die untergeordneten Stände vor allem dazu aufgeru- 
fen werden, christliche Freiheit nicht mit sozialer und gesellschaftlicher Emanzi- 
pation zu verwechseln, während die übergeordneten Stände ermahnt werden, Liebe 
und Güte walten zu lassen. 

149. E. Haupt, Die Gefangenschaftsbriefe, 1897, 164. 
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#aoödiag geht (Kol 3,22), erst recht nicht beizukommen. Auch andere Gestalten 
und Modi christlichen Verhaltens sind vielmehr unter dem Vorzeichen und im 
Dienst der Liebe zu sehen. Mir scheint jedenfalls schwer bestreitbar zu sein, daß 
die Haustafeln zwar nicht auf eine Sozial- und Gesellschaftsreform aus sind, wohl 
aber erkennen lassen, daß die Liebe auch in die profanen Strukturen der Gesell- 
schaft eindringt und diese eben dadurch ihrer eigenen Gesetzlichkeit auch entris- 
sen werden 5°, Die sozial-menschlichen Bezüge und »Ordnungen« werden nicht 
destruiert, aber auch nicht als starre Institutionen stabilisiert, sondern zum Raum 
und zur Chance liebenden Verhaltens. Der Kyrios wird nicht einfach zum Ga- 
ranten der Ordnung, sondern alles wird auf ihn bezogen und d.h. eben auch: an 
der Liebe gemessen. 


150. Vgl. H. D. Wendland, Gibt es Sozialethik im NT?, in: Botschaft an die soziale 
Welt, 1959, 68-84, besonders 76; ders., Die Weltherrschaft Christi und die zwei 
Reiche, ib. 85-103, besonders 92 f. Nach Wendland werden »diese sozialen Gefüge 
und Relationen verändert ..., ohne doch in ihrer menschlich-sozialen Struktur ver- 
nichtet zu werden« (93); Wendland spricht von einer »Bewegung des Reiches Got- 
tes in das Weltreich hinein, so daß der Dualismus der beiden Reiche nur ein »relati- 
ver, vorläufiger genannt werden kann« (94) und gerade dadurch die Gefahren der 
Zwei-Reiche-Lehre überwunden werden, vor allem die Gefahr, das Reich Gottes 
»in eine lediglich unsichtbar-jenseitige oder unsichtbar-inseitige Größe zu verwan- 
deln« und dabei das »eigentümliche Ineinander der sich jetzt überschneidenden 
Aionen, das doch gleichzeitig ein Nacheinander ist«, durch ein im Sinn einer 
»friedlichen Grenzziehung« verstandenes Nebeneinander zu ersetzen (95). Auch 
M. Dibelius betont zwar, daß die Eschatologie das Urchristentum vor einem »illu- 
sionistischen Aktivismus« bewahrt habe, »der die Welt im Sinne der allgemeinen 
Wohlfahrt zu revolutionieren versucht, dabei aber zum Vollstrecker menschlicher 
Wünsche und Instinkte wird und nicht Gott dient, sondern der Welt«, zugleich 
aber macht er darauf aufmerksam, daß die Liebe sich »nicht mit dem Zustand der 
Welt, wie sie ihn vorfindet«, begnügt und ı Kor 6 ein Versuch des Paulus ist, 
»innerhalb der christlichen Gemeinschaft die radikale Forderung in die Weltver- 
hältnisse selbst zu überführen, wenn auch in Weltverhältnisse einer christlichen 
Gemeinde«s, Das soziale Motiv im NT, in: Botschaft und Geschichte I, 1953, 
178-203, besonders 196 f. 202. 
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Hans-Georg Geyer 

Einige vorläufige Erwägungen über Notwendigkeit und 
Möglichkeit einer politischen Ethik in der evangelischen 
Theologie 


I 

"Während der 60er Jahre hat sich in der Bundesrepublik eine charakteristische 
Wandlung des historischen Klimas für Kirche und Theologie abzuspielen be- 
gonnen. 

Zum einen erwachte das Bewußtsein einer äußeren und inneren Disparität im 
Verhältnis zwischen Kirche und Staat. Ausdruck dafür sind zwei Thesen des 
Kirchenrechtlers Konrad Hesse: 

I. »... neben Anzeichen äußerer partnerschaftlicher Nähe treten solche einer 
deutlichen inneren Distanz, wenn nicht gar Fremdheit der Partner; äußere und 
innere Nähe stehen in einem Mißverhältnis« :; 

2. »Die umfassende Sicherung, Mitwirkung und Einflußnahme der Kirchen, die 
die heutige Lage des Verhältnisses von Staat und Kirche kennzeichnen, stehen 
in einem Mißverhältnis zur geistlichen Situation und Ausstrahlungswirkung der 
Kirchen 2.« 

Zum andern erneuerte sich das Bewußtsein der praktischen und theoretischen Dis- 
parität im Verhältnis zwischen Kirche und Kultur, zwischen christlichem Glau- 
ben und bürgerlichem Leben bzw. zwischen kirchlichem Christentum und bürger- 
licher Gesellschaft. Mit Max Weber unterstreicht der Soziologe Werner Hof- 
mann »den Widerspruch, ja die vollständige Unvergleichbarkeit und Unverein- 
barkeit zwischen einer außerweltlich fundierten religiösen Prinzipienethik und 
den praktischen Bedürfnissen unseres modernen Geschäfts- und Arbeitslebens« 3. 
Über die Diastase zwischen Glauben und neuzeitlicher Wissenschaft ist viel ge- 
redet worden; von Viktor von Weizsäcker stammt aus den Jahren 1919/20 die 
noch immer aktuelle Pointierung, »daß in der Tat nur eine atheistische Wis- 


1.K. Hesse, Freie Kirche im demokratischen Gemeinwesen, in: Protestantische Texte 
aus dem Jahre 1966, Dokument — Bericht - Kommentar, Redaktion: G. Heidtmann 
u. a., 1967, 219. — Der Aufsatz erschien ursprünglich in: ZevKR ı1 (1964/65), 
337-362. 

2.AaO, 220. Vgl. dazu K. Hesse, Artikel: Kirche und Staat, in: Evangelisches Staats- 
lexikon, hg. v. K. Kunst u. S. Grundmann (1966), 904-926. 

3.W. Hofmann, Kirche und Welt (1966), in: Abschied vom Bürgertum. Essays und 
Reden, 1970, 16 f. Vgl. M. Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, 5., rev. Aufl., bes. v. 
J. Winckelmann, 1972, 348 ff. (II. Teil, Kap. V, $ ıı: Religiöse Ethik und »Welt«). 
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senschaft vor dem Forum der Gewissenhaftigkeit Bestand hat, die uns im Labo- 
ratorium ehrlichstes Gesetz ist. Denn wo kommt die Wissenschaft hin, welche 
zuläßt, daß ein Gott zwischen unsere Experimente fährt, welche ein abweichen- 
des Experiment als gottbefohlen hinnimmt? Wo aber kommt der religiöse 
Mensch hin, der in dem Augenblick, da er sein Laboratorium betritt, mit Hut 
und Stock auch seinen Gott an den Nagel hängt?« + Im Blick auf jene praktische 
und diese theoretische Unvereinbarkeit von Christentum und Kultur konstatiert 
Werner Hofmann ein »doppeltes Spannungsverhältnis: einerseits zwischen Kir- 
chenmoral und Weltverpflichtung, andererseits zwischen Kirchenglaube und Wis- 
senschaftseinsicht — einem Vertrauen auf Erklärbarkeit der Dinge, an dem selbst- 
verständlich auch der am Wissenschaftsprozeß persönlich unbeteiligte Zeit- 
genosse teilhat« 5. Das Fazit daraus besagt, »daß die spätbürgerliche Gesellschaft, 
die so manche Götter- und Götzendämmerung, so manche »Umwertung der 
Werte« hinter sich hat, offenbar in ein nachchristliches Stadium eingetreten ist«®. 
Das Bewußtsein der Disparität sowohl von Kirche und Staat als auch von Kirche 
und Kultur kann sich aber auch in einem spezifisch negativen Bewußtsein der 
gesellschaftlich-geschichtlichen Inadäquanz des kirchlichen Christentums ver- 
einigen. Als historisches Selbstbewußtsein akzeptiert, provoziert das negative 
Situationserlebnis in Kirche und Theologie leicht das Bewußtsein der Notwen- 
digkeit einer neuen sozialen Adäquanz des Christentums in der historischen 
Gegenwart. 

Das Bewußtsein faktischer Inkongruenz und ein mit ihm verbundenes Bewußt- 
sein der Notwendigkeit realer Kongruenz von christlichem Geist und gesell- 
schaftlichem Sein bilden für einen bestimmten Typus der neuen politischen Theo- 


4.V. v. Weizsäcker, Am Anfang schuf Gott Himmel und Erde. Grundfragen der 
Naturphilosophie, 1954, 26. Vgl. außerdem C. F. v. Weizsäcker, Die Tragweite der 
Wissenschaft, I. Bd.: Schöpfung und Weltentstehung. Die Geschichte zweier Be- 
griffe, 1964, 128: »... während Galilei noch sein Recht verteidigen mußte, Gottes 
Größe auch im Buch der Natur zu lesen, mußte Newton schon seine Auffassung ver- 
teidigen, die Natur sei überhaupt ein von Gott geschriebenes Buch. Heutige Wis- 
senschaftler können sich unter einer religiösen Deutung der Naturgesetze höchstens 
eine hinzugebrachte Privatmeinung des eigenen Denkens vorstellen, vermutlich 
mythischen Charakters, und ganz gewiß ohne jeden logisch zwingenden Zusam- 
menhang mit dem Begriff des Naturgesetzes selbst. Kein guter Wille und kein reli- 
giöser Eifer kann diese Entwicklung rückgängig machen.« S. außerdem: P. Jordan, 
Der Naturwissenschaftler vor der religiösen Frage, 1963; W. Heisenberg, Der Teil 
und das Ganze. Gespräche im Umkreis der Atomphysik, 1969. 

5. W. Hofmann, aaO, 19. Vgl. z. B. dazu auch Theodor W. Adorno / Eugen Kogon, 
Offenbarung oder autonome Vernunft, in: Frankfurter Hefte, 13. Jg. (1958), 
392 fl. 

6.W. Hofmann, aaO, 19. 
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logie in einer divergenten Mannigfaltigkeit von Spielarten den treibenden Kern 
zur Oberfläche einer effektiven Resozialisierung des Christentums. 

Der Aufbruch dieser »politischen Theologie« in den 60er Jahren mit seinem 
neuen (oder erneuerten) Bewußtsein von der weltgeschichtlichen Aufgabe des 
Christentums in möglichst vielen sozialen Funktionen der spätbürgerlichen Ge- 
sellschaft ist die Renaissance des liberalen (heute, wie es scheint durchgängig so- 
zialliberal eingetönten) Kulturprotestantismus von F. D. E. Schleiermacher bis zu 
E. Troeltsch oder zur »Christlichen Welt«®. 

Im Geist der kulturprotestantischen Renaissance wird das Programm der Ver- 
mittlung von christlichem Glauben und menschlichem Leben im »wissenschaftlich- 
technischen« Zeitalter theoretisch und praktisch ausgelegt. Seine theoretische Aus- 
legung besteht in der »wissenschaftstheoretischen« Aufgabe, die protestantische 
Theologie als Wissenschaft zu begründen. Die praktische Auslegung besteht in 
der sozialethischen bzw. »gesellschaftspolitischen« Aufgabe, das Christentum als 
Kulturreligion, d. h. als Religion der »industriellen und der bevorstehenden 
»post-industriellen Kultur«, einzurichten. 


7. In einer ihrer interessantesten Formen wird die Intention einer positiven Vermitt- 
lung von christlicher Tradition und gesellschaftlicher Gegenwart m. E. von T. 
Rendtorff zur Diskussion gestellt; ähnlicher Art war die Überzeugung W.-D. 
Marschs von Aufgabe und Möglichkeit einer solchen Mediation, wenn auch bei 
ihm die Rolle und Bedeutung des institutionellen Faktors »Volkskirche« positiver 
und höher eingeschätzt worden ist. Einen guten Einblick und Überblick vermögen 
zu bieten: T. Rendtorff, Christentum zwischen Revolution und Restauration. Po- 
litische Wirkungen neuzeitlicher Theologie, 1970; Gesellschaftliche Herausforde- 
rung des Christentums. Vom Kulturprotestantismus zur Theologie der Revolution. 
Eine Sendereihe des Deutschlandfunks, hg. v. W. Schmidt, 1970. Vgl. dazu auch 
E. Feil, Von der »politischen Theologie« zur Theologie der Revolution, in: Diskus- 
sion zur »Theologie der Revolution«. Mit einer Einleitung, hg. v. E. Feil u. R. Werth, 
1969, ııoff.; und besonders: Diskussion zur »politischen Theologie«. Mit einer 
Bibliographie zum Thema, hg. v. H. Peukert, 1969. 

8. Vgl. R. Heinze, Die Kulturauffassung Schleiermachers nach der »Ethik« und der 
Christlichen Sitte«, 1935; A. Reble, Schleiermachers Kulturphilosophie, 1935; H.-J. 
Birkner, Schleiermachers Christliche Sittenlehre im Zusammenhang seines philoso- 
phisch-theologischen Systems, 1964. Y. Spiegel, Theologie der bürgerlichen Gesell- 
schaft. Sozialphilosophie und Glaubenslehre bei F. Schleiermacher, 1968. — J. Rathje, 
Die Welt des freien Protestantismus. Ein Beitrag zur deutsch-evangelischen Geistes- 
geschichte, dargestellt an Leben und Werk Martin Rades; H. Timm, Theorie und 
Praxis in der Theologie Albrecht Ritschls und Wilhelm Herrmanns. Ein Beitrag zur 
Entwicklungsgeschichte des Kulturprotestantismus, 1967; s. auch den Art.: Kultur, 
v. W. Schneemelcher, in: Evangelisches Staatslexikon (1966), 1178 ff. 

9. Ein interessantes Momentbild der sehr komplexen Diskussionslage enthält der Sam- 
melband: Theologie als Wissenschaft in der Gesellschaft. Ein Heidelberger Experi- 
ment, hg. v. H. Siemers u. H.-R. Reuter, 1970. Zum Problem eines kommunika- 
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Ebenso symptomatisch wie ein bestimmtes historisches Selbstbewußtsein dieser 
»politischen Theologie« und aufs engste darein verwoben (als ein signifikanter 
Identitätsfaktor) ist der kritische Widerspruch gegen die im Umkreis der Theo- 
logie K. Barths unternommenen Versuche zur sog. »christologischen Begründung 
einer evangelischen Ethik« im ganzen oder einer »evangelischen Sozialethik« 
bzw. »politischen Ethik« im besonderen '°, 

In dieser Negation vermag eine vergleichsweise traditionalistische "Theologie 
vom Boden einer Zwei-Reiche-Konzeption aus sehr wohl mit jener »politischen 
Theologie« zusammenzutreffen !", Ohne mit ihr in der Position übereinstimmen 
zu müssen 2, kann sie mit ihr einiggehen in der kritischen Negation der syste- 
matischen Möglichkeit einer »christologischen Begründung evangelischer Sozial- 
ethik« in der Konsequenz der zweiten Barmer 'These. Einmütigkeit herrscht in 


tionsfähigen Begriffs von theologischer Wissenschaft vgl. jetzt: G. Sauter u. a., 
Wissenschaftstheoretische Kritik der Theologie. Die Theologie und die neuere wis- 
senschaftstheoretische Diskussion. Materialien — Analysen — Entwürfe, 1973. Vgl. 
aber auch: H. Albert, Traktat über kritische Vernunft, 1968; ders, Plädoyer für 
kritischen Rationalismus, 1971, 3. Aufl. 1972; ders., Konstruktion und Kritik. Auf- 
sätze zur Philosophie des kritischen Rationalismus, 1972. In Auseinandersetzung 
damit: G. Ebeling, Kritischer Rationalismus? Zu Hans Alberts »Traktat über kriti- 
sche Vernunft«, in: ZIhK 70 (1973), Bh 3. Darauf repliziert: H. Albert, Theolo- 
gische Holzwege, 1973. 

ı0.Mit den Bemühungen um eine christologische Grundlegung evangelischer Ethik in 
ihrer politischen Dimension ist der Name Ernst Wolfs untrennbar verknüpft. Vgl. 
E. Wolf, Barmen. Kirche zwischen Versuchung und Gnade, 1957; ders., Die Kö- 
nigsherrschaft Christi - ThExh 64 (1958), 20 ff.; ders., Was heißt »Königsherrschaft 
Christi< heute?, in: Unter der Herrschaft Christi, Vorträge von K. G. Steck u. a. - 
BEvTh 32 (1961), 67 ff., ders, Königsherrschaft Christi und lutherische Zwei- 
Reiche-Lehre (1963), in: E. Wolf, Peregrinatio II. Studien zur reformatorischen 
Theologie, zum Kirchenrecht und zur Sozialethik, 1965, 207 ff. S. auch E. Wolfs 
Artikel: Königsherrschaft Christi, im Evangelischen Staatslexikon (1966), 1077 ff. 
Vgl. damit die im Zusammenhang dieser ethischen Position entwickelte dogmati- 
sche von H. Dembowski, Grundfragen der Christologie. Erörtert am Problem der 
Herrschaft Jesu Christi, 1969. 

ıı. Als Beispiel können dafür in Betracht kommen M. Honecker, Weltliches Handeln 
unter der Herrschaft Christi. Zur Interpretation von Barmen II, in: ZThK 69 
(1972), 72 ff. und W.-D. Marsch, Gerechtigkeit im Tal des Todes. Christlicher 
Glaube und politische Vernunft im Denken Karl Barths, in: Theologie zwischen 
gestern und morgen. Interpretationen und Anfragen zum Werk Karl Barths, hg. v. 
W. Dantine u. K. Lüthi, 1968, 167 ff. 

12. Vgl. z. B. nur W.-D. Marschs Kritik: In welchem Jahrhundert leben wir?, in: 
EvKomm 1972, 2, 114 f., an einem theologischen Gutachten M. Honecers (Christ- 
licher Beitrag zur Weltverantwortung. Eine kritische Stellungnahme, 1971) und 
M. Honeckers Replik darauf: Theologischer Denkmalschutz?, in: EvKomm 1972, 4, 
237 fl. 
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der Absage an die Programmatik des Satzes, »die mit These II ausgesprochene 
aktuelle Proklamation der Christusherrschaft nötig(e) dazu, ihre theologischen 
Konsequenzen für die Sozialethik neu zu durchdenken«. In negativ-kritischer 
Absicht wird von beiden Seiten »die sozialethische Relevanz des Theologoume- 
nons von der Königsherrschaft Christi zur Diskussion gestellt« :3. 

Vielleicht ist die Gemeinsamkeit der Negation tatsächlich nur ein Widerschein 
der prinzipiellen Konvergenz zwischen einer relativ liberalistischen T'heologie 
der Vermittlung und einer relativ traditionalistischen Theologie der Unterschei- 
dung von geistlihem Wesen und weltlichem Dasein. Die Konvergenz ihres Wi- 
derspruchs gegen eine christologisch fundierte politische Ethik in sinngemäßer 
Übereinstimmung sowohl mit der Barmer Theologischen Erklärung als auch mit 
ihren Ansätzen in der Theologie K. Barths müßte dabei fürs erste noch gar nicht 
in einer inhaltlichen Übereinstimmung gesucht werden. Es genügt die Einsicht, 
daß in der traditionellen Zwei-Reiche-Lehre das negative Formalprinzip des aus- 
geschlossenen Widerspruchs ebenso fraglos, selbstverständlich und unmittelbar 
als das oberste Prinzip und Kriterium zur Bestimmung des Verhältnisses von 
»regnum Christi« und »regnum mundi« fungiert hat wie in der neuprotestantischen 
Vermittlungstheologie. Deutlich wurde es von F. D. E. Schleiermacher ausge- 
sprochen, als er das Ziel des Kulturprotestantismus in seinem klassischen Pro- 
grammsatz dahin formulierte, »einen ewigen Vertrag zu stiften zwischen dem 
lebendigen christlichen Glauben und der nach allen Seiten freigelassenen, unab- 
hängig für sich arbeitenden wissenschaftlichen Forschung, so daß jener nicht diese 
hindert und diese nicht jenen ausschließt« "4. 


13.M. Honecker, Weltliches Handeln, in: ZThK 69 (1972), 72. 

14.F. D. E. Schleiermacher, SW I. Abt., Bd. 2, 618 (im zweiten Sendschreiben an D. 
Lücke). In seinem Aufsatz: Rückblick auf ein halbes Jahrhundert der theologischen 
Wissenschaft (1908) hat E. Troeltsch sehr dezidiert F. D. E. Schleiermachers theolo- 
gisches Programm einer »Trennung der wissenschaftlich-historischen und der prak- 
tisch-vermittelnden Disziplinen« bestätigt und zugleich die entscheidende Prämisse 
der widerspruchsfreien Distinktion hervorgehoben: »Die Trennung hatte bei ihm die 
Voraussetzung einer gemeinsamen Wurzel, die er philosophische Theologie nannte 
und die wir, indem wir ihre Voraussetzungslosigkeit stärker betonen, Religions- 
philosophie nennen. Er hat diese Disziplin nur skizzenweise und in der Glaubens- 
lehre nur indirekt ausgeführt. Aber sein Gedanke im großen, die Grundlegung in 
der Religionsphilosophie und die Abzweigung der beiden großen Hauptzweige von 
diesem gemeinsamen Stamme, ist im Grunde nirgends von den Theologen ernsthaft 
durchgeführt worden ... In Schleiermachers eigenem Sinne ist das Programm nie 
durchgeführt worden. Es ist erst noch zu verwirklichen, und es ist die Aufgabe der 
heutigen wissenschaftlichen Theologie, es in voller Freiheit und mit breitester wis- 
senschaftlicher Bildung in Angriff zu nehmen ... Es kann von Schleiermachers Lehre 
kaum ein Stein ganz auf dem andern bleiben, aber sein Programm bleibt das große 
Programm aller wissenschaftlichen Theologie und bedarf somit nur der Ausarbeitung, 
nicht des Ersatzes durch neue Erfindungen« (E. Troeltsch, Ges.Schr. II, 225 f.). 
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II 

Gegen das traditionelle Modell der Widerspruchsfreiheit im Verhältnis von 
Kirche und Welt in Staat und Kultur hat K. Barth für die Entwicklung einer 
neuen politischen Ethik in der evangelischen Theologie das Modell einer dialek- 
tischen Einheit von »Christengemeinde« und »Bürgergemeinde zur Diskussion 
gestellt 5. 

Zur Bezeichnung der »dialektischen Einheit« benutzte K. Barth das geometrische 
Bild von zwei konzentrischen Kreisen. Denn dieses Bild kann sehr wohl eine 
höchst anschauliche Anleitung dazu sein, die dialektische Einheit in aller Strenge 
als die Einheit von Identität und Nicht-Identität zu denken: konzentrisch sind 
zwei Kreise nur unter der Bedingung der Identität des Zentrums und der Nicht- 
Identität ihrer Radien '%. 

Aber der geometrische Sachverhalt zweier konzentrischer Kreise ist eines, und 
die dialektische Einheit von »Christengemeinde: und »Bürgergemeinde« ist ein 
anderes. Nur deshalb, d. h. nur aufgrund der essentiellen Verschiedenheit kann 
jenes Phänomen überhaupt ein Bild, ein »signum« für diese Einheit von Kirche 
und Welt in Staat und Kultur als die intendierte »res«, als der thematische Ge- 
genstand sein. Denn nur im Bewußtsein der genauen Differenz zwischen Zeichen 
und Sache vermag das Zeichen seine bezeichnende Funktion zu erfüllen und der 
>Sache« zu ihrer Erkenntnis zu dienen. 

Zu dieser Differenz gehört vorzüglich die Verschiedenheit der Elemente oder 
Medien von Zeichen und Sache. Das Element des Zeichens ist der Raum, die 
Ordnung des Nebeneinander, mit der sich unter der Voraussetzung seiner Gleich- 
zeitigkeit in erster Linie die Vorstellungen von statischen Strukturen und inva- 
rianten Formen zu verbinden pflegen. Das Element der Sache aber, um die es 
geht, ist die Zeit, die Ordnung des Nacheinander, mit der sich zuerst die Vor- 
stellungen von dynamischen Phänomenen und Prozessen, von Bewegung und Ver- 
änderung, von Anfang und Ende und dergl. verbinden. 

Mit dieser »elementaren< Verschiedenheit hängt die andere aufs engste zu- 
sammen: ım räumlichen Bild ist das Identische der Mittelpunkt in den konzen- 


15.K. Barth, Christengemeinde und Bürgergemeinde (= ThSt [B] 20, 1946). Zu die- 
sem Themenkreis gehört natürlich auch K. Barths früherer Traktat über »Recht- 
fertigung und Recht« (= ThSt [B] ı, 1938). Grundlegende Bedeutung haben K. 
Barths Vortrag »Evangelium und Gesetz (=ThExh 32, 1935), danach vor allem 
die Kapitel über »Gottes Gnadenwahl« und »Gottes Gebot« in KD II, 2 (1942). 
Vgl. außerdem KD IV, 2 (1955), 695 ff. 

16. Der damit nicht schon ausgeführte, sondern nur erst signalisierte Begriff von dialek- 
tischer Einheit berührt sich nur formal, aber dennoch konkret mit G. W. F. Hegels 
Idee der dialektischen Identität. Vgl. G. W. F. Hegels Vorrede zur zweiten Aus- 
gabe seiner Logik aus dem Jahr 1831 (WW s, 1969, ı9 ff.). Zur Diskussion des 
Prinzips der Identität s. bes. Th. W. Adorno, Negative Dialektik, 1966, 13 ff.; 
135 ff. 
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trischen Kreisen; in der zeitlichen Realität der Beziehung von Kirche und Welt 
(Staat und Kultur) ist das Identische der Zielpunkt vor ihrer historischen Gegen- 
wart. 

Die Identität der dialektischen Einheit von »Christengemeinde« und »Bürger- 
gemeinde« steht ihnen als endgeschichtliche (eschatologische) Wirklichkeit bevor; 
ihre Nicht-Identität ist die innergeschichtliche Aufgabe der christlichen Gemeinde. 
In der ihr eigenen Gewißheit der bevorstehenden Identität liegt es wesentlich bei 
der Kirche, mit ihrer geschichtlichen Existenz und darum auch im Verhältnis zum 
weltlichen Dasein in Staat und Kultur diese Nicht-Identität in ihrer jeweiligen 
historischen Gegenwart aus dem Bewußtsein der kommenden Identität zu kon- 
kretisieren. Im grundsätzlichen Unterschied zu dem traditionellen Modell der 
Widerspruchslosigkeit von weltlichem Dasein und geistlichem Wesen schließt 
das Modell der »dialektischen Einheit: den Widerspruch und die Negation im 
Verhältnis der Gemeinde zu Staat und Kultur nicht als etwas Sinnloses aus. Viel- 
mehr schließt es den Widerspruch, die Haltung und den Akt der Negation in 
Widerstand oder Widerstreit als ein konstitutives Element in sich ein. 

Die aktive Negation ist als reale Möglichkeit ein notwendiger Faktor im Ver- 
hältnis der Kirche zur Welt. Das bedeutet indessen nicht die Erhebung des Wider- 
spruchs zum Prinzip der Beziehung: als könne der christliche Glaube dem welt- 
lichen Dasein grundsätzlich nur in der Weise des Widerspruchs entgegentreten 
und stünde die Welt für den Glauben und die Gemeinde a priori unter dem 
Verdikt der Negativität. Indem das Modell der dialektischen Einheit den Wider- 
spruch als konstitutiven Faktor im Verhältnis der Kirche zur Welt impliziert, 
schließt es sowohl ihn, den Widerspruch selber, als auch sein Gegenteil, die 
Widerspruchsfreiheit, als Prinzip der Beziehung von christlichem Glauben und 
menschlichem Leben in Staat und Kultur aus. 

Insofern ist es auch ausgeschlossen, daß die Gemeinde die blanke Negation, das 
schiere Nein als die Methode, d.h. als die ganze und darum einzige oder auch 
nur prinzipiell dominante Methode der Bestimmung ihrer Beziehung nach außen 
bzw. zur Welt handhabt. Weil die Implikation des Widerspruchs nicht dessen 
Erhebung zum Prinzip bedeuten kann, sondern gleichzeitig mit seiner Institution 
seine Restriktion auf einen partikularen Faktor begründet — deshalb kann die 
Methode der Judikation und der Exekution der Beziehung von Kirche und Welt 
unmöglich die Methode der Negation sein '7. 


ı7. Ein Übermaß der Negativität, das zuletzt jede objektive Bestimmtheit der prakti- 
schen Weltbeziehung des Glaubens bzw. der Kirche zerstören oder verhindern muß, 
besorgt W.-D. Marsch z. B. für die dialektische Theologie in dem weiten Sinn eines 
theologischen Denkens im Bewußtsein des »unendlichen qualitativen Unterschieds« 
(S. Kierkegaard) zwischen Gott und Mensch (Theologie der Krisis«): »Dieses Be- 
wußtsein der Differenz schlägt sich im politischen Bewußtsein nieder als eine ra- 
dikale Infragestellung, ja eine Negation alles Bestehenden und geschichtlich Ge- 
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Unter der Voraussetzung der kommenden Identität der dialektischen Einheit 
von Kirche und Welt - eine Voraussetzung im übrigen, deren Bewußtsein natür- 
lich nur für das subjektive Dasein der Gemeinde unverzichtbar ist, nicht aber 
für die Welt! - kann das Nein der Kirche zur Welt niemals absolut werden, 
sondern in extensiver und intensiver Hinsicht wird es immer von einem ebenso 
relativen Ja kontrapunktiert sein und begleitet werden "2. 


18. 


wordenen« (W.-D. Marsch, Gerechtigkeit im Tal des Todes«, aaO, 172). Vgl. auch 
T. Rendtorff, Christentum zwischen Revolution und Restauration: »Die dialekti- 
sche Theologie proklamierte den totalen Bruch mit der Vergangenheit. An die 
Stelle des historischen Vermittlungsversuches tritt der totale Neuanfang. Jede Ver- 
bindung des Christentums mit den historischen, gesellschaftlichen und politischen 
Traditionen des Protestantismus wird hier aufgehoben, ja als ein Abweg zurück- 
gewiesen« (113). »Die Folge für das Problem der politischen Gestaltung ist dabei 
zunächst einmal, daß jedes Interesse daran, die historische Identität der deutschen 
Nation unter den Bedingungen der Demokratie zu wahren, preisgegeben wird. Die 
Aufgabe einer Theologie, die sich der radikalen Andersartigkeit Gottes fügt, schlägt 
sich in erster Linie in einer Liquidation der Geschichte des christlichen Lebens und 
Denkens nieder ... Die dialektische Theologie ist vor allem Theologie der Negation 
der Geschichte« (114). Vgl. dazu auch M. Honecker (Weltliches Handeln unter der 
Herrschaft Christi), wenn er die in Barmen »ausgeklammerte Problematik« als »die 
der generellen Vermittlung von Glaube und Geschichte« apostrophiert, die auch 
durch das Theologoumenon von der »Königsherrschaft Christi< keine befriedigende 
Auflösung erfahren habe (aaO, 76). Indessen wäre bereits zu erinnern sowohl an 
K. Barths Tambacher Vortrag von 1919 als auch an den Vortrag: Die Kirche und 
die Kultur, von 1926 (K. Barth, Die Theologie und die Kirche. Gesammelte Vor- 
träge, 2. Bd., 1938, 364 ff.). 

In diesem Zusammenhang sind die grundsätzlichen Überlegungen und Aufstellun- 
gen, die Karl Barth 1919 in seinem Tambacher Vortrag entwickelt hat, im höchsten 
Maß aufschlußreich und nachdenkenswert: die bloße Zustimmung, die reine Affır- 
mation ist ebensowenig ihre Maxime wie die blanke Negation: »Der Protest gegen 
das jeweilig Seiende und Bestehende ist freilich ein integrierendes Moment im 
Reiche Gottes, und es waren dunkle, dumpfe, gottlose Zeiten, wo dieses Moment des 
Protestes unterdrückt und verhüllt werden konnte. Aber es ist auch dumpf und 
gottlos, Christus immer nur als den aus einer unbegreiflichen Versenkung auftau- 
chenden Erlöser oder vielmehr Richter der gegenwärtigen, im Argen liegenden Welt 
zu denken. Das Reich Gottes fängt nicht erst mit unsern Protestbewegungen an. Es 
ist eine Revolution, die vor allen Revolutionen ist, wie sie vor allem Bestehenden 
ist... Das Ursprüngliche ist die Synthesis, aus ihr erst entspringt die Antithesis, vor 
allem aber offenbar auch die Thesis selbst« (K. Barth, Der Christ in der Gesell- 
schaft, in: K. Barth, Das Wort Gottes und die Theologie. Gesammelte Vorträge, 
München 1929, 5of.). »Der direkte, der schlichte, der methodische Weg führt uns 
notwendig zunächst nicht zu einer Verneinung, sondern zu einer Bejahung der Welt, 
wie sie ist. Denn indem wir uns in Gott finden, finden wir uns auch in die Aufgabe, 
ihn in der Welt, wie sie ist, und nicht in einer falsch transzendenten Traumwelt zu 
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Auf dieser Grundlage bestimmt sich die praktisch-theoretische Methode der 
christlichen Gemeinde im sozialethischen Modell der dialektischen Einheit von 
Kirche und Welt qua Staat und Kultur als die Methode der Analogie oder der 
Entsprechung. Diese Methode der Analogie ist die subjektive Seinsweise der 
christlichen Gemeinde in eschatologischer (bzw. endgeschichtlicher) und histo- 
rischer (bzw. innergeschichtlicher) Hinsicht. 

Denn, so heißt es bei K. Barth: »Die christliche Gemeinde darf und soll sich im 
neutestamentlichen Vollsinn des Begriffs als Gleichnis verstehen. Sie ist als sol- 
ches nachträgliche und vorläufige Darstellung der von ihr unterschiedenen gott- 
menschlichen Wirklichkeit. 

Indem diese ihrem Dasein zugleich vorangeht und nachfolgt, kann die Gemeinde 
sie nur nachträglich und vorläufig anzeigen, abbilden, darstellen. Indem sie ihr 
in höchster Verschiedenheit und Überlegenheit vorangeht und nachfolgt, kann 
sie sie nur unvollkommen, inadäquat, zugleich erhellend und verdunkelnd - sie 
kann sie wohl in ähnlichen, aber nicht in ihr gleichkommenden Konturen und 
Farben bezeichnen und darstellen. Sie kann nicht zu ihrem Duplikat werden. 
Indem es ihr aber wesenhaft eigentümlich ist, von ihr herzukommen und ihr 
entgegenzugehen, hat sie in aller Unvollkommenheit echten Anteil an ihr, die sie 
bezeichnet und darstellt. 

Als Gleichnis in dem so bestimmten Sinn darf und soll sich die christliche Ge- 
meinde verstehen 19.« 


bejahen ... Die Welt, wie sie ist, wie sie uns gegeben ist und nicht, wie wir sie uns 
träumen, werden wir also zunächst ganz naiv hinzunehmen und auf ihre Beziehung 
zu Gott zu befragen haben. Gott könnte die Welt nicht erlösen, wenn er nicht ihr 
Schöpfer wäre. Nur weil sie sein Eigentum ist, kann sie sein Eigentum werden. 
Echte Eschatologie leuchtet auch nach rückwärts, nicht nur nach vorwärts« (aaO, 
51). Die Haltung der Welt- und Lebensverneinung kann insofern nicht zur prin- 
zipiellen Einstellung des Glaubens werden: »Aber auch die Lebensbejahung allein 
kann nicht wieder Thema werden« (aaO, 58). K. Barth möchte »nicht einmal einem 
harmonischen Gleichgewicht beider Momente ... das Wort reden« (aaO, 58). So 
gewiß die Antithese oder Negation wirklich nur das zweite Moment nach dem 
der thetischen Positivität sein kann, so gewiß ist sie das dominante Moment, »die 
Thesis ın sich begreifend und aufhebend und also in jedem denkbaren Moment sie 
an Würde und Bedeutung überragend« (aaO, 59). »Die Tränen sind uns näher als 
das Lächeln. Wir stehen tiefer im Nein als im Ja, tiefer in der Kritik und im 
Protest als in der Naivität, tiefer in der Sehnsucht nach dem Zukünftigen als in der 
Beteiligung an der Gegenwart. Wir können den Schöpfer der ursprünglichen Welt 
nicht anders ehren, als indem wir schreien nach dem Erlöser der jetzigen Welt« 
(aaO, 59). - Zu diesem Komplex vgl. jetzt vor allem F.-W. Marquardt, Theologie 
und Sozialismus, 1972, bes. 94 ff., 142 ff., 200 ff.; H. Gollwitzer, Reich Gottes und 
Sozialismus bei Karl Barth (= ThExh 169), 1972; K. G. Steck und D. Schellong, 
Karl Barth und die Neuzeit (= ThExh 173), 1973. 

19.K. Barth, KD IV 3,2, 906. Die Auskunft über das weltgeschichtliche Sein der Ge- 


180 


Diese Sätze K. Barths über den Sinn von »Gleichnis« oder »Analogie« machen 
deutlich, daß es sich hierbei nicht um einen spekulativen bzw. rein theoretischen 
Begriff handelt. Das Gleichnis, als das die christliche Gemeinde in der Geschichte 
zu existieren hat, ist weder ein Zustand noch gar eine invariante Form, sondern 
das Dasein der Gemeinde als Gleichnis kann nur ein höchst bewegter Prozeß 
sein. In einer ständigen Bewegung und Beweglichkeit gilt es, gleichnishafte Ein- 
stellungen und Einrichtungen, Entscheidungen und Handlungen immer wieder 
neu zu realisieren: auch unter Abstoßung ausgelebter, dunkel und undeutlich 
gewordener Existenzbestimmungen der Gemeinde, 

»Analogie« ist insofern sowohl ein sensu proprio historischer, d. h. ein praktisch- 
theoretischer Begriff, in dem das praktische Element der Zweck-Mittel-Relation 
prävaliert, als auch ein dialektischer Begriff, sofern er stets die Einheit von be- 
stimmter Position und Negation als eine konkrete Aufgabe in sich befaßt. Die 
Methode der Analogie, verstanden als die subjektive Seinsweise der christlichen 
Gemeinde in ihrer geschichtlichen Aktivität, ist darum stets auch das Mandat 
ihrer Konstitution, d. h., sie ist Auftrag und Aufgabe der Entdeckung und Ent- 
wicklung gleichnishafter Verhältnisse in der jeweiligen historischen Gegenwart 
der Gemeinde und damit auch in ihrem Verhältnis zum Leben der Menschen in 
Staat und Kultur ®, 


meinde als »Gleichnis< der geschichtlichen Identität Jesu Christi steht im Kontext 
der »Erläuterungen zur Frage nach dem Grund (der) Voraussetzung, daß die christ- 
liche Gemeinde die Gemeinschaft wirklich ist, die für die Welt da ist: indem es da 
nämlich Menschen unter den in ihr Vereinigten gegeben wird, ihr Dasein für die 
Welt praktisch und faktisch ins Werk zu setzen« (aaO, 897 f.). 

20. Die thematische Hinsicht auf das Verhältnis der Entsprechung von menschlichem 
Sein »sim allgemeinen und überhaupt zu der schlechthin singulären Wirklichkeit 
Jesu Christi begründet die natürlich nur relativ zu nehmende Einseitigkeit, mit der 
hier das Verständnis der Analogie im Sinn eines historisch-dialektischen Begriffs 
hervorgehoben wird. Diese Komponente ist m. E. aber auch unter dem Gesichts- 
punkt der Abgrenzung des Barthschen Gedankens der »analogia fidei« gegen die 
Vorstellung objektiv ontologischer Invarianten, die (nur noch) in den Formen der 
subjektiven Logik reproduzierbar sind (analogia entis), nicht unwesentlich und viel- 
leicht stärker als bisher zu berücksichtigen. Vgl. G. Söhngen, Analogia entis in ana- 
logia fidei, in: Antwort. Karl Barth zum 70. Geburtstag, 1956, 237 ff.; W.Kreck, 
Analogia fidei oder analogia entis?, in: Antwort. Karl Barth zum 70. Geburtstag 
1956, 272fl.; E. Jüngel, Die Möglichkeit theologischer Anthropologie auf dem 
Grunde der Analogie, in: EvTh 22 (1962), 535 ff.; M. Reding, Analogia entis und 
analogia nominum, in: EvTh 23 (1963), 225 ff.; K. Hammer, Analogia relationis 
gegen analogia entis, in: Parrhesia. Karl Barth zum achtzigsten Geburtstag am 
10. Mai 1966, 288 ff. Von grundlegender Wichtigkeit bleibt E. Jüngel, Gottes Sein 
ist im Werden. Verantwortliche Rede vom Sein Gottes bei Karl Barth. Eine Para- 
phrase, 1965. 
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Mit ihrer Methode der Analogie basiert das sozialethische Modell der dialek- 
tischen Einheit von »Christengemeinde: und »Bürgergemeinde- auf der dogma- 
tischen Prämisse von der Einheit von Exklusivität und Universalität der Welt- 
beziehung Gottes in Jesus Christus. 

Das erste Moment der Exklusivität meint die einmalige und einzigartige Voll- 
ständigkeit der Selbstidentifikation Gottes mit Jesus Christus in der Auferwek- 
kung des Gekreuzigten. Zwar ist zu sagen, alles Mögliche in dieser Welt und 
darum auch alles Wirkliche in ihr, sofern es möglich ist, sei von Gott und nur kraft 
der Beziehung Gottes zu ihm. Aber wie von keiner anderen Einzelheit im Gan- 
zen der Welt von Natur und Geschichte wird von dem einen Menschen Jesus aus 
dem Volk Israel behauptet, in seinem Schicksal sei er Gott selbst in der Objekti- 
vation seiner selbst für alle Menschen als mögliche Subjekte wahrer Gotteser- 
kenntnis. In der Geschichte und Person Jesu Christi hat sich Gott mit seinem 
ganzen Wesen inmitten der Weltgeschichte zum möglichen Gegenstand mensch- 
lichen Wissens und zum wirklichen Grund menschlicher Gewißheit, d. h. mensch- 
licher Selbstgewißheit als Heilsgewißheit, bestimmt. Insofern besteht ein unver- 
brüchlicher Zusammenhang möglichen Wissens von Gott mit dem Namen Jesus 
Christus. 

Das andere Moment der Universalität der Gottesbeziehung in Jesus Christus 
besteht darin, daß die in der Geschichte Jesu Christi unwiderruflich gefallene 
Entscheidung Gottes zum Heil des Menschen im Herzen der Schöpfung für alle 
Menschen und Dinge in allen möglichen Verhältnissen definitive Geltung und 
Bedeutung hat. Denn der Tod Jesu Christi für die Sünde der Welt ist das Selbst- 
sein Gottes als Grund und Ursprung ewiger Gerechtigkeit und ewigen Lebens 
für alle Menschen im Zentrum der neuen Schöpfung. 

Diese exklusive und universale Wirklichkeit Jesu Christi ist die einzige, aber auch 
die vollständige objektive Voraussetzung für das Dasein der christlichen Ge- 
meinde und darum auch das einzige und ganze Richtmaß ihrer analogen Existenz 
und Aktivität in der geschichtlichen Welt der Staaten und Kulturen 2. 

»Die von ihr verschiedene Wirklichkeit, die sie als solches Gleichnis bezeichnet 
und darstellt, ist das in der Auferstehung Jesu Christi (als dem »Terminus a quo« 
ihrer eigenen geschichtlichen Existenz) anhebend und partikular schon offenbare, 


21. Die Aussagen über das geschichtliche Dasein der christlichen Gemeinde auf Grund 
und im Horizont der unfaßbaren »Einzelnheit< und umfassenden » Allgemeinheit« des 
ursprünglichen Selbstseins Jesu Christi beziehen sich vor allem auch in verweisen- 
der Absicht auf die drei großen ekklesiologischen Paragraphen in der Versöhnungs- 
lehre der Kirchlichen Dogmatik K. Barths: $ 62: Der Heilige Geist und die Ver- 
sammlung der christlichen Gemeinde (KD IV ı, 718 ff.); $ 67: Der Heilige Geist 
und die Erbauung der christlichen Gemeinde (KD IV 2, 695 ff.); $ 72: Der Heilige 
Geist und die Sendung der christlichen Gemeinde (KD IV 3,2, 780 ff.). 
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in Jesu Christi letzter Erscheinung (als dem ‚Terminus ad quem« ihrer eigenen Ge- 
schichte) endgültig und universal zu offenbarende Reich Gottes, 

Und das ist das »Reich Gottes«: die Aufrichtung der alleinigen, alles durchdrin- 
genden und bestimmenden Herrschaft Gottes, des Wortes und des Geistes Gottes, 
im ganzen Raum der Schöpfung. 

Jesus selbst ist dieses Reich in seiner ganzen Vollkommenheit. In ihm ist ja diese 
Gottesherrschaft aufgerichtet. Denn in ihm, in diesem menschlichen Geschöpf, 
wohnt, handelt und redet inmitten der übrigen Schöpfung unmittelbar und un- 
beschränkt deren Schöpfer und Herr. In ihm ist die Berufung der ganzen Mensch- 
heit, ja aller Kreatur zum Dienste Gottes und damit die Einheit aller Gestalten, 
Kräfte und Werke des Geschöpfs schon - und das in unüberbietbarer Vollkom- 
menheit — vollzogenes Ereignis. 

Von seiner Offenbarung und also von der in ihm universal ergangenen Berufung 
und so von der aufgerichteten Gottesherrschaft des Reiches in der Senfkorn- 
gestalt des Ostergeschehens kommt die Gemeinde her. 

Und seiner Offenbarung und also der Offenbarung des Reiches in der vollendeten 
Sichtbarkeit jenes Baumes (Mt 13,32), in dessen Zweigen die Vögel des Him- 
mels nisten, geht sie entgegen 22.« 

Tatsächlich steht und fällt ja die christliche Gemeinde mit dieser Voraussetzung, 
daß Jesus Christus Gottes Reich in Person ist und daß Gottes Reich die nächste 
Zukunft der Gegenwart Jesu Christi auch in und bei der Gemeinde ist, die sich 
zu ihm bekennt. Hier herrscht eine klare Alternative: entweder geht die christ- 
liche Gemeinde entschlossen und konsequent von dieser Voraussetzung aus, oder 
sie gibt ihre Existenz auf. 

In der bewußten Entscheidung für diese Voraussetzung legt die Gemeinde ihr 
geschichtliches Dasein im Kontext der göttlichen Reichsgeschichte aus. Sie glaubt, 
daß mit der Versöhnung der Welt, d. h. mit der Aufrichtung der ewigen Gerech- 
tigkeit zum ewigen Leben in Jesu Christus, das Reich Gottes unwiderruflich 
angebrochen und sich unwiderstehlich gegen alle Widerstände dieser Welt immer 
schon durchzusetzen im Begriff und in Bewegung ist. Deshalb und mit derselben 
Gewißheit hofft sie auch darauf, daß sich in und mit der Erlösung der Welt, d.h. 
mit der Ausgießung des ewigen Lebens aus ewiger Gerechtigkeit durch Jesus 
Christus, das Reich Gottes unwidersprechlich vollenden wird. 

Das Reich Gottes aber, worauf die christliche Gemeinde hofft, weil sie an seine 
Offenbarung in Jesus Christus glaubt, verspricht die Vollendung des Friedens 
in reiner Liebe. Sie wird die vollkommene Wahrheit und Wirklichkeit der Ein- 
heit von Gerechtigkeit und Freiheit sein, d. h. von ewiger Gerechtigkeit und 
einem Leben, das sich selber keine Last mehr ist und nicht länger beschwert und 
verunstaltet wird durch den Zwang zur Selbsterhaltung und Selbstbehauptung. 
In dem kommenden Gottesreich der Erlösung besteht die reale Einheit von ewiger 


22.K. Barth, KD IV 3, 2, 906 f. 
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Gerechtigkeit und ewigem Leben nicht nur im Verhältnis Gottes zur Menschheit, 
wie es objektiv in Jesus Christus und subjektiv durch den Heiligen Geist schon 
im Lauf und Fall der Weltgeschichte offenbar geworden ist und wird, sondern 
sie besteht auch und mit derselben Endgültigkeit und Eindeutigkeit sowohl im 
Verhältnis aller Menschen zu Gott als auch im Verhältnis aller Menschen unter- 
einander in der unzerstörbaren Gemeinschaft und schattenlosen Gleichförmig- 
keit mit Jesus Christus. 


IV 

Aus der Einheit von Exklusivität und Universalität der Weltbeziehung Gottes 
in Jesus Christus ergeben sich unumgängliche Konsequenzen für eine ihr nach- 
denkende theologische Ethik im allgemeinen und eine darin enthaltene politische 
Ethik im besonderen. 

Denn wenn das ganze menschliche Leben im Herzen der Schöpfung und mithin 
auch die ganze Schöpfung in ihrem Verhältnis zum menschlichen Leben in ihrer 
Mitte von der Wirklichkeit des göttlichen Reiches in Jesus Christus umschlossen 
und durchdrungen wird, dann besteht diese alles umfassende und alles durchdrin- 
gende Grenze auch für die Gesamtheit des »weltlichen« Daseins in Staat und 
Kultur. Dann kann aber grundsätzlich auch keine andere Möglichkeit einer sensu 
strictiori normativen Orientierung des menschlichen Lebens auf staatlichem und 
kulturellem Gebiet in Betracht kommen als seine Orientierung am Reich Gottes 
selber. Denn als das innergeschichtliche Ende und endgeschichtliche Ziel der 
Weltgeschichte ist Gottes Reich die zuerst und zuletzt allein normative Wahrheit 
und Wirklichkeit alles menschlichen Lebens und darum auch seiner Sicherung 
durch staatliche Ordnungen und seiner Steigerung durch immer neue Zivilisa- 
tionsschübe. 

Die Konzentration der Offenbarung Gottes in der Geschichte Jesu Christi zeitigt 
aber die Folge, daß innerhalb der Weltgeschichte das kommende und angebro- 
chene Reich Gottes ausschließlich in der Gemeinde Jesu Christi mit dem erklärten 
und ausdrücklichen Willen erkannt wird, die in Jesus Christus personifizierte 
Rechts- und Lebensgemeinschaft mit den Menschen (im Herzen seiner Schöp- 
fung) durch die Kraft seines Heiligen Geistes allen Menschen in der ganzen Welt 
wahrheitsgetreu und glaubwürdig zu bezeugen 23. 


23.Damit wird weder die konkrete Erkenntnis der Recht und Leben schaffenden 
Gnade Gottes für die Welt noch ihre reale Möglichkeit in die Grenzen einer irdi- 
schen Institution gebannt und zu einem klerikalen Privileg verkehrt. Erinnert aber 
wird an die ebenso unvergleichliche wie unerschwingliche Besonderheit der Ge- 
meinde, die darin enthalten ist, daß sie zur wissentlicben und willentlichen 
Bezeugung und Darstellung der Wahrheit berufen ist, die sie erkannt hat und be- 
kennt. Vgl. K. Barth, Die Menschlichkeit Gottes (ThSt [B] 48), 1956, 25 f.: »Die 
Kirche ist das besondere Menschenvolk, die Gemeinde, nach Calvins Ausdruck die 
Kompagnie, die durch ein bißchen armselige, aber unüberwindliche, weil durch den 


184 


Jene vollständige Identität vom Reich Gottes und Jesu Person und diese totale 
Implikation menschlichen Lebens in den Grenzen des göttlichen Reiches begrün- 
den für eine theologische Ethik die unausweichliche Notwendigkeit, das Thema des 
menschlichen Lebens im Verhältnis zur Welt als Staat und Kultur nur und allein, 
im Zusammenhang mit dem Dasein der christlichen Gemeinde und deren (escha- 
tologischer) Bestimmung her zu begreifen 24. 


24. 


Heiligen Geist gegründete Erkenntnis des in Jesus Christus offenbaren gnädigen, 
Gottes konstituiert und zu seinem Zeugen in der Welt bestimmt und berufen ist., 
Und was ist die Existenz dieses besonderen Menschenvolkes anderes als die gewiß, 
überall verwischte und verdunkelte und in ihrer Kontinuität allzu oft unterbrochene. 
Spiegelung der Menschlichkeit Gottes, dessen Zuwendung zu den Menschen nun, 
einmal so weit geht, Einige, Viele von ihnen in vorläufiger Vertretung der Übrigen 
und als seine Boten an sie zu seiner Anbetung, zu seinem Lob und Dienst aufzu-. 
rufen und zu erwecken?« 

In dem Modell, dessen Explikation und Exekution K. Barth initiiert hat, wird 
einerseits (und zunächst auch als am wichtigsten erachtet) die Begründung der Ord-. 
nungen natürlich-politischer Gemeinwesen und der Beziehungen zwischen ihnen, 
und der übernatürlichen »societas perfecta« der Kirche auf der Basis eines objektiv- 
vernünftigen Naturrechts (vgl. Thomas v. Aquin, S. Th. I-II q. go ff.; bes. q. 94: 
De lege naturali) als mit Botschaft und Bekenntnis des christlichen Glaubens ebenso, 
wenig vereinbar inhibiert wie eine sog. >natürliche Theologie« oder »natürliche. 
Religion; s. K. Barth, Rechtfertigung und Recht (= ThSt [B] r), 1938; Erik Wolf, 
Rechtsgedanke und biblische Weisung, 1948; J. Ellub, Die theologische Begründung, 
des Rechts (frz. 1946), (= BEvTh ı0), 1948; Ernst Wolf, Zum protestantischen 
Rechtsdenken, in: Peregrinatio II, 1965, ıgı ff. Ebenso bestimmt wird in diesem, 
»historisch-dialektischen< Modell anderseits auch eine teleologisch-eschatologische. 
Union von bürgerlich-sittlichem Staats- und christlich-religiösem Kirchenwesen im, 
Blick auf das praktische ssummum bonum« des Reiches Gottes ausgeschlossen, wie. 
sie mit mehr oder minder großer Nähe in der Reich-Gottes-Idee zu (J. G. Fichte. 
bzw.) I. Kant von R. Rothe oder A. Ritschl projektiert worden ist; vgl. R. Rothe, 
Die Anfänge der christlichen Kirche und ihrer Verfassung, 1837; "Theologische Ethik,, 
ı. Aufl, 3 Bde., 1845-1848; 2. Aufl., Bd. I-V (Bd. III-V hg. v. H. Holtzmann),, 
1867-1871; A. Ritschl, Die christliche Lehre von der Rechtfertigung und Versöh-. 
nung, 1.-3. Bd., 1870-1874, spez. 3. Bd.; Unterricht in der christlichen Religion, 
1875. A. Ritschls »Unterricht< enthält im ersten grundlegenden Teil ($$ 5-33) die. 
»Lehre vom Reiche Gottes«, sofern es »als religiöse Idee« ($$ 5-25) und »als sitt- 
licher Grundgedanke« ($$ 26-33) wirksam ist. Vgl. zu R. Rothe und A. Ritschl 
besonders H.-J. Birkner, Spekulation und Heilsgeschichte. Die Geschichtsauffassung- 
Richard Rothes, 1959; Chr. Walther, Typen des Reich-Gottes-Verständnisses. Stu-. 
dien zur Eschatologie und Ethik im ı9. Jahrhundert, 1961; R. Schäfer, Ritschl., 
Grundlinien eines fast verschollenen dogmatischen Systems, 1968; C.-D. Schulze, 
Spekulative Kirchenreform. Richard Rothes Verhältnis zur Kirche in Theorie und 
Praxis (Diss. Berlin), 1971. Einen entschlossenen Neuansatz gegenüber den sittli-. 
lich-religösen Entwürfen von bestimmter geschichtstheologischer Struktur aus dem, 
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Das primäre Thema einer politischen Ethik der evangelischen Theologie muß 
darum die geistlich und weltlich wahrnehmbare, d. h. die von innen bildsame 
und von außen sichtbare historische Erscheinung der Gemeinde Jesu Christi sein. 
Die erste theoretische und praktische Aufgabe besteht unumgänglich in der Kon- 
stitution der historischen Existenz von christlicher Gemeinde als einer Gemein- 
schaft von Menschen, die als soziales Subjekt von spezifischer Art urteilend und 
entscheidend, denkend und handelnd tätig werden kann. Wo die Konstitution 
der christlichen Gemeinde als soziales bzw. kommunales Subjekt von bestimmter 
Identität weder theoretisch noch praktisch als die primäre ethisch-politische Auf- 
gabe in Kirche und Theologie wahrgenommen wird, sind alle ethisch-politischen 
Ideen, Appelle und Programme, so erhaben sie sein mögen und so leidenschaft- 
lich sie verfochten werden, leichtfertig dem Verdacht ausgeliefert, nicht mehr als 
das Raisonnement einer irrealen Subjektivität aus bloßer Reflexion zu sein. Erst 
in und durch die Wahrnehmung dieses Konstitutionsproblems der christlichen 
Gemeinde als eines kommunalen Subjekts kann es auch zu mehr als abstrakten 
Vorstellungen, kann es zu konkreten Begriffen von dem Verhältnis christlichen 
Glaubens und Bekennens zu Staat und Kultur als den beiden hauptsächlichen 
Exponenten weltlichen Daseins und darum auch der Externität der christlichen 
Gemeinde in ihrer geschichtlichen Existenz kommen 25. 


19. Jahrhundert markieren erst Namen wie Karl Barth, Erik Wolf, Ernst Wolf; 
außer den schon genannten Schriften sind hier vor allem noch zu nennen: Erik 
Wolf, Recht des Nächsten, Ein rechtstheologischer Entwurf, 1958, und: ders., Ord- 
nung der Kirche. Lehr- und Handbuch des Kirchenrechts auf ökumenischer Basis, 
1961. 

25.Sowohl die Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft von 1966 in Genf als auch 
die Weltkirchenkonferenz von Uppsala im Jahr 1968 (s. ebenfalls den Widerhall in 
Deutschland: Die Zukunft der Kirche und die Zukunft der Welt. Die Synode der 
EKD 1968 zur Weltverantwortung der Kirche in einem revolutionären Zeitalter. 
Im Auftrag der Synode hg. v. E. Wilckens, 1968) waren bereits nur noch Signale 
auf ökumenischer Ebene für die (man ist fast versucht zu sagen: schicksalhaft) tiefe 
Verflechtung der christlichen Kirchen bzw. der kirchlichen wie der unkirchlichen 
Christen in die gegensätzlichen Verhältnisse und Bewegungen der heutigen Welt- 
gesellschaft. Unter den geschichtlichen Bedingungen dieser lebensgefährlich antago- 
nistischen Menschheit dürfte das Konstitutionsproblem der christlichen Gemeinde 
bzw. Gemeinden erst recht von größter Dringlichkeit sein: es sei denn, daß die tat- 
sächliche oder scheinbare Alternative zwischen den Tendenzen eines »kirchenfreien 
Christentums< (vgl. z. B. T. Rendtorff, Kirche und Thelogie. Die Systematische 
Funktion des Kirchenbegriffs in der neueren Theologie, 1966; ders., Christentum 
außerhalb der Kirche. Konkretionen der Aufklärung, 1969) und den Tendenzen 
einer »gesellschafts-fähigen Volkskirche« (vgl. z. B. eine doch wohl noch respektable 
Version bei W.-D. Marsch, Institution im Übergang. Evangelische Kirche zwischen 
Tradition und Reform, 1970) allgemeine Anerkennung finden sollte. Vielleicht 
aber hat K. Barths Vortrag von 1942 über die christliche Gemeinde in der Anfech- 
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Unter der Bedingung der endgeschichtlichen Identität des kommenden Reiches 
Gottes legt es sich nahe, in einer davon bestimmten politischen Ethik drei The- 
menkreise zu unterscheiden. 

Der erste Themenkreis zentriert sich um die Konstitution des historischen Da- 
seins christlicher Gemeinde im Verhältnis zu Gottes Reich in Jesus Christus. 

Die beiden anderen 'Themenkreise beziehen sich auf das weltliche Dasein der 
zeitgenössischen Menschheit unter dem Aspekt der Zukunft des göttlichen Rei- 
ches. Wenn dieses Reich durch die vollendete Einheit von ewiger Gerechtigkeit 
und ewigem Leben zu charakterisieren ist, so ist das gemeinsame Dasein von 
Menschen im Lauf und Fall der Weltgeschichte gekennzeichnet durch die Diffe- 
renz von zeitlicher Gerechtigkeit und zeitlichem Leben. 

Insofern gruppiert sich einerseits im Horizont der ewigen Gerechtigkeit des 
göttlichen Reiches ein zweiter Themenkreis um das Problem der Rechtsfindung 
im geschichtlichen Zusammenleben von Menschen. 

Und andererseits bildet sich im Horizont des ewigen Lebens der Gottesherr- 
schaft ein dritter Themenkreis um das Problem der Lebenssteigerung im geschicht- 
lichen Zusammenwirken von Menschen. 

Läßt sich der erste Komplex durch das Stichwort »Kirche« anzeigen, so der 
zweite durch das Stichwort »Staat« und der dritte durch das Stichwort »Kultur«. 
Diese lockere Gliederung des Themas einer politischen Ethik im Modell der dia- 
lektischen Einheit von geistlicher und weltlicher Existenz steht in einer gewissen 
Parallele zu Jacob Burckhardts Unterscheidung der »drei Potenzen« von Staat, 
Religion und Kultur und will wie diese nicht zu einem abstrakten Prinzip über- 
steigert werden %, 


V 

Das Leben der christlichen Gemeinde verläuft unter gewöhnlichen weltgeschicht- 
lichen Verhältnissen dennoch mit strenger 'Terminierung in der Zwischenzeit 
Jesu Christi: in der Zeit zwischen dem Schicksal des Gekreuzigten, den Gott von 
den Toten auferweckt hat, und der Ankunft des Auferstandenen, der auch die 
Toten zum ewigen Leben auferwecken wird. So lebt die christliche Gemeinde 
zugleich zwischen Jesus Christus als dem Grund (Realgrund) ihrer faktischen 
Existenz und Jesus Christus als dem Zweck (Idealgrund) ihres praktischen 
Daseins. 

In dieser ihrer historischen Existenz ist die Gemeinde eine Gemeinschaft von 
Menschen, welche die in der Bibel enthaltene Botschaft vom Gottesreich in Jesus 
Christus gehört und angefangen haben, sie als die endgültige und ursprüngliche 
Wahrheit über Gott und Mensch zu verstehen. 


tung seine Aktualität noch nicht hinter sich; K. Barth, Theologische Fragen und 
Antworten. Gesammelte Vorträge, 3. Bd., 1957, 291 ff. 

26. Vgl. J. Burckhardt, Weltgeschichtliche Betrachtungen. Über geschichtliches Studium, 
in: Ges. Werke, 1956, Bd. IV, 20 ff. 
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Die Mitglieder dieser Gemeinschaft sind einig in dem Willen, die Nachricht von 
der Menschlichkeit Gottes gemeinsam weiter zu hören und gemeinsam besser 
verstehen zu lernen; sie mit größtmöglicher Deutlichkeit bzw. Eindeutigkeit 
möglichst vielen bzw. allen anderen Menschen weiterzusagen und die Wahrheit 
dieser Botschaft für ihr eigenes Leben so bestimmend werden zu lassen, daß ihr 
ganzes persönliches und gemeinschaftliches Verhalten immer klarer als ein dank- 
bares Zeugnis für das Evangelium Jesu Christi als die Magna Charta des Reiches 
Gottes hervortritt. 

So fragmentarisch, inzipatorisch und kontrovers das Verständnis der Botschaft 
von Gottes Reich in der Person Jesu Christi innerhalb der christlichen Gemeinde 
auch immer sein mag, so konstitutiv ist für ihr historisches Dasein das Bekenntnis 
zur Wahrheit dieser Botschaft und damit zur Wirklichkeit der kommenden Got- 
tesherrschaft in der gegenwärtigen Herrschaft Jesu Christi 27. 

Deshalb unterscheidet sich die christliche Gemeinde auch dadurch charakteristisch 
von allen anderen menschlichen Gemeinschaften, daß für ihre historische Existenz. 
ein mit dem Namen Jesus Christus schlechterdings unlösbar verknüpftes gemein- 
sames Bewußtsein von Gott und Mensch notwendig und wesentlich ist. In ihrem 
innergeschichtlichen Dasein kann die christliche Gemeinde nur mit diesem Be- 
wußtsein von Gott im Kommen seines Reiches existieren, und d. h. für sie in 
concreto: in der Erinnerung Jess Christi und darum und deshalb zugleich ın der 
Erwartung seines Reiches. 

Das aber hat zwingende Konsequenzen für die Verfassung oder Organisation 
der christlichen Gemeinde. Denn wo das Bewußtsein von Gott als das Bewußtsein 
seiner Herrschaft in Jesus Christus konstitutiv ist für das historische Dasein einer 
menschlichen Gemeinschaft, ist es unmöglich, daß sich diese Gemeinschaft in einem 
Verhältnis der Herrschaft von Menschen über Menschen, sei es physisch durch 
Gewalt, sei es moralisch im Gewissen, konstituiert. Wo umgekehrt eine mensch- 
liche Gemeinschaft als Herrschaftsverhältnis organisiert wird, kann unmöglich 
irgendein Bewußtsein von Gott einen konstitutiven Faktor in der Existenz dieser 
Gemeinschaft bilden 28. 

27. Vgl. K. Barth, Das Bekenntnis der Reformation und unser Bekennen (1935), in: 
K. Barth, Theologische Fragen und Antworten, Ges. Vortr., 3. Bd., 1957, 257 ff.; 
H. E. Weber, Das Bekenntnis und die Konfessionen in der EKiD, in: EvIh 7 
(1947), 38 f£.; D. Schellong, Die Bedeutung von Bekenntnissen in der Gegenwart, 
in: D. Schellong, Theologie im Widerspruch von Vernunft und Unvernunft. Drei 
Vorträge (= ThS$t [B] 106), 1971, 58 ff. 

28. Nur erst thetisch in Ansatz gebracht erscheint hier (unter Inanspruchnahme einer 
gewissen unmittelbaren Evidenz) der Zusammenhang, der durch die Formel nicht 
mehr als bezeichnet wird: Wenn das Bewußtsein von Gott als das Bekenntnis einer 
menschlichen Gemeinschaft zur Herrschaft Jesu Christi die Konstitution dieser Ge- 
meinschaft als Herrschaft von Menschen über Menschen ausschließt, dann schließt 
die Konstitution einer Gemeinschaft von Menschen als immanentes Herrschaftsver- 
hältnis jedes thetische Bewußtsein von Gott, es sei positiv ader negativ, als für diese 
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Aufgrund ihres Verhältnisses zu Jesus Christus als dem Sohn Gottes und zu 
Gott als dem Vater Jesu Christi kann sich die christliche Gemeinde als soziales 
Subjekt ihres historischen Daseins auch im Verhältnis zur Welt in Staat und 
Kultur nur als eine »berrschaftsfreie Bruderschaft« konstituieren wollen und zu 
konstituieren anfangen 29. Durch ihr Bekenntnis zur Realpräsenz der Herrschaft 
Jesu Christi wird seine Gemeinde zur Bruderschaft im ausschließenden Unter- 
schied zu allen Arten von Herrschaft als einer Form menschlicher Gemeinschaft 
bestimmt. 

Das Bekenntnis zur Herrschaft Jesu Christi und die Bruderschaft der Teilnehmer 
an diesem Bekenntnis gehören im historischen Dasein der christlichen Gemeinde 
untrennbar zusammen 3°, Diese strikte Korrelation zwischen dem Bekenntnis zur 


Gemeinschaft wesentlichen Faktor aus. Die Behauptung dieses Zusammenhangs 
bedarf natürlich noch der ausgedehnten argumentativen Explikation; der Charakter 
unmittelbarer Evidenz kann auch hier lediglich ein erstes Element von inzitativer 
Bedeutung sein. 

29. Ich kann mich nicht mehr erinnern, wo ich den Ausdruck »herrschaftsfreie Bruder- 
schaft« zum erstenmal aufgelesen habe. Seine Bedeutung möchte sich jedoch in der 
Nähe zur Konzeption Erik Wolfs von der Kirche Jesu Christi als einer »bruder- 
schaftlichen Christokratie« und »christokratischen Bruderschaft« bewegen; vgl. 
Erik Wolf, Rechtsgedanke und biblische Weisung, 1948; ders., Recht des Nächsten, 
1958; Ordnung der Liebe, 1963. — »Herrschaftsfreie Bruderschaft« meint hier jeden- 
falls in aspektivischer Einseitigkeit die »horizontale Struktur« des eschatologisch- 
geschichtlichen Seins der christlichen Gemeinde, d. h. die Bestimmung ihrer »Form« 
als einer bestimmten Gemeinschaft von Menschen im lediglich methodischen Unter- 
schied zu seiner »vertikalen Struktur«, die im beherrschenden Verhältnis der »Real- 
präsenz« Jesu Christi zu seiner Gemeinde besteht. Insofern handelt es sich bei diesem 
Ausdruck natürlich auch nicht etwa um die Beschreibung eines empirischen Sach- 
verhalts. Er bedeutet vielmehr einen kritischen Tendenzbegriff, durch den einerseits 
eine unveräußerliche eschatologische Tendenz in aller historischen Existenz von 
christlicher Gemeinde zum Ausdruck gebracht wird und andererseits zugleich die 
unter weltgeschichtlichen Bedingungen stets akute Notwendigkeit einer kritischen 
Konfrontierung der jeweiligen Faktizität mit der allzeitigen Bestimmung der Ge- 
meinde zu einer Gemeinschaft von Menschen, in der keiner den anderen beherrscht, 
weder durch das Element des materiellen Lebens noch durch das »ideelle« der Moral 
und des Gewissens. 

30. Diesen Punkt hat Erik Wolf mit besonderem Nachdruck in seinem »rechtstheologi- 
schen« Konzept geltend gemacht (s. o. Anm. 29); bekanntlich stimmte ihm K. Barth 
darin uneingeschränkt zu. Vgl. K. Barth, KD IV 2, 765 fl.; 767; 770; 772 f. Und 
zum Schluß seines »anderen< Aarauer Vortrags über die Menschlichkeit Gottes 
(September 1956) hat K. Barth die »Horizontalformel« Erik Wolfs in seine Para- 
phrase des »credo ecclesiam: aufgenommen: »Wir glauben die Kirche als den Ort, 
wo in christokratischer Bruderschaft die Krone der Humanität, nämlich des Men- 
schen Mitmenschlichkeit, sichtbar werden darf - und mehr als das: als den Ort, wo 
Gottes Ehre auf Erden wohnen, wo nämlich die Humanität, die Menschlichkeit 
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göttlichen Herrschaft und der Existenz in menschlicher Bruderschaft ist die all- 
gemeine, d. h. von außen bedingungslos freie und die von innen schrankenlos 
offene Erscheinungsweise der absoluten »Reichsunmittelbarkeit< aller Menschen 
im Umkreis der Herrschaft Jesu Christi über alle Kreatur. Diese Reichsunmittel- 
barkeit schließt sowohl das Verhältnis einseitiger Dependenz unter den Mitglie- 
dern der Gemeinde aus als auch das Verhältnis allseitiger Interdependenz, in der 
das individuelle Sein der Mitglieder einer Gemeinschaft unter die Bedingung 
ihrer vollständigen Vermittlung durch das homogenisierte Ganze ihrer Sozialität 
gestellt wird. Die Bruderschaft der christlichen Gemeinde ist vielmehr wesentlich 
charakterisiert durch die Tendenz der individuellen Autonomie ihrer Mitglieder 
untereinander, d. h. tendenziell steht hier kein Ich unter der Herrschaft eines 
anderen, einiger anderer oder aller anderen. Sie ist zugleich charakterisiert durch 
die Tendenz einer universellen Solidarität ihrer Mitglieder; d. h., kein Ich steht 
außerhalb des geschichtlichen Wir einer gleichwohl allzeitigen und allräumlichen 
Gemeinschaft von Menschen im Zeichen des Namens Jesu Christi 3". 


Gottes schon in der Zeit und hier auf Erden greifbare Gestalt annehmen will« 
(ThSt [B] 48, 1956, 27). 

31. Davon läßt sich allerdings hier und heute die Frage nicht trennen, ob denn unter 
den hiesigen und heutigen »Lebensbedingungen« überhaupt noch eine reale Mög- 
lichkeit dafür besteht, daß sich die christlichen Gemeinden (der einen Kirche Jesu 
Christi) in ihrer sozialen Umwelt als menschliche Gemeinschaften konstituieren 
können, in deren Existenz, sofern sie der historische Widerschein der Wahrheit ist, 
die sie im Namen Jesu Christi bekennen, kommunale Subjektivität (= Wir) und 
individuelle Subjektivität (= Ich) in einem solchen Prozeß ihrer gegenseitigen 
Konsolidierung (»Erbauung«) begriffen sind, daß die Integrität der Gemeinschaft 
und die Integrität des Einzelnen zunehmend stärker in ihrer für beide konstituti- 
ven Wechselseitigkeit wahrgenommen, d. h. erfahren, verstanden und gelebt wer- 
den können. Eine solche Gemeinschaft würde man wohl gern »Bruderschaft« nen- 
nen wollen. An die Kirche als das verantwortliche Subjekt ihrer historischen Exi- 
stenz gerichtet, empfängt die Frage ihre beklemmende Last durch die objektiven 
Verhältnisse. Könnte doch die Konstitution einer Gemeinschaft von der Art der 
angezeigten Bruderschaft nur im offenen Widerspruch zu den Tendenzen erfolgen, 
die im Dasein der heutigen Gesellschaft vorherrschen. »Heute nähert sich, insbeson- 
dere auch durch die Fortschritte der Verkehrstechnik und die technologisch abseh- 
bare Dezentralisierung der Industrie, die Vergesellschaftung der Menschheit einem 
Maximum: was noch »draußen« scheint, verdankt seine Exterritorialität mehr der 
Duldung oder der planenden Absicht, als daß ein »Exotisches< noch wahrhaft un- 
angefochten existierte. Dabei jedoch ist an die Trivialität zu erinnern, daß der 
beschleunigte Fortschritt in der Vergesellschaftung nicht ohne weiteres der Befrie- 
dung der Welt, der Überwindung der Antagonismen zugute kommt. Insoweit das 
Prinzip der Vergesellschaftung selbst zwiespältig ist, haben bis heute jedenfalls 
deren Fortschritte die Widersprüche nur auf immer höherer Stufe reproduziert. 
Trifft die berühmte Formel Wendell Willkies von der »One World« zu, dann wird 
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VI 

Wenn die bruderschaftliche Christengemeinde nur mit dem Bewußtsein von Gott 
und Mensch in der Erinnerung und Erwartung Jesu Christi existieren kann, so 
kann ihr historisches Dasein nur mit einer Tätigkeit beginnen, die mit der größ- 
ten Eindeutigkeit, die unter gegebenen Umständen möglich ist (und d.h. gegebe- 
nenfalls im schneidenden Widerspruch zu diesen gegebenen Umständen), ihr Ver- 
hältnis als das Verhältnis der Gemeinde Jesu Christi zu Gott als dem Vater Jesu 
Christi persönlich und öffentlich realisiert. Diese Tätigkeit der Gemeinde bildet 
ihren Gottesdienst sensu strictiori; dazu gehören z.B. Gebete, Eucharistie und 
Taufe — aber sicher nicht nur sie. 

Wenn aber die Gemeinde nur mit dem Bewußtsein von Gott und Mensch in 
Jesus Christus durch den Heiligen Geist existieren kann, so kann ihr historisches 
Dasein nur fortbesteben und weitergehen, indem sie - wiederum mit größt- 
möglicher Eindeutigkeit - ihr Verhältnis als das Verhältnis der Gemeinde Jesu 
Christi zu ihrer zeitgenössischen Menschheit realisiert. Sie ist eine partielle und 
dennoch universelle Mannigfaltigkeit unter allen Menschen, für die sich Gott in 
Jesus Christus mit der Macht seines Heiligen Geistes als für die Bürger seines 
kommenden Reiches der Gerechtigkeit und Freiheit bzw. der ewigen Gerechtig- 
keit und des ewigen Lebens endgültig entschieden hat. 

Die konkrete Wahrnehmung dieses ihres Verhältnisses zur zeitgenössischen 
Menschheit in Staat und Kultur kann sicher allemal nur das zweite Element in 
der historischen Existenz der christlichen Gemeinde sein. Aber es ist das not- 
wendige zweite Element, das im geschichtlichen Leben der Gemeinde unmöglich 
fehlen kann, wenn nicht auch das erste Lebenselement des Gottesdienstes zur 
Farce verderben soll. 

Die Konkretion dieses Verhältnisses der bruderschaftlichen Gemeinde im Geist 
Jesu Christi zum weltlichen Dasein der Menschheit in derselben historischen 
Gegenwart impliziert nun allerdings die aktive, und d. h. eine theoretische und 
praktische, bzw. eine judikative und exekutive Einmischung der christlichen 
Gemeinde in die Fragen und Probleme des Staates und der Kultur. 

Im gemeinsamen Bewußtsein der Exklusivität und Universalität der Weltbe- 


diese »Eine Welt« geradezu durch die Aufspaltung in zwei monströse, sich befeh- 
dende »Blöcke« gekennzeichnet. Kaum ist es übertrieben zu sagen, daß die Entwick- 
lung zur totalen Gesellschaft unabdingbar begleitet wird von der Gefahr der tota- 
len Vernichtung der Menschheit« (Institut für Sozialforschung, Soziologische Ex- 
kurse. Nach Vorträgen und Diskussionen, 1956, 35). In der spätbürgerlichen Welt- 
gesellschaft mit ihrem jedenfalls bis jetzt noch immer primären Gegensatz zwischen 
Reformkapitalismus und Reaktionssozialismus wird das Verhältnis des Kollektivs 
zum Individuum weitgehend durch Repression (mit dem Haupteffekt der dauer- 
haften Ich-Schwäche) bestimmt, wie umgekehrt das Verhalten des Individuums zum 
und im Kollektiv immer mehr von Aggressionen, hauptsächlich in der Form ihrer 
Unterdrückung zur Angst erfüllt wird. 
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ziehung Gottes in Jesus Christus ist das Mandat zu einer aktiven Einmischung 
in die macht- und kulturpolitischen Verhältnisse der zeitgenössischen Menschheit 
unweigerlich und unausweichlich für die christliche Gemeinde enthalten. In ihrem 
Bewußtsein und Dasein eignet darum den Fragen der politischen Organisation 
und des Niveaus der Kultur eine eminente und für ihre historische Existenz 
äußerst kritische Bedeutung. 


viI 

Noch immer besteht die Aufgabe kritischer Koexistenz vordringlich für das Ver- 
hältnis der christlichen Gemeinde zur politischen Organisation der Menschheit 
in einer Vielzahl von souveränen Einzelstaaten unterschiedlicher Struktur. 

Der spezifische Unterschied der Gemeinde zu allen anderen menschlichen Ge- 
!meinschaften liegt — wie angedeutet — in ihrem eigentümlichen Bewußtsein von 
"Gott als einem Bewußtsein vom kommenden Gottesreich in der real-präsenten 
oder akuten Herrschaft Jesu Christi. Diese Proprietät gewinnt in der politischen 
Ethik eine besondere Relevanz, wo es um das öffentliche Zusammenleben von 
‚Menschen, von Einzelnen und besonderen Gruppen in der Rechtsordnung eines 
Staates geht. 

Der Pluralismus von Staaten ist ein Faktum der historischen Gegenwart. Aber 
keiner von ihnen fällt gänzlich aus dem Rahmen, daß der Staat ein für Men- 
schen bestimmtes, d. h. von Menschen über Menschen ausgeübtes Herrschaftsver- 
‚hältnis >> sei, das unter der Devise maximaler Gerechtigkeit für alle seine Bürger 


32.Der Begriff der Herrschaft ist bei weitem nicht so eindeutig, wie sein diskursiver 
Gebrauch insinuiert. W. Hofmann schrieb 1969: »Der Sachverhalt gesellschaftlicher 
Herrschaft ist von geradezu konstitutiver Bedeutung für die Gesellschaftslehre, 
vollends für die Soziologie des Staates. Herrschaftsverhältnisse prägen auch unserer 
Ordnung nach den verschiedensten Seiten ihren Stempel auf. Daher ist, gegenüber 
der heute allgemein verbreiteten babylonischen Sprachverwirrung, die um den 
Herrschaftsbegriff entstanden ist, auf konsequente, deutende Vertiefung gesell- 
schaftlicher Erfahrungssachverhalte und auf begriffliche Schärfe hier besonders zu 
dringen« (W. Hofmann, Grundelemente der Wirtschaftsgesellschaft. Ein Leitfaden 
für Lehrende, 1969, 29). Besondere Aufmerksamkeit hat bereits und besonders M. 
Weber dem sozialen Phänomen der Herrschaft gewidmet; vgl. M. Weber, Wirt- 
schaft und Gesellschaft. Grundriß der verstehenden Soziologie, 5., rev. Aufl., bes. v. 
J. Winckelmann, 1972, I. Teil, Kap. I, $ ı6, S. 28f.; Kap. III (»Die Typen der 
Herrschaft«), ı22 ff.; II. Teil, Kap IX (»Soziologie der Herrschaft«), 541 f. M. 
Weber hat Herrschaft als einen »Sonderfall von Macht« verstanden (aaO, 541) und, 
ohne von den ökonomischen Machtverhältnissen gänzlich abstrahieren zu können, 
dennoch weitgehend durch Formalisierung spezialisiert: »Wir wollen im folgenden 
den Begriff der Herrschaft in dem engeren Sinn gebrauchen, welcher der durch In- 
teressenkonstellationen, insbesondere marktmäßige, bedingten Macht, die überall 
formell auf dem freien Spiel der Interessen beruht, gerade entgegengesetzt, also 
identisch ist mit: autoritärer Befehlsgewalt. — Unter »Herrschaft« soll hier also der 
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praktiziert wird33. An diesem durch und durch geschichtlichen Begriff als einer 
gleichwohl legitimen Norm gemessen zu werden, kann auch heute kein Staat auf 
dieser Erde sich weigern. 


33- 


Tatbestand verstanden werden: daß ein bekundeter Wille (»Befehl«) des oder der 
»Herrschenden« das Handeln anderer (des oder der »Beherrschten») beeinflussen will 
und tatsächlich in der Art beeinflußt, daß dies Handeln, in einem sozial relevanten 
Grade, so abläuft, als ob die Beherrschten den Inhalt des Befehls, um seiner selbst 
willen, zur Maxime ihres Handelns gemacht hätten (»Gehorsam«)« (aaO, 544); vgl. 
auch: »Macht bedeutet jede Chance, innerhalb einer sozialen Beziehung den eige- 
nen Willen auch gegen Widerstreben durchzusetzen, gleichviel worauf diese Chance 
beruht. Herrschaft soll heißen die Chance, für einen Befehl bestimmten Inhalts bei 
angebbaren Personen Gehorsam zu finden; Disziplin soll heißen die Chance, kraft 
eingeübter Einstellung für einen Befehl prompten, automatischen und schematischen 
Gehorsam bei einer angebbaren Vielheit von Menschen zu finden« (aaO., 29). Auch 
M. Webers Herrschaftsbegriff ist durch die prinzipielle Opposition zur marxisti- 
schen Gesellschaftstheorie geprägt; s. K. Löwith, Max Weber und Karl Marx (1932), 
in: K. Löwith, Gesammelte Abhandlungen zur Kritik der geschichtlichen Existenz, 
1960, ı ff. Vgl. demgegenüber einen Definitionsversuch, der aus diesem Gegensatz 
herausführen möchte: »Wenn man an die sozialhistorische Bedeutung und auch den 
strukturell universalen und dauerhaften Charakter von Herrschaft ... denkt, dann 
heißt Herrschaft: Monopolisierung derjenigen Entscheidungs- und Spitzenpositio- 
nen im vertikalen Weisungsgefüge, von denen hier über das Wie und Was der Pro- 
duktion, die Verteilung des Sozialproduktes, die Auslese der meist generations- 
mäßigen Nachfolge an den Spitzenpositionen und über die Verwendung der auf 
einem Territorium als legitim geltenden staatlichen Macht ohne satzungsgemäß 
gesicherten Einfluß anderer Gruppen entschieden wird. Herrschende Gruppen oder 
Klassen oder Schichten sind dann solche Gruppen, die die Monopolisierung 
dieser Spitzenpositionen in dem hier gemeinten Sinne mit Erfolg behaupten« (W. 
Strzelewicz, Autoritätsstrukturen und industrielle Organisation, in: Festschrift für 
Otto Brenner. Zum 60. Geburtstag, hg. v. P. v. Oertzen, 1967, 288). 

Für einen soziologischen Begriff des Staates hat M. Weber als Spezifikation von 
»politischem Verband« die Nominaldefinition aufgestellt: »Politischer Verband soll 
ein Herrschaftsverband dann und insoweit heißen, als sein Bestand und die Gel- 
tung seiner Ordnung innerhalb eines angebbaren geographischen Gebiets kontinuier- 
lich durch Anwendung und Androhung physischen Zwangs seitens des Verwaltungs- 
stabes garantiert werden. Staat soll ein politischer Anstaltsbetrieb heißen, wenn und 
insoweit sein Verwaltungsstab erfolgreich das Monopol legitimen physischen Zwan- 
ges für die Durchführung der Ordnungen in Anspruch nimmt« (M. Weber, Wirt- 
schaft und Gesellschaft, 5. Aufl, 1972, 29); vgl. auch: »Der Staat ist, ebenso wie 
die ihm geschichtlich vorausgehenden politischen Verbände, ein auf das Mittel der 
legitimen (das heißt: als legitim angesehenen) Gewaltsamkeit gestütztes Herr- 
schaftsverhältnis von Menschen über Menschen. Damit er bestehe, müssen sich also 
die beherrschten Menschen der beanspruchten Autorität der jeweils herrschenden 
fügen. Wann und warum sie das tun, läßt sich nur verstehen, wenn man die inneren 
Rechtfertigungsgründe und die äußeren Mittel kennt, auf welche sich eine Herr- 
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Eine christliche Gemeinde wird ihr Urteil genau auf beide Momente richten: auf 
das Faktum des Herrschaftsverhältnisses und auf die Idee maximaler Gerechtig- 
keit 34. Die Basis ihres Urteils ist ihre Behauptung der unverbrüchlichen Korrela- 
tion des Bewußtseins göttlicher Herrschaft und des Daseins menschlicher Bruder- 
schaft. Denn die exakte Parallele dazu ist die These, daß, wo immer eine mensch- 
liche Gemeinschaft in der Form der Herrschaft von Menschen über Menschen 
organisiert wird, das Bewußtsein von Gott -— wie es auch bestimmt werde - 
unmöglich ein konstitutiver Faktor dieser Organisation sein kann. 

Diese Grundstellung impliziert zum einen die unausrottbare Tendenz im histo- 
rischen Dasein der christlichen Gemeinde zum nicht-religiösen Staat, und sie im- 
pliziert zum anderen ihre Tendenz zum radikal-demokratischen Staat. 

Natürlich kann es die Gemeinde nicht verhindern, daß sich außer und neben ihr, 
wie in der Vergangenheit, so auch in der Gegenwart und Zukunft, Überzeugun- 
gen von mehr oder minder großer Allgemeinheit und Offentlichkeit bilden, von 
denen entweder ein anderes Bewußtsein von Gott und Mensch als Wahrheit 


schaft stützt« (M. Weber. aaO, 822). Vgl. dazu A. Weber, Das Ende des modernen 
Staates, in: Die Wandlung, 2. Jg., 1947, 463 ff. Noch im scheinbar nurmehr beiläu- 
fig zitierten Element der Legitimität klingt die in Platons Philosophie nicht nur für 
europäisches Bewußtsein unvergeßlich zum Vorschein gekommene Idee des gerech- 
ten Staates nach. S. darüber M. Pohlenz, Staatsgedanke und Staatslehre der Grie- 
chen, 1923; M. Gentile, La politica di Platone, 1940; F. M. Cornford, The Republic, 
transl. with introd. and notes, 1941; R. G. Hoerber, The Theme of Plato’s Republik, 
1944; M. Croiset, La R£publique de Platon. Etudes et analyse, 1946; W. Jaeger, 
Paideia II, 1944; III, 1947; T. A. Sinclair, A History of Greek Political Thought, 
1951; J. Monestier, L’idee de justice dans la philosophie de Platon, 1955; J. Luc- 
cioni, La pensee politique de Platon, 1958; E. Hoffmann, Platon, 1961. Vielleicht 
am präzisesten wurde die Kontinuität mit der platonischen Staatsidee von G. W. F. 
Hegel gewahrt, indem er den Staat als die »Wirklichkeit der sittlichen Idee« be- 
griff (Rechtsphilosophie, $ 257 ff.). 

34. Diese beiden Momente sind natürlich auch in ihrer jeweiligen historischen Konkre- 
tion nicht die normativen Grundlagen für die Urteilsbildung der christlichen Ge- 
meinde, sondern der »Gegenstand« bzw. Sachverhalt, über den die Gemeinde zu 
Urteil und Entscheidung kommen muß und unvermeidlich auch immer kommt: 
trägt doch die Enthaltung von Urteil und Entscheidung selber unweigerlich Urteils- 
und Entscheidungscharakter. Die Gemeinde wird jedoch mit ihrem Bewußtsein 
von der schon versöhnten und noch nicht erlösten Welt ein waches Interesse daran 
haben, daß die politische Differenz zwischen Faktum (= Herrschaft) und Idee 
(= Gerechtigkeit) nicht »unzeitig« eingezogen, d. h. nicht vorzeitig für »prinzipiell 
und in Wirklichkeit< schon überwunden deklariert und als erledigte Diskrepanz der 
politischen Verhältnisse von einst einer politischen Praxis supponiert wird. In sol- 
cher Einstellung wird unter historischen Bedingungen noch allemal nur die Kassa- 
tion der »Idee« zugunsten des Faktums, der Gerrechtigkeit zugunsten von Herr- 
schaft praktiziert! 
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behauptet wird oder von denen gar jedes Bewußtsein von Gott und Mensch als 
Täuschung, als Irrtum oder Betrug bestritten wird. Mit solchen Anschauungen 
und Einstellungen kann die Gemeinde nur in einem Prozeß der geistigen Aus- 
einandersetzung begriffen sein: mit ihrer Botschaft und ihrem Bekenntnis be- 
findet sich die christliche Gemeinde nach innen und außen in einem permanenten 
Streit um die Möglichkeit der Wahrheit eines bestimmten Bewußtseins von Gott 
und Mensch:s. Diese Auseinandersetzung ist ein notorisch gewaltloser Streit. 
Er kann nur ausgetragen werden im Medium der Sprache als dem Element ge- 
genseitigen Verstehens unter Menschen und mit den Mitteln der Vernunft und 
der Liebe. Dieser Streit muß darum auch frei sein von aller Absicht, die Ehre 
und Würde der Menschen zu verletzen, die als Prozeßgegner in diesen Streit 
um die Wahrheit über Gott und Mensch verwickelt sind. 

Um dieser Freiheit von herrschaftlichen Zwängen willen kann der Staat und 
seine Organisationen — inklusive der politischen Parteien! - von der christlichen 
Gemeinde in keinem Sinn als Teilnehmer an diesem Prozeß anerkannt werden. 
Indem das Bekenntnis zu Gott, wie es in der christlichen Gemeinde verstanden 
wird, exklusiv in das göttliche Herrschaftsverhältnis gehört, das objektiv in 
Jesus Christus und subjektiv durch den Heiligen Geist besteht, wird es dem 
menschlichen Herrschaftsverhältnis des Staates radikal entzogen 36. 


35. Die notwendige theoretische Auseinandersetzung mit jedem expliziten bzw. pro- 
grammatischen oder impliziten und primär praktischen Atheismus: wird von sei- 
ten der christlichen Gemeinde und Theologie immer nur um die Frage der Möglich- 
keit von Wahrheit eines Bewußtseins von Gott (inklusive der Notwendigkeit seiner 
Form als Bekenntnis zu Gott) geführt werden können; ihr Ziel kann es unmöglich 
sein, die »tatsächliche« Wahrheit des christlichen Glaubens ihren Bestreitern aus all- 
gemeinen Gründen unwidersprechlich einsichtig zu machen. Das gilt sowohl nach 
der Seite der atheistischen bzw. anti-idealistischen Ideologie des historischen Ma- 
terialismus (vgl. R. Garaudy, Die Aktualität des Marxschen Denkens [frz. 1964], 
1969; ders., Marxismus im 20. Jahrhundert (frz. 1966), 1969; E. Bloch, Atheismus 
im Christentum. Zur Religion des Exodus und des Reichs, 1968; s. dazu H. Goll- 
witzer, Die Bibel - marxistisch gelesen, in: VuF 14, 1969, 2, 2 ff.) als auch nach der 
Seite der antitheologischen bzw. antimetaphysischen Ideologie des »logischen Empi- 
rismus« oder des »kritischen Rationalismus« als den letzten prominenten unter den 
bisherigen Spielarten des relativen philosophischen bzw. subjektiven Idealismus; 
vgl. z.B. B. Russell, Why I am not a Christian and Other Essays on Religion and 
Related Subjects, 1957; W. W. Bartley, The Retreat to Commitment, 1962; H. Albert, 
Traktat über die kritische Vernunft, 1968. 

36. Faustregel ist und bleibt mindestens für absehbare Zeit: »Politische Partei« ist ein 
Pluraletantum und seine Verwandlung ins Singularetantum ist noch allemal ihre 
Korruption in Begriff und Wirklichkeit. Denn politische Parteien sind mindestens 
jedenfalls konkurrierende Kampforganisationen zur Eroberung der legislativen und 
exekutiven Gewalt in einem Staat (Vgl. R. Michels, Zur Soziologie des Partei- 
wesens in der modernen Demokratie, 2. Aufl., 1925; M. Duverger, Les partis poli- 
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Das bedeutet nach der einen Seite die These von der Unmöglichkeit eines christ- 
lichen Staates. Die Gemeinde kann es weder als legitim anerkennen noch ver- 
langen oder erwarten, daß sich ein Staat oder eine politische Organisation im 
Kampf um die Macht im Staat mit dem Christentum — was immer das sei — 
identifiziert 37. 

Sie wird aber auch jede andere Amalgamierung eines nichtchristlichen Bewußt- 
seins von Gott (und Mensch) mit einem politischen Gemeinwesen oder einer 
Partei als Entfremdung des Staates beurteilen. Ihre These von der Unmöglichkeit 
eines christlichen Staates schließt den Widerspruch gegen die Möglichkeit eines 
religiösen Staates überhaupt ein; er richtet sich gegen alle Formen der Synthese 
von Religion und Politik, bzw. von Kirche und Staat: von der Theokratie über 
die Hierokratie bis hin zum Cäsaropapismus, um das idealtypische Spektrum 
Max Webers zu zitieren 38, 

Die christliche Gemeinde vertritt gegenüber jedem staatlichen Gemeinwesen, in 


tiques, 1951). Daß weder für ihre politische Zielsetzung noch für ihre politische 
Praxis ein bestimmtes Bewußtsein von und Bekenntnis zu Gott konstitutiven Wert 
haben kann, ist von unbedingter kritischer Relevanz für ihre Erscheinung. Das uner- 
trägliche Zwielicht des Blasphemischen, das alle Arten von sogenannten »christlichen 
Parteien« in Vergangenheit und Gegenwart umgibt, ist nur eine Folge davon. Ver- 
heißung und Programm sind zweierlei. 

37. Der »christliche Staat« als eine typische Bildung der Restauration des 19. Jahrhun- 
derts mit ihrer Glanzzeit zwischen Wiener Kongreß und Februar- bzw. Märzrevo- 
lution vereinigt in sich den alten Gegensatz zum Absolutismus mit dem neuen Ge- 
gensatz zum Liberalismus. Wegbereiter dieser charakteristischen Restaurationsideo- 
logie waren französische Emigranten wie Joseph de Maistre (1753-1821) oder der 
Vicomte de Bonald (1754-1840) im Geist einer Allianz von Katholizismus und 
Feudalismus und im unversöhnlichen Gegensatz zur bürgerlichen Revolution von 
1789. Das Programm der Einheit von »Thron und Altar« intendierte zugleich die Er- 
neuerung der alten Union von Kirche und Aristokratie (auf der Grundlage ihres 
privilegierten Eigentums an Grund und Boden!). Ihr symbolischer Ausdruck und 
zugleich ein schieres Instrument des politischen Konservatismus & la Metternich und 
Gentz war die Heilige Allianz« von ı815. Theorie und Praxis der Restauration 
bleiben aber nicht auf katholische Nationen und Staaten beschränkt. Der Berner 
Patrizier K.L. v. Haller (1768-1854) wurde zu einem hervorragenden Exponenten 
der Epoche und gab ihr mit seinem Werk über die »Restauration der Staatswissen- 
schaft« (1816) den Namen. Und Resonanz fand der Schweizer Konvertit mit seiner 
romantischen Idee des Patrimonialstaates im protestantischen Preußen Friedrich 
Wilhelms IV. (1840-1861) und seiner Freunde Leopold und Ludwig v. Gerlach: bei 
ihnen gedieh das Leitbild eines »christlich-germanischen« Ständestaates. Der wich- 
tigste Theoretiker des Zeitalters wurde F. J. Stahl (1802-1855), der 1841 nicht an- 
ders als F. W. Schelling vom preußischen König »gegen die Drachensaat des Hegel- 
schen Pantheismus« nach Berlin berufen wurde. 

38. Vgl. M. Weber, Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriß der verstehenden Sozio- 
logie, 5., rev. Aufl., bes. v. J. Winckelmann, 1972, 688 ff.; 689. 
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dem sie existiert, den Standpunkt der grundsätzlichen Freiheit des Staates von 
jeglicher Bindung an ein bestimmtes Bekenntnis zu Gott, es sei christlichen oder 
nichtchristlichen Inhalts. Nach ihrem Grund- und Selbstverständnis kann sie nur 
die Devise des nicht-religiösen Staates und die Parole der nicht-religiösen Praxis 
des politischen Lebens verfolgen. 

Diese Maxime des nicht-religiösen Staates und der nicht-religiösen Praxis des 
politischen Lebens ist jedoch nicht gleichbedeutend mit dem Votum für ein prin- 
zipielles oder auch nur okkasionelles Bündnis des Staates mit einer dezidiert 
anti-religiösen Weltanschauung. Darauf wird die Kirche ebenso genau und be- 
stimmt zu achten haben: wenn nötig auch stellvertretend für andere religiöse 
Gemeinschaften, mit denen sie nur in geistiger Auseinandersetzung leben kann. 
Ihr Protest gegen den religiösen Staat und eine religiöse Politik ist im gleichen 
Maß auch der Protest gegen den anti-religiösen Staat und eine anti-religiöse 
Politik 39. 

Es läuft dem Bewußtsein der christlichen Gemeinde zuwider, aus der wesentlichen 
Religionslosigkeit des Staates dessen notorische Gottlosigkeit zu folgern. Es gilt 
zu begreifen und begreiflich zu machen, daß der sog. »Atheismus«, d. h. die theo- 
retische und praktische Leugnung der Möglichkeit von Wahrheit für ein bestimm- 
tes bzw. für jedes Bewußtsein von Gott, eine weltanschauliche Position ist, die 
einzunehmen für einen Staat weder notwendig noch im Grund und letztlich 
möglich ist. 

Die christliche Gemeinde kann es weder als eine Notwendigkeit noch als eine 
Möglichkeit des politischen Lebens akzeptieren, daß in einem von Menschen über 
Menschen ausgeübten Herrschaftsverhältnis ein bestimmtes persönliches oder 
gemeinschaftliches Verhältnis von Menschen zu Gott affırmativ oder pro- 
hibitiv zu einem absoluten oder relativen Kriterium der Staatsbürgerschaft lega- 
lisiert oder als soches praktiziert wird. Wo und wenn Derartiges geschieht, wird 
eine gefährliche und schädliche Perversion des Staates, seine destruktive Ent- 
fremdung vom Gebot der Allgemeinheit betrieben und die Humanität seiner 
Bürger eingeschränkt, gehindert und unterdrückt. 

In ihrem Verhältnis zum Staat wird es der christlichen Gemeinde stets zuerst 
darauf ankommen müssen, mit überzeugender Gewißheit und Klarheit diese 
beiden Punkte zu vertreten: daß die Religionsfreiheit des Staates sowohl not- 
wendig als auch möglich ist für sein zweckmäßiges Dasein; — und mit gleichem 


39. Die Grundsätzlichkeit der Konsequenz darf ihre nähere Bedeutung für die sozia- 
listischen Staaten und das Verhältnis der christlichen Kirchen ihrer Territorien zu 
ihnen nicht verschleiern; m. E. ist noch immer kein sozialistischer Staat Europas 
wirklich frei von der Praxis und Tendenz einer antireligiösen Innenpolitik, und 
d.h. Kulturpolitik inklusive Bildungspolitik. Von anderem Zuschnitt scheint die 
Strategie W. I. Lenins gewesen zu sein; vgl. M. I. Schachnowitsch, Lenin und die 
Fragen des Atheismus, 1966. 
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Nachdruck -, daß ein Fortschritt zur Gottlosigkeit für den Staat weder eine 
Notwendigkeit noch eine echte Möglichkeit bildet. Der atheistische Staat ist eine 
Pseudo-Notwendigkeit und eine Pseudo-Möglichkeit für den Staat selber: nicht 
anders, als es der christliche Staat von ehedem und heute ist. 


vu 

Mit ihrer praktisch-theoretischen Tendenz zur religiösen Neutralität des Staates 
betreibt die christliche Gemeinde so etwas wie die fortschreitende Politisierung 
oder Verstaatlichung des Staates. Diese Bewegung verläuft in dem stetigen Pro- 
zeß neuer Rechtsfindung in der Aufstellung und Durchsetzung allgemeiner Ge- 
setze zum Zweck maximaler Gerechtigkeit aller Bürger eines staatlichen Ge- 
meinwesens. 

Dieser Endzweck der maximalen Gerechtigkeit verlangt seinen Begriff. Indem die 
christliche Gemeinde in ihrer historischen Existenz die Elemente der individuel- 
len Autonomie und der universellen Solidarität vereinigt, erscheint sie in einer 
deutlichen Affinität zur politischen Organisationsform der demokratischen Re- 
publik auf dem Boden des Prinzips der Volkssouveränität #. Für die politische 


40.Die politische Idee der Volkssouveränität war während des 19. Jahrhunderts in 
Deutschland das Programm der sog. radikalen Demokraten«, die sich weder mit 
der liberalen Zwischenlösung der konstitutionellen Monarchie abfinden mochten 
noch Gefallen fanden an der Idealität des Patriotismus mit seiner diffusen Ein- 
heit von Nationalismus und Militarismus (vgl. A. Ruge, Der Patriotismus [1844], 
hg. v. P. Wende, 1968): »Die Auflösung des Patriotismus in Humanismus ist die 
Freiheitsfrage der neuesten Geschichte« (A. Ruge, aaO, 88). Vgl. aber auch bei- 
spielsweise L. Uhlands Votum »für periodische Wahl des Reichsoberhaupts durch 
die Volksvertretung«; darin erklärte er vor der Nationalversammlung: »Ist denn 
unsere politische Neugestaltung von der monarchischen, dynastischen, aristokrati- 
schen Seite des bisherigen deutschen Staatslebens ausgegangen? Nein! Unbestritten 
von der demokratischen. Die Wurzel also ist eine demokratische, der Gipfel aber 
schießt nicht von den Zweigen, sondern aus der Wurzel empor. Das wäre dem na- 
türlichen Wachstum der neu erstehenden deutschen Eiche nicht gemäß, wenn wir 
ihrem Gipfel ein Brutnest erblicher Reichsadler aufpflanzen wollten« (zit. n. W. 
Reinöhl, Uhland als Politiker, ıg9ı1, 202). - Nicht nur für K. L. v. Haller war 
I. Kants »Metaphysik der Sitten« (1797) wegen ihrer unzweideutig republikanischen 
Pointe in der Staatsphilosophie ein »berüchtigtes Buch«! Für die christlichen Kir- 
chen und Theologen Europas lagen während des 19. Jahrhunderts radikaldemo- 
kratische Ansichten (antimonarchistisch, antinationalistisch, antimilitaristisch) völ- 
lig außer ihrem Betracht. Eine »Affinität« zwischen christlicher Kirche und demo- 
kratischer Republik hat der deutsche Protestantismus nicht von selbst entdeckt und 
wahrscheinlich noch immer nicht ganz begriffen; vgl. jedoch M. Dibelius, Protestan- 
tismus und Politik, in: Die Wandlung, 2. Jg. (1947), 30 ff.; auch und unmittelbar 
dazu: K. G. Steck, Vom politischen Gottesdienst der Kirche, in: Die Wandlung, 


198 


Urteils- und Entscheidungsbildung der Gemeinde sind daraus in der Gegenwart 
die anstehenden Konsequenzen zu erwägen und zu diskutieren. 

Im 19. Jahrhundert entwickelte und etablierte sich als die klassische Montage des 
bürgerlichen Nationalstaates — im Unterschied zum dynastischen Nationalstaat! - 
eine Art von Synthese oder Mischsystem aus liberalem Rechtsstaat und demo- 
kratischer Republik 4. 

Golo Mann hat das Verhältnis so beschrieben: »Der Liberale fordert die Freiheit 
des einzelnen, sich sein Leben unbehindert von Einmischungen des Staates zu 
gestalten. Diese Forderung klingt gut, wird aber jederzeit an Grenzen stoßen, 
die einmal weiter, einmal enger gezogen sind. Der Demokrat fordert die Gleich- 
heit aller und die Herrschaft der Mehrheit, aus der er etwas sein Recht in sich 
selber Tragendes, nahezu Heiliges macht. Ein so sicheres Medium zum Finden 
des Wahren, Guten ist aber die Mehrheit nicht. Demokratie und Liberalismus 
mäßigen sich wechselseitig. Das liberale Prinzip, dem demokratischen zugesetzt, 
bedeutet Schutz der Minderheit gegenüber der Mehrheit und Schutz des einzelnen 
vor dem Zugriff des Staates; das demokratische Prinzip, dem liberalen zugesetzt, 
bedeutet Schutz der Mehrheit gegenüber den starken oder erfolgreichen, das 
Gemeinwohl nicht achtenden einzelnen #2.« 

Deutschland schloß erst nach dem Ersten Weltkrieg mit der Republik von Wei- 
mar in Ablösung der Monarchie von Potsdam glücklos zur westeuropäischen 
Entwicklung auf. Dennoch blieb es durch den Faschismus und zweiten Weltkrieg 
hindurch und danach mit seiner westlichen Hälfte im Machtbereich der liberal- 
demokratischen Union und ihrer Ideologie. 

In der historischen Gegenwart sieht es allerdings so aus, als beginne sich die 
geschichtliche Union von liberalem Rechtsstaat und Demokratie im kapitalisti- 


2. Jg. (1947), 686 ff.; aus der gegenwärtigen Diskussion: M. Honecker, Konzept 
einer sozialethischen Theorie. Grundfragen evangelischer Sozialethik, 1971, 146 fl. 

41. Vgl. F. Schnabel, Deutsche Geschichte im neunzehnten Jahrhundert, III: Monarchie 
und Volkssouveränität, 1964, ı21 fl.; 128 ff. - Die Problematik erscheint pointiert 
im Begriff des »liberalen Rechtsstaates«; ihre klassische Darstellung bot bereits zum 
Ende des 18. Jahrhunderts in England die große Kontroverse zwischen E. Burke 
(1729-1794) mit seinen »Reflections on the Revolution in France« (1790) und 
Th. Paine (1737-1809) mit seinen glänzenden »Rights of Man« (1791). Aber ohne 
die Frage einer zureichenden oder verkürzenden Definition des Rechtsstaats durch 
den politischen Liberalismus der Bourgeoisie des 19. Jahrhunderts näher zu dis- 
kutieren, hat z. B. auch Ernst Wolf noch 1964 »die rechtsstaatliche Ordnung als 
theologisches Problem« erörtern können; s.: Der Rechtsstaat. Angebot und Aufgabe. 
Eine Anfrage an Theologie und Christenheit heute. In Verbindung mit Th. Immer 
u. K. Linke hg. v. E. Wolf (ThExh N. F. ır9), 1964, 28 ff.; W. Abendroth, Der 
demokratische und soziale Rechtsstaat als politischer Auftrag, in: W. Abendroth, 
Wirtschaft, Gesellschaft und Demokratie in der Bundesrepublik, 1965, 7 ff. 

42.G. Mann, Deutsche Geschichte des XIX. Jahrhunderts (1958), 1969, 96. 
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schen Teil der spätbürgerlichen Weltgesellschaft auf fatale Weise selber als un- 
solide Liaison zu diskreditieren. Der Verdacht ist laut geworden und nicht wirk- 
lich ausgeräumt, es habe sich diese Verbindung in der westlichen Hemisphäre 
der spätbürgerlichen Kultur in die Figur von Sein und Schein entwickelt #3. 

Die Konstituentien des liberalen Rechtsstaates, vorweg eine Reihe von konstitu- 
tionell sanktionierten individuellen Freiheitsrechten unter der realen Dominanz 
der Kategorie Eigentum, bilden das tatsächliche und wirksame Sein des Staa- 
tes44; und das demokratische Element darin, restringiert auf das Formale des 


43. 


44: 
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Das Mißtrauen gegen die politische Theorie und Praxis der Konvergenz von demo- 
kratischer Republik und liberalem Rechtsstaat ist durch die ökonomischen Konsti- 
tutionsanalysen (seit F. Quesnays »Tableau Economique< von 1758) der bürger- 
lichen Gesellschaft zum Dauerbewußtsein erweckt worden. Der Historiker entdeckt 
die Disparität von Liberalismus und Demokratie im Verlauf der deutschen Ge- 
schichte im 19. Jahrhundert (vgl. z. B. F. Schnabel, aaO, 128 ff.), der Politologe 
und Soziologe in der deutschen Katastrophe des Faschismus; vgl. A. Rosenberg, 
Entstehung und Geschichte der Weimarer Republik, 1955; K. D. Bracher, Die Auf- 
lösung der Weimarer Republik, 1955; ders., Deutschland zwischen Demokratie und 
Diktatur, 1964; K. Mannheim, Mensch und Gesellschaft im Zeitalter des Umbaus 
(1935; engl. 1940, 8. Aufl. 1951), 1958. Mimetisches Dokument und analytische 
Darstellung zugleich ist das Buch von A. Rosenberg: Demokratie und Sozialismus. 
Zur politischen Geschichte der letzten ı5o Jahre, 1962; es »wurde in den Jahren 
1935 bis 1937 unter dem Eindruck dessen geschrieben, was der Verfasser den »Zu- 
sammenbruch der liberalen Demokratie« nannte«. Vgl. außerdem: W. Abendroth, 
Antagonistische Gesellschaft und politische Demokratie, 1967; ©. Kirchheimer, 
Politische Herrschaft. Fünf Beiträge zur Lehre vom Staat, 1967; W. Hofmann, Die 
Krise des Staates und das Recht (1968), in: W. Hofmann, Abschied vom Bürgertum. 
Essays und Reden, 1970, 163 ff.; ders., Staat und politisches Handeln heute (1968), 
aaO, 179 fl.; J. Agnoli und P. Brückner, Die Transformation der Demokratie, 1967; 
G. Leibholz, Strukturprobleme der modernen Demokratie, 3. Aufl., 1967; K. Sont- 
heimer und G. Ritter u. a., Der Überdruß an der Demokratie, 1970; K. Lenk, Wie 
demokratisch ist der Parlamentarismus?, 1972. -— Dokumente der Weltrevolution, 
Bd. ı: Die frühen Sozialisten, hg. v. F. Kool u. W. Krause, eingel. v. P. Stadler, 
1967; Bd. 2: Arbeiterdemokratie oder Parteidiktatur, hg. v. F. Kool u. E. Ober- 
länder, eingel. v. OÖ. Anweiler, 1967; Bd. 3: Die Linke gegen die Parteiherrschaft, 
hg. u. eingel. v. F. Kool, 1970; Bd. 4: Der Anarchismus, hg. u. eingel. v. E. Ober- 
länder, 1972; H. Arendt, Die ungarische Revolution und der totalitäre Imperialis- 
mus, 1958; D. Schneider / R. Kuda, Arbeiterräte in der Novemberrevolution, 
Ideen, Wirkungen, Dokumente, 1968; Die Rätebewegung I, hg. v. G. Hillmann, 
1971; II, hg. u. eingel. v. G. Hillmann, 1972. 

Von klassischer Bedeutung ist hierfür noch immer die ideologiekritische Analyse, 
die K. Marx 1844 gelegentlich seiner Polemik gegen B. Bauer unter dem Titel: »Zur 
Judenfrage« in den Deutsch-Französischen Jahrbüchern veröffentlicht hat (MEW ı, 
347 ft.). In diesen Zusammenhang gehören allerdings auch die großen historisch- 
politischen Analysen, die K. Marx und F. Engels z. B. von den Ereignissen der 48er 


parlamentarischen Parteienpluralismus, droht in demselben Maß zum bloßen 
Schein herabzusinken, in dem der ökonomische Motor der bürgerlichen Gesell- 
schaft in West und Ost mit Erfolg eine meta- oder prä-demokratische Existenz 
für sich beansprucht und behauptet #s. 

Dadurch entsteht unweigerlich eine Lücke der Unglaubwürdigkeit zwischen An- 
spruch und Wirklichkeit von Demokratie in der spätbürgerlichen Gesellschaft. 
Martin Walser bemerkte einmal dazu: »Dieser groteske und skandalöse Unter- 
schied zwischen Anspruch und Wirklichkeit wird nur deshalb nicht mehr als 
grotesk und skandalös empfungen, weil er alltäglich ist, weil man uns daran ge- 
wöhnt hat. Ich halte es für grotesk und skandalös«, erklärte Martin Walser, 
»daß die Arbeitswelt, also der Bereich der Wirklichkeit, in dem die meisten Bür- 
ger ihre meiste Zeit und Kraft lassen, aus der Demokratie ausgeklammert wird.« 
Zwar stand auch einmal im »Industriekurier«: »Die Demokratisierung der Wirt- 
schaft ist so unsinnig wie eine Demokratisierung der Schulen, der Kasernen und 
der Zuchthäuser«, aber vielleicht gehören Wirtschaft und Zuchthäuser nun doch 
nicht, jedenfalls bestimmt nicht notwendig so eng zusammen, wie sie da im 
Industriekurier zusammengeraten sind. 

Sicher ist: die politisch-rechtliche Ordnung unseres bürgerlichen Lebens leidet 
nicht unter einem Überfluß und Überschuß an Demokratie, sondern eher am 
Gegenteil. Insofern ist es verständlich und begründet, wenn von verschiedenen 
Seiten und auf verschiedenen Gebieten des öffentlichen Lebens die Forderung 


Revolution und ihres näheren geschichtlichen Kontexts gegeben haben; als die wich- 
tigste von ihnen darf vielleicht gelten: K.Marx, Der 18. Brumaire des Louis Bona- 
parte (1852), MEW 8, ı13 ff.; vgl. auch das Nachwort von H. Marcuse in der Ein- 
zelausgabe von 1965, 143 ff. 

45. Auf das Ende der prädemokratischen Produktionsverhältnisse der spätbürgerlichen 
Erwerbsgesellschaft und nur darauf kann das konsequente Programm der wirt- 
schaftlichen Mitbestimmung gemünzt sein. Vgl. Entwurf eines Gesetzes über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in Großunternehmen und Großkonzernen (Mit- 
bestimmungsgesetz). Hg. DGB-Bundesvorstand 1968; L. Franz, Betriebsverfas- 
sungsgesetz. Synopse der aktuellen Novellierungs-Vorschläge, 2. Aufl., 1968; K. 
Korsch, Arbeitsrecht für Betriebsräte (1922), hg. und mit einer Vorrede v. E. Ger- 
lach, Eingel. v. D. Schneider, 1968; P. v. Oertzen, Analyse der Mitbestimmung - 
ein Diskussionsbeitrag, 1965; R. Hauser / G. Meyer, Aktion Mitbestimmung. Der 
Kampf der Arbeiterklasse Westdeutschlands um Mitbestimmung in der Wirtschaft, 
1967; Mitbestimmung der Arbeitnehmer - ein Leitfaden. Hrsg. DGB-Bundesvor- 
stand, 1968; Mitbestimmungsrecht der Arbeitnehmer in Deutschland, Hrsg. DGB- 
Bundesvorstand, 1968; O. v. Nell-Breuning, Mitbestimmung, 4. Aufl, 1969; H. 
Weber, Die Erweiterung der paritätischen Mitbestimmung als Problem der evange- 
lischen Sozialethik, in: Festschrift für Otto Brenner zum 60. Geburtstag, hg. v. 
P. v. Oertzen, 1967, 239 ff.; Kritik der Mitbestimmung. Partnerschaft oder Klas- 
senkampf? Eine Studie von F. Deppe u. a., 1969. 
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nach Erweiterung und Intensivierung einer demokratischen Praxis erhoben 
wird 4. 

Die christliche Gemeinde kann in dieser Frage so wenig neutral bleiben wie in 
der Frage der religiösen Neutralität des Staates und seiner politischen Organisa- 
tionen. Denn hier steht der Grundsatz der maximalen Gerechtigkeit für alle 
Bürger eines Staates zur Diskussion. 


46. 


202 


In Deutschland hat die bürgerliche Gesellschaft im ı9. Jahrhundert die Einheit 
ihrer nationalstaatlichen Organisation nicht durch die Erhebung der parlamentari- 
schen Demokratie zur normativen und konstitutiven Form der politischen Herr- 
schaft entwickelt. Das nationale Selbstbewußtsein der bürgerlichen Klassengesell- 
schaft im ganzen und das Sicherheitsbedürfnis des Besitz- und Bildungsbürgertums 
(vgl. Th. W. Adorno, Art.: Gesellschaft, in: Evangelisches Staatslexikon, hg. v. H. 
Kunst u. $. Grundmann, 1966, 636 ff.) blieben hier de facto und für das maß- 
gebende öffentliche Bewußtsein mindestens bis 1918 auch de iure mit der Staats- 
reform der Monarchie — vorzüglich repräsentiert durch die preußische Militär- und 
Beamtenmonarchie! — untrennbar verbunden. Erst nach dem zweiten Weltkrieg 
und nun schon unter der Bedingung des globalen bzw. internationalen Gegensatzes 
zwischen einem kapitalistischen und einem sozialistischen Gesellschafts- und Herr- 
schaftssystem hat die Demokratie in Deutschland allmählich als politische Wirklich- 
keit Fuß fassen können. Vgl. C. J. Friedrich, Demokratie als Herrschafts- und 
Lebensform, 1959; Th. Eschenburg, Staat und Gesellschaft in Deutschland, 1960; 
ders., Die improvisierte Demokratie, 1963; K.-D. Bracher, Theodor Heuss und die 
Wiederbegründung der Demokratie in Deutschland, 1965; R. Dahrendorf, Gesell- 
schaft und Freiheit, 1961; ders., Gesellschaft und Demokratie in Deutschland, 1965; 
K. Sontheimer, Grundzüge des politischen Systems der Bundesrepublik Deutsch- 
land, 1971; U. Jaeggi, Kapital und Arbeit in der Bundesrepublik. Elemente einer 
gesamtgesellschaftlichen Analyse, 1973. - Etwas von der politischen Atmosphäre 
der 60er Jahre in Deutschland dokumentieren vier so verschiedene Bücher wie 
U. Sonnemann, Das Land der unbegrenzten Zumutbarkeiten. Deutsche Reflexionen, 
1963; A. Elon, In einem heimgesuchten Land. Reise eines israelischen Journalisten 
in beide deutsche Staaten, 1966; K. Jaspers, Wohin treibt die Bundesrepublik. Tat- 
sachen — Gefahren — Chancen, 1966; K. Mehnert, Der deutsche Standort, 1967. 
Über die grundsätzliche Rechtmäßigkeit der demokratischen Ordnung eines politi- 
schen Gemeinwesens gibt es heute keinen ernstlichen Streit mehr. Wenn jeder Staat 
ein von Menschen über Menschen ausgeübtes Herrschaftsverhältnis ist, das unter den 
tatsächlichen und veränderlichen allgemeinen bzw. öffentlichen Lebensbedingungen 
zum Zweck der größtmöglichen Gerechtigkeit für alle seine Bürger praktiziert wer- 
den muß, dann bietet zweifellos die Demokratie am ehesten die Chance zur Reali- 
sierung einer optimalen Verbindung der Faktizität politischer Herrschaft mit der 
Idee sozialer Gerechtigkeit. Daß dieser Zusammenhang in jeder historischen Gegen- 
wart als »challenge« und als die Aufgabe aller Bürger von tendenziell allen Bürgern 
praktisch wahrgenommen werden kann und wahrgenommen wird, entscheidet über 
Sein oder Schein der Demokratie. Als »government of the people, by the people, 
for the people« (A. Lincoln) ist die Demokratie allemal der unabgeschlossene und 


In Spannung miteinander liegen dabei auf der einen Seite die liberale und auf 
der anderen Seite die demokratische Konzeption des gerechten Staates. Gerech- 
tigkeit versteht der Liberalismus als Übereinstimmung der staatlichen Gesetz- 
gebung und Regierung mit unveräußerlichen und unveränderlichen subjektiven 
Grundrechten, wie sie vor allem seit der berühmten »Virginia Bill of Rights« 
von 1776 (12. Juni) Eingang in die Verfassung der modernen Rechtsstaaten ge- 
funden haben #7. Über diese Grundrechte hatte John Adams, der nachmalige 
zweite Präsident der. Vereinigten Staaten, 1765 seinen Zuhörern emphatisch 
zugerufen: »Ihr habt Rechte, die allem irdischen Regiment vorangehen, Rechte, 
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unabschließbare Prozeß ihrer eigenen Demokratisierung: deshalb wird das Ende 
der Demokratie betrieben, wenn ihre Bürger (bzw. ihre bisher smaßgeblichen Bür- 
ger«) aus Angst vor weiteren Konsequenzen auf einem faktischen Zustand der Ent- 
wicklung beharren, oder wenn sich ihre Bürger (bzw. ihre bisher sunmaßgeblichen 
resp. weniger maßgeblichen Bürger«) aus Resignation vor den gegebenen Tatsachen 
und Verhältnissen der ökonomisch-politischen Realität bei demselben Zustand be- 
ruhigen möchten oder mit ihm abzufinden bereit sind. Aber das moralisch-politische 
Postulat ist nicht auch schon die politisch-historische Realität der Demokratie; viel- 
mehr räumt ihre Erfahrung die Sorge nicht aus, das demokratische System des 
Parlamentarismus könne am Ende eher der Verhinderung als der Erfüllung des 
demokratischen Prinzips der Identität von Subjekt und Objekt politischer Herr- 
schaft dienen. Die durchschnittlichen Staatsbürger, d. h. die Masse der lohnabhän- 
gigen Arbeitnehmer, werden in den liberalen parlamentarischen Demokratien fak- 
tisch nur in einem mehrjährigen Turnus einmal zur politischen Entscheidung über 
die Regierungspartei oder -koalition der nächsten Jahre zugelassen. Eine Parteien- 
demokratie wird aber immer nur so demokratisch sein können, wie es die innere 
Struktur ihrer Parteien selber ist. Anderseits war es kein Zufall, daß sich in der 
privatwirtschaftlichen Konkurrenzgesellschaft »pressure groups« als außerparlamen- 
tarische Faktoren der politischen Entscheidungsbildung konstituiert haben und im- 
mer wieder konstituieren und in einem für die Durchschnittsbürger völlig undurch- 
sichtigen Kommunikationszusammenhang mit den politischen Parteien stehen. 
Niemand kann heute mehr (schon wieder!) die Befürchtung grundlos oder defaiti- 
stisch schelten, es könnten weder die Parlamente noch die Parteien die Realität der 
Demokratie als Form des politischen, d.h. des öffentlich-rechtlichen Lebens der 
Gesellschaft gewährleisten. Vgl. W. Abendroth, Innerparteiliche und innerverband- 
liche Demokratie als Voraussetzung der politischen Demokratie, in: Politische Vier- 
teljahresschrift, 1964, 307 ff.; U. Jaeggi, Kapital und Arbeit in der Bundesrepublik, 
1973, 119 ff. 

Vgl. Zur Geschichte der Erklärung der Menschenrechte, hg. v. R. Schnur, 1964; 
über die grundsätzliche Differenz zwischen klassischem und modernem »Naturrecht«, 
deren historische Realität die Differenz zwischen der samerikanischen Revolution« 
von 1776 und der »französischen Revolution< von 1789 ist, vgl. die ausgezeichnete 
Studie von J. Habermas: Naturrecht und Revolution, in: J. Habermas, Theorie 
und Praxis. Sozialphilosophische Studien (1963), 2. Aufl., 1967, 52 ff. 
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die durch menschliche Gesetze nicht widerrufen oder beschränkt werden können, 
Rechte, die von dem großen Gesetzgeber des Universums herrühren.« 

Das reine demokratische Konzept dagegen verzichtet auf die Möglichkeit, der- 
artige Grundrechte oder Urrechte als Maßstab von Gerechtigkeit zu reklamieren 
und gründet sich aus das Prinzip der Volkssouveränität. In seiner Formulierung 
bei I. Kant lautet dieses Prinzip: »Die gesetzgebende Gewalt kann nur dem 
vereinigten Willen des Volkes zukommen. Denn, da von ihr alles Recht ausgehen 
soll, so muß sie durch ihr Gesetz schlechterdings niemand unrecht tun können. 
Nun ist es, wenn jemand etwas gegen einen anderen verfügt, immer möglich, 
daß er ihm dadurch Unrecht tue, nie aber in dem, was er über sich selbst be- 
schließt (denn volenti non fit iniuria). Also kann nur der übereinstimmende und 
vereinigte Wille aller, sofern ein jeder über alle und alle über einen jeden eben 
dasselbe beschließen, mithin nur der allgemein vereinigte Volkswille gesetz- 
gebend sein #.« 

In Konfliktfällen zwischen der liberalen Idee individueller Freiheitsrechte und 
dem demokratischen Prinzip der Volkssouveränität (wie z. B. in der Frage der 
ökonomischen Mitbestimmung) wird die christliche Gemeinde in ihrem Verhält- 
nis zum Staat die Tendenz zu seiner maximalen Gerechtigkeit eher auf der Seite 
der Demokratie als des Liberalismus suchen 4, 

Das bedeutet nicht, daß sich die Kirche selber als Demokratie versteht oder ver- 
stehen kann. Sie könnte sich so nur mißverstehen. Denn sie ist selber ja gerade 
kein menschliches Herrschaftsverhältnis. Aber unter allen politischen Herr- 
schaftsverhältnissen ist die Demokratie in Richtung der Herrschaft aller über 
alle, in der kein Bürger einer anderen Herrschaft ausgesetzt ist als der, die er 
selber mit allen anderen Bürgern zusammen gemeinsam ausübt, diejenige Orga- 


48.1. Kant, Metaphysik der Sitten (1797), in: I. Kant, Werke in sechs Bänden, hg. v. 
W. Weischedel, Bd. IV, 1956, 432. Darin folgt I. Kant nur J.-J. Rousseau, Du 
Contract Social; ou, Principes du Droit Politique, 1762; vgl. I. Fetscher, Rousseaus 
politische Philosophie, 1960; ders., Konkrete Demokratie — heute, in: Festschrift für 
Otto Brenner, 1967, 377 ff.; J. A. Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und De- 
mokratie (amerik. 1942), 1946. 

49. Die relative Priorität der Demokratie vor dem Liberalismus bedeutet natürlich 
nicht etwa eine Entscheidung gegen den politischen Wert des menschlichen Indivi- 
duums, sondern wenn für die christliche Gemeinde der Rekurs auf »naturrechtliche 
Ideen« als die grundlegenden und maßgebenden Normen ihres Verhaltens in dem 
historisch-politischen Prozeß der ‚Maximierung von Gerechtigkeit« nicht in Be- 
tracht kommen kann (s. o. Anm. 24), ist ihre stärkere Neigung zum demokratischen 
Prinzip der Volkssouveränität nur das positive Korrelat zu jener Skepsis und 
Abstinenz. — Ein klassischer Text des politischen Liberalismus ist noch immer J. St. 
Mills »On Liberty< von 1859. Zur heutigen Kritik vgl. R. P. Wolff, The Poverty of 
Liberalism, 1968; R. Opitz, Liberalismuskritik und Zukunft des liberalen Motivs, 
in: Blätter für deutsche und internationale Politik, 1972, 25 ff.; 166 ff.; 294 ff. 
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nisation, der die herrschaftsfreie Bruderschaft der Gemeinde am nächsten stehen 
kann, ohne daß der Unterschied zwischen ihnen verwischt oder übersprungen 
wird. 

Es wäre ebenso absurd, die Kirche in eine Demokratie verwandeln zu wollen, 
wie das Vorhaben absurd wäre, den Staat in eine Bruderschaft zu transformieren, 
darin es keine Herrschaft mehr gibt se. Wohl aber kann es im klaren Bewußtsein 
der qualitativen Differenz zwischen bruderschaftlicher Christengemeinde und 
demokratischer Bürgergemeinde eine Allianz des Interesses am geschichtlichen 
Prozeß der Gerechtigkeit für alle Bürger in allen Staaten geben. 

Eine der wichtigsten Aufgaben politischer Ethik evangelischer Theologie müßte 
m. E. deshalb bestehen und wahrgenommen werden in der Bildung des Bewußt- 
seins der christlichen Gemeinde für ein solches Bündnis der Differenz zwischen 
christlicher Bruderschaft und demokratischer Herrschaft s*. 


IX 
Das Verhältnis der christlichen Gemeinde zum weltlichen Dasein der zeit- 
genössischen Menschheit erschöpft sich indessen nicht in ihrem Verhältnis zu den 


50. Die inzwischen sehr verbreitete Forderung nach einer Demokratisierung der Kirche 
(vgl. z. B. Demokratisierung der Kirche in der Bundesrepublik Deutschland. Ein 
Memorandum deutscher Katholiken, hg. v. Bensberger Kreis, 1970) kann sich 
selbst wohl nur als kritischen Widerspruch gegen eine schlechte hierarchische Insti- 
tutionalisierung der Kirche angemessen verstehen; schwerlich wird sie ihre Absicht 
sinnvoll in dem Bemühen finden können, die politische Herrschaftsstruktur der 
Demokratie als die Existenzform der »herrschaftsfreien Bruderschaft« christlicher 
Gemeinde affırmativ etablieren zu wollen. Vgl. D. Lange, R. Leudesdorff, H. C. 
Rohrbach, Kritische Kirche. Eine Dokumentation, 1969; J. B. Metz, J. Moltmann, 
W. Oelmüller, Kirche im Prozeß der Aufklärung. Aspekte einer neuen »politischen 
Theologie«, 1970; W.-D. Marsch, Institution im Übergang. Evangelische Kirche in 
der BRD zwischen Tradition und Reform, 1970; W. Simpfendörfer, Offene Kirche - 
Kritische Kirche. Kirchenreform am Scheideweg, 1969. 

5ı.K. Barth hat bekanntlich mit Entschiedenheit die These vertreten, »daß die christ- 
lich-politische Richtung und Linie, die sich vom Evangelium her ergibt, eine auf- 
fallende Neigung nach der Seite verrät, die man gemeinhin und allgemein als die 
des »demokratischen« Staates zu bezeichnen pflegt«. Damit wird die Demokratie 
nicht zum politischen Dogma erhoben. »Es ist darum doch nicht zu übersehen und 
zu leugnen, daß das christlich-politische Unterscheiden, Urteilen, Wählen, Wollen, 
Sicheinsetzen auf der ganzen Linie eine Tendenz auf die Gestalt des Staates hat, 
die in den sogenannten »Demokratien< wenn nicht verwirklicht, so doch mehr oder 
weniger ehrlich und deutlich gemeint und angestrebt ist. Man muß, wenn man alles 
überblickt, schon sagen: es hat jedenfalls eine stärkere Tendenz nach dieser als nach 
irgendeiner anderen Seite. Es gibt schon eine Affinität zwischen der Christenge- 
meinde und der Bürgergemeinde der freien Völker« (K. Barth, Christengemeinde 
und Bürgergemeinde, 1946, 36). 
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ihr faktisch nächsten Staaten unter dem Gesichtspunkt der maximalen Gerechtig- 
keit für alle Bürger in dem unabgeschlossenen und in dem Gang der Geschichte 
auch niemals ein für allemal abschließbaren Prozeß einer aus aller Partikularität 
mehr und mehr herausführenden Rechtsfindung, in dem sowohl die Rechtszwecke 
ausgemittelt werden als auch ihre angemessene Realisierung sich vollzieht. Im 
endgeschichtlichen Horizont der Gottesherrschaft existiert die christliche Ge- 
meinde zwischen der geschehenen Aufrichtung der ewigen Gerechtigkeit für alle 
Menschen und der daraufhin von ihr für alle Welt erhofften Ausgießung des 
ewigen Lebens: das Licht jener grundlegenden Erinnerung erweckt ihr primäres 
Interesse an geschichtlicher Gerechtigkeit im weltlichen Dasein der Menschen; 
das Licht dieser folgerichtigen Erwartung ruft ihr Interesse wach für die Wahr- 
nehmung und Gestaltung des endlichen Lebens der Menschen und seiner Not- 
wendigkeiten in dem geschichtlichen Gang der menschlichen Kultur oder Zivilisa- 
tion. Mit S. Freud kann darunter »all das« verstanden werden, »worin sich das 
menschliche Leben über seine animalischen Bedingungen erhoben hat und worin 
es sich vom Leben der Tiere unterscheidet« 52. J. Burckhardt nannte Kultur »die 
ganze Summe derjenigen Entwicklungen des Geistes, welche spontan geschehen 
und keine universale oder Zwangsgeltung in Anspruch nehmen«; sie ist ihm »der- 
jenige millionengestaltige Prozeß, durch welchen sich das naive und rassen- 
mäßige Tun in reflektiertes Können umwandelt, ja in ihrem letzten und höchsten 
Stadium, in der Wissenschaft und speziell in der Philosophie, in bloße Re- 
flexion« 53, Stärker auf das pragmatische Element hebt dagegen S.Freud ab, 
wenn er an der menschlichen Kultur zwei Seiten oder Richtungen unterscheidet: 
»Sie umfaßt einerseits all das Wissen und Können, das die Menschen erworben 
haben, um die Kräfte der Natur zu beherrschen und ihr Güter zur Befriedigung 
der menschlichen Bedürfnisse abzugewinnen, andererseits alle die Einrichtungen, 
die notwendig sind, um die Beziehungen der Menschen zueinander und besonders 
die Verteilung der erreichbaren Güter zu regeln 54.« 

Mit diesem dynamischen Komplex der Kultur wird das Thema der menschlichen 
Gesellschaft bzw. der Vergesellschaftung menschlichen Lebens in ihren histo- 
rischen Formen und Dimensionen akut, im engeren Sinn ihrer Gestalt oder Ge- 
stalten und ihres Ausmaßes in der historischen Gegenwart seit der technischen 
Revolution, die nicht nur von englischen Historikern gern auf das Jahr 1769 


52.$. Freud, Die Zukunft einer Illusion (1927), in: Ges. Werke, Chronol. geordnet. 
Unter Mitwirkung v. M. Bonaparte, hg. v. A. Freud, Bd. I-XVIII, 1940-1968. 
Bd. XIV, 326. 

53. J. Burckhardt, Weltgeschichtliche Betrachtungen, in: Ges. Werke IV, 41 f. 

54. S. Freud, aaO, 326; vgl. aaO, 327: »Das Motiv der menschlichen Gesellschaft ist im 
letzten Grund ein ökonomisches; da sie nicht genug Lebensmittel hat, um ihre Mit- 
glieder ohne deren Arbeit zu erhalten, muß sie die Anzahl ihrer Mitglieder be- 
schränken und ihre Energie von der Sexualbetätigung weg auf die Arbeit lenken. 
Also die ewige, urzeitliche, bis auf die Gegenwart fortgesetzte Lebensnot.« 
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datiert wird, »da James Watt das Patent für seine Dampfmaschine erwarb« 55. 
Es war das Signal des modernen Stahlzeitalters: Mit ihm begann die weit- 
räumigere Ära der industriellen Kultur der bürgerlichen Gesellschaft, deren Pro- 
blematik heute desto bedrängender empfunden und erkannt wird, je weiter der 
Entwicklungsstand der objektiven Verhältnisse in ihr fortgeschritten ist und je 
individueller subjektives Bewußtsein in ihr sich noch erhalten hat €. 

Für die christliche Gemeinde wirkt sich die Problematik der bürgerlichen Gesell- 
schaft mit besonderer Schärfe aus: für jene hat das wissenschaftlich-technische und 
technisch-wirtschaftliche Verhältnis zur Natur gar keine, für diese schlechterdings 
konstitutive Bedeutung. Im Unterschied zur bürgerlichen Gesellschaft bildet und 
organisiert sich die christliche Gemeinde als menschliche Gemeinschaft nicht durch 
das praktische Verhältnis der Ausnutzung von Kräften und Stoffen der Natur 
in einer exponentiellen Entwicklung der dazu erforderlichen Mittel an Menschen 
und Material unter den Bedingungen interpersonaler und internationaler Kon- 
kurrenz und Feindschaft. Dieses technisch-ökonomische Naturverhältnis aber ist 
exakt die Dimension, in der sich die bürgerliche Gesellschaft ursprünglich ent- 
wickelt und fortschreitend definiert hat als das »System der Bedürfnisse«, worin 
»die Vermittlung des Bedürfnisses und die Befriedigung des einzelnen durch 
seine Arbeit und durch die Arbeit und Befriedigung der Bedürfnisse aller 
Übrigen« als der wirtschaftliche Stoffwechsel der materiellen und sozialen 
Existenz jedes und aller Individuen eines zumindest relativ geschlossenen 
Systems stattfindet 57. Historisch jedenfalls hat sich die Primordialität, mit der 
das Herrschaftsverhältnis zur Natur das Gemeinschaftsverhältnis der Menschen 


55. F. Schnabel, Deutsche Geschichte im neunzehnten Jahrhundert, VI: Die moderne 
Technik und die deutsche Industrie, 1965, 23; vgl. hierzu vor allem das zu Unrecht 
gemeinhin unterschätzte Werk von F. Engels, Die Lage der arbeitenden Klasse in 
England (1845); in: MEW 2, 225 ff.; G. M. Trevelyan nannte die »industrial revo- 
lution« im 18. Jahrhundert das »weitaus wichtigste Ereignis der englischen Kultur- 
und Sozialgeschichte seit der sächsischen Eroberung«, vgl. G. M. Trevelyan, Kultur- 
und Sozialgeschichte Englands. Ein Rückblick auf sechs Jahrhunderte von Chaucer 
bis Queen Victoria (engl. 1942), 1948, 360. 

56.»Nicht bloß mit der Entfremdung der Menschen von den beherrschten Objekten 
wird für die Herrschaft bezahlt: mit der Versachlichung des Geistes wurden die 
Beziehungen der Menschen selber verhext, auch die jedes einzelnen zu sich. Er 
schrumpft zum Knotenpunkt konventioneller Reaktionen und Funktionsweisen zu- 
sammen, die sachlich von ihm erwartet werden. Der Animismus hatte die Sache 
beseelt, der Industrialismus versachlicht die Seelen« (M. Horkheimer u. Th. W. 
Adorno, Dialektik der Aufklärung. Philosophische Fragmente, 1947, 41). Vgl. 
auch M. Horkheimer, Zur Kritik der instrumentellen Vernunft (engl. 1947). Aus 
den Vorträgen und Aufzeichnungen seit Kriegsende. Hg. v. A. Schmidt, 1967. 

57.G. W. F. Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts oder Naturrecht und 
Staatswissenschaft im Grundriß (1821), 2. Abschnitt: Die bürgerliche Gesellschaft, 
$ 182 ff., in: G. W. F. Hegel, Werke in zwanzig Bänden, Bd. 7, 1970, 346. 
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in der bürgerlichen Gesellschaft bestimmt, in der Monopolisierung dieser Form 
menschlicher Sozialität (Gemeinschaft unter Menschen durch Ver-Mittel-ung aller 
Natur qua Gegenbegriff zu einem dominanten Selbstbewußtsein von Mensch- 
lichkeit) ausgewirkt 5%. Enthalten ist darin die Tendenz, alle anderen, nicht nach 
dem Bildungsprinzip bürgerlicher Gesellschaft organisierten menschlichen Ge- 
meinschaften entweder durch Auflösung oder Funktionalisierung ins bürgerliche 
System zu integrieren und damit unter die oberste Bedingung der Naturbeherr- 
schung in einem Prozeß expansiver Reproduktion bzw. exponentiellen Wachs- 
tums der materiellen Bedingungen menschlichen Lebens zu stellen. Die Verhält- 
nisse des Kreislaufs von Produktion, Distribution und Konsumtion mittelbar 
und unmittelbar lebensnotwendiger Güter sind in der bürgerlichen Gesellschaft, 
vollends nach ihrer Emanzipation vom politischen Absolutismus, zur beherrschen- 
den Basis des Ganzen geworden: sie bilden die massierte Realität des ökonomi- 
schen »Unterbaus«, der durch sein Schwergewicht alle anderen Erscheinungen 
menschlichen Lebens (z.B. Kunst und Religion) in dieser neuzeitlichen Gesell- 
schaft in die Rolle eines sekundären, mehr oder weniger ideologischen »Über- 
baus« herunterwirtschaftet. Die moderne Gesellschaft ist in ihrem Wesen 
Wirtschaftsgesellschaft. Die Stellung ihrer Mitglieder, vorab ihrer sozialen 
Kerngruppen, bestimmt sich nach deren Funktion im Wirtschaftsprozeß. Die 
»Existenz- und Entwicklungsbedingungen dieser Gesellschaft sind letztlich öko- 
nomischer Natur« 59, Mit der despotischen Dominanz der Wirtschaft im sozialen 
Leben hat sich ihre Konzentration auf das Problem steigender Produktivität ver- 
bunden. J.K.Galbraith hat diesen Punkt nachdrücklich hervorgehoben: »Die 
früheren Hauptsorgen des Wirtschaftslebens — Gleichheit, Sicherheit und Pro- 
duktivität — haben sich reduziert auf die Sorge um die Produktivität und die 
Produktion ... Sie steht jetzt allein im Mittelpunkt eines Interesses, das sie 
früher mit den Problemen der Gleichheit und Sicherheit teilen mußte °.« Daß 
solcherart industrielles Wachstum zum Grundgesetz avanciert ist, nach dem sich 
alle Teile der gesellschaftlichen Gesamtwirklichkeit zum Ausweis ihrer konstruk- 
tiven Mitgliedschaft und darauf beruhenden gesellschaftlichen Realität orien- 
tieren müssen, scheint im kapitalistischen Teil der spätbürgerlichen Weltgesell- _ 
schaft nicht weniger gültig zu sein als in ihrem bisherigen sozialistischen Teil. 
Der theoretische Widerspruch des sowjetrussischen Kommunismus gegen die 
These der progredierenden Konvergenz der faktischen Gesellschaftssysteme des 


58. Vgl. J. Habermas, Technik und Wissenschaft als »Ideologie«, 1968. Den älteren 
Aspekt hat M. Horkheimer 1947 unter dem Titel: Die Revolte der Natur darge- 
stellt; M. Horkheimer, Zur Kritik der instrumentellen Vernunft, 1967, 93 ff. 

59. W. Hofmann, Das Elend der Nationalökonomie (1968), in: W. Hofmann, Univer- 
sität, Ideologie, Gesellschaft. Beiträge zur Wissenschaftssoziologie, 1968, 117. 

60.J. K. Galbraith, Gesellschaft im Überfluß (amerik.: The Affluent Society, 1958), 


1970, 131. 
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euro-amerikanischen Kapitalismus und des euro-asiatischen Sozialismus ist nicht 
an sich schon der überzeugende Gegenbeweis gegen die vielfältig nahegelegte 
Hypothese von der antagonistischen Einheit der international-globalen spät- 
bürgerlichen Gesellschaft in ihren kapitalistischen und sozialistischen Sub- 
systemen ©". 

Dem objektiven Zwang, den die Wirtschaft und die ökonomische Produktivität 
über das Ganze der Gesellschaft ausübt, ist die christliche Gemeinde zutiefst 
ausgesetzt: entweder sie insistiert in geschichtlicher Existenz auf ihrem Wesen 
und gerät damit in Widerspruch zu den Prinzipien der spätbürgerlichen oder 
industriellen Gesellschaft, oder sie akzeptiert, weil sie faktisch im Rahmen dieser 
modernen Industriegesellschaft zu existieren hat, die Totalität der ökonomi- 
schen Basis bzw. den normativen Wert der Zuwachsrate des Bruttosozialpro- 
duktes und widerspricht so mit ihrem Dasein in Adaption ihrem ganzen Anspruch 
und einzigen Sinn in dieser Welt, nämlich in ihr nicht »aus dieser Welt«, sondern 
ganz und allein aus der neuen Welt des kommenden Gottesreiches zu existieren 2. 


61.Daß sich die soziale Realität der heutigen Menschheit als die spätbürgerliche Welt- 
gesellschaft definiert, die ihre Einheit durch den internationalisierten (d.h. zwischen- 
staatlich und machtpolitisch institutionalisierten) Gegensatz von Kapitalismus und 
Sozialismus herstellt und perpetuiert, ist vielleicht eine der wichtigsten Erkenntnisse 
der sog. neuen Linken« der 60er Jahre unseres Jahrhunderts. In der antagonistischen 
Synthese dieser spätbürgerlichen Gesellschaft hat sich der Kapitalismus ebenso unter 
dem Druck der anderen Seite tödlich überlebensfähig reformiert, wie sich der Sozia- 
lismus unter dem Druck der Gegenseite zu seinem widersprüchlichen Widerspruch 
deformiert hat: zum Revisionismus oder zum Stalinismus. Vgl. H. Marcuse, Ideen 
zu einer kritischen Theorie der Gesellschaft, 1969; ders., Die Gesellschaftslehre des 
sowjetischen Marxismus (amerik.: 1952-1955), 1964; ders, Der eindimensionale 
Mensch. Studien zur Ideologie der fortgeschrittenen Industriegesellschaft (amerik.: 
1964), 1967; W. Hofmann, Stalinismus und Antikommunismus. Zur Soziologie des 
Ost-West-Konflikts, 1967; ders, Abschied vom Bürgertum. Essays und Reden, 
1970. Vgl. dagegen von kommunistischer Seite z. B. W. Heise, Aufbruch in die 
. Illusion. Zur Kritik der bürgerlichen Philosophie in Deutschland, 1964; Ideologie 
des Sozialdemokratismus in der Gegenwart (russ. 1970), 1972. 
62.Auf hohem Niveau hat E. Troeltsch mit seinem theologischen Tribut an die 
Anarchie der bürgerlichen Erwerbsgesellschaft ein ebenso überzeugendes wie war- 
nendes Muster des Kulturprotestantismus geboten. Vgl. beispielsweise nur E. 
Troeltsch, Die Zukunftsmöglichkeiten des Christentums, in: Logos I (1910), 165 ff.; 
da heißt es: »Die christliche Ethik ist eine ganz überwiegend religiöse Ethik, die die 
Persönlichkeit nur in Gott gewinnen läßt und daher die Individualmoral zu einer 
Ethik der Selbstheiligung für Gott und die Sozialmoral zu einer Ethik der Verbun- 
denheit aller Gotteskinder in Gott macht« (aaO, 176). »Die christliche Moral wider- 
spricht den Instinkten moderner Diesseitigkeit und moderner Vergöttlichung der 
Wirklichkeit« (aaO, 176). »Sie entspricht ... der letzten Forderung des praktisch- 
moralischen Bewußtseins allerdings. Man muß nur anerkennen, daß es die höchste 
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In der historischen Gegenwart bedeutet diese »eschatologische Unweltlichkeit« 
der christlichen Gemeinde konkret ihre scharfe, unausweichliche Konfrontation 
mit dem Faktum unserer zeitgenössischen expansiven Wirtschaftsgesellschaft im 
weltgeschichtlichen Antagonismus ihrer zwangsweisen Teilsysteme eines »privat- 
wirtschaftlichen Kapitalismus< und eines »staatswirtschaftlichen Sozialismus«. 
Diese Konfrontation enthält eine Reihe von sehr schweren Sachfragen, denen 
die politische Ethik christlicher Theologie ebensowenig ausweichen kann wie die 
politische Urteilsbildung in der christlichen Gemeinde. Die Skala dieser Themen 
reicht vom Problem der Notwendigkeit, d.h. der unbedingten oder nun doch nur 
sehr bedingten, von historisch variablen Voraussetzungen abhängigen Not- 
wendigkeit individueller Arbeit bzw. der Teilnahme des einzelnen an dem 
gesamtgesellschaftlichen Arbeits- und Produktionsvorgang bis zu dem heute 
schließlich beklemmend gewordenen Problem der perniziösen Disproportionalität 
von Technologie und Okologie in dieser unserer spätbürgerlichen »Leistungs- 
gesellschaft« oder Industriekultur. Es sind nicht nur absurde, sondern lebens- 
gefährliche Konsequenzen, die sich aus der voll-ständigen Begründung unserer 
Gesellschaft auf einer ökonomischen Basis ergeben, deren Natur die Ausdehnung 
im Kreislauf von Geld und Waren ist. Absurd ist die künstliche Erhaltung des 
Warencharakters menschlicher Arbeitskraft trotz sinkenden Anteils der produk- 
tiven Arbeit im wirtschaftlichen Gesamtprozeß unter der Devise der Voll- 
beschäftigung bei steigender Produktionskapazität infolge technologischer Inno- 
vationen “4, Lebensgefährlich ist schließlich nicht allein die Vermehrung des 


und letzte Forderung ist, die erst nach Erfüllung der nächsten und ersten Forderun- 
gen sich geltend machen kann, die also nie allein und erschöpfend die Moral be- 
stimmen kann, sondern immer niedrigere Stufen der Moral unter sich und neben 
sich voraussetzt« (aaO, 178). »Sie kann also nur als eine höchste und letzte Stufe 
der Moralität verstanden werden, die schon in die Vorstufen ihre Gesinnungs- 
innerlichkeit und Milde hineinleuchten lassen und die erst mit der Überwindung 
der irdischen Lebensbedingungen sich vollenden mag ... Sie wird stets in einen 
Kompromiß eintreten müssen mit den aus dem Kampf ums Dasein geschaffenen 
gröberen und robusteren moralischen Kräften und wird als kämpfende und su- 
chende selbst auch von sich aus eine Härte und Strenge, wie eine Unabgeschlossen- 
heit und Beweglichkeit hervorbringen müssen, die ihr in ihrem reinsten Verstande 
fehlen oder überflüssig sind« (aaO, 178). 

63. Vgl. dazu so unterschiedliche bis gegensätzliche Werke wie H. Kahn/A. J. Wiener, 
Ihr werdet es erleben. Voraussagen der Wissenschaft bis zum Jahre 2000 (amerik. 
1967), 1968; D. Gabor, Menschheit morgen (engl. 1964), 1969; D. Meadows u.a., 
Die Grenzen des Wachstums. Bericht des Club of Rome zur Lage der Menschheit 
(amerik. 1972), 1972. 

64. Vgl. J. K. Galbraith, Gesellschaft im Überfluß, 1970, 291 ff.; ders., Die moderne 
Industriegesellschaft (amerik. 1967), 1972, 344 ff.; C. Offe, Leistungsprinzip und 
industrielle Arbeit. Mechanismen der Statusverteilung in Arbeitsorganisationen der 
industriellen »Leistungsgesellschaft«, 1970. 
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Rüstungspotentials als Mittel der Abschöpfung überhängenden Kapitals s, son- 
dern mittlerweile auch die bedrohliche Störung des Haushalts der umgebenden 
Natur durch deren rücksichtslose Ausbeutung als Rohstoff- und Energiequelle 66. 
Die christliche Gemeinde wird auch hier mit ihrem Selbstverständnis als »herr- 
schaftsfreie Bruderschaft« zu neuen Urteilen und neuen Einstellungen kommen 
müssen und können. Das bedeutet angesichts der Probleme unserer Industrie- 
kultur, daß die christliche Gemeinde zu einer kritischen Revision der seitherigen 
Selbstverständlichkeit herausgefordert ist, mit der die geschichtliche Symbiose 
von Christentum und Kapitalismus noch immer weithin als providentiell appro- 
biert vorausgesetzt wird 7. Im konkreten Selbstbewußtsein der Gemeinde als 
einer real existierenden »herrschaftsfreien Bruderschaft« inmitten unserer spät- 
bürgerlichen Arbeits- und Herrschaftskultur müssen indessen gerade die Züge als 
eminent fragwürdig erscheinen, die den Typus unserer Gesellschaft prägen: die 
schrankenlose Totalisierung des ökonomischen Sektors ®, die Fetischisierung der 
Produktion 6, das Parkinsonsche Gesetz von der Erzeugung unnötiger Arbeit 


65. Vgl. P. M. Sweezy, Theorie der kapitalistishen Entwicklung. Eine analytische 
Studie über die Prinzipien der marxschen Sozialökonomie (amerik. 1942), 2. Aufl., 
1971, 360ff.; P. A. Baran/P. M. Sweezy, Monopolkapital. Ein Essay über die 
amerikanische Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung (amerik. 1966), 1967. 175 fl.; 
E. Mandel, Der Spätkapitalismus. Versuch einer marxistischen Erklärung, 1972, 
255 ff; G. Brandt, Rüstung und Wirtschaft in der BRD, 1966; D. Senghaas, Rü- 
stung und Militarismus, 1972; F. Vilmar, Rüstung und Abrüstung im Spätkapitalis- 
mus. Eine sozioökonomische Analyse des Militarismus in unserer Gesellschaft, 
5. Aufl, 1970; W. Möller / F. Vilmar, Sozialistische Friedenspolitik für Europa. 
Kein Frieden ohne Gesellschaftsreform in West und Ost, 1972. 

66. Vgl. dazu nur das hervorragende Werk von P.R. Ehrlich / A. H. Ehrlich: Bevölke- 
rungswachstum und Umweltkrise. Die Okologie des Menschen (amerik. 1970), 1972. 

67. Die wichtigste Ideologie dazu hat wohl M. Weber mit seiner Abhandlung über 
»Die protestantische Ethik und (den) Geist des Kapitalismus« (entstanden 1904 und 
1905) geliefert; vgl. M. Weber, Die protestantische Ethik, I: Eine Aufsatzsamm- 
lung, hg. v. J. Winckelmann, 2. Aufl., 1969; II: Kritiken und Antikritiken, hg. v. 
J. Winckelmann, 1968. 

68. Vgl. J. Robinson, Die Gesellschaft als Wirtschaftsgesellschaft. Grundlagen und Ent- 
wicklung (engl. 1970), 1971. 

69. Vgl. J. K. Galbraith, American Capitalism. The Concept of Countervailing 
Power, 1956; ders., The Affluent Society, 1962; ders, The New Industrial State, 
1969 -— R. Aron, Die industrielle Gesellschaft. 18 Vorlesungen (franz. 1962), 1964; 
Bergedorfer Gesprächskreis (Hg.), Industrielle Gesellschaft — menschlich oder un- 
menschlich?, Protokoll Nr. 16, 1964; ders., Globalsteuerung der Wirtschaft — IIlu- 
sion oder Realität?, Protokoll Nr. 39/1971; ders., Der bevollmächtigte Mensch - 
Kann sich die freie industrielle Gesellschaft zur Stabilität und Reife entwickeln?, 
Protokoll Nr. 40/1971. 
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(Bürokratie) 7°, die Glorifizierung des Eigentums bei strikter Wahrung der kapi- 
talistischen Trennung von Arbeit und Kapital?" sowie die Verabsolutierung des 
technisch-ökonomischen Naturverhältnisses in dieser unserer Industriekultur 2. 
Unter diesen Aspekten müßte für die christliche Gemeinde die Frage nach den 
realen Möglichkeiten und Bedingungen der Entwicklung einer genuin soziali- 
stischen Gesellschaft über die Antagonismen der spätbürgerlichen Kultur hinaus 
ganz neu zum Thema politischer Diskussion, Urteilsbildung und Entscheidung 
werden. 


70. 


71. 


22: 
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C. N. Parkinson, Parkinsons Gesetz und andere Untersuchungen über die Verwal- 
tung (amerik. 1957), 1958. 

Vgl. R.-P. Calliess, Eigentum als Institution. Eine Untersuchung zur theologisch- 
anthropologischen Begründung des Rechts, 1962; W. Abendroth, Ein Schritt vor- 
wärts, zwei Schritte zurück. Bemerkungen zur Denkschrift der Kammer für Soziale 
Ordnung des Rates der EKiD über die Eigentumsbildung (1962), in: W. Abend- 
roth, Wirtschaft, Gesellschaft und Demokratie in der Bundesrepublik, 1965, 31 ff.; 
O. Klug, Katholizismus und Protestantismus zur Eigentumsfrage. Eine gesellschafts- 
politische Analyse, 1966. 

Vgl. A. Schmidt, Der Begriff der Natur in der Lehre von Marx (1962), 2. Aufl., 
1967; E. Bloch, Das Prinzip Hoffnung. In fünf Teilen, Kapitel 1-37, 1959, Kapitel 
37: Wille und Natur, die technischen Utopien, 729 ff.; J. Habermas, Ein marxisti- 
scher Schelling — zu Ernst Blochs spekulativem Materialismus (1960), in: J. Haber- 
mas, Theorie und Praxis. Sozialphilosophische Studien, 2. Aufl., 1967, 336 ff.; H. 
Marcuse, Versuche über die Befreiung, 1969; ders., Konterrevolution und Revolte, 


1973. 


Heino Falcke 
Christus befreit - darum Kirche für andere 


Referat zum Hauptthema der 4. Tagung der Synode des Bundes der 
Evangelischen Kirchen in der DDR vom 30. 6. bis 4. 7. 1972 in Dresden 


Das Thema schließt an die Bundessynode 1971 an: Kirche für andere, Zeugnis 
und Dienst der Gemeinde. Es fragt, was es denn der Kirche möglich mache, für 
andere dazusein. Es antwortet: Weil Christus sie befreit, darum kann Kirche für 
andere dasein. Die Befreiung, die von Christus ausgeht, kommt aber nicht in der 
Kirche zum Ziel. Sie zielt auf die kommende Gottesherrschaft als das Reich der 
Freiheit für alle Menschen. Darum soll Kirche für andere dasein und den be- 
freienden Dienst Christi für alle Menschen bezeugen. 

So bedenken wir unser Thema in drei Schritten: Die Befreiung des Menschen 
durch Christus, die Befreiung der Kirche zum Dienst, die Kirche im Dienst der 
Befreiung. 


ı. Die Befreiung des Menschen durch Christus 


Die Sache der Freiheit bewegt heute alle Menschen und Völker. Sie ist umstritten 
zwischen verschiedenen Freiheitskonzeptionen. Sie steht auf dem Spiel in poli- 
tischer Unterdrückung, wirtschaftlicher Ausbeutung und Abhängigkeit. Unsere 
Zeit hat faszinierende Durchbrüche zur Freiheit erlebt, aber Freiheitsrevolutionen 
bringen noch nicht den freien Menschen hervor, und sie produzieren auch neue 
Unfreiheiten. Die wissenschaftlich-technische Revolution hat ungeahnte Mög- 
lichkeiten der Freiheit eröffnet. Zugleich aber bedroht sie die Freiheit in nie ge- 
kanntem Ausmaß durch Technokratie, Manipulierung des Menschen und die 
Schreckvision möglicher Selbstvernichtung. So treibt uns die Sache der Freiheit 
um zwischen Faszination und Resignation, zwischen Engagement und fatalisti- 
schem Rückzug auf die Inselchen privater Freiheit. Die Welt ist ständig im Aus- 
zug aus Knechtschaften, ohne doch den Ausweg zum Reich der Freiheit zu 
finden !. 


1. Röm 8,18 ff. sieht Paulus die Welt, die unter der »Herrschaft der Vergänglichkeit« 
um ihre Freiheit kämpft, im Hoffnungslicht der »herrlichen Freiheit der Söhne 
Gottes«. In der Auslegung dieses Textes schreibt E. Käsemann: »So ist die Welt 
ständig im Exodus, ohne den Ausweg zum Heil zu finden.« »Der Gemeinde, die aus 
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In dem großen Freiheitskapitel des Römerbriefes schreibt Paulus von dieser mit 
ihren Knechtschaften ringenden Welt: Sie warte auf nichts anderes als auf den 
offenen Durchbruch der Freiheit der Söhne Gottes zu allen Menschen (Röm 
8,19 f.). Wir sind also aufgefordert, das Evangelium als Befreiungsbotschaft zu 
begreifen und in das heutige Ringen der Welt um Freiheit hineinzutragen ?. 
Christus bringt nicht eine religiöse Sonderfreiheit oder Seelenfreiheit. Er faßt die 
Knechtschaften des Menschen an der verborgenen Wurzel, denn er hat sie bis ins 
Tiefste durchlitten. Er wurde nicht nur Bruder der Ausgestoßenen und Armen, 
Opfer politischer, religiöser, gesellschaftlicher Unterdrückung. Er hing für uns 
am Kreuz in der tiefsten Knechtschaft der Schuld und des Todes. Aus dieser 
Knechtschaft, die kein Mensch wenden kann, ist Gott für uns und mit uns auf- 
gebrochen, als er den Gekreuzigten auferweckte, Dieser Auszug führt zum Reich 
der Freiheit, das mit den Mächten der Sünde und des Todes alle Knechtschaft 
der Welt zerbrechen will. Noch sind wir auf dem Wege, noch trägt die Freiheit 
Christi Kreuzesgestalt, aber aus der Kraft einer großen Hoffnung. Sie greift 
über alle menschlichen Freiheitsbewegungen hinaus, aber gerade so greift sie in 
sie ein, richtet Zeichen der Befreiung auf und gibt eine Zuversicht, die nicht 
resignieren muß. ; 
Was die Befreiung durch Christus in das heutige Ringen um Freiheit hineinbringt, 
möchte ich unter drei Gesichtspunkten entfalten. 


1.1 Christus befreit zu einem Leben aus empfangener Liebe 


In Christus ist die Freiheit als Liebe gekommen. In ihm begegnet eine Liebe, die 
uns bedingungslos annimmt und rückhaltlos für uns einsteht. Wo das Wort dieser 
Liebe uns erreicht, da führt es aus dem Gefängnis der Sorge um uns selbst ins 
Freie eines neuen Vertrauens. Als Empfangende und von dieser Liebe Getragene 
sind wir frei. Das ist die Freiheit der Söhne Gottes, die Gott als Brüder seines 
Sohnes adoptiert, annimmt, obwohl sie seine Feinde waren 3. 


der Verheißung als der Kehrseite des Evangeliums lebt und deshalb Trägerin gewis- 
ser Hoffnung ist, erscheint die Unruhe der Welt als Weg in der Welt nach verbor- 
gener Hoffnung sinnvoll.« (Der gottesdienstliche Schrei nach Freiheit, in: Fest- 
schrift für Ernst Haenchen 1964, 146.) 

. Mehrere Autoren haben in jüngster Zeit versucht, die Botschaft des NT unter dem 
Leitbegriff der Freiheit für unsere geschichtliche Situation auszulegen. So z. B. die 
evangelischen Theologen E. Käsemann, Der Ruf der Freiheit, 19624; J. Moltmann, 
Die Revolution der Freiheit, in: Perspektiven der Theologie, 1968; und der Erfurter 
katholische Theologe H. Schürmann, Die Freiheitsbotschaft des Paulus — Mitte des 
Evangeliums?, in: Catholica 1971. 

3. Gal 4,4 f. - Der Begriff des »Annehmens« anderer Menschen hat eine biblisch-theo- 

logische Wurzel. Jesus »nimmt die Sünder an«, Luk ı5,2 (vgl. EKG 268). Der Be- 
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Damit revolutioniert Christus unser Verständnis von Freiheit. Wir pflegen Frei- 
heit als Unabhängigkeit zu denken. Über sich selbst verfügen und bestimmen, 
das Entscheidende sich selbst verdanken, heißt frei sein. Autonomie ist das Schlüs- 
selwort dafür #. 

Das erste Grundwort dieser Autonomie aber bleibt das Ich, auch dann, wenn es 
sich zum Kollektiv erweitert (Volk, Klasse, Rasse usw.). Die Freiheit, die wir 
meinen, ist je meine Freiheit, und die Freiheiten stoßen und begrenzen sich. Das 
zweite Grundwort dieser Autonomie bleibt das fordernde Gesetz: Ich muß 
etwas aus mir machen, durch Leistung muß ich mir Anerkennung, meinem Le- 
ben Sinn und Wert geben. Erfolgsdenken und Leistungsmentalität beherrschen 
unsere Welt, angetrieben von dem tiefen Hunger eines jeden Menschen nach Be- 
jahung durch andere. Aber nicht nur, daß dabei die Leistungsschwachen auf der 
Strecke bleiben. Der Hunger nach Bejahung durch andere ist nicht durch Leistung 
zu stillen. Daß wir um unserer selbst willen bejaht und geliebt werden, kann 
sich keiner erarbeiten, es kann uns nur geschenkt werden. Nicht zufällig bricht 
in unserer von Leistungs- und Nutzdenken beherrschten Welt die Frage nach dem 
Sinn des Lebens und zugleich die Frage nach dem »gnädigen Nächsten« auf. 
Die Angst ist verbreitet, letztlich entbehrlich und ersetzbar und einer letzten 
Verlassenheit ausgeliefert zu sein. 

Das nennt Paulus die Knechtschaft der Sünde und des Gesetzes, aus der uns 
Christus befreit. Er wurde uns der gnädige Nächste, der uns um unserer selbst 
willen sucht, die Liebensunwerten liebt, die Unannehmbaren annimmt und uns 
auch in der letzten Verlassenheit des Todes trägt. Gerade weil er vom Druck 
des Leistungsprinzips befreit, ermöglicht er ein neues Tun. Es muß nicht mehr 
der eigenen Geltung dienen und kann sich darum ganz der Sache und dem 
Nächsten zuwenden. Weil das Grundwort dieser Freiheit Liebe heißt, schließt 
sie den Nächsten ein. 

Die gesellschaftlichen Konsequenzen dieser Befreiung drängen sich auf, wenn 
wir an die Rolle des Leistungsprinzips in der Gesellschaft denken. Das wird im 
3. Teil weiter zu verfolgen sein. 


griff spielt in der Psychologie und Psychotherapie eine wichtige Rolle. Kein Mensch 
kann leben und sich entfalten, ohne daß er von anderen bejaht, angenommen wird. 
Von diesen Erkenntnissen angeregt, wird der Begriff heute in der Theologie gern 
verwandt, um die Rechtfertigungsbotschaft in ihrer fundamentalen und zentralen 
Bedeutung für den Menschen zu verdeutlichen. Der Begriff zeigt zugleich, daß un- 
sere Annahme durch Christus untrennbar damit zusammengehört, daß wir einander 
annehmen (vgl. Röm 15,7). 

4.In dem Begriff Autonomie stecken die Worte Selbst (griechisch: autos) und Gesetz 
(griechisch: nomos). 

5.Martin Niemöller hat die seither oft zitierte These aufgestellt, im Unterschied zur 
Reformationszeit frage der heutige Mensch nicht nach dem »gnädigen Gott«, son- 
dern nach dem »gnädigen Nächsten«. 
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1.2 Christus befreit zur Mündigkeit 


Daß Freiheit und Mündigkeit zusammengehören, ist uns heutigen Menschen 
klar. Den Aufgaben, die die heutige Welt und ihre Zukunft uns stellt, werden 
nur mündige Menschen gewachsen sein, die selbst zu denken, verantwortlich zu 
entscheiden und Verantwortung zu tragen wissen. 

Indem uns Gott zu seinen Söhnen macht, befreit er uns zur Mündigkeit vor Gott 
und den Menschen. Die Söhne Gottes — sagt Paulus - sind befreit von den 
Zuchtmeistern und autoritären Gewalten dieser Welt, die uns gängeln und durch 
Lockung und Drohung in Unmündigkeit festhalten. Gott gehören aber heißt in 
großem Vertrauen und angstfreier Offenheit sprechen können: Abba, lieber 
Vater! (Gal 4,1-7). Gott macht uns mündig, indem er uns von der knechtenden 
Furcht freispricht. »Ihr habt nicht einen Knechtsgeist empfangen, daß ihr euch 
abermals fürchten müßtet, sondern ihr habt den Sohnesgeist empfangen« (Röm 
8,15). Furcht macht unmündig. In der Angst um sein Leben macht der Mensch 
aus vergänglichen Dingen Götzen, die ihm Sicherheit geben sollen. Die Macht 
der Technik und der Waffen, der Konsum, Verhaltensnormen und Ideologien 
werden zu Götzen der Angst. Sie sollen Leben garantieren, aber sie machen hörig. 
Wer Angst hat, ist beherrschbar, man kann ihn gefügig machen und benutzen. 
Befreiung zur Sohnschaft ist der Ausgang aus dieser selbstverschuldeten Unmün- 
digkeit®. Die Neuzeit meinte umgekehrt, der Mensch müsse die Gotteskindschaft 
ablegen, sich von der Autorität Gott befreien, um mündig zu werden. Der Vater 
Jesu Christi aber ist kein einschüchternder Patriarch. In Christus wird er so 
Autorität für uns, daß er der Autor, der Urheber unserer Freiheit ist. Er bringt 
uns zu seinen Angehörigen, die aus seinem Geist selbst urteilen und entscheiden 
sollen. Er will nicht hörige Mitläufer,- sondern mündige Söhne, eigenverantwort- 
liche Partner, die freimütig das Wort nehmen vor Gott und den Menschen. Die 
mündige Weltverantwortung des Menschen müßten wir neu aus der Gebets- 
mündigkeit vor Gott verstehen und gewinnen?. Es ist nachdenkenswert, daß 


6. Damit ist auf I. Kants Definition der Aufklärung in seiner Schrift »Was ist Auf- 

klärung?« angespielt. Aufklärung ist der »Ausgang des Menschen aus seiner selbst- 
verschuldeten Unmündigkeit«. Kants Formel für Mündigkeit lautet: »Habe den 
Mut, dich deines eigenen Verstandes zu bedienen.« 
Die Befreiung durch Christus schließt Aufklärung positiv ein. Denn die Offen- 
barung Gottes deckt kritisch den geschichtlich relativen Charakter aller in der Welt 
vorfindlichen Mächte auf und entkleidet sie ihres Absolutheitsanspruches. Aufklä- 
rung ist eine Tat der Selbstbefreiung des Menschen, zu der er aber selbst befreit 
werden muß, um nicht wiederum der Vergötzung und Verabsolutierung inner- 
geschichtlicher Größen zu verfallen (vgl. die nachaufklärerische Vergötzung von 
Wissenschaft, Profit, Nation usw.). 

7. Beides ist zusammengefaßt in dem neutestamentlichen Wort Parrhäsia, das zugleich 
Freiheit und Mündigkeit, etwa »Freimut«, bedeutet. Es bezeichnet sowohl das 
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D. Bonhoeffer, der Theologe der mündigen Welt, zuletzt vor seiner Ermordung 
in einer großen Freiheit und Freude des Gebets gesehen wurde®. Weil ıhr An- 
gehörige Christi seid — sagt Paulus -, ist alles euer; es sei Paulus, Apollos oder 
Petrus (also alle Autoritäten), es sei Welt oder Leben oder Tod (also alles, was 
euch fesseln kann in Freude oder Furcht), alles ist euer (r Kor 2,21). So will uns 
Gott als seine Söhne zu mündiger Weltverantwortung befreien. 

Auch dies hat gesellschaftliche Konsequenzen. Weil Gott seine Autorität dazu 
einsetzte, Autor unserer Freiheit und Mündigkeit zu sein, wird sich alle Autorität 
in Familie, Kirche und Gesellschaft daran messen lassen müssen, ob sie Autor- 
schaft von Freiheit ist und zur Mündigkeit hilft. Als mündige Söhne stehen wir 
Menschen in unvertretbarer Selbstverantwortung vor Gott. Darum können wir 
andere Menschen nicht gleichschalten und uns zum Herrn ihrer Gewissen ma- 
chen (Röm 14,4). Mündigkeit ist freilich etwas anderes als die liberalistische 
Privatfreiheit zu denken, zu wollen und zu tun, was ich will. Mündigkeit wagt 
das offene Wort, verantwortet sich vor anderen, stellt sich der Kritik, sucht das 
verbindliche Gespräch. Sie verfällt nicht dem Pluralismus als einer Ideologie der 
Unverbindlichkeit, aber sie läßt eine Vielheit von Meinungen gelten und er- 
mutigt zu selbständigem Denken. Wenn Gott es riskiert, mündige Partner zu 
haben, sollten Kirche und Gesellschaft nicht weniger riskieren. 


1.3 Christus befreit zum Dasein für andere 


Weil die Freiheit in Christus als Liebe gekommen ist, ist sie Freiheit für andere 
und mit andern. Sie ist Freiheit in Gemeinschaft und sie zielt auf das Recht der 
Freiheit für alle Menschen. Dieses Ziel erkennen wir wieder in dem soziali- 
stischen Freiheitsverständnis, wonach der einzelne seine persönliche Freiheit erst 
in der wirklichen Gemeinschaft gewinnt '°, 


freie Aussichherausgehenkönnen im Gebet vor Gott, wie das freimütig offene Wahr- 
heitszeugnis vor den Menschen (Hebr 4,16; 10,19; Apg 4,13,29). 

8. E. Bethge, Dietrich Bonhoeffer, eine Biographie, S. 1038. 

9. Nach Gal 4,26 haben wir die Freiheit als Kinder des »Oberen«, des kommenden 
Jerusalems, also als Bürger der freien Stadt Gottes (griechisch: polis). Die Freiheit 
der Kinder Gottes ist also Polis-Freiheit, nicht Privatfreiheit, sie hat politischen 
Charakter. »Niemand ... soll glauben, er besitze die eschatologische Freiheit für 
sich allein, man hat sie immer nur zusammen mit anderen Kindern dieser Mutter, 
als Glied dieser Polis. Gedanken des klassischen Griechentums, das Freiheit zu- 
nächst als politische Freiheit, in der Polis gewährt, gedacht hat, und heutige Er- 
kenntnisse, die darauf sistieren, daß Freiheit Gegebenheit einer sozialen Ordnung 
ist, kommen hier bei Paulus formal ins Wort« (H. Schürmann, aaO, 36). 

ı0. »Erst in der Gemeinschaft wird also die persönliche Freiheit möglich ... In der wirk- 
lichen Gemeinschaft erlangen die Individuen in und durch ihre Assoziation zugleich 


217 


Noch aber liegt das Reich der Freiheit im Streit mit dem Denken, das die Frei- 
heit zum Privat- und Gruppeninteresse verkehrt. Wir suchen unsere Freiheit in 
der Abschirmung von anderen und auf Kosten anderer zu verwirklichen und 
schaffen damit Verhältnisse der Unfreiheit. Das Kreuz Jesu durchbricht diese 
Verkehrung der Freiheit. Es ist zugleich der Weg, aus empfangener Liebe für 
andere dazusein. 


1.3.1 Für andere dasein heißt der grenzüberschreitenden Liebe Jesu nachfolgen. 
Wir reden von der einen Menschheit, und in unserer klein gewordenen Welt 
müßte jedermann einsehen, daß wir selber nur wirklich frei sein können, wenn 
wir andern aus ihrer Knechschaft helfen. Dagegen aber steht die Tendenz, die in 
allen Gruppierungen der Welt herrscht, durch Abgrenzung nach außen Stabilität 
im Innern zu gewinnen. Des eigenen Zusammenhalts und Wertes vergewissert 
man sich gerade an dem, was uns von andern unterscheidet: Klasse und Rasse, 
Religion und Weltanschauung, gesellschaftliche Errungenschaften und konfessio- 
nelle Vorzüge. So werden an sich notwendige, relative Unterschiede zu tren- 
nenden Mächten aufgeladen, und Freiheit wird zum Leistungslohn für gruppen- 
konformes Verhalten. 

Die Liebe Jesu durchbricht diese tabuisierten Grenzen. Er stellte sich zu denen, 
die von der jeweiligen Gruppe ausgeschlossen wurden. Er nahm Partei für die 
»Zöllner und Sünder«, die religiös, moralisch und gesellschaftlich Deklassierten. 
Er riskierte seine Identität und hing bei Verbrechern am Kreuz. Die bedingungs- 
los annehmende Liebe Gottes hat ihren gesellschaftlichen Ernstfall in der grenz- 
überschreitenden Liebe. 

Sie befreit von dem Zwang der Abgrenzung. Wer sich von Gott bedingungslos 
angenommen weiß, der muß sich seines Wertes nicht durch Abwertung anderer 
vergewissern. Er wird frei, Vorurteile zu durchbrechen und sich gerade denen 
zuzuwenden, die von seinem Kollektiv, seiner Gemeinde oder Gesellschaft ab- 
gelehnt werden. Er wird aufgeschlossen gerade für den befremdlichen Nächsten, 
ja für den Feind. Er verharmlost die Grenzen nicht, sondern nennt sie beim Na- 
men, aber um sie zu überschreiten zum andern hin. Von dieser grenzüberschrei- 
tenden Liebe wird auszugehen sein, wenn wir über die Forderung der Parteilich- 


keit nachdenken. 


1.3.2 Für andere dasein, das heißt solidarisch werden mit den Leidenden. Chri- 
stus, der bis zum Tod gelitten hat, weist uns vor allem an die Leidenden. Durch 
sein Kreuz ist das Leiden und sind die Leidenden von der Liebe Gottes umgriffen 
und in seine Verheißung hineingenommen. So werden wir zur Annahme des 
Leidens und zur Solidarität mit den Leidenden befreit. 


ihre Freiheit« (Philosophisches Wörterbuch, von G. Klaus und M. Buhr, 19713, 
1, Art. Freiheit, 377). 
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Es gab in der Christenheit eine Ideologisierung von Kreuz und Leiden, die uns 
Marxisten mit Recht vorhalten; eine Verklärung stillen Duldens, wo es Protest 
und Aufstand gegen knechtende Verhältnisse gegolten hätte. Aber es gibt auch 
eine Verharmlosung des Leidens und ein Abdrängen der Leidenden aus dem 
Bewußtsein der Offentlichkeit. Es gibt Stimmen, die es nicht wahrhaben wollen, 
daß auch in der sozialistischen Gesellschaft unbehebbares Leiden, quälende 
Sinnfragen, Selbstentfremdung und der Schmerz des Todes bleiben. Wer das 
Leiden aus seinem Bewußtsein verdrängen muß, um sich Optimismus und Ar- 
beitselan zu erhalten, der ist unfrei. Das Große an der Freiheitsbotschaft des 
Paulus ist, daß sie der Qual der ungelösten Fragen standhält und uns einweist 
in die Solidarität mit der fragenden, leidenden und ringenden Welt. Die Söhne 
Gottes teilen deren Hunger nach Gerechtigkeit und Frieden, ihr Stöhnen unter 
sinnlosem Leerlauf. Der Geist des Gekreuzigten selbst vereint sich mit dem Schrei 
aus der Tiefe und vertritt uns mit unaussprechlichem Seufzen (Röm 8,23-27). 
Menschen, die zum Dasein für andere befreit sind, müßten hochempfindlich 
auf das Leid anderer reagieren: »Nur wer für die Juden schreit, darf Grego- 
rianik singen«, sagte D. Bonhoeffer während der Judenverfolgung, als ein gan- 
zes Volk es fertigbrachte, die Hölle der KZs in seiner Mitte nicht einmal wahr- 
zunehmen. 

Lassen wir uns denn bewegen von dem Elend anderer, das uns die Massenmedien 
täglich zeigen und das wir vor der Tür haben? Heilige der Kirche - so wird 
erzählt - versenkten sich so in die Leiden Christi, daß sie von seinen Kreuzes- 
wunden gezeichnet wurden. Werden heute nicht Heilige gebraucht, die so tief 
mit der Welt solidarisch sind, daß sie von ihren Fragen gezeichnet werden, an 
ihren Wunden mitleiden, ihre Schuld mittragen? Das sind die Wunden Christi, 
die heute offenstehen. 


1.3.3. Für andere dasein, das heißt für sie schöpferische Phantasie der Liebe ent- 
wickeln. Im Zeichen des Kreuzes Leiden annehmen heißt gerade nicht alles beim 
alten lassen. Die Auferweckung des Gekreuzigten sagt ja die radikale Erneue- 
rung aller Menschen und Verhältnisse an. Sie bestreitet das lähmende Dogma von 
der unverbesserlichen Welt und ermutigt, mit einer verbesserlichen Welt zu 
rechnen, auch gegen alle Erfahrung. Frei sind wir nur, wenn wir hoffen dürfen, 
wenn wir eine Verheißung haben, die stärker ist als Pessimismus und Zukunfts- 
angst. Angst und Sicherungsbedürfnis werden erfinderisch in Kriegstechnik, Ab- 
schreckungsstrategien und Selbstbehauptung in jeder Form. Gottes Verheißung 
setzt die Phantasie der Liebe frei, die erfinderisch wird für andere und für neue 
Wege des Zusammenlebens. In unserer Zeit, die uns vor so viel nie gekannte Pro- 
bleme stellt, brauchen wir die Tugenden schöpferischen Denkens, mutigen Ex- 
perimentierens, angstfreier Lernbereitschaft. Oft lähmen wir uns, indem wir uns 
auf das Bild festlegen, das wir uns vom andern machten. Die Hoffnung aber traut 
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dem andern Neues zu, denn sie sieht ihn in den Händen des kommenden Chri- 
stus, der überraschende Möglichkeiten mit uns hat ':. 

Die von der Verheißung Christi inspirierte Liebe wird auch schöpferisch in der 
Veränderung gesellschaftlicher Verhältnisse. Das haben wir nicht zuletzt aus der 
Begegnung mit dem Sozialismus gelernt und dazu fordern die mannigfachen 
Knechtschaftsverhältnisse in unserer Welt dringlich heraus. »Befreiung durch 
"Christus« blieb für viele ein leeres Wort, wenn sie nicht Hoffnung gibt auf 
Befreiung von Hunger, Kriegsterror, Diskriminierung und Ausbeutung. Diese 
Hoffnung können Menschen vermitteln, die sich in hingebender Liebe und zäher 
Geduld für andere einsetzen und nicht aufgeben im Kampf um menschlichere 
Verhältnisse. Dazu will uns Christus befreien, und dazu bedürfen wir der Zu- 
sage, die im Auferstandenen gründet, daß trotz aller Erfahrungen des Scheiterns 
»eure Arbeit nicht vergeblich ist in dem Herrn« (ı Kor 15,58). 

Das sind einige Hinsichten, in denen die Befreiung durch Christus für unsere 
Welt wirksam werden will. Die Kirche soll im Dienst des befreienden Christus 
stehen. Dazu aber bedarf sie selbst der Befreiung. So fragen wir (2.) nach der 
Befreiung der Kirche zum Dienst. 


2. Die Befreiung der Kirche zum Dienst 


Ich möchte hier nicht von dem freien Rechtsraum sprechen, den Christen und 
Kirchen in der Gesellschaft für ihren Dienst brauchen. Die Probleme, die es da 
gibt, sind bekannt. Elementarer ist die Frage, ob wir in der Freiheit stehen, zu 
der uns Christus befreit (Gal 5,1). Die Bibel zeigt, daß Gottes Volk ständig 
drauf und dran war, selbst seine Freiheit wegzuwerfen '2, 


ı1. Nach Röm 8,29 sollen wir gleichgestaltet werden dem Bilde des Sohnes Gottes. 
Diese Verheißung bricht die Gefangenschaft in den Bildern auf, die wir durch 
Worte und Taten von uns selber aufbauen und die wir uns von anderen machen, 
um sie darauf festzulegen. 

12. Nach der Befreiung aus Ägypten stand das Volk Israel in der Wüste gegen Mose auf: 
Lieber den Exitus in der ägyptischen Knechtschaft als den Exodus in diese Freiheit! 
(2 Mose 16,3). Die Gemeinden des Galaterbriefes fanden das knechtende Joch des 
Gesetzes begehrenswerter als die Christusfreiheit (Gal 3,1 f.; 4,8-11). Christen in 
Korinth mißbrauchten die Freiheit zur religiösen Selbsterbauung auf Kosten der 
Brüder (1 Kor 8,9-11; 14, 1-5). 
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2.1 Wodurch fesseln wir Kirchen in der DDR uns selbst, 
so daß wir der Befreiung bedürfen? 


Von den vielen Fragen, die hier zu stellen sind, möchte ich nur einige heraus- 
greifen: 
Warum wirken wir auf viele immer noch wie eine geschlossene Gesellschaft? 
Warum gelingt uns trotz des Bemühens um missionarische Existenz die grenz- 
überschreitende Liebe so schwer? Gewiß ... für andere dasein heißt nicht wie die 
andern sein. Warum aber wird unser Anderssein nicht durchsichtiger als Dasein 
für andere in solidarischer Liebe? 
Stecken wir nicht immer noch in einer kirchlichen Sprachgefangenschaft? Warum 
kommt auch bei neuen Übersetzungsversuchen oft nicht mehr heraus als verbale 
Umkostümierung und statt des befreiend klärenden Wortes nur ein Nachspre- 
chen dessen, was die Welt sich selbst schon sagte? 
Haben wir schon ins Freie gefunden aus ängstlichem Bewachen von Traditions- 
schätzen und aus ebenso ängstlicher Anschlußsuche an den Zeitgeist? Was jeweils 
in Kirche und Welt als der letzte Schrei gilt, ist gewiß nicht schon der Ruf in die 
in Kirche und Welt als der letzte Schrei gilt, ist gewiß nicht schon der Ruf in die 
wenn sie das Evangelium für andere verständlich macht und sich frei von Angst 
auf geschichtliche Wandlungen einläßt. Müßten wir nicht im Hören auf Gottes 
Wort frei werden zu einem mündigen Umgang mit der Überlieferung und dem 
Denken unserer Zeit? 
Wie weit sind wir wirklich auf dem Weg zur »mündigen Gemeinde«? Erweist 
sich die Autorität des »Amtes« als Autorschaft von Freiheit und Mündigkeit? 
Kommt die verschiedene Sachkompetenz von Theologen und Nichttheologen zu 
fruchtbarem Zusammenspiel? 
Der Apparat, die Institutionen und Ordnungen der Kirche - sind sie förderlich 
für Zeugnis und Dienst und das Zusammenwachsen der Kirchen im Bund? Wo 
wirken sie behindernd, wo sind wir gefangen in unzweckmäßigen Strukturen, 
und warum fallen gerade hier notwendige Änderungen so schwer? 
Fehlt es uns nicht an Unbefangenheit im Umgang mit Marxisten und im Ein- 
gehen auf unsere sozialistische Gesellschaft? Sind wir ihr gegenüber nicht in 
Vorurteilen befangen, die z. T. sicher auch aus unbewältigten Enttäuschungs- 
erfahrungen herrühren, und begegnen wir nicht Vorurteilen uns gegenüber, die 
wir selbst verschuldet haben? Müßten in der Kirche die Fragen des gesellschaft- 
lichen Engagements nicht viel unbefangener diskutiert werden können ohne die 
Verdächtigungen, die sich gerade dabei so schnell einstellen? 
Sind wir nicht befangen in einer falschen Sorge um unsere Identität als Christen 
und Kirche besonders da, wo es um Mitarbeit an den Sachaufgaben der heutigen 
Welt geht? Im Zusammenspiel der gesellschaftlichen Kräfte können Christen als 
Minderheit weder Spielführer sein noch die Spielregeln bestimmen; wir sind 
Mitspieler unter anderen. Christlicher Dienst wird verwechselbar und seine 
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Intentionen kommen oft nur gebrochen zum Zuge. So entsteht die oft gestellte 
Frage nach dem spezifisch Christlichen unseres Dienstes. Sie ist notwendig, sofern 
sie die Gewissensorientierung am Dienst und Auftrag des Herrn einschärft und 
wachhält. Ist sie aber darauf aus, daß wir uns unserer Identität aus den Werken 
versichern, dann macht sie uns unfrei, treibt uns in die Abgrenzung und hindert 
notwendige Kooperationsbereitschaft. Diese Sorge um die eigene Identität ist 
eine neue Spielart der Selbstrechtfertigung aus den Werken. 

Wo liegt die Wurzel dieser Symptome von Unfreiheit? Kirchen und Christen 
sind immer dann unfrei, wenn sie meinen, ihre Freiheit in sich selbst zu haben 
und behaupten zu müssen, statt darauf zu trauen, daß uns die Freiheit vom 
Herrn zukommt, wenn wir seinem Ruf folgen. Meinen wir, bestimmte Sprach- 
formen, Institutionen und Verhaltensmuster garantierten unsere Freiheit, so ver- 
fallen wir der Angst um unsere Freiheit und Identität. Dann wird die Kirche 
sich selbst zum Hauptthema, und diese Introvertiertheit ist allemal ihre »babylo- 
nische Gefangenschaft«. »Christus befreit«, das muß reformatorisch verstanden 
werden: Christus allein befreit, und allein sein Ruf kann uns frei machen von uns 
selbst für andere. Sein Wort deckt die Gebundenheiten der Kirche auf und läßt 
uns an ihren Unverbesserlichkeiten leiden. Unter seiner Verheißung werden wir 
die Kirche aber gerade bei radikaler Kritik nicht loslassen mit der Hoffnung auf 
eine verbesserliche Kirche. 


2.2 Durch das Wort Jesu Christi wird die Kirche zum Dienst befreit 


»Ihr seid zur Freiheit berufen!« (Gal 5,13). In dem Zeugnis von Christus kommt 
seine Freiheit zu uns. Eine befreite Kirche werden wir nur als Kirche des Wortes 
sein. 

Daß wir das sind und das befreiende Wort unter uns laut wird, ist alles andere 
als selbstverständlich. Oft ist die Klage zu hören: Die Predigt der Kirche sagt uns 
wenig oder nichts, vor allem erreicht sie nicht die Probleme, Fragestellungen und 
Aufgaben unseres Alltags und der heutigen Welt. Diese Fragen der Alltagspraxis 
aber, Fragen der Sozialethik und Weltverantwortung sind zu Problemen ersten 
Ranges geworden, Christen werden nach ihrem Tun gefragt, und man hat gesagt, 
das Christentum sei jetzt in sein ethisches Zeitalter eingetreten. 

Hier droht uns eine falsche und verhängnisvolle Alternative gefangenzunehmen. 
Eine Kirche für andere — so sagen die einen — habe sich ihre Themen von der 
Tagesordnung der Welt stellen zu lassen, sie habe also zuerst in die heutige Welt 
hineinzuhören und sich von deren Fragen in Anspruch nehmen zu lassen. Die 
anderen sagen: Soll die Kirche andern wirklich etwas zu geben haben, so muß 
sie bei ihrem Thema bleiben, dem Wort Gottes 3. Solange diese beiden Thesen 


13. In der theologischen Diskussion entspricht dem der Gegensatz, der zwischen einer 
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gegeneinander stehen, solange eine Kluft bleibt zwischen Schriftauslegung und 
Gegenwart, Wort und Weltwirklichkeit, Hören und Tun, solange wird die Be- 
freiung der Kirche zum Dienst blockiert. Das Wort bleibt der Wirklichkeit fern, 
der Alltag aber verheißungslos und unser Tun orientierungslos. 

Wir müßten das Evangelium neu gewinnen und verstehen lernen als das auf- 
schlußreiche Wort für den Alltag, nicht nur für unsern Privatalltag, sondern 
den Alltag der Welt. 

Theologen und Nichttheologen müssen dabei zusammenwirken, damit die All- 
tagserfahrung des Christen im weltlichen Beruf und die Schriftauslegung des 
Theologen einander wirklich begegnen und sich gegenseitig aufschlüsseln können. 
Das konkret befreiende Wort werden wir wohl nur in solchem Gespräch ent- 
decken. 

Die Verkündigungsgeschichte des Wortes Gottes vom Alten Testament bis in die 
Neuzeit zeigt, wie dieses Wort in immer neue Situationen einwanderte, sich in 
neuen Problemstellungen bewährte und sie als Chancen des Glaubens und Die- 
nens erschloß. Diese geschichtliche Dynamik des Evangeliums will uns auf- 
schließen für unsere Situation. Sie macht lernbereit und führt in die Aufgabe der 
Situationserkundung. So ist es sachgemäß, daß es in unsern Kirchen seit Jahren 
einen großen Bedarf an Information über unsere Gesellschaft und die Welt- 
probleme gibt und wir dabei von den Humanwissenschaften (Soziologie, Psycho- 
logie, Sozialpsychologie) zu lernen versuchen. Der Ruf Jesu Christi ergeht wohl 
an den einzelnen, aber an ihn ir seinen sozialen Verflechtungen und Verpflich- 
tungen, durch die er tätig und leidend in das Zeitgeschick hineingebunden ist. 
Eine individualistische Theologie hat das oft übersehen. Wenn daher gefragt 
wird nach den heutigen Gesellschaftsstrukturen, dem Urbanisierungsprozeß, den 
Problemen der Entwicklungsländer und des Rassismus, so ist die Kirche bei ihrem 
Thema. Denn die solidarische Liebe muß so fragen, und Situationserkundung 
gehört zum Dienst am Wort. Nur wenn wir uns auf unsere gesellschaftliche 
Situation wirklich einlassen, werden wir die befreiende Kraft des Wortes er- 
fahren. Denn da will es uns von lähmender Schuld und deprimierenden Erfah- 
rungen freisprechen, unser Leben mit Verheißung erfüllen und uns zum Tun der 
Liebe anleiten. 

Seit einiger Zeit wird öfter die Forderung nach einer »DDR-spezifischen Theo- 
logie« laut. Wir sollten darin die Anfrage hören, ob wir uns als Kirche der spezi- 
fischen Situation unserer Gesellschaft wirklich stellen. DDR-Spezifik kann aber 
kein eigenes Thema und selbständiges Anliegen neben dem Evangelium und 
seiner Bezeugung sein, Auch nicht dergestalt, daß man eine sozialistische Analyse 
und Deutung der Situation übernimmt und das Evangelium unkritisch auf solche 


»Theologie des Wortes« einerseits und einer »Theologie der Welt«, einer »politi- 
schen 'Theologie« und einer »Theologie der Revolution« andererseits aufgebrochen 
ist. 
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vorgefaßten Gesellschaftsdiagnosen aufstockt oder in vorentschiedene Hand- 
lungskonzepte einpaßt. Eine voraussetzungslose Erkenntnis der Situation gibt es 
überhaupt nicht. Welche Fragen man stellt oder abblendet, was man für vor- 
rangig hält, das hängt weitgehend von Vorentscheidungen und Interessen ab, die 
man schon mitbringt. Und es gibt bei Christen und Nichtchristen ein Gefangen- 
sein in Vorurteilen und Blickverengungen, die blind machen für das, was wirklich 
dran ist. So werden Christen versuchen, im Hören auf das Wort Christi den 
freien Blick für die Situation zu gewinnen und von daher auszumachen, so und 
wie es zu handeln und zu reden gilt. Solche Sicht der Situation ist im Gespräch 
mit anderen Situationsdeutungen zu überprüfen und zu bewähren. 

Das Wort Jesu Christi will aber die Situation nicht nur deuten, sondern ver- 
ändern. Es paßt sich nicht ein in Kirche und Welt, damit sie getrost bleiben 
können, was sie sind. Es will sie wandeln, damit sie werden, was ihnen verheißen 
ist. Denn dieses Wort bezeugt die schöpferische Liebe Gottes (vgl. 1.3.3). Den 
Ruf in die Freiheit hören, d.h. für die Kirche, sich den Wandlungen aussetzen, in 
die uns dieser Ruf hineinziehen will. Es heißt vor allem, sich in die Sendungs- 
bewegung des Evangeliums hineinnehmen lassen. 

Der Ruf Christi ist sein Sendungswort, und wir können in der Freiheit nur 
»bestehen« (Gal 5,1), wenn wir uns zur Sendung bewegen lassen. 

Über die »missionarische Gemeinde« ist im letzten Jahrzehnt so viel Gutes gear- 
beitet und gesagt worden, daß ich mich auf eine Bemerkung beschränken will: Wir 
haben erkannt, daß Kirche nicht nur Mission treibt, sondern Mission ist. Der 
Sendungsauftrag ist also nicht nur eine Frage nach den Strukturen und Aktionen 
der Kirche, sondern nach ihrem Sein. Ein Afrikaner soll zu einem Missionar 
gesagt haben: »Was du bist, redet so laut, daß ich nicht hören kann, was du 
sagst.« Sprechen unser Gemeindeleben, unser Gebaren als Kirche, unsere christ- 
liche Existenz von der Befreiung durch Christus, oder widersprechen sie ihr? In 
unserer säkularen Gesellschaft kann sich die Kirche nicht mehr auf einen Vor- 
schuß an Vertrauen und eine Vorgabe an institutioneller Autorität stützen. Nur 
was wir selber leben, wird Gehör finden. Das aber zeigt, in welcher Tiefe die 
Befreiung der Kirche zum Dienst ansetzen muß, damit wir tauglich werden für 
den Dienst der Befreiung. 


3. Die Kirche im Dienst der Befreiung 


Hier möchte ich einige Hauptgedanken des ı. Teils weiterführen und konkreti- 
sieren. 
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3.1 Mündige Mitarbeit in der sozialistischen Gesellschaft 


Ich sprach von der Sendung der Kirche und der Christen durch Christus. Diese 
Sendung ist nicht auf das Wortzeugnis zu verengen. Der ganze Dienst des 
Christen in allen Lebensbereichen will aus der Sendung Jesu Christi begriffen 
und gelebt sein. Hier liegt eine entscheidende Weichenstellung besonders für die 
gesellschaftliche Mitarbeit des Christen. 

Die Erwartung unseres Staates an die Christen lautet freilich anders. So kann 
man hören, unbeschadet seiner religiösen Überzeugung solle sich der Christ in 
seinem gesellschaftlichen Engagement ganz von der sozialistischen Gesellschafts- 
lehre und Geschichtsschau leiten lassen. Zwar kann der Christ aus seinem Glau- 
ben Gesinnungsimpulse mitbringen, inhaltlich normativ für sein gesellschaftliches 
Handeln aber soll allein der Sozialismus sein. Zumal er ja die ursprünglichen 
christlichen Ideale verwirkliche und also von sich aus vollziehe, was ein Christ 
gesellschaftlich berechtigter Weise wollen kann. Die religiöse Betätigung hat im 
privaten Freizeitbereich Raum und Recht. In der Gesellschaft aber und für ihre 
Aufgaben wird das Evangelium abgelöst, gleichsam in den Ruhestand versetzt, 
emeritiert. Dem können wir ganz schlicht darum nicht zustimmen, weil der Herr 
Christus nicht im Gehen, sondern im Kommen ist und sein Wort gerade in der 
Gesellschaft befreiende und orientierende Kraft erweisen will. Theologisch haben 
wir wohl die »beiden Reiche« zu unterscheiden, wir können uns aber nicht auf 
eine neue Trennung der »beiden Reiche« zurückziehen "+. Sie würde jener gesell- 


14. Luther lehrte die Unterscheidung des »geistlichen« und des »weltlichen Regiments«. 
Das Verständnis dieser Lehre ist in der Theologie sehr umstritten. Unbestritten ist, 
daß Luther die Bereiche weltlicher Verantwortung von der Herrschaft und Bevor- 
mundung durch die Kirche befreien wollte, jedoch nicht, um sie einer Eigengesetz- 
lichkeit zu überlassen, sondern um die Glaubenden in diesen Bereichen der Herr- 
schaft des dreieinigen Gottes zu unterstellen. Christus befreit den Menschen durch 
den Glauben zu einem rechten, d. h. sachlichen und an dem Liebesgott Christi orien- 
tierten Vernunftgebrauch, damit der Mensch in Familie, Beruf und Gesellschaft 
Nachfolgegehorsam bewähre. 

Die Barmer theologische Erklärung war in ihrer Situation genötigt, einer Trennung 
der beiden Reiche zu wehren und die »falsche Lehre« zu verwerfen, »als gäbe es 
Bereiche unseres Lebens, in denen wir nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren 
zu eigen wären, Bereiche, in denen wir nicht der Rechtfertigung und Heiligung 
> durch ihn bedürfen« (2. These). Gegen eine Trennung der beiden Reiche wurde ge- 
sagt: »Wie Jesus Christus Gottes Zuspruch der Vergebung aller unserer Sünden ist, 
so und mit gleichem Ernst ist er auch Gottes kräftiger Anspruch auf unser ganzes 
Leben« (These 2). Der Staat hat nach göttlicher Anordnung die Aufgabe, in der 
noch nicht erlösten Welt, in der auch die Kirche steht, »nach dem Maß mensch- 
licher Einsicht und menschlichem Vermögen unter Androhung und Ausübung von 
Gewalt für Recht und Frieden zu sorgen«. Die Kirche aber hat den Auftrag, in 
ihrer Verkündigung zu erinnern »an Gottes Reich, an Gottes Gebot und Gerechtig- 
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schaftlichen Emeritierung des Evangeliums zwar am glattesten entsprechen, indem 
sie die Kompetenz des Evangeliums auf das Gottesverhältnis des einzelnen be- 
schränkt und die politische Vernunft und Praxis auf sich selber stellt. So aber 
würden wir das Evangelium der Freiheit zum Freizeitevangelium verfälschen 
und es in dem Mißverständnis gefangenhalten, es diene der religiösen Selbst- 
entfremdung statt der Befreiung des Menschen in der Gesellschaft. Als käme die 
politische Vernunft zu ihrer Mündigkeit in der Befreiung von Christus statt in 
der Befreiung durch ihn. 

Was aber heißt das: Leben und Mitarbeit in der sozialistischen Gesellschaft aus 
der Sendung Jesu Christi verstehen? 

Es heißt vor allem: Wir dürfen glauben, daß auch die sozialistische Gesellschaft 
unter der Herrschaft des befreienden Christus ist. Gegen das sozialistische Selbst- 
verständnis dürfen wir damit rechnen, daß unsere Gesellschaft unter der Ver- 
heißung des Auferstandenen Verheißung hat und von dem Gekreuzigten in 
Dienst genommen wird. Weder von Sozialisten noch von Antikommunisten kön- 
nen wir es uns nehmen lassen, unsere Gesellschaft im Licht der Christusverheißung 
zu verstehen. So werden wir frei von der Fixierung auf ein Selbstverständnis des 
Sozialismus, das nur noch ein pauschales Ja oder ein ebenso pauschales Nein 
zuläßt. Christus befreit aus der lähmenden Alternative zwischen prinzipieller 
Antistellung und unkritischem Sichvereinnahmenlassen zu konkret unterschei- 
dender Mitarbeit. Das ist gerade nicht eine Ideologie des Sich-Heraushaltens oder 
eines dritten Weges. Es ist der Weg einer aus Glauben mündigen Mitarbeit, die 
von einer besseren Verheißung getragen ist, als der Sozialismus sie geben kann, 


keit und damit an die Verantwortung der Regierenden und Regierten« (These 5). 
Luthers Unterscheidung der beiden Reiche wird heute vielfach in der Unterschei- 
dung von Heil und Wohl und im Eintreten des Glaubens für eine vernünftige Sach- 
lichkeit aufgenommen. Damit daraus nicht eine Trennung werde, muß aber not- 
wendig nach der Beziehung zwischen Heil und Wohl und nach der Zielorientierung 
des Sachverstandes, der aus sich selber zielblind ist, gefragt werden. 

In der CDU-Presse und in anderen DDR-Veröffentlichungen gab es in den letzten 
Jahren wiederholt Ausführungen, die faktisch auf eine Trennung der beiden Reiche 
hinauslaufen. Mit der Teilwahrheit, daß sich der Christ in Gesellschaft und Politik 
menschlicher Einsicht und sachverständiger Vernunft zu bedienen hat, wird die 
These begründet, daß sich der Christ in seinem gesellschaftlichen Engagement, im 
Einsatz für den Frieden, in der Parteinahme für den Sozialismus und in der Sicht 
der weltgeschichtlichen Entwicklung vom dialektischen historischen Materialismus 
leiten zu lassen habe. Theologische Korrektur und Kritik der herrschenden soziali- 
stischen Konzeption wird abgewehrt und die inhaltliche Relevanz des Evangeliums 
für die gesellschaftlichen und politischen Entscheidungen verdunkelt (vgl. u.a. N. Z. 
5.12. 1970, $. 5 und vom 19. 12. 1970, S. 5). Der Christ wird jedoch auch in gesell- 
schaftlich-politischen Fragen jeweils konkret und kritisch zu prüfen haben, wie sich 
sozialistische Einsichten, Zielsetzungen und Entscheidungen zu dem Dienst für den 
Menschen verhalten, in den uns Christus durch das Evangelium ruft. 
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die einen verbindlicheren Auftrag kennt, als Menschen ihn erteilen können, und 
die darum konkret engagiert ist. 

Der Sozialismus ist angetreten mit dem Protest und Kampf gegen das Elend 
des Menschen unter knechtenden Verhältnissen und mit dem Anspruch, alle 
Selbstentfremdung und Knechtschaft abzuschaffen und das Reich der Freiheit zu 
bringen. Kreuz und Auferweckung Christi machen uns kritisch gegen diesen über- 
steigerten Anspruch (vgl. 1.1). Aber gerade der befreiende Christus, seine Soli- 
darität mit den Leidenden, seine Verheißung der Freiheit nötigt uns, den sozia- 
listischen Protest gegen das Elend des Menschen aufzunehmen und mitzuarbeiten 
an der Aufgabe, unmenschliche Verhältnisse zu wandeln, bessere Gerechtigkeit 
und Freiheit zu verwirklichen (vgl. 1.3.2 und 1.3.3). So werden sich Christen 
überall engagieren, wo es gilt, die sozialistische Gesellschaft als gerechtere Form 
des Zusammenlebens aufzubauen und in ihren Wirtschafts- und Gesellschafts- 
strukturen dem Menschen zu dienen. 

Die Aufgabe, gegen Unfreiheit und Ungerechtigkeit zu kämpfen bleibt auch in 
unserer Gesellschaft, denn die Geschichte steht unter dem Kreuz. Aber diese 
Aufgabe ist sinnvoll, denn die Geschichte steht unter der Verheißung des be- 
freienden Christus. Diese Verheißung trägt gerade auch da, wo die sozialistische 
Gesellschaft enttäuscht und das sozialistische Ziel entstellt oder unkenntlich wird. 
Eben weil wir dem Sozialismus das Reich der Freiheit nicht abfordern müssen, 
treiben uns solche Erfahrungen nicht in die billige Totalkritik, die Ideal und 
Wirklichkeit des Sozialismus vergleicht und sich zynisch distanziert. Unter der 
Verheißung Christi werden wir unsere Gesellschaft nicht loslassen mit der 
engagierten Hoffnung eines verbesserlichen Sozialismus. 

Sind das zu große Worte für die Christen, die sich im Alltag der Gesellschaft 
täglich zu bewähren haben? Wie bringen wir die Kraft, die Investition an Nerven 
und Zeit auf, die für eine mündige Mitverantwortung nötig sind? Wir spüren 
die Herausforderung, z.B. in Diskussionen profilierte Meinungen zu vertreten, 
konstruktiv und kritisch in Aktionen und Organisationen mitzuarbeiten und sie 
so mitzugestalten, intensiver für Benachteiligte einzutreten. Wie aber ist das 
durchzuhalten? Zeigen nicht auch einige Erfahrungen, daß eine eigenprofilierte 
Mitarbeit und Initiative von Christen offenbar unerwünscht ist? 

Wenn uns aber der befreiende Christus in die mündige Mitarbeit ruft, könnten 
wir dann nicht diesen Ruf - statt als harte Forderung - als »frohe Befreiung zu 
dankbarem Dienst« hören (Barmen II)? Christus befreit auch von erdrückenden 
Totalforderungen zu der Weisheit, die unterscheidet, was jeweils zur Zeit und 
Stunde geboten ist (Pred 3,1-8), wo ich also zu reden habe und wo ich schweigen 
darf, wo ich gefordert bin und wo andere daran sind, wo ich mich einsetzen muß 
und wo ich mich zurückhalten kann. Er befreit auch von der Diktatur ethischer 
Prinzipien zum verantwortlichen Kompromiß. Könnten wir im Rechnen auf 
Christus aber nicht auch frei werden von skeptischen Vorurteilen und neue 
Chancen mündiger Mitarbeit entdecken: im Gespräch mit Menschen, die wir für 
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hoffnungslos festgelegt hielten; im Eintreten für vernünftige Sachentscheidungen; 
auch in gesellschaftlichen Organisationen, in denen sich Möglichkeiten eines kon- 
kreten, sinnvollen Dienstes auftun können? 

Christus befreit zur grenzüberschreitenden und mit den Leidenden solidarischen 
Liebe. Darum wird sich mündige Mitverantwortung darin zeigen, daß wir uns 
zum Mund der Schwachen und Benachteiligten machen. Das gilt für die Näch- 
sten in unserer Gesellschaft, die unter Leistungsforderungen und ideologischen 
Kriterien als Menschen ohne gesellschaftlichen Nutzwert erscheinen und so im 
Schatten stehen, benachteiligt oder übersehen werden. Das gilt für die fernen 
Nächsten, besonders für die sog. Dritte Welt. Es braucht hierzu nicht wiederholt 
zu werden, was schon oft ausgesprochen wurde. Die Forderung, daß mehr getan 
werden muß an praktischer Hilfe und öffentlicher Meinungsbildung in Kirche 
und Gesellschaft, bleibt dringlich bestehen. Parteilichkeit im Namen des be- 
freienden Christus ist Parteinahme für die Notleidenden und Unterdrückten. 
So schließt sie dann auch Parteinahme für die politischen Konzepte ein, die ihnen 
am besten helfen. Das bedeutet für viele Entwicklungsländer die Entscheidung 
für sozialistische Gesellschaftsmodelle und jedenfalls gegen neokolonialistische 
Abhängigkeit und Ausbeutung. Diese Parteinahme für politische Programme darf 
sich aber nicht selbstzwecklich in den Vordergrund schieben, sondern muß auf die 
Menschen bezogen sein, denen sie dienen soll. 

Um der mündigen Mitarbeit willen wäre es wichtig, wenn unsere Gesellschaft 
den Spielraum an offener Diskussion erweitert. Verantwortliche Mitarbeit wird 
angestrebt. Würde die Bereitschaft dafür aber nicht wachsen, wenn auch »heiße 
Eisen« offener diskutiert werden könnten, wenn Andersdenkende nicht sogleich 
als Falschdenkende behandelt würden, die erzogen und geschult werden müssen, 
sondern wenn man sie als mündige Partner achtete? Würde die Partei in ihrer 
führenden Rolle nicht an Autorität gewinnen, wenn diese Autorität mehr als 
Autorschaft von Freiheit und als Hilfe zu mündiger Selbstverantwortung er- 
kennbar würde? Wir bejahen das Anliegen, alle Glieder und Gruppen der Gesell- 
schaft zur Wahrnehmung der gemeinsamen Verantwortung zu vereinen. Ein 
Pluralismus als Ideologie der Unverbindlichkeit entspricht nicht christlicher 
Mündigkeit. Gemeinsamkeit aber kann nur wachsen, wo Vertrauen gewährt, der 
andere partnerschaftlich respektiert wird und sich alle Standpunkte in offener 
Diskussion durch Argumente bewähren müssen. Ist es nicht lebenswichtig für die 
Zukunft des Sozialismus, daß er solche Mündigkeit anstrebt und fördert? 
Mündige Mitarbeit setzt Urteilsfähigkeit durch Information voraus. Das ist 
zuerst eine Frage an uns selbst: Ist unser Informationsinteresse so wach, wie es 
einer mit der Welt solidarischen Liebe entspricht? Das ist aber auch eine Frage 
an unsere Gesellschaft. Müßte nicht umfassender, differenzierter und sachlicher 
informiert werden? In der immer komplizierter werdenden Welt bedeutet Besitz 
von herrschafts- und planungswichtiger Information Macht und Entscheidungs- 
fähigkeit. Soll es zu mündiger Mitverantwortung kommen, so muß Information 
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die eigene Urteilsbildung der Menschen ermöglichen. Nur so kann doch die 
Losung »Arbeite mit, plane mit, regiere mit!« verwirklicht werden. 

Um der mündigen Mitarbeit willen wäre es in der Kirche wichtig, daß sie dem 
einzelnen mehr Hilfe dafür gibt. Sie sollte ihm für seinen Dienst in der Gesell- 
schaft das klärende, beratende und ermutigende Gespräch bieten und eine Ge- 
meinschaft, die ihn trägt. 

Vor allem aber müßte die Kirche das Beispiel einer Institution und Gemein- 
schaft geben, in der mündige Mitverantwortung und offenes freies Gespräch 
zwischen verschiedenen Meinungen eingeübt und gelebt wird. Bei der Vielheit 
von Theologien, Frömmigkeitsstilen und Gemeindekonzeptionen tun wir uns 
schwer damit, freiheitliche Partnerschaft und Respektierung des anderen Ge- 
wissens mit der gemeinsamen Verantwortung vor dem Herrn zu verbinden. Der 
Weg in eine liberalistische Beliebigkeit des Meinens, Redens und Tuns steht der 
Kirche ebensowenig offen wie dem Sozialismus. Andererseits werden unsere 
Satzungen und Satzwahrheiten aber relativiert von dem Herrn, der die Wahr- 
heit ist und in alle Wahrheit leitet. In der Vielheit von Meinungen und Aktivi- 
täten könnten wir unterwegs sein zur Offenbarung der einen Wahrheit. So 
könnte es in der Kirche eine kritische Öffentlichkeit, eine Stätte des freien Wor- 
tes, eine Offenheit für radikale Fragen und angstfreie Lernbereitschaft geben. 


Das wäre ein eminent wichtiger Beitrag zur mündigen Mitverantwortung in der 
Gesellschaft. 


3.2 Befreite Menschen in Arbeit und Freizeit 


Arbeit, Produktion, technisch-wissenschaftliche Leistung haben in unserer Ge- 
sellschaft einen besonders hohen Stellenwert. Dahinter stehen einsichtige und 
unabweisbare Notwendigkeiten und Ziele, denen sich Christen im Beruf nicht 
entziehen. 

Es gehört zu den Kernzielen des Sozialismus, die Selbstentfremdung und Aus- 
beutung des Menschen in der Arbeit aufzuheben, die Arbeit zum sinnvollen, 
freien und vor allem mitmenschlichen Werk des Menschen zu machen. Dieses 
Ziel und alles, was daraufhin in unserer Gesellschaft getan wird, ist nur zu be- 
jahen. Christen werden dazu mithelfen, daß Mitmenschlichkeit am Arbeitsplatz 
herrsche, der Arbeitende nicht nur als Mittel zum Zweck der Planerfüllung ge- 
sehen werde und er nicht nur Objekt, sondern mitverantwortliches Subjekt der 
Planung sei, daß bei Ausbildung und Berufswahl klare Fähigkeiten und Neigun- 
gen angemessen berücksichtigt werden. Auch marxistische Autoren weisen darauf 
hin, welche Schwierigkeiten diesem Ziel einer Vermenschlichung der Arbeit in der 
heutigen hochspezialisierten und automatisierten Arbeitswelt entgegenstehen 's. 


15. Vgl. u. a.: Der Mensch und seine Arbeit, Soziologische Forschungen, 1971. Das 
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Gerade weil Christen von der Arbeit nicht das Heil und die Sinnerfüllung ihres 
Lebens erwarten müssen, können sie sich diesen Schwierigkeiten nüchtern stellen 
und ja dazu sagen, daß auch in der sozialistischen Gesellschaft Selbstentäußerung 
zur Arbeit gehört und Selbstverwirklichung in vielen Berufen nur stückweise 
oder gar nicht möglich ist. Empfangen wir Freiheit und Lebenssinn aus der Liebe 
Jesu Christi, so macht sie frei zur Hingabe und Selbstentäußerung auch in der 
Arbeit. Das kann besonders für Christen wichtig werden, die nicht zu den Berufen 
zugelassen werden, die ihren Fähigkeiten und Neigungen entsprechen. So bitter 
das für sie ist, in der Nachfolge Christi, der aus Freiheit zum geringsten Diener 
aller wurde, kann gerade solch ein Weg Sinn empfangen. 

Von der Befreiung durch Christus her müssen wir freilich der Behauptung wider- 
sprechen, daß der Mensch durch die Arbeit zum Menschen werde, die Arbeit 
Sinnerfüllung seines Lebens sei und darum zu seinem ersten Lebensbedürfnis 
werden müsse. Um der wirklichen Freiheit des Menschen willen müssen wir dem 
widersprechen. Denn in diesem Denken wird der Mensch zum Gefangenen seiner 
eigenen Leistungsmentalität, in der er sich selbst überfordert und vor dem Nichts 
steht, wenn er nichts mehr leisten kann oder keine Anerkennung findet. Da sind 
die Leistungsschwachen, Kranken und Alten der Sinnlosigkeit ausgeliefert, auch 
wenn sie sozial vorbildlich versorgt werden. Das Leistungsprinzip hat seine 
begrenzte gesellschaftliche Funktion, wo es aber regiert, da ist der Mensch in 
Gefahr, an seinem Nutzwert gemessen, prinzipiell ersetzbar und letztlich ver- 
dinglicht zu werden. Darüber will die Befreiung durch Christus hinausführen. 
Seine Verheißung des Reichs der Freiheit orientiert uns an der Vision einer 
Gesellschaft, wo der Mensch nicht nach seinen Leistungen und Fähigkeiten ein- 
gestuft, sondern aus Liebe bejaht wird und aus ihr seine Würde empfängt '®. 

So wirft die Befreiung durch Christus auch neues Licht auf unsere Freizeit. Fach- 
leute meinen, daß der Freizeit immer größere Bedeutung für Mensch und Gesell- 
schaft zukommen wird. Auf der Weltkirchenkonferenz in Uppsala wurde gesagt, 
»daß der Gebrauch, den die Gesamtheit von ihrer Freizeit macht, sehr wohl eine 
Kultur erhalten oder zerbrechen kann« 7. In diesem Zusammenhang beginnen 
wir das biblische Angebot des Sabbat, des Ruhetages neu zu begreifen. Wir 
werden aufmerksam darauf, daß der Protestantismus zwar ein Arbeits- und 
Berufsethos entwickelt hat und jüngst eine Ethik der Weltveränderung in 


Autorenkollektiv dieses Buches wertet soziologische Untersuchungen unter Lenin- 
grader jungen Arbeitern aus. 

16. Vgl. Mt 20, 1-16, das Gleichnis von den Arbeitern im Weinberg. 

17. Das Zitat lautet vollständig: »Für einen einzelnen mag es ziemlich unwahrscheinlich 
klingen, daß die Zukunft der Zivilisation davon abhängt, wie er seine Freizeit ge- 
braucht oder mißbraucht. Aber es leuchtet ein, daß der Gebrauch, den die Gesamt- 
heit von ihrer Freizeit macht, sehr wohl eine Kultur erhalten oder zerbrechen ... 
kann.« Zitiert nach W. Dignath, Der biblische Ruhetag — Urmodell humaner Da- 
seinsstruktur, in: Stimme 23/1971, 357. 
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Angriff nahm, daß er aber wenig zur Freizeit, zu Feier und Festlichkeiten zu 
sagen wußte. Eben weil wir auf die Tugenden Fleiß und Nüchternheit, auf die 
Werte Nützlichkeit und Berufserfolg, auf Konsum, aber nicht auf schöpferische 
Phantasie eingetrimmt sind, wird Freizeit oft zur leeren, totgeschlagenen Zeit, 
oder sie dient nur dazu, für neue Arbeit »fit« zu werden. Könnte uns das Evan- 
gelium der Freiheit nicht zu einem neuen Verständnis und Gebrauch der Freizeit 
helfen? Sein lösendes Wort kann gelöste Menschen machen, die ihre Probleme 
nicht verdrängen müssen, sondern sich mit ihnen angenommen und getragen 
wissen und darum vergnügt feiern können. So könnten uns im Freizeitraum 
neue Kräfte des Vertrauens und der Mitmenschlichkeit, der Freude und Hoffnung 
zuwachsen. 

Hier stellen sich auch Fragen an unser Kirchenverständnis, speziell an unsere 
Konzepte von missionarischer Gemeinde. Sind wir nicht in Gefahr, beim Abbau 
der Betreuungsstrukturen kurzschlüssig Aktivierungsstrukturen an die Stelle zu 
setzen, einen kleinbürgerlich beschaulich-erbaulichen Versammlungsstil durch 
einen sozialethisch engagierten Lebensstil zu ersetzen und mit Glauben in eins 
zu setzen? An die Stelle der Volkskirche träte eine Art Sendungselite, die Kirche 
würde unter Zweck- und Nutzkategorien verrechnet, die Leistungsmentalität 
begönne in ihr zu herrschen. Solch ein Konzept kann blind machen für heute 
fällige Funktionen der Kirche und für berechtigte Erwartungen von Menschen, 
die an der Gemeinde teilnehmen möchten, ohne sogleich vereinnahmt zu werden. 
Die Gemeinde des befreienden Christus soll nicht nur Rüststätte, sondern auch 
Raststätte sein. Der unter Leistungsdruck und Qualifizierungsanforderungen 
stehende Mensch sollte in ihr sein Angenommensein erfahren, ohne wiederum 
nach frommer Leistung, kirchlicher Brauchbarkeit und Schulungsfähigkeit ein- 
gestuft zu werden. Das »Kirchspiel« könnte Spielraum der Freiheit sein, wo man 
Christus als den »Freudenmeister« (EKG 293) begegnet. Wohlgemerkt nicht in 
einem windstillen Abseits der Geschichte und Gesellschaft, sondern in Hautnähe 
zu ihren Konflikten und bedrängenden Aufgaben. Auf dem Wege zum Kreuz hat 
Jesus mit den Seinen Mahlfeiern gehalten, die eine Vorfeier des Reiches der 
Freiheit waren. Er will den Mühseligen und Beladenen ein so befreiendes Fest 
geben, daß er dann sagen kann: »Mein Joch ist sanft und meine Last ist leicht« 
(Mt 11,30). So würden Freizeitraum und Gemeinde nicht Fluchtstätte aus dem 
Druck des Alltags, sondern Starthilfe zu neuer Sendung. In diesem Sinn hat die 
Kirche guten Grund, den Freizeitraum, den ihr die Gesellschaft anweist, als 
Dienstchance anzunehmen, um sich dort als Lebenshilfe für andere zu bewähren. 


3.3 


Damit sind nur einige Konkretionen unseres Themas angesprochen. Weitere 
dringliche Fragenbereiche wären z. B. die Erziehung zur Freiheit und die Freiheit 
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in der Erziehung oder das Problem des Schwangerschaftsabbruchs, mit dem sich 
ein Ausschuß befassen soll. Welches Licht unser Thema auf diese letzte Frage 
wirft, ist im Arbeitstitel dieses Ausschusses angedeutet; Christus befreit, indem 
er uns Menschen annimmt. Daraus erwächst die Freiheit und Aufgabe, werdendes 
und geborenes Leben anzunehmen. 

Ich darf schließen mit einem Hinweis auf das Herrenmahl, das eben schon 
anklang. Es ist die Feier der Befreiung, und es wäre gut, wenn das auch in unsern 
Formen, es zu feiern, deutlicher würde. Im Herrenmahl bündeln sich die Frei- 
heiten, die Christus austeilt. In dieser 'Tischgemeinschaft nimmt er die ver- 
sagenden Jünger an. In dieser Tischrunde ist jeder mündig. Zu ihr lädt die 
grenzüberschreitende Liebe und vereinigt die Getrennten. Sie ist das Mahl des 
leidenden Herrn, der mit den Bedrängten solidarisch wird, und das Mahl des 
Auferstandenen, der zu neuem Tun sendet. Sie ist das Mahl des kommenden 
Herrn und die Vorfeier des Reiches der Freiheit mitten in der Geschichte. 
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Zum politischen Auftrag der christlichen Gemeinde 
(Barmen II) 


Votum des Theologischen Ausschusses der Evangelischen Kirche 
der Union, beschlossen am 17. Juli 1973, mit einer Einleitung 
von Walter Kreck 


Walter Kreck 


Einleitung 


1.Der Ausschuß verstand den ihm vom Rat der Evangelischen Kirche der 
Union erteilten Auftrag, Barmen II zu interpretieren, so, daß untersucht werden 
sollte, ob bzw. in welcher Weise von jener theologischen Erklärung aus dem 
Kirchenkampf her der vielumstrittene Offentlichkeitsauftrag der Kirche zu 
rechtfertigen sei und diesbezügliche Urteilskriterien gewonnen werden könnten. 
Wenn dabei speziell der politische Auftrag der Christen und der Kirche ins 
Auge gefaßt wurde, so sollte damit nicht die Bedeutung andrer Themenkreise 
(z. B. Diskussion über den $ 218, über Umweltschutz u. a.) und die Notwen- 
digkeit ihrer Behandlung in Frage gestellt sein. Aber es erschien angesichts des 
tiefgreifenden Dissensus gerade hinsichtlich der Begründung und Wahrnehmung 
politischer Verantwortung besonders dringlich, hier den Gemeinden und vor 
allem den verantwortlich in ihnen Tätigen eine Orientierungshilfe zu geben. 
Es ging also nicht darum, die II. Barmer These in ihrer historischen Entstehung 
und ihrer Wirkungsgeschichte zu entfalten, sondern es galt, die in ihr gefällten 
theologischen Entscheidungen herauszustellen und zu fragen, inwiefern eine 
auf ihre Intentionen achtende weiterleitende Interpretation Hilfe und Weg- 
weisung angesichts der uns heute bedrängenden Probleme geben könnte. 


2. Die Schwierigkeiten dieses Unterfangens war dem Ausschuß von Anfang an 
bewußt und wurde im Lauf der Arbeit immer deutlicher. Schon die Frage, wo 
der Dissensus heute seine eigentliche Wurzel habe - ob in tiefgreifenden theologi- 
schen Kontroversen, in hermeneutischen Differenzen oder in verschiedenen poli- 
tischen Interessen —, war nicht leicht zu beantworten, da hier vieles ineinander- 
greift. Was die II. Barmer 'These anlangt, so konnte nicht verwundern, daß der 
Streit um ihre Sachgemäßheit, ihre Deutung und ihre Relevanz, der bereits kurz 
nach »Barmen« heftig entbrannte, mit der mehr oder weniger offiziellen Auf- 
nahme dieser Theologischen Erklärung von Barmen in kirchliche Präambeln oder 
gar Ordinationsformulare nach 1945 nicht erledigt war. Daß eine weiterführende 
und aktuell zuspitzende Auslegung auch neue Kontroversen aufreißen würde, 
war zu erwarten. 

Der Überblick über die im Ausschuß gehaltenen und diskutierten Vorträge zeigt 
das Bemühen, ein möglichst breites Spektrum verschiedener Standpunkte in den 
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Blick zu bekommen. Die Aufgabe konnte nicht darin bestehen, aus dem allem 
harmonisierend eine Diagonale zu ziehen, sondern es galt den Versuch einer 
Stellungnahme zu machen, die jedenfalls als mögliche, wenn nicht gar als not- 
wendige Konsequenz von Barmen II heute verstanden werden könnte. 


3. Das vorliegende Ergebnis der Ausschußarbeit gliedert sich in IV Teile: 

I.Es werden zunächst »Gründe für ein erneutes Fragen nach der Bedeutung 

der II. Barmer These« genannt, und es wird hier der Wandel im Verhältnis 

von Kirche und Gesellschaft in der Bundesrepublik hervorgehoben, der sich in 
den 6oer Jahren abzuzeichnen begann. Ein gewisser Typus »politischer Theolo- 
gie« auf der einen Seite und eine bestimmte Interpretation der Zwei-Reiche- 

Lehre auf der andern konvergieren im Widerspruch zu einer christologisch be- 

gründeten politischen Ethik auf der Linie von Barmen II und fordern zu einer 

neuen Auseinandersetzung mit dieser These heraus. 

II. Unter der Überschrift »Die durch Barmen II herausgeforderten theologischen 

Entscheidungen« wird eine knappe Interpretation der II. Barmer 'These unter 

dem genannten Aspekt gegeben, wobei der Akzent auf drei Punkten liegt: 

1. Aus der I. Barmer These bereits ist zu folgern, daß die Offenbarung Gottes 
des Schöpfers, Versöhners und Erlösers in dem einen Wort Gottes Jesus 
Christus geschieht und daß deshalb von einem in sich differenzierten, aber 
einheitlichen Willen Gottes zu reden ist. 

. Weil dieser Jesus Christus mit gleichem Ernst Gottes Zuspruch und Anspruch 
an uns ist, darum kann es kein von Gottes Ja zu uns gelöstes Gebot geben, 
das als Gottes Wille zu verkündigen wäre. Damit ist die theologische Legiti- 
mation einer eigengesetzlichen Ordnung, die nicht als im Dienst des göttlichen 
Liebeswillens zu verstehen wäre, sondern z. B. reine Straf- und Vergeltungs- 
ordnung ist, ausgeschlossen. 

.Bei Ablehnung der Identifikation oder Vermischung von bürseelicher und 
christlicher Gemeinde wird dennoch eine Beziehung und Entsprechung zwi- 
schen beiden behauptet, und zwar in der Weise, daß nicht nur beide in dem 
einen Liebeswillen Gottes begründet gesehen werden, sondern so, daß politische 
und soziale Ordnung unter der Zielsetzung steht, äußerlich Raum und Mög- 
lichkeit zu gewähren für das Leben des Menschen, dessen Bestimmung und 
Würde es ist, zur Kindschaft Gottes berufen zu sein. 

III. Unter dem Titel »Die politische Verantwortung der Gemeinde« wird die 

eschatologische Existenz der christlichen Gemeinde sowohl gegenüber jeder welt- 

lichen Herrschaftsform abgegrenzt wie ihre kritische Solidarität mit der Gesell- 
schaft betont. Insbesondere wird versucht, zur Klärung der Frage nach Recht, 

Bedingung und Verwirklichung expliziter politischer Stellungnahmen der Ge- 

meinde und Kirche beizutragen. 

IV. Als heute besonders aktuelle »Beispiele einer Konkretion« werden die Pro- 

bleme der Demokratisierung, der Wirtschaftsgestaltung und der Gewaltanwen- 
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dung genannt. In diesem Abschnitt ging es weniger um vorzuschlagende Lö- 
sungsversuche, wohl gar im Sinne politischer und sozialer Programme, oder 
auch um eingehende Auseinandersetzung mit den hier angesprochenen Sach- 
verhalten und Problemen, wie es etwa die Denkschriften der Kirche versuchten, 
sondern es kam darauf an, von den genannten theologischen Voraussetzungen 
her auf oft unreflektiert in den Gemeinden vertretene traditionelle Standpunkte 
und Verhaltensweisen aufmerksam zu machen und die hier aufbrechenden Fra- 
gen in den Verantwortungsbereich auch der Christen und der christlichen Ge- 
meinde zu stellen, 
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Votum des Theologischen Ausschusses 


Die Überzeugung von der Notwendigkeit politischer Verantwortung der Chri- 
sten und der Kirche ist heute Allgemeingut des kirchlichen und theologischen Be- 
wußtseins. Heftig umstritten sind dagegen die Begründung, die Reichweite und 
die Grenze solcher Verantwortung, und zwar nicht nur der einzelnen Christen, 
sondern auch und zugleich der christlichen Gemeinde als Ganzer. Das lange sta- 
bil geglaubte Verhältnis von Kirche und Gesellschaft ist in Bewegung geraten. 
Mit ihm ist die Möglichkeit und Notwendigkeit einer theologischen Ethik über- 
haupt, ja die bestimmte Identität der christlichen Gemeinde problematisch gewor- 
den. Tendenzen zur totalen »Politisierung« im Sinne der Selbstauflösung in die 
Gesellschaft streiten mit solchen zum Rückzug auf den vermeintlich unpolitischen 
Verkündigungsauftrag der Gemeinde, unbeschadet des politischen Engagements 
einzelner ihrer Glieder. In dieser Situation wird das Fehlen theologischer Krite- 
rien politischer Urteilsbildung und Praxis schmerzhaft bewußt. Sie fehlen nicht 
zuletzt deshalb, weil das Bewußtsein von dem verlorenzugehen droht, wodurch 
die christliche Gemeinde als ein spezifisches Subjekt entsteht und besteht. Die 
akute Frage nach den theologischen Kriterien erfordert deshalb zugleich eine er- 
neute Besinnung auf die christologische Begründung politischer Ethik. 


I. Gründe für ein erneutes Fragen nach der Bedeutung der II. Barmer 
These in der kirchlichen und theologischen Situation der Bundesrepublik 
Deutschland 


In den 60er Jahren hat sich in der Bundesrepublik jener Wandel im Verhältnis 
von Kirche und Gesellschaft abzuzeichnen begonnen, den man als Entkonfessio- 
nalisierung des öffentlichen Lebens bezeichnet hat. Der Vorgang ist nicht ohne 
bittere kirchen- und theologiegeschichtliche Ironie. In der Nachkriegszeit suchte 
man die Konsequenzen aus den Erfahrungen der Bekennenden Kirche im Dritten 
Reich und insbesondere aus der Erkenntnis der zweiten Barmer These von der 
befreienden Herrschaft Jesu Christi über alle Lebensbereiche zu ziehen. An die 
Stelle des » Wächteramts« in statu confessionis, das freilich im Dritten Reich nur 
ansatzweise und zögernd praktiziert worden war, trat das Bewußtsein um- 
fassender politischer Mitverantwortung. Bestrebungen, die unter Berufung auf 
die christliche Freiheit auf eine Änderung der überkommenen Gesellschaftsord- 
nung in Richtung auf größere soziale Gerechtigkeit, auf eine politische Friedens- 
ordnung und auf ein demokratisches Gemeinwesen zielen, wie sie sich im Gefolge 
des Stuttgarter Schuldbekenntnisses von 1945 z.B. im Darmstädter Wort des 
Bruderrats der Bekennenden Kirche von 1947 aussprachen, standen im politi- 
schen und ökonomischen Leben des westlichen Deutschlands der ersten Nach- 
kriegsjahre zwar nicht allein. Aber die Auswirkungen der Teilung Deutschlands, 
die Lage der Kirche in der DDR unter dem Druck einer atheistischen Weltan- 
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schauung, die immer enger werdende Bindung der Bundesrepublik an das wirt- 
schaftliche System des Westens und der Einfluß des kalten Krieges auf das 
Bewußtsein auch der evangelischen Gemeinden verhinderten, daß sie sich theo- 
logisch und kirchlich durchsetzten. Dabei soll der kirchliche und theologische 
Aufbruch jener Jahre mit der großen Aufgeschlossenheit vieler Menschen für das 
Evangelium nicht bestritten werden. Doch was von der ganzen »Gemeinde von 
Brüdern« (Barmen III) hätte wahrgenommen werden sollen, wurde weithin der 
»amtlichen« Kirche und ihren Organen überlassen. Das gilt auch von dem nicht 
zuletzt mit Berufung auf die II. Barmer These begründeten, in manchen Kirchen- 
verträgen staatlich garantierten »Offentlichkeitsauftrag«, der dabei als Offentlich- 
keitsanspruch mißverstanden werden konnte, zumal die Kirchen — die katho- 
lische mit ihrer naturrechtlichen Soziallehre, die sich mit der neoliberalen Theorie 
und Praxis verbinden konnte, und ihr folgend die evangelische — das ihnen von 
der Nachkriegsgesellschaft eingeräumte Privileg partnerschaftliher Nähe zum 
Staat sowie sittlicher Autorität und kultureller Dominanz im öffentlichen Leben 
weithin nutzten. Rückblickend läßt sich schwerlich übersehen, daß in der Nach- 
kriegsära der Bundesrepublik manche kirchlichen Erklärungen und bischöflichen 
Worte zu gesellschaftlichen und politischen Problemen nicht unbelastet von 
restaurativen Tendenzen blieben. 

Erst im letzten Jahrzehnt gewann das kritische Bewußtsein von dieser Entwick- 
lung eine breitere kirchliche Basis und ging zunehmend auch in die kirchen- 
offiziellen Verlautbarungen ein, unter denen insbesondere die Denkschrift der 
EKD über »Die Lage der Vertriebenen und das Verhältnis des deutschen Volkes 
zu seinen östlichen Nachbarn« von 1965 nach innen und außen nachhaltig 
gewirkt hat. Gleichzeitig hat die wachsende Emanzipation von der polemisch 
sogenannten »Kirchen-Gesellschaft« im Zeichen eines wachsenden politischen 
Selbstbewußtseins und der Einsicht in die Funktionalität des Staates das einge- 
spielte Verhältnis von Kirche und Gesellschaft erschüttert. Spätestens seit der 
Weltkirchenkonferenz in Uppsala 1968 sehen sich die Landeskirchen einer 
ökumenischen Herausforderung konfrontiert, die den weltweiten gesellschaft- 
lichen Umbruch und die Zukunftsproblematik der Menschheit widerspiegelt. 
Zugleich begegnen sie im politischen Klima der Bundesrepublik der - gewiß 
mehrdeutigen — Tendenz einer »zweiten Aufklärung«. In diesem Zusammen- 
hang gewinnt auch radikale Kirchenkritik hier und da ein so vor zehn Jahren 
noch nicht denkbares politisches Gewicht. Jedenfalls hat die offenkundig gewor- 
dene Diskrepanz zwischen der formal privilegierten Position der Kirchen und 
ihrer tatsächlichen gesellschaftlichen Ausstrahlung die Frage nach ihrem genuinen 
Auftrag neu aufgeworfen. Die Kirchen haben zwar de facto begonnen, aus 
ihrer privilegierten partnerschaftlichen Nähe zum Staat heraus- und in den 
Kreis und »Dialog« der verschiedenen gesellschaftlichen Kräfte einzutreten. 
Doch zeigt sich heute, wie schwer es ihnen fällt, in der gewandelten Situation 
ihre Identität neu zu entdecken und zu bewähren. 
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Neuere theologische Tendenzen versuchen, diesem Wandel im Verhältnis von 
Kirche und Gesellschaft Rechnung zu tragen und eine begründete theologische 
Antwort auf die Identitätskrise zu finden. Dabei dominiert freilich das Be- 
mühen, die eingetretene Inkongruenz durch eine neue Kongruenz von »christ- 
lichem Geist« und »gesellschaftlichem Sein« wettzumachen. 

Auf der einen Seite erneuert ein bestimmter Typus der neuen »politischen 'Theo- 
logie« das Vermittlungsprogramm des liberalen Kulturprotestantismus. Als 
Theorie des neuzeitlichen, sich aus der Identifizierung mit der Kirche heraus- 
lösenden Christentums strebt er eine Rationalisierung des Christentums durch 
einander korrespondierende »Säkularisierung« der Kirche und »Entsäkulari- 
sierung« des Staates (R. Rothe) an. Theoretisch geht es ihm um die wissenschafts- 
theoretische Legitimation der Theologie und praktisch um die gesellschafts- 
politische Etablierung des neuzeitlich-christlichen Autonomiebewußtseins als 
Religion der industriellen bzw. postindustriellen Gesellschaft. Nicht zu Unrecht 
verwendet ein anderer Typus der »politischen Theologie« dafür wie für jeden 
politisch-ideologischen Mißbrauch des christlichen Glaubens die negative Kate- 
gorie »politischer Religion«. Denn das berechtigte Bemühen, das heutige Eman- 
zipationsbewußtsein und den christlichen Glauben in ein kritisches und frucht- 
bares Verhältnis zu bringen, geht hier in der Tendenz zur Vermittlung unter. 
In dieser Gefahr stehen auf ganz andere Weise auch verschiedene Versuche, über 
eine sozialistische Praxis hinaus so etwas wie eine sozialistische Theologie zu 
entwerfen. 

Nur in scheinbarem Widerspruch zu diesen Tendenzen einer neuen Theologie der 
Vermittlung tritt auf der anderen Seite eine vergleichsweise traditionalistische 
Interpretation der Unterscheidung von christlichem Geist und gesellschaftlichem 
Sein mit Berufung auf Luthers Zwei-Reiche-Lehre. Denn die vermeintlich apoli- 
tische Existenz des Glaubens unter dem Evangelium deckt hier indirekt die 
Preisgabe oder »Freigabe« des politischen Daseins unter »das Gesetz«, dessen 
materiale Füllung einer Orientierung an traditionellen Wertvorstellungen eben- 
so — bisher faktisch überwiegend - offensteht wie seiner Interpretation im Sinne 
»säkularer« Vernünftigkeit. Unterscheidung meint also im Gegensatz zu ihrer 
ursprünglich eschatologisch bestimmten Dialektik die komplementäre Zuordnung 
von regnum Christi und regnum mundi. Und in diesem Formalprinzip des aus- 
geschlossenen Widerspruchs beider »Reiche« konvergieren die wiedererstarkte, 
eher konservative Zwei-Reiche-Konzeption und die wiedererstandene, eher 
liberale Vermittlungstheologie in ihren mannigfaltigen Spielarten. 

Ihre Gemeinsamkeit wird theologisch ausdrücklich im dezidierten Widerspruch 
gegen die Versuche einer christologischen Begründung politischer Ethik auf der 
Linie der Theologischen Erklärung von Barmen. So erhebt sich heute die Frage 
mit brennender Dringlichkeit: Waren die christologischen Entscheidungen der 
Erklärung von Barmen und insbesondere der II. Barmer These nur ein theologie- 
und kirchengeschichtliches Intermezzo? Oder haben sie nicht vielmehr ein 
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biblisch begründetes, unverzichtbares Sachkriterium angezeigt, dessen Vernach- 
lässigung in der Tat zur Identitätskrise der Christenheit, weil zur Untreue gegen- 
über ihrem Sein und Auftrag und zur Blindheit für die wahre Situation der 
zeitgenössischen Menschheit, der sie zugehört, führen muß? Es geht nicht um 
eine Repristination von Barmen, Es geht aber um die Einsicht, daß sich nur von 
diesem Kriterium christologischer Begründung her theologische Kriterien politi- 
scher Urteilsbildung und Praxis gewinnen lassen. In der Absicht, sie zu realisie- 
ren, und in gleichzeitige Anerkennung vergleichbarer Bemühungen selbstver- 
ständlich auch da, wo sie nicht in der ausdrücklichen Tradition von Barmen 
stehen, soll hier der Versuch einer kritischen und weiterführenden Auslegung der 
II. Barmer These gewagt werden. 


II. Die durch Barmen II herausgeforderten theologischen Entscheidungen 
1. Die christologischen Voraussetzungen in Barmen II 


a) Die II. Barmer These hat die I. zur Voraussetzung, d. h., sie geht davon aus, 
daß Jesus Christus das eine Wort, die unwiderrufliche und allein maßgebliche 
Offenbarung seines Willens ist. Die Versöhnung der Welt, die Gott in ihm voll- 
bracht und die die Kirche (nach 2 Kor 5,19 ff.) zu verkündigen hat, ist zugleich 
die Bestätigung seiner Treue als Schöpfer und die Verheißung der künftigen 
Erlösung. Die hier erfolgte Selbstbestimmung Gottes und Bestimmung des Men- 
schen schließt jeden dem entgegenstehenden, einschränkenden oder überbietenden 
Gotteswillen aus, also sowohl einen diesem Versöhnungswillen widersprechen- 
den Schöpfungs- und Erhaltungswillen wie eine anderweitig abgeleitete Eschato- 
logie. Diese Ausschließlichkeit der Offenbarung Gottes in Jesus Christus besagt 
nicht, daß die Werke Gottes, des Schöpfers, des Versöhners und des Erlösers 
uniform seien, nicht unterschieden werden müßten oder uns nicht widersprüch- 
lich erscheinen könnten. Daß Gott eine geschöpfliche Welt ins Leben rief und 
erhält, daß er die gottfeindliche Menschheit mit sich versöhnt und daß er sie 
künftig erlösen wird, ist jeweils ein anderes. Aber alle Werke Gottes stehen in 
einer differenzierten Einheit. Die Versöhnung der Welt in Christus hat die 
Schöpfung und Erhaltung der Welt zur (äußeren) Voraussetzung und die escha- 
tologische Vollendung zum Ziel. Wille und Wesen des sich in Jesus Christus 
offenbarenden Gottes sind einheitlich und eindeutig, auch wenn sie uns in dieser 
Eindeutigkeit nicht immer erkennbar werden. 

b) Jesus Christus ist das Ja Gottes zu Mensch und Welt. Auf ihm und nicht auf 
einer Analyse von Natur und Geschichte gründet der Glaube an die Güte des 
Schöpfers, an die Gnade des Versöhners und an die Herrlichkeit des Erlösers. 
Nur er gibt uns das Recht zu der eindeutigen Aussage: Gott ist Liebe, d. h., er 
ist seinem Wesen nach der Liebende und nichts anderes (1 Joh 4,9 u. 16). Zwar 
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ist diese in Jesus Christus offenbarte Liebe zugleich zürnende Liebe. Sie nımmt 
dem ihr Widerstrebenden gegenüber auch die Gestalt des warnenden, drohenden 
und tötenden Neins an. Aber dies fremde Werk Gottes steht im Dienst seines 
eigentlichen Werkes, d. h., Gott zürnt nicht, obwohl er liebt, sondern weil er liebt 
(vgl. Röm 9,22 f.; 11,32; ı Kor 11,32); er sagt nein, um ja zu sagen; er richtet, 
um zu retten; er tötet, um lebendig zu machen. Nicht sein Zorn, sondern seine 
Gnade währt ewig (Ps 30,6). 

Mit dem Ausschluß eines Dualismus in Gott im Sinne eines in sich zerspaltenen, 
sich widersprechenden Willens ist uns jede theologische Legitimation einer 
eigengesetzlichen Notordnung (z.B. Vergeltungs- oder Strafordnung) unter Ab- 
sehen von diesem göttlichen Liebeswillen und im Widerspruch zu ihm unmöglich 
gemacht. Jede Ordnung des irdischen Lebens, die sich auf Gottes Willen beruft, 
muß mit ihrem Nein zugleich dies Ja zum Menschen als ihren Grund und ihr 
Ziel erkennen lassen, d. h., es kann keine theologische Rechtfertigung eines Ord- 
nungsgefüges geben, das irdische Gerechtigkeit nicht als eine zurechthelfende 
versteht und Anwendung von Zwang nicht in ihrer notwendigen Begrenzung. 

c) Der in Jesus Christus offenbarte gnädige Wille Gottes, der die gottlose Welt 
liebt und seine Sonne aufgehen läßt über Böse und Gute (Mt 5,45), ist nicht auf 
die beschränkt, die ihn bereits kennen und anerkennen, sondern er ist universal. 
Jesus Christus ist das Haupt seiner Gemeinde und der Herr der Welt (Mt 28,18), 
dem sich alle Knie beugen werden. Die »Botschaft von der freien Gnade Gottes« 
ist »auszurichten an alles Volk« (Barmen VI, vgl. Mt 28,19). Zwar ist zwischen 
der Gemeinde, die dieser Botschaft glaubt, und der Welt, die ihr nicht glaubt, 
zu unterscheiden und jedem Vermittlungsversuch, der diese Grenzen verwischt 
und die Kirche in der Welt aufgehen lassen möchte, zu widerstehen (2 Kor 6,14 f.). 
Keine Idee, und wäre es die der Gerechtigkeit oder der Freiheit, kann als solche 
an die Stelle des von der Gemeinde verkündigten Evangeliums treten. Aber die 
Grenze zwischen Kirche und Welt ist nicht endgültig, sondern vorläufig und in 
Bewegung befindlich. Die Kirche ist nicht Selbstzweck, sondern indem sie Gott 
dient, ist sie zugleich zum Dienen in der Welt da. Sie darf und soll die Welt 
dabei behaften, daß Jesus Christus sie bereits mit Gott versöhnt hat, auch wenn 
sie sich noch nicht versöhnen läßt. Es gibt also keinen internen Willen Gottes 
für die Gemeinde und einen dem widersprechenden externen für die Nicht- 
christen, sondern das Christliche ist das wahrhaft Menschliche. 


2. Jesus Christus als Gottes Zuspruch und Anspruch 


a) Wenn Jesus Christus »Gottes Zuspruch der Vergebung der Sünden« und zu- 
gleich »Gottes kräftiger Anspruch auf unser ganzes Leben« genannt wird, so ist 
"damit gesagt, daß gerade die Gnade Gottes uns mit Beschlag belegt. Es gibt keine 
Rechtfertigung ohne Heiligung, keinen Freispruch ohne Indienststellung. Gottes 
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Zusage und sein Gebot sind wohl zu unterscheiden, aber nicht zu trennen, ge- 
schweige denn, daß sie sich widersprechen. Das ist selten in der Kirche geleugnet 
worden. Der Akzent liegt aber in Barmen II auf den Worten: »mit gleichem 
Ernst«. Die paulinisch-reformatorische Lehre von der Rechtfertigung allein durch 
den Glauben, die doch mit dem Ausschluß jeder Selbstrechtfertigung niemals 
Gottes Anspruch an uns bestreitet, sondern gerade befreien will zu rechtem 
Dienst, ist oft mißverstanden worden (vgl. schon Röm6,r). Immer wieder 
lockerte sich der Zusammenhang und das strenge Zugleich von Zuspruch und 
Anspruch, von Glauben und Gehorsam, von Bekenntnis zu Gott und Mit- 
menschlichkeit. Dann erscheint der Glaube als Theorie, die erst nachträglich in 
Praxis umzusetzen ist. Wenn aber mit dem Bekenntnis des Glaubens nicht von 
vornherein das aktuelle Bekennen der Liebe Gottes zu allen Menschen und unser 
Stehen in dieser Liebe gemeint ist, dann wird es zu einem Werk des Fürwahr- 
haltens. Demgegenüber heißt es in Barmen III, die Kirche habe das Evangelium 
»mit ihrem Glauben wie mit ihrem Gehorsam, mit ihrer Botschaft wie mit ihrer 
Ordnung« zu bezeugen. In bestimmten Situationen kann sogar ihr Verhalten 
sprechender sein als ihr Reden (vgl. ı Petr 3,1). 

b) Die umgekehrte, aber nicht weniger große Versuchung besteht darin, daß man 
den Anspruch von dem Zuspruch, die Liebe vom Glauben, das ethische Engage- 
ment vom Hören des Evangeliums trennt und die sogenannte Praxis als die 
eigentliche Verifikation des Evangeliums ansieht. Aber kein Gebot, keine Norm, 
keine Ordnung, deren Begründung in diesem Zuspruch Gottes nicht einsichtig 
zu machen ist, kann im Namen Gottes binden. Selbst das Gebot der Nächsten- 
liebe erhält seine Legitimation und Kraft von der Zusage: Er hat uns zuerst 
geliebt (1 Joh 4,19). So ist z.B. auch die mit Recht heute von sehr verschiedenen 
Seiten geltend gemachte Forderung nach Humanität und Solidarität im kriti- 
schen Licht der »Humanität Gottes« zu sehen, von daher zu begründen und zu 
interpretieren. Auch zur Erkenntnis der Sünde kann eine Predigt der Gebote nur 
führen, wenn sie diese zuvorkommende Liebe Gottes zur Voraussetzung hat 
und auf Jesus Christus als das Telos des Gesetzes hinweist. Rechtes mensch- 
liches Tun hat seinen Wert nicht in sich selbst, sondern es wird qualifiziert durch 
seine Entsprechung zu Gottes gutem Werk (vgl. Lk 6,36), das wir in aller Un- 
vollkommenheit nur rühmen und bezeugen können. Dadurch unterscheidet sich 
der Gehorsam des Glaubens von allem »Werk«, das dem Glauben widerspricht 
und in Hybris oder Resignation führt. 

c) Der unlösbare Zusammenhang von Zuspruch und Anspruch Gottes darf nicht 
nur postuliert und nicht nur anthropologisch-psychologisch umschrieben werden; 
denn er hat in Christus seine Begründung, wie es der Zuordnung von Indikativ 
und Imperativ im Neuen Testament entspricht (vgl. ı Kor 5,7). Jesus Christus 
nahm die äußerste Verwerfung auf sich, um Gottes Liebe zum Siege zu bringen, 
die den Schuldiggewordenen und Gottlosen zum Leben erweckt; darum gehören 
wir, wenn wir uns zu dem am Kreuz Verworfenen bekennen, dieser Liebe und 
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müssen damit rechnen, daß ihre Verachtung und Verwerfung auch uns trifft. 
Jesus Christus ist in seinem Leben, Leiden und Sterben sowohl die Zuwendung 
Gottes zum Menschen wie die Hinwendung des Menschen zu Gott. Weil Gott 
damit in Jesus unser Menschsein in seinen Dienst genommen hat, gibt es keinen 
Freispruch und Zuspruch Gottes, der nicht sogleich und sofort ganze Inanspruch- 
nahme des menschlichen Lebens durch Gott wäre. So wird einsichtig, daß 
zwischen Zuspruch und Anspruch zwar zu unterscheiden ist, daß letzterer in 
ersterem gründet, daß ersterer auf letzteren zielt, aber daß beide nicht zu 
trennen, nicht zeitlich auseinanderzureißen oder gegeneinander auszuspielen 
sind, sondern zusammengehören wie Licht und Wärme der Sonne. Die Gemeinde, 
die Gottes Gnade in Jesus Christus rühmt, ist damit zugleich zu »dankbarem 
Dienst« berufen und ermächtigt. 


3. Anspruch anf unser ganzes Leben 


a) Wenn dem totalen Anspruch des NS-Regimes Gottes Anspruch auf unser 
ganzes Leben entgegengestellt wurde, so darf doch nicht übersehen werden, daß 
Gottes Totalitätsanspruch völlig anderer Art ist: Es ist der Anspruch des ge- 
kreuzigten Christus, der sich nicht mit Gewalt durchsetzt, sondern der als der 
uns Dienende der Herr ist. Unser Tun kann dem seinen nur entsprechen, indem 
auch wir nicht herrschen, sondern dienen, d.h. Leben erhalten, anstatt es zu 
zerstören, vergeben, anstatt zu vergelten, Zukunft eröffnen, anstatt in Angst 
und Resignation zu versetzen (vgl. Mk 10,43-45). Solcher »Dienst an Gottes 
Geschöpfen« beschränkt sich nicht auf das Handeln innerhalb der Grenzen und 
Möglichkeiten eines bestehenden Ordnungsgefüges, sondern kann zur Kritik und 
Änderung der Strukturen nötigen. Daß ein Gesellschaftssystem niemals »christ- 
lich« werden kann (so gewiß es nicht glauben oder sich bekehren kann), daß auch 
seine Änderung niemals das Reich Gottes auf Erden aufrichtet, heißt nicht, daß 
sich der Gehorsam gegen den Anspruch Gottes nicht darauf auswirkte oder auch 
von ihm positiv oder negativ tangiert würde. Politische und gesellschaftliche 
Strukturen sind daraufhin zu prüfen, ob sie ein wahrhaft menschliches Leben 
ermöglichen helfen oder dem im Wege stehen. 

b) Hier erhebt sich die Frage, wie sich der Anspruch des gekreuzigten Christus 
auf dem Feld des gesellschaftlich-politischen Lebens und seines Machtkampfes 
geltend machen kann. Zwischen christlicher Gemeinde und bürgerlicher Gemeinde 
ist, wie Barmen V betont, wohl zu unterscheiden. Vollends der staatliche Auf- 
trag, »unter Androhung und Ausübung von Gewalt für Recht und Frieden zu 
sorgen«, ist ein anderer als der Zeugendienst der christlichen Gemeinde (vgl. 
Barmen III). Eine Vermischung dieser Aufgaben, d.h. eine Übernahme dieses 
politischen und gesellschaftlichen Auftrags durch die Kirche wird ebenso abge- 
lehnt wie ein Übergriff des Staates in kirchlichen Auftrag (vgl. Barmen V). Eine 
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Auflösung der christlichen Gemeinde in die Gesellschaft, ihre Umfunktionierung 
in einen sozialen Dienstleistungsbetrieb unter Preisgabe ihres Verkündigungs- 
auftrages, kann ebenfalls nicht in Frage kommen. Politisch im weiteren Sinn ist 
zwar alles Handeln der Kirche, da es immer gesellschaftliche und politische Aus- 
wirkungen hat, wenn es den Menschen in seinen sozialen Bezügen überhaupt 
erreichen will, sei es diese stabilisierend oder auf Veränderung zielend. Auch in 
Barmen V heißt es ausdrücklich: »Die Kirche ... erinnert an Gottes Reich, Gottes 
Gebot und Gerechtigkeit und damit an die Verantwortung der Regierenden und 
Regierten.« Aber das heißt noch nicht, daß sie sich politisch im engeren Sinn 
betätigt, also etwa an der » Androhung und Ausübung von Gewalt« beteiligt. 

c) So gewiß zwischen der Gerechtigkeit und Freiheit in Christus und der Ge- 
rechtigkeit und Freiheit im politisch-sozialen Bereich unterschieden werden muß, 
so besteht doch zwischen beidem ein Zusammenhang. Zwar können politische 
und ökonomische Strukturen und Institutionen das wahre Menschsein des Men- 
schen, das Gott in Christus eröffnet hat und das die christliche Gemeinde be- 
zeugt, nicht verwirklichen, aber sie können ihm äußerlich Raum schaffen oder 
ihm im Wege stehen. Das Heil, das das Evangelium verheißt, und das Wohl des 
Menschen, dem gesellschaftliche Ordnung dienen soll, sind zwar nicht identisch, 
aber auch nicht voneinander zu trennen, so gewiß Gott der Versöhner und Er- 
löser auch der Schöpfer und Erhalter des Lebens ist. Wenn Barmen II von Jesus 
Christus als dem redet, durch den uns »frohe Befreiung aus den gottlosen Bin- 
dungen dieser Welt zu freiem, dankbarem Dienst an seinen Geschöpfen« wider- 
fährt, so gehört es zur Aufgabe der Theologie, diese Befreiung und diesen Dienst 
auch im gesellschaftlichen Kontext zu interpretieren und nach theologischen 
Kriterien für politische Urteilsbildung zu fragen. 


4. Befreiung zum Dienst 


a) Von »gottlosen Bindungen dieser Welt«, aus denen uns Christus befreit, 
wird immer dann die Rede sein müssen, wenn natürliche oder geschichtliche 
Bindungen dem Herrsein Jesu Christi im Wege stehen und damit auch wahres 
Menschsein verhindern. Das geschieht immer dann, wenn das Vorletzte mit dem 
Letzten, das Wohl des Menschen mit seinem Heil verwechselt wird und weltliche 
Ordnung unbedingten Gehorsam beansprucht. Besonders verwerflich ist es, wenn 
das mit »christlicher« Begründung geschieht. 

Das gilt auch im Blick auf politisch-soziale Strukturen und Institutionen. Auch 
wenn sie nach allem sorgfältigen Prüfen und Ermessen als gut und sachgemäß 
angesehen werden können, können sie ihren guten, sachgemäßen und der Hu- 
manität Gottes entsprechenden Gebrauch noch nicht garantieren. Auch in den 
besten Strukturen und Institutionen müssen wir mit gottlosen Bindungen rech- 
nen, ohne daß wir darüber die Geduld verlieren und uns von der Verantwortung 
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für die Strukturen und Institutionen lossagen dürften. Aber auch Strukturen als 
solche können in ihren Konsequenzen oder gar in der ihnen zugrunde liegenden 
Absicht Ursachen zu gottlosen Bindungen schaffen, wenn sie der Freiheit, das 
Evangelium zu hören und danach zu leben, entgegenstehen. Darum hat die 
reformatorische Unterscheidung der beiden Reiche ihr unaufgebbares Recht ge- 
genüber jeder Vermischung von weltlicher und geistlicher Vollmacht. Anders als 
bei jeder absoluten Ideologie (die wohl zu unterscheiden ist von Ideologien im 
Sinne von notwendigen relativen Leitbildern und Zielsetzungen) ist vom Evan- 
gelium her für Befreiung von allem Glaubens- und Gewissenszwang einzutreten. 

b) Aber es geht nicht nur um Abgrenzungen, wenn von Befreiung aus gottlosen 
Bindungen die Rede ist, sondern zugleich um eine positive Bestimmung: »zu 
freiem, dankbarem Dienst an seinen Geschöpfen«. Dabei kommt der Vernunft 
eine fundamentale Bedeutung zu. Doch genügt es keineswegs, die Gestaltung des 
politischen und sozialen Lebens an die Vernunft zu delegieren, ohne zu fragen, 
von welchen Motiven und Interessen die Vernunft geleitet bzw. irregeleitet ist. 
Auch auf die gesellschaftlichen Strukturen läßt sich Luthers Wort anwenden: 
»Was nicht im Dienst steht, steht im Raub« (WV 12,470 — Predigt über Lk 
19,29-34 [1523]). Da der Fortgang der Geschichte es nicht erlaubt, alle denk- 
baren Situationen und Herausforderungen vorwegnehmend zu erfassen, ist es 
nicht möglich, allgemein und auf Dauer festlegbare Normen für den freien dank- 
baren Dienst an Gottes Geschöpfen anzugeben anstatt beispielhaft theologische 
Kriterien für politisch-gesellschaftliche Urteilsbildung in Anwendung kommen 
zu lassen. 

c) Die Frage nach theologischen Kriterien für politisch-gesellschaftliche Urteils- 
bildung wird von manchen dahin beantwortet, daß man zwischen Motiv bzw. 
Impuls und materialer Gestaltung, die rationalen Gesichtspunkten folgt, unter- 
scheidet. Gewiß ist mit Sachverstand und unter Analyse der Situation zu er- 
wägen, was heute gefordert ist und worauf es jeweils ankommt (Phil 1,10), 
anstatt traditionelle Modelle zu kopieren. Jedoch genügt es nicht, den Anspruch 
Gottes auf ein Motiv (etwa die Liebe) im Sinne eines Gesinnungsimpulses zu 
reduzieren. Die in Christus erschienene Liebe ist jedenfalls nicht ein abstraktes 
Prinzip, das sich anderweitig gewonnenen Zielsetzungen und Leitbildern gegen- 
über nur als kraftspendender Impuls anbietet. Ohne die Fragestellungen und 
Lösungen, auf die es heute ankommt, in concreto vorwegnehmen zu können, 
gibt das biblische Zeugnis doch bei aller Verschiedenheit und Zeitbedingtheit der. 
Konkretion auch seinerseits materiale Hinweise, in deren Richtung wir unter 
den veränderten Bedingungen der Gegenwart und in Auseinandersetzung mit 
heutigen Leitbildern weiterzudenken haben. (Zu erinnern ist hier etwa an Jesu 
Gebot der Feindesliebe, seine Mahnung zur Gewaltlosigkeit, sein Verbot der 
Ehescheidung und des Schwörens, seine Kritik am Reichtum und seine Praxis 
der Tischgemeinschaft mit den religiös und gesellschaftlich Diskriminierten oder 
an die Stellungnahme des Paulus zu Ehe, Arbeit und Staat, an seinen Konflikt 
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mit den wirtschaftlichen Interessen in Ephesus oder an die neutestamentlichen 
Haustafeln, das Institut der Witwenversorgung durch die Gemeinde u. ä.) Nicht 
nur die Vorstellungen von Humanität und die Ideale künftiger gesellschaftlicher 
Gestaltung sind von daher stets neu zu prüfen, sondern es ist auch zu fragen, ob 
bei Gleichheit des erstrebten Ziels die anzuwendenden Mittel zu verantworten 
sind, da der Zweck nicht jedes Mittel rechtfertigt. Weder eine verbal-christliche 
noch eine atheistische Firmierung eines gesellschaftspolitischen Programms ent- 
hebt uns der Verpflichtung zu dem Bemühen, konkret zu beurteilen, wieweit 
politische, soziale und ökonomische Strukturen geeignet sind, äußere Voraus- 
setzungen für ein menschliches Miteinander zu schaffen, das dem Anspruch Got- 
tes entspricht. 


III. Die politische Verantwortung der Gemeinde 
r. Eschatologisches Sein und politische Existenz der Gemeinde 


a) Grund und Ziel für das Leben der christlichen Gemeinde ist allein Wort und 
Herrschaft des Gekreuzigten und Auferstandenen. Ihr Leben und ihre Ordnung 
stehen damit unter der eschatologischen Bestimmung, herrschaftsfreie Bruder- 
schaft zu sein (Matth. 20,25 f.). Die Gemeinde lebt als »Leib Christi« in der 
Mannigfaltigkeit gleich würdiger Glieder, die ihren je besonderen Gaben und 
Diensten gemäß zum gemeinsamen »Nutzen« wirken (1 Kor 12). Herrschaft nach 
weltlicher Art hat in ihr sowenig Platz wie lieblose Unordnung. Sie ist berufen, 
ihrer Bestimmung schon jetzt im Verhalten ihrer Glieder zueinander und zur 
zeitgenössischen Menschheit zu entsprechen, wenngleich sich alle Entsprechungs- 
versuche in der noch-nicht-erlösten Welt, in der auch die Kirche steht, nur ge- 
brochen verwirklichen lassen. 

Unter dieser Berufung ist die christliche Gemeinde eingeladen, ihre soziale Exi- 
stenz zu leben: 


So feiert sie Gottesdienst in Anbetung, Lobpreis und Bitte. So kommt sie zum 
Hören des Wortes Gottes, zu Taufe und Abendmahl, zum Studium der 
Heiligen Schrift, zu gegenseitiger Beratung, Mahnung und Ermutigung zu- 
sammen. 

So bildet sie eine neue Gemeinschaft von Menschen, in der die nationalen 
und rassischen, sozialen und weltanschaulichen Unterschiede ihre trennende 
Macht verlieren (vgl. Gal. 3,26-28). 

So organisiert sie sich in Strukturen des Dienstes, die dem Auftrag ihres Herrn 
und der Verschiedenheit der Charismata entsprechen. Als Bruderschaft steht 
sie unter dem Wort: »Einer ist euer Meister, ihr aber seid alle Brüder« 
(Matth. 23,8). Deshalb muß die Gemeinde Jesu Christi der ständigen Gefahr 
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widerstehen, die dienenden Leitungsfunktionen in Herrschaftsstrukturen zu 

verwandeln (vgl. auch ı. Petr 5,3; 2 Kor 1,24; ı Kor 3,5-9; Mt 23,9-12). 

So verzichtet sie auf Anwendung von Gewalt und Zwang, aber auch auf 

Gewissensdruck und Manipulation. Weil Jesus Christus seine Herrschaft durch 

sein Wort und seine Liebe ausrichtet, hat die Gemeinde keine anderen legiti- 

men Mittel, für die Anerkennung seiner Herrschaft einzutreten. 
Alle diese theologischen Aussagen beschreiben nicht einfach die empirische Wirk- 
lichkeit der Gemeinde. Insofern bedeutet Barmen II eine kritische Herausforde- 
rung, die zu einem neuen Ernstnehmen von Barmen III nötigt. 
b) In ihrer geschichtlichen Existenz ist die christliche Gemeinde zugleich berufen, 
vorläufige Darstellung der ganzen in Christus gerechtfertigten und geheiligten 
Menschheit zu sein. Sie hat allen Menschen Gottes Versöhnung in Christus zu 
verkündigen. Sie weist über sich hinaus auf das universale Kommen von Ge- 
rechtigkeit, Freiheit und Frieden im Reiche Gottes. Folgt sie ihrem Auftrag, so 
wird sie durch ihr Reden und Handeln, durch ihre Verkündigung und ihre 
Gestaltung zum konkreten Hinweis auf Gottes kommendes Reich. Wo sie jedoch 
ihre Existenz als Privileg mißbraucht, wo sie auf Stärkung ihrer Position anstatt 
auf Dienst bedacht ist, wo auch in ihr der Mensch zu einem Mittel herabgewür- 
digt wird, da verleugnet sie ihren Auftrag. 
Deshalb kann sich die Gemeinde von der Gesellschaft, in der sie lebt, nur im 
Sinne einer kritischen Solidarität unterscheiden. Weder darf sie sich von der 
Gesellschaft völlig distanzieren, noch darf sie sich ihren Machtgruppen oder 
Ideologien unkritisch anpassen. Sie kann ihre politische Verantwortung nur in 
Freiheit - ohne Menschenfurcht und Menschengefälligkeit - wahrnehmen und 
in ihrem eigenen Bereich exemplarisch einüben. Sie wird ihr Sein als Gemeinde 
Jesu Christi nur leben in der Solidarisierung mit den Benachteiligten und Unter- 
drückten, aber auch mit den in besonderer Weise in der Gesellschaft Schuldig- 
Gewordenen. 
c) Die Gemeinde hat über allem Elend des Menschen das rettende, lebendige 
Wort von der Güte Gottes zu verkündigen, das zu jeder Zeit dem Leben des 
einzelnen und der Welt Hoffnung und Weisung gibt. Von daher ist sie bereits 
durch ihre Existenz ein politischer Faktor und kann sich der politischen Ver- 
antwortung nicht entziehen. Tut sie es dennoch, dann läuft sie die Gefahr einer 
unbewußten Sanktionierung und Stabilisierung der bestehenden Verhältnisse. 
Das Programm einer prinzipiell apolitischen Gemeinde bedeutet faktisch die 
Ausklammerung von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft aus dem Bereich des 
göttlichen Anspruchs. 
An der Wahrnehmung ihrer politischen Verantwortung kann die Gemeinde 
durch eine ihr ablehnend oder distanziert gegenüberstehende politische Macht 
gehindert werden. Das kann die Gemeinde zu Widerspruch nötigen und in Lei- 
den führen, aber auch zu politischer Reaktion oder opportunistischem Pragma- 
tismus verleiten. 
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Allerdings können auch Protegierung und Gewährung von öffentlichem Einfluß. 
zu Opportunismus verleiten. Mit besonderer Wachsamkeit hat die Gemeinde 
darauf zu achten, daß sie nicht aus Furcht vor Verlust von Privilegien oder 
öffentlichen Einflußmöglichkeiten schweigt oder nur gedämpft redet. An jede, 
auch an eine sich auf »christliche« Grundsätze berufende Politik wird sie das: 
Kriterium anlegen: »An ihren Früchten sollt ihr sie erkennen« (Mt 7,16.20). 


2. Das politische Zeugnis in der Gemeinde 


Die Wahrnehmung ihres Auftrages kann die Gemeinde zu expliziten Stellung-. 
nahmen in politischen und gesellschaftlichen Fragen nötigen. Davon kann keine 
politische Thematik — etwa durch Kennzeichnung als bloße Ermessensfrage — 
prinzipiell ausgeschlossen werden, weil es keine ein für allemal gültige Grenze 
zwischen Glaubens- und Ermessensfragen gibt. Auch ist es nicht auszuschließen,, 
daß Zeit und Situation in ihren Tendenzen den Glauben herausfordern und daß, 
neue gesellschaftliche Entwicklungen den Gehorsam gegen Gottes Gebot berüh-. 
ren, wo das bisher nicht geschah. 

a) Die Bindung an die Tradition und die Herausforderung durch die heutige: 
Situation müssen in die rechte Beziehung zueinander gesetzt werden. Berufung: 
auf die Tradition der Väter wie auf den Bibeltext darf der Konfrontation mit: 
den Problemen der Zeit nicht ausweichen. Insofern ist die christliche Verkündi- 
gung und Lehre an die »Tagesordnung der Welt« gewiesen, jedoch kann diese- 
Tagesordnung als solche nicht sagen, was das von Gott Gebotene ist. Weder die- 
Ehrfurcht vor der Tradition noch die Aufgeschlossenheit für die Situation, noch, 
einfach ein Kompromiß zwischen beiden kann davon dispensieren, nach dem im: 
Christuszeugnis der Heiligen Schrift begegnenden Anspruch Gottes neu zu. 
fragen. Über das, was Gott heute will, verfügt auch die christliche Gemeinde 
nicht, sondern sie hat stets neu kritisch und selbstkritisch danach zu suchen. 
(Phil 1,10). Dabei darf sie sich nicht scheuen, auch von Nichtchristen bzw. Athei- 
sten zu lernen - im Sinne des Wortes: »Prüfet alles und behaltet das Gute!« 
(1 Thess 5,21, vgl. Phil 4,8). 

b) Bei Stellungnahmen zu konkreten politischen Fragen muß es die Gemeinde 
ihren Gliedern ermöglichen, das vorgetragene Urteil zu prüfen und in dieser 
Sache frei zu entscheiden. Deshalb muß deutlich werden, daß die Stellungnahme. 
auf sachgemäßen Informationen beruht und daß sie eine Konsequenz aus dem, 
Hören des göttlichen Zuspruchs und Anspruchs in Jesus Christus ist. Damit ist 
weder der Nachweis eines expliziten biblischen Gebotes oder Verbotes für jede 
einzelne gesellschaftliche Entscheidung gefordert noch dogmatischen Abstraktio-. 
nen und biblischen Allgemeinplätzen das Wort geredet, vielmehr soll die Ge- 
meinde darüber Rechenschaft ablegen, welches Verständnis biblischer Aussagen, 
sie bei ihrer Stellungnahme leitet. Die Verantwortung vor dem Evangelium von, 
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Jesus Christus muß der Gemeinde bei Urteilen und Empfehlungen in gesellschaft- 
lichen Diskussionen entscheidend sein. Ebenso nötig hat sie die Bemühung um 
eine umfassende, sachgerechte und der Situation angemessene Information. Auch 
diese ist den Gliedern der Gemeinde zur Kenntnis zu bringen und mit den bei 
ihrer Beurteilung maßgeblichen Kriterien zur Diskussion zu stellen. 

Der sonntägliche Gottesdienst reicht zur notwendigen theologischen und sach- 
lichen Information und zur innergemeindlichen Beratung nicht aus. Deshalb 
bedarf es besonderer Überlegungen jeder Gemeindeleitung, um den Gemeinde- 
gliedern Gelegenheiten zu schaffen, zu einem gegenseitigen Verstehen in den an- 
stehenden Fragen zu kommen. Durch sie könnten Experimente, die bisher allzu, 
oft nur methodisch gewertet wurden, inhaltliche Bedeutung und Notwendigkeit 
gewinnen: z.B. von Gruppen vorbereitete und ausgeführte Gottesdienste, Ver- 
wendung von audiovisuellen Medien u.a.m. Aber auch Predigtnachgespräche, 
Gemeindeseminare, Stadtakademien und weitere Einrichtungen und Veranstal- 
tungen sind hierfür geeignet. Jedenfalls sollte die Mitverantwortung für eine 
sachgemäße Information gerade über wichtige, in den Publikationsmedien viel- 
leicht unzureichend oder einseitig berichtete Sachverhalte zu den Aufgaben einer 
rechten Gemeindeleitung gehören. 

c) Soweit die politische Außerung der Gemeinde ein Ausdruck ihres Bekennt- 
nisses zu der Herrschaft Jesu Christi ist, darf diese dem Zeugnis des Predigers 
weder durch ihn selbst vorenthalten noch durch die Hörer grundsätzlich ver- 
wehrt werden. 

Der Prediger sollte sich nicht scheuen, »heiße Eisen« anzufassen. Allerdings darf 
er seine Entscheidung der Gemeinde auch nicht als Gesetz auferlegen. Die Pre- 
digt ist keine politische Propagandarede, sie drängt keine Meinung auf, kann 
auch bei allem Gebrauch rationaler Argumentation den Glauben und Gehorsam 
nicht erzwingen. Das schließt nicht aus, daß sie in bestimmten Situationen ein- 
deutig, ja oft auch provozierend reden und Partei ergreifen muß. So gewiß es 
gilt, zwischen dem zu vermeidenden Ärger über Gewissenszwang oder Bevor- 
mundung und dem durch den Anspruch Jesu Christi hervorgerufenen Skandalon 
zu unterscheiden, wird sich doch beides in der Praxis oft genug vermischen. 

Zu den Pflichten des Predigers gehört die Bemühung um Klärung des eigenen 
politischen Urteils im Licht des Evangeliums. Als der zur öffentlichen Verkündi- 
gung Berufene ist er nicht Mandatar seiner Gemeinde, sondern Beauftragter 
seines Herrn. Aber wie jeder Christ ist er zugleich an die Gemeinde gewiesen 
und sollte seine aus seinem Verständnis des Evangeliums und der Situation 
gefolgerte politische Entscheidung der kritischen Beratung der Gemeinde aus- 
zusetzen bereit sein, da schwerlich ein einzelner über hinreichende Sachkenntnis 
und geistliches Urteil verfügt. Hierfür könnten Predigt-Vorbereitungskreise ihre 
besondere Bedeutung gewinnen. 

d) Auch die Teilnahme an politischen Bestrebungen, Aktionen und möglicher- 
weise an politischen Parteien kann nicht nur als Privatsache des einzelnen an- 
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gesehen werden. Die Gemeinde als Bruderschaft muß auch ein Ort sein, wo man 
sich gegenseitig darüber befragen und in Frage stellen läßt. Die politische Be- 
tätigung nicht nur eines Pfarrers, sondern eines jeden ihrer Glieder geht die 
Gemeinde an. 

Wo die berechtigte Forderung erhoben wird, gerade der Amtsträger habe auf 
die ganze Gemeinde und Kirche Rücksicht zu nehmen, kann das nicht im Sinne 
politischer Neutralität und Entscheidungslosigkeit verstanden werden. »Rück- 
sichtnahme« kann nur darin bestehen, daß der Pfarrer seine Stellungnahme zur 
Diskussion stellt und in der Gemeinde in Frage stellen läßt. Die Freiheit, in der 
sich Christen hier bewähren, könnte zu einer Entfanatisierung des politischen 
Denkens beitragen. 

e) Wo in einer wichtigen politischen Frage keine Einigung in der Gemeinde er- 
zielt wird, wo man unter beiderseitiger Berufung auf Gottes Gebot zu verschie- 
denen Folgerungen kommt, sollte man sich damit nicht abfinden, sondern weiter 
um Übereinstimmung ringen. Daß jeder seinem Herrn steht und fällt (Röm 14,4) 
und daß doch die Gemeinde auf dasselbe aus sein soll (Phil 2,2 u.ä.), ist stets, 
zusammenzuhören. 

Wie das Gebet für Regierende und Regierte Grundlage aller politischen Betäti- 
gung der Christen ist, so ist es auch das Band, das die in ihrem politischen Urteil 
Getrennten und in Auseinandersetzung miteinander stehenden Gemeindeglie- 
der an ihren Herrn und so auch aneinander bindet. 

Angesichts des vielfachen Versagens der christlichen Kirche gerade auch in ent- 
scheidenden politischen Fragen und angesichts der Erfahrung, daß die Ausein- 
andersetzung über solche Probleme oft zu tieferen Gegensätzen und Entfrem- 
dung führt als die traditionellen konfessionellen oder theologischen Differenzen, 
ist die Versuchung, ihr auszuweichen, zwar verständlich, doch darf solche Dis- 
kussion, die auf Einheit zielt, nicht zugunsten einer Schein-Einheit vermieden 
werden. Es kann Situationen geben, in denen es bei politischen Entscheidungen 
um das Bekennen oder Verleugnen des Evangeliums geht. 

Die christliche Gemeinde darf nicht vergessen, daß auch der politisch Anders- 
denkende bzw. Gegner nicht zum Feind werden darf, daß das u. U. notwendige 
klare Nein zu seinem Standpunkt nicht das Ja zu ihm als Person aufheben darf. 
In der Gemeinde dürfen nicht die einen sich zu Herren des Gewissens der an- 
deren machen; sie können mit ihrem Widerspruch, ihrer Warnung und womög- 
lich Beschwörung nur zur Bindung an Christus selbst und zur Verantwortung 
vor ihm rufen. 


3. Politische Stellungnahmen der Kirche 


a) In der Wahrnehmung der politischen Verantwortung wird die christliche 
Gemeinde auch durch repräsentative Gremien der Kirche oder durch leitende 
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Personen zu politischen und gesellschaftlichen Fragen Stellung nehmen. Einem 
solchen Vorgehen wird häufig selbst da widersprochen, wo das politische Zeug- 
nis in der Gemeinde bejaht wird. Doch kann ein prinzipieller Unterschied zwi- 
schen der Stellungnahme einzelner und kirchlicher Gremien in Situationen, in 
denen Recht und Würde von Menschen auf dem Spiele stehen, nicht begründet 
werden. Selbstverständlich ist, daß leitende Organe bei ihrer Urteilsbildung 
Sachkundige heranziehen. Auch sollten sie die Urteilsbildung in den Gemeinden 
ermöglichen und fördern und sie zu Kenntnis nehmen. 

b) Wo die Eindeutigkeit des Urteils infolge verschiedener Deutung der Situation 
oder differierender theologischer oder politischer Positionen fehlt, ist zu beden- 
ken, daß keine Instanz in der Kirche (vgl. BarmenIV) einen Herrschaftsan- 
spruch erheben darf und die Gewissen binden kann. 

Damit darf aber nicht ausgeschlossen werden, daß auch kirchliche Organe 
gegebenenfalls zu wichtigen politischen und gesellschaftlichen Problemen — an- 
deren vorangehend - öffentlich Stellung nehmen, nicht dekretierend, wohl aber 
»an Gottes Reich, an Gottes Gebot und Gerechtigkeit und damit an die Verant- 
wortung der Regierenden und Regierten« erinnernd (Barmen V). Das wird um 
so hilfreicher sein, je weniger es sich auf allgemeine Proklamationen beschränkt 
und je mehr es zur Versachlichung der Diskussion strittiger Fragen beiträgt 
und — wo Partei ergriffen wird — zugleich erkennen läßt, daß nicht die kirchlichen 
Instanzen an ihr Urteil binden wollen, sondern zu eigener verantwortlicher 
Entscheidung aufrufen vor dem, der allein Gottes Anspruch auf unser ganzes 
Leben ist. 


IV. Beispiele einer Konkretion in der Bundesrepublik Deutschland 


Die aufgezeigten Gesichtspunkte und Kriterien für eine politische Urteilsbildung 
und ein entsprechendes Handeln des Christen und der christlichen Gemeinde 
sind angesichts der aktuellen Problemstellungen und Herausforderungen der 
heutigen Situation zu konkretisieren und müssen sich dabei bewähren. Um der 
Humanität Gottes in Jesus Christus willen kann auch im politischen Raum nur 
der von Gott geliebte Mensch, sein Wohl und seine Würde, Maßstab und Ziel des 
Handelns sein. Was das konkret heißt, kann nicht theologisch dekretiert, sondern 
muß jeweils neu erfragt werden. Dieses Erfragen macht auch Kommunikation 
und Kooperation mit anderen, die möglicherweise von verschiedenen weltan- 
schaulichen Positionen herkommen, nötig. Dadurch kommt ein Diskussions- 
prozeß in Gang, der sich auf detaillierte Sachproblematik einlassen muß. 

Die folgenden drei Beispiele deuten die Richtung an, in der heute die Suche nach 
Kriterien für konkrete Entscheidungen besonders dringlich ist und vorangetrie- 
ben werden muß. Der Ausschuß ist sich bewußt, daß in der Bemühung um die 
von ihm gewählten Sachfragen noch tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten 
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auch in Theologie und Kirche bestehen, und bittet, die folgenden Ausführungen 
gemäß den in Teil II und III genannten Kriterien zu prüfen. 

Dabei wollen und können diese Überlegungen selbstverständlich Denkschriften 
nicht ersetzen, wohl aber ordnen sie sich den sozialethischen Erörterungen zu, 
die in den verschiedenen Denkschriften der EKD geführt werden. 


ı. Zur Frage der Demokratisierung 


In Deutschland hat die bürgerliche Gesellschaft im 19. Jahrhundert die Einheit ihrer 
nationalstaatlichen Organisation nicht durch die Erhebung der parlamentarischen Demo- 
kratie zur normativen und konstitutiven Form der politischen Herrschaft entwickelt. 
Nach dem Scheitern der Revolutionsbewegung von 1848 blieben das nationale Selbst- 
bewußtsein des Bürgertums und sein Sicherungsbedürfnis de facto weithin mit der Staats- 
form der Monarchie (vorzüglich repräsentiert durch die preußische Militär- und Beamten- 
hierarchie) verbunden. Der Bürgerliche Freisinn konnte sich zwar auf kulturellem und 
sozialem Gebiet profilieren, wurde aber keine starke politische Kraft. Auch nach 1918 
konnten sich liberale Tendenzen im Bürgertum nicht wirksam durchsetzen. 

Für den deutschen Protestantismus mit seiner überlieferten Loyalität gegenüber der 
»weltlichen Obrigkeit« als göttlicher Institution verstand sich die Einwilligung in diese 
Verhältnisse nachgerade von selbst, zumal in der Monarchie die Verwirklichung des 
christlichen Staates gesehen und Preußen-Deutschland als die Vormacht der protestanti- 
schen Welt aufgefaßt wurde. Daher rührte die Skepsis bis Feindschaft gegen die Staats- 
form der politischen Demokratie. Diese Haltung wurde auch in der Zeit der Weimarer 
Republik nicht genügend revidiert. 

Erst nach dem zweiten Weltkrieg und dazu noch unter der Bedingung des globalen Gegen- 
satzes zweier antagonistischer Gesellschaftssysteme und Herrschaftsbereiche hat die Idee 
der Demokratie in unserer politischen Wirklichkeit Fuß fassen können. 

Nach seiner geschichtlichen Herkunft hat der deutsche Protestantismus aufs Ganze ge- 
sehen zur Demokratie kein Verhältnis ursprünglicher oder inhaltlicher Affinität. Dieser 
historische Sachverhalt von einst bedingt noch heute bei einem großen Teil der Gemeinde 
bemerkenswerte Unsicherheiten in der Einstellung zur Demokratie, obwohl ihre grund- 
sätzliche Rechtmäßigkeit unter der Voraussetzung, daß jeder Staat ein von Menschen 
über Menschen ausgeübtes Herrschaftsverhältnis sei, das zum Zweck maximaler Gerechtig- 
keit für alle seine Bürger zu praktizieren ist, längst nicht mehr bestritten wird. Denn die 
Demokratie bietet die Chance zur Realisierung einer optimalen Verbindung der Faktizi- 
tät politischer Herrschaft mit der Idee der allgemeinen Mitwirkung, der größtmöglichen 
Gerechtigkeit und der sozialen Sicherheit für alle. An diesem historischen Begriff als einer 
gleichwohl legitimen Norm gemessen zu werden, kann heute kein Staat auf dieser Erde 
sich weigern. 

Die christliche Gemeinde, der im Horizont ihrer Erinnerung und Erwartung der Gottes- 
herrschaft in Jesus Christus menschliche Herrschaftsverhältnisse nicht gleichgültig sein 
können, wird ihr Urteil und ihre Entscheidung ebenfalls auf jene beiden Momente zu 
richten haben: auf das Faktum der Herrschaftsbeziehungen und auf die Idee maximaler 
Gerechtigkeit. In Kreuz und Auferstehung Jesu Christi erkennt die Gemeinde die 
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Offenbarung der Gerechtigkeit des begnadigten Sünders und darin begründet die Auf- 
richtung der unantastbaren Würde jedes Menschen (vgl. Teil III,r). Diese unveräußer- 
liche Würde schließt es aus, daß die in der noch nicht erlösten Welt unter Menschen not- 
wendige Herrschaft zum Selbstzweck wird; sie bildet als die Freiheit und Gleichheit aller 
das Maß und Ziel jeder politischen Herrschaft. Die Gemeinde wird daran interessiert 
sein und dafür arbeiten, daß die auch im demokratischen Staat ausgeübte Herrschaft 
durch gleichberechtigte Mitwirkung aller zustande kommt, der Kontrolle der Gesamtheit 
aller Bürger unterworfen bleibt und die Gewaltenteilung gewahrt wird. Herrschaft wird 
nur durch den Dienst an maximaler Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit legitimiert und 
muß deshalb am Kriterium dieser Funktion kontrollierbar bleiben. Die Aufgabe des 
Staates ist also in der Demokratie Herausforderung und Aufgabe allemBürger. Daß sie 
tatsächlich von allen Bürgern wahrgenommen wird und wahrgenommen werden kann, 
entscheidet über Sein oder Schein von Demokratie. Als »government of the people, by 
the people, for the people« (A.Lincoln) gibt es die Demokratie nur im unabgeschlosse- 
nen und unabschließbaren Prozeß ihrer eigenen Demokratisierung. Es bedeutet deshalb 
das Ende von Demokratisierung, wenn sich ihre Bürger mit einem faktischen Zustand 
der Entwicklung abfinden und entweder aus Angst vor weiteren Konsequenzen oder 
aus Resignation vor den Bedingungen der ökonomisch-politischen Realität bei ihm be- 
ruhigen. 

Demokratie als Staatsform beruht auf dem Prinzip der Identität von Regierten und 
Regierenden, dem Prinzip der Volksherrschaft. Wesentliche Konsequenzen aus diesem 
Grundsatz sind z.B. eine extensivere und intensivere Praxis der Selbstverwaltung im 
Sinne mitverantwortlicher Beteiligung und gegenseitiger Entlastung oder die Transpa- 
renz des Zustandekommens politischer Entscheidungen für alle. Faktisch sind sie allen- 
falls ansatzweise verwirklicht. Zu den heutigen Gefährdungen der Demokratie gehört die 
Undurchsichtigkeit der Entscheidungsprozesse, die Übermacht der Verwaltung, der Vor- 
rang privater Interessen (unter Übersehen der grundgesetzlichen Forderung einer Sozial- 
bindung des Eigentums), die Zusammenballung ökonomischer und damit auch politischer 
Macht in den Händen von wenigen. 

Ein Kernproblem für die parlamentarische Form der Demokratie in der bürgerlichen 
Gesellschaft besteht in der Frage, ob und wieweit das demokratische Prinzip der Identi- 
tät von Subjekt und Objekt politischer Herrschaft unter den Bedingungen der für die 
bürgerliche Gesellschaft charakteristischen kapitalistischen Produktionsweise überhaupt 
mehr als ansatzweise erfüllt werden kann. 

Die durchschnittlichen Staatsbürger werden zwar in den liberalen Demokratien in einem 
mehrjährigen Turnus zur politischen Entscheidung in Form von Wahlen herangezogen. 
Im übrigen aber ist die politische Entscheidung das Privileg eines mehr oder weniger 
anonymen Subjekts. Einerseits kann eine Parteiendemokratie nur so demokratisch sein, 
wie es die Parteien in sich selber sind, und deren demokratische Kontrolle ist unverhält- 
nismäßig viel schwächer als die der Regierenden. Andererseits mußten sich in der privat- 
wirtschaftlichen Konkurrenzgesellschaft »pressure groups« als außerparlamentarische Be- 
stimmungsfaktoren politischer Entscheidungen konstituieren, die in einem für den Durch- 
schnittsbürger völlig undurchsichtigen Kommunikationszusammenhang mit den politi- 
schen Parteien stehen. Hier kann unmöglich die Gefahr übersehen werden, daß weder 
die Parlamente noch die Parteien die Realität der Demokratie als Form des politischen, 


d.h. des öffentlich-rechtlichen Lebens der Gesellschaft hinreichend gewährleisten. 
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Ebensowenig kann die Gefahr übersehen werden, daß die liberalen Demokratien, gerade 
wegen ihrer formalen Duldung der frei entstehenden Meinung, einer Aushöhlung desjeni- 
gen demokratischen Prinzips unterliegen, das die Respektierung des Andersdenkenden 
und vor allem die Respektierung seiner guten Gründe auch dann betrifft, wenn er nicht 
die Macht hat. In einem äußerst bedenklichen Maße werden deswegen, weil bloß Ab- 
stimmungsblocks etwas zu erreichen vermögen, politische Festlegungen von Parteien, 
Verbänden und Einflußgruppen betrieben, die nur noch an der Macht, nicht mehr an der 
Demokratie als der Achtung vor der Meinung und der Person des Nächsten orientiert 
sind. Der Eindruck verstärkt sich, daß gerade in der nachwissenschaftlichen Welt, in der 
die Wahrheitsfindung der Wissenschaften immer undurchsichtiger wird, die fatale Nei- 
gung entsteht, auch über Wahrheiten durch Abstimmung und nicht mehr nach dem jeweils 
gebotenen Sachverstand zu entscheiden, und daß jenen, die sich mit den Mitteln eines for- 
malen Demokratismus nicht zu wehren vermögen, der zur Demokratie gehörende Schutz 
von Minderheiten vorenthalten werden soll. 

Wo Demokratie zum Schein zu werden droht, besteht aber die Gefahr totaler Abhängig- 
keit von anonymen Gewalten. Die christlihe Gemeinde kann davor die Augen nicht 
verschließen und sich heute der prophetischen Aufmerksamkeit für die funktionale Wirk- 
lichkeit von Demokratie nicht entziehen. 


2. Zur Frage der Wirtschaftsordnung 


Von einem Anspruch Jesu Christi auf unser ganzes Leben könnte nicht die Rede sein, 
wenn der ökonomische Bereich hier ausgeklammert würde. Man kann geradezu von 
einer praktischen »Allmacht« des ökonomischen Elements in der heutigen Gesellschaft 
sprechen, da die Mechanismen der Warenproduktion weithin das Leben der Menschen 
dirigieren. Demgegenüber stellt sich nicht nur für die christliche Gemeinde, aber jeden- 
falls auch für sie die Aufgabe, daran zu erinnern, daß die ökonomischen Fragen nicht die 
einzigen und letzten Fragen des Menschen sind, daß die Wirtschaft auf ihre Partikularität 
im Ganzen der gesellschaftlichen Wirklichkeit reduziert und ihre dienende Funktion 
durchgesetzt werden muß. Das Wohl der Menschen hängt weithin von der Regelung der 
ökonomischen Verhältnisse ab. Der Antagonismus der Gesellschafts- und Wirtschafts- 
systeme stellt uns in der heutigen Welt vor Probleme, denen wir nicht ausweichen 
können. 

Unsere Kirchen haben auch auf diesem Gebiet weithin das Bestehende gebilligt oder doch 
hingenommen. So wird auch die Symbiose von Christentum und Kapitalismus in ihrer 
Mitte nur von wenigen in Frage gestellt. Zwar konnte in dem Darmstädter Wort des 
Reichsbruderrates der Bekennenden Kirche von 1947 gesagt werden: »Wir sind in die 
Irre gegangen, als wir übersahen, daß der ökonomische Materialismus der marxistischen 
Lehre die Kirche an den Auftrag und die Verheißung der Gemeinde für das Leben und 
Zusammenleben der Menschen im Diesseits hätte gemahnen müssen. Wir haben es unter- 
lassen, die Sache der Armen und Entrechteten gemäß dem Evangelium von Gottes kom- 
mendem Reich zur Sache der Christenheit zu machen.« 

Aber dieses Wort wurde in der Gesamtkirche kaum aufgenommen. Es stimmt nach- 
denklich, daß z.B. bereits das Stichwort »Sozialismus«, das keineswegs auf marxistische 
Ideologie festgelegt sein muß, massive Abwehrreaktionen hervorruft. Müßte nicht in 
unseren Gemeinden und Synoden eine Diskussion darüber in Gang kommen, ob »mög- 
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Jicherweise einschneidende Eingriffe in Wirtschaftssysteme und Verteilung des Sozial- 
jproduktes« (Zum Verständnis des Todes Jesu. Stellungnahme des Theologischen Aus- 
sschusses der Evangelischen Kirche der Union. Gütersloh 1968, S. 22) geboten sein 
könnten? 

Wie unausweichlich die hiermit angeschnittenen Probleme sind, zeigt heute vor allem 
(die ökonomische Situation der Völker der Dritten Welt. Die bisherigen Versuche, durch 
Entwicklungshilfe die tiefe Kluft zwischen satten und hungrigen Nationen zu über- 
!brücken, haben - wie allseits bekannt ist — nicht verhindern können, daß sich die Schere 
zwischen Reichen und Armen immer weiter öffnet. Alarmierend ist ferner die erst seit 
kurzem ins öffentliche Bewußtsein getretene zunehmende Zerstörung der ökologischen 
Lebensbedingungen, die Vergiftung und Verschmutzung der Umwelt infolge rücksichts- 
loser Ausbeutung der Natur. Ob ein Wirtschaftssystem recht funktioniert, darüber ent- 
scheidet nicht nur die Höhe des Bruttosozialproduktes, sondern es ist daraufhin zu 
prüfen und danach zu beurteilen, inwieweit es im »Dienste an Gottes Geschöpfen« 
(Barmen II) steht, d.h. dem Wohl aller gerecht wird und nicht primär der Profit-Maxi- 
imierung oder der Durchsetzung einer abstrakten ideologischen Doktrin dient. 

Die christliche Gemeinde hat hier zu bezeugen, daß mit der Menschwerdung Jesu Christi 
jede Herabwürdigung des Menschen zu einer bloßen Sache definitiv ausgeschlossen ist. 
Sie kann deshalb an den angeschnittenen Problemen und Aufgaben nicht vorübergehen. 
Sie vermag sie gewiß nicht zu lösen, aber sie kann und muß dafür eintreten, daß sie 
nicht aus dem öffentlichen Bewußtsein verdrängt werden, womöglich gerade mit schein- 
christlichen Begründungen. Sie kann sich z.B. nicht auf Gottes Gebot berufen, wenn 
sie das Recht auf Eigentum zwar betont, aber seine »auch im Grundgesetz der BRD 
geforderte« soziale Nutzung außer acht läßt. Die Bibel gibt uns keine Handhabe dafür, 
sozial unerträgliche Besitzverhältnisse zu sanktionieren. In solchen Verhältnissen muß 
die Gemeinde für eine effektive Begrenzung der Institution Privateigentum, für eine 
Reform des Steuerrechts und des Erbrechts u. ä. aufgeschlossen sein. Es kann ihr nicht 
gleichgültig sein, ob Maßnahmen zur Beseitigung des Bodenwuchers wie überhaupt zur 
Einschränkung bzw. Dezentralisierung wirtschaftlicher Macht und zu ihrer öffentlichen 
Kontrolle getroffen werden oder nicht, und ebensowenig, inwieweit der Verantwortung 
aller Teilnehmer am Produktionsprozeß für dessen Ziele und seine Organisation Rech- 
nung getragen wird. Für eine ernsthafte Auseinandersetzung über die Frage, ob und 
inwieweit z.B. Produktionsmittel in Gemeinbesitz überführt werden sollen — wie es das 
Grundgesetz für möglich erklärt -, sollte sie offen sein. 

Wir alle leben vom Gedeihen der Wirtschaft, für die wir u.a. in der vierten Bitte des 
Vaterunsers beten. Mit Wirtschaft aber ist auch die Ausübung und Wahrnehmung von 
Macht verbunden. Dies wird noch durch den sowohl unter privatwirtschaftlichen wie 
staatskapitalistischen Bedingungen vorhandenen unaufhaltsamen Zug zur Konzentra- 
tion von Kapital verstärkt, ein Zug, der nicht nur den Abnehmern der Waren, sondern 
auch Kapitaleignern bzw. den über Kapital und Produktionsmittel Verfügenden proble- 
matisch geworden ist. Bei jeder Ausübung von Macht stellt sich die Frage nach ihrem 
Mißbrauch, gewiß nicht nur bei ökonomischer Macht, mit Sicherheit aber auch bei ihr. Die 
Kontrolle wirtschaftlicher Macht ist an den elementaren Bedürfnissen und Notwendig- 
keiten der zu versorgenden Menschen auszurichten und ist um so dringlicher zu fordern, 
je mehr einerseits supranationale Konzerne entstehen und je mehr andererseits die Aus- 
übung staatlicher und wirtschaftlicher Macht in den Händen derselben Personen liegt. 
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3. Zur Frage der Gewalt 


Jesu Mahnung zur Gewaltlosigkeit ist in der Kirche meist nicht im Sinn eines grund- 
sätzlichen, normalen Gewaltverzichts verstanden worden, sondern als jeweils in beson- 
deren Situationen notwendige Konkretion des Liebesgebots, die vor allem den einzelnen 
betrifft. Auch die V. Barmer These erklärt, daß »in der noch nicht erlösten Welt« der 
Staat »nach dem Maß menschlicher Einsicht und menschlichen Vermögens unter Andro- 
hung und Ausübung von Gewalt für Recht und Frieden zu sorgen hat«. Die Anwendung 
von Gewalt seitens des Staates wird damit nicht prinzipiell verworfen, aber doch der 
als Kriterium dienenden Zielsetzung untergeordnet, Recht und Frieden zu gewährlei- 
sten und Gerechtigkeit und Humanität zu schaffen. Gewalt darf niemals Selbstzweck 
werden und ist auf das unbedingt notwendige Minimum zu begrenzen. 

Aller Glorifizierung und Idealisierung von Gewalt oder ihrer Verabsolutierung hat die 
christliche Gemeinde darum entgegenzutreten, aber auch aller Gewalt, die durch Haß 
motiviert ist und zu bloßer Rache oder Vergeltung pervertiert. 

Die Androhung und Ausübung von Gewalt ist auch niemals der beste und einzige Weg, 
Recht, Frieden und menschenwürdige Zustände in der Welt zu schaffen, sondern ultima 
ratio und notwendiges Übel. Anwendung von Gewalt ist erst dann eine legitime Mög- 
lichkeit, wenn alle anderen friedlichen und legalen Mittel ausgeschöpft und alle ver- 
nünftigen Kompromisse gescheitert sind. So sehr etwa der Staat die Macht haben muß, 
notfalls auch mit Gewalt dem Unrecht zu wehren, so sehr muß durch politische Rege- 
lungen und durch soziale Gerechtigkeit dafür Sorge getragen werden, daß gewaltaus- 
lösende Faktoren abgebaut, gewaltlose Konfliktlösungen ermöglicht und gewaltsame 
Konfliktlösungen seitens benachteiligter oder unterdrückter Gruppen und Staaten gar 
nicht erst erzwungen werden müssen. 

Ist die Anwendung von Gewalt allein vom humanen Ziel und nicht vom bloßen Amt 
oder der Institution her zu legitimieren, dann ist die Frage der Berechtigung von Ge- 
waltanwendungen nicht mehr allein legalistisch zu lösen. Zwar hat es guten Sinn, die 
Gewalt dem Staat vorzubehalten, um einer eigenmächtigen Gewaltanwendung aller 
gegen alle zu wehren, doch ist deutlicher als früher darauf zu sehen, daß damit nicht 
der Status quo oder die etablierte Macht als solche sanktioniert werden. Eine Reservie- 
rung der Gewalt auf die öffentliche militärische, polizeiliche oder rechtliche Gewalt der 
»Regierenden« übersieht auch leicht, daß es nicht nur institutionell manifeste, sondern 
auch eine zwar formal legale, aber latent repressive Gewalt gibt, die als aggressions- 
erzeugender und angstauslösender Faktor in Schule, Betrieb und Gesellschaft physische 
und psychische Gegengewalt »von unten« provoziert. 

Gegenüber dem Mißbrauch einer bloß legal getarnten Gewaltanwendung »von oben« 
ist in einem demokratischen Gemeinwesen vor allem die jedes Gewaltmonopol in Frage 
stellende Gewaltenteilung und die parlamentarische, öffentliche und ethische Kon- 
trolle — gegebenenfalls auch in Form von Protestaktion und Demonstration — zu betonen. 
In diktatorisch regierten oder wirtschaftlich ausgebeuteten Ländern kann dagegen die 
gewaltsame Veränderung des Systems die einzige erfolgversprechende Methode zur 
Schaffung oder Wiederherstellung von Recht und Gerechtigkeit sein. Dabei soll die große 
Gefahr, daß sich oppositionelle befreiende Gewalt in etablierte unterdrückende Gewalt 
verwandeln und perpetuieren und inhumaner Gewalteinsatz die angestrebte Humani- 
sierung unglaubwürdig machen kann, nicht unterschätzt werden. Angesichts der weithin 
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vergessenen oder verdrängten Tatsache, daß sich die bürgerliche Gesellschaft selbst einem 
Akt revolutionärer Gewalt verdankt, vor allem aber angesichts der oft unerträglichen 
Zustände und des menschlichen Leidens in vielen Ländern der Dritten Welt muß ein 
bloß an formale Legalität orientiertes Denken und Verhalten gegenüber den sogenannten 
Freiheitsbewegungen wie Solidaritätsverweigerung und Heuchelei wirken. 

Ob, wann und in welchem Umfang auf Gewalt verzichtet werden kann, hängt aber nicht 
allein von dem erstrebten Ziel, sondern entscheidend auch vom gesellschaftlichen und 
sozialen Kontext ab und kann nicht für alle Zeiten und Situationen entschieden werden. 
Außer dem schon genannten Kriterium sind mit vernünftigem Kalkül auch die Ver- 
hältnismäßigkeit der Mittel gegenüber den zu verwirklichenden Zielen und die Er- 
folgschancen zu bedenken, damit nicht ein Mehr an Leid und Chaos statt an gerechter 
Ordnung entsteht. 

Auch bei Anwendung von Gewalt darf die Lebensmöglichkeit der gegnerischen Seite 
nicht aus den Augen verloren werden, sowohl um der von Jesus gebotenen Feindesliebe 
willen als aber auch darum, daß nicht panische, vor nichts mehr zurückschreckende Ab- 
wehrreaktionen ausgelöst werden oder aufs neue Gegengewalt hervorgerufen wird. 
Immer ist zwischen dem bekämpften System und den es oft genug mehr oder weniger 
unbewußt tragenden und unterstützenden Menschen zu differenzieren und auch im 
»Feind« der Bruder zu entdecken. Trotz aller Unvernunft ist immer wieder neu durch 
den Appell an die Gewissen und durch den Hinweis auf überzeugende Alternativkon- 
zepte für eine gerechte Sache zu werben, weil die auf Überzeugung und Zustimmung 
gründenden Veränderungen dauerhafter sind als alle gewaltsamen Aktionen. Gerade in 
einer Zeit sich steigernder Gewalttätigkeit, Aggression und Brutalisierung ist von der 
christlichen Gemeinde an die Mahnung Jesu zur Gewaltlosigkeit und zu Gewaltverzicht 
zu erinnern. Die ungeheuren, zu mehrfacher Vernichtung der Menschheit hinreichenden 
militärischen Potentiale, die heute von den großen Mächten zur Sicherung ihrer poli- 
tischen und ökonomischen Position aufgebaut worden sind, der Wahnsinn des Rüstungs- 
wettlaufs und die Anwendung von Foltermethoden zur Unterdrückung oppositioneller 
Gruppen in einer ganzen Reihe von Ländern muß die Christen und die Kirchen auf den 
Plan rufen. Sie müssen mitarbeiten an allen Bemühungen, diese Anhäufung von Gewalt- 
mitteln unter Kontrolle zu bringen und womöglich abzubauen, sowie Forschungen und 
Experimente mit gewaltlosen und gewaltfreien Aktionen unterstützen. Wer sich zum 
Gewaltverzicht entscheidet und lieber Unrecht leidet als Gewalt anwendet, soll nicht 
mehr als Schwärmer diskreditiert werden. Ist der Anspruch Christi nicht auf die private 
oder gemeinde-interne Sphäre zu begrenzen, so konfrontieren sein Gebot der Feindes- 
liebe und sein Ruf zum Friedenstiften die Christen auch in staatlichen und gesellschaft- 
lichen Funktionen mit der Frage des Gewaltverzichts. In der christlichen Gemeinde 
selber als einem Ort bruderschaftlichen Denkens und Verhaltens kann und darf die 
Gewalt keinen Raum haben. Die Gemeinde Jesu Christi kann und soll der Welt vielmehr 
exemplarisch vorleben und dokumentieren, daß die Liebe Menschen dazu befähigt, auf 
das eigene Recht und auf Gewalt zu verzichten und sich für das Recht des anderen zu 
engagieren. 
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Erich Dinkler 
Begründung der Ablehnung des Votums des 
Theologischen Ausschusses der Evangelischen Kirche der Union 


Der am 6. ı. 1970 vom Rat der EKU dem Theologischen Ausschuß erteilte Auf- 
trag lautete: »Barmen II im Blick auf die gegenwärtige Situation in Kirche und 
Theologie zu interpretieren.« 

Nach sorgfältigem Studium bin ich zur Überzeugung gekommen - und ich stehe 
mit diesem Urteil nicht allein -, daß dieser Auftrag nicht in dem vorgelegten 
Votum erfüllt worden ist *. Die wesentlichen Einwände stelle ich voran: 


I. 


Das in Barmen streng beachtete Schriftprinzip ist preisgegeben, eine metho- 
dische Reflexion im Aufbau fehlt. Nachträglich einbezogene dicta probantia 
sind häufig ohne Beachtung ihres Kontextes ausgewählt. 

Drei von der Schrift her anfechtbare theologische Grundzüge durchziehen das 

Votum: 

a) Die richtige Verbindung von Glauben und Handeln wird falsch ausge- 
legt, insofern Handeln aus Glauben an Christus unbedacht ersetzt wird 
durch eine am Telos und Ideal orientierte »griechische« Ethik der Hu- 
manität. 

b) In falscher Verwendung von 2 Kor 5,ı9f. wird die »Welt« als bereits in 
Christus erlöst angesehen - teils latent, meist aber faktisch. 

c) Dementsprechend wird unter Eliminierung des Gerichtsgedankens ein 
Universalismus des Heils, dem innerweltlich als christliches Ziel ein Uni- 
versalismus des »Wohls« aller Menschen korrespondiert, vorausgesetzt. 

Die genannten Einwände, zusammen mit der Eingrenzung der Auslegung 

von Barmen II allein auf »den politischen Auftrag der christlichen Ge- 

meinde«, führen zum Urteil, daß im vorgelegten Votum die Absicht von 

Barmen II historisch und theologisch nicht getroffen worden ist. Barmen 

wollte die Politisierung der Gemeinde verhindern, hier wird sie zur Forde- 

rung erhoben. 


Da das Votum die These II einseitig auf das Politische hin entfaltet, ist daran 
zu erinnern, daß in Barmen im Vortrag von H. Asmussen, der die Thesen der 
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Seitenverweise im folgenden beziehen sich auf das voranstehende am 17. Juli 1973 
vom Theologischen Ausschuß der EKU mehrheitlich beschlossene Votum. 
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Synode erläuterte", an keiner Stelle ein politischer Auftrag anklang. Gerade die 
konzentriert theologische Erklärung war von politischer Wirkung. Die offen 
politisierende Interpretationsrichtung ist hier hineingeraten. In Barmen ging es 
um das Nein gegen die Deutschen Christen und ihre Tendenzen, in Personen 
und Geschehnissen ihrer Gegenwart Gottes Offenbarung zu vernehmen. 

Um gegenüber der Schriftgebundenheit der Barmer Thesen und Verwerfungs- 
sätze die Methode und Gedankenführung des Votums zu exemplifizieren, wähle 
ich einen bereits verbesserten Text von S. 249 (III 2a). Es heißt dort: »Die Bin- 
dung an die Tradition und die Herausforderung durch die heutige Situation 
müssen in die rechte Beziehung zueinander gesetzt werden. Berufung auf die 
Tradition der Väter wie auf den Bibeltext darf der Konfrontation mit den Pro- 
blemen der Zeit nicht ausweichen. Insofern ist die christliche Verkündigung und 
Lehre an die »Tagesordnung der Welt« gewiesen, jedoch kann diese Tagesord- 
nung als solche nicht sagen, was das von Gott Gebotene ist.« Hier werden die 
eine theologische Aussage bestimmenden Quellen mit der ‚Herausforderung 
durch die heutige Situation< und der »Tagesordnung< verbunden und wird me- 
thodisch das getan, wogegen Barmen sich gerade richtete. Das sog. »Gebot der 
Stunde« wird normativ, das in Barmen zitierte »recurrere ad initium« Martin 
Luthers und den Text beherrschende »Verbum manet in aeternum« werden zu 
Symptomen einer politisch verpönten Reaktion. Wir sollten nicht zu rasch ver- 
gessen, daß die sog. »reaktionäre Bekennende Kirche« sich geschichtlich. als die 
wirklich progressive erwiesen hat. Natürlich ist es für mich selbstverständlich, 
daß ich die politische Verantwortung aller mündigen Menschen bejahe und so- 
mit auch der Christen, daß ich die sozialen Aufgaben aller Menschen unter- 
streiche und sogar besonders die der Christen. Darum geht es nicht, sondern es 
geht um die aus Barmen II interpretatorisch entfaltete Gesamtkonzeption und 
deren hier verneinte historische wie theologische Berechtigung. 

Wenn es weiter im Text von $. 249 (II 2a) heißt: »Weder die Ehrfurcht vor der 
Tradition noch die Aufgeschlossenheit für die Situation, noch einfach ein Kom- 
promiß zwischen beiden kann davon dispensieren, nach dem im Christuszeugnis 
begegnenden Anspruch Gottes neu zu fragen« - so ist man kurz an das Schrift- 
prinzip der Reformatoren erinnert. Dann aber folgt ein Satz, der anscheinend 
die Vergeblichkeit des neuen Fragens voraussetzt: »Über das, was Gott heute 
will, verfügt auch die christliche Gemeinde nicht, sondern sie hat stets neu kri- 


1. Karl Immer, Bekenntnissynode der Deutschen Evangelischen Kirche, Barmen 1934, 
Vorträge und Entscheidungen, Kommissionsverlag Emil Müller, Wuppertal-Barmen: 
S.8-ıı bringen die Theologische Erklärung, S. ıı-24 den Vortrag von H. Asmussen 
über die Theologische Erklärung zur gegenwärtigen Lage der DEK. Auf $. 27 wird 
festgehalten, daß die » Theologische Erklärung« im »Zusammenhang mit dem Vor- 
trag von Pastor Asmussen als christliches, biblisch-reformatorisches Zeugnis« von der 
Synode anerkannt wird. 
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tisch und selbstkritisch danach zu suchen« (Phil 1,10). Das Schriftzitat gibt die 
Bitte des Paulus an die Philipper, »das zu prüfen, worauf es ankommt« 
und zwar im Blick »auf den Tag Christi« — der Akzent liegt nicht auf einem »kri- 
tischen und selbstkritischen Suchen«. Schon gar nicht besteht Anlaß zum anschlie- 
ßenden Satz: »Dabei darf sie (sc. die christliche Gemeinde) sich nicht scheuen, 
auch von Nichtchristen bzw. Atheisten zu lernen - im Sinne des Wortes: »Prü- 
fet alles und behaltet das Gute«« (r Thess 5,21; vgl. Phil 4,8). Im Kontext 
des Paulusbriefes heißt es ı Thess 5,16 ff.: »Seid fröhlich allezeit, betet ohne Un- 
terlaß. Seid dankbar in allen Dingen, denn das ist der Wille Gottes in Christo 
Jesu an euch. Den Geist dämpft nicht, die Weissagung verachtet nicht; prüfet 
aber alles und das Gute behaltet.« Ich bezweifle die Angemessenheit des Schrift- 
zitats von ı Thess 5,21 in bezug auf Atheisten und zitiere — in Beachtung des 
Textzusammenhangs 3 -— Röm 14,23: »Alles, was nicht aus dem Glauben kommt, 
ist Sünde.« 

Im folgenden werde ich die vier Teile des Votums nacheinander an ausgewähl- 
ten Punkten beleuchten und in einem Schlußabsatz die eigentliche Pointe des 
»Zuspruchs« in Barmen II zu entfalten versuchen. 


ZuTeill: Gründe für ein erneutes Fragen nach der Bedeutung der II. Barmer 
These ın der kirchlichen und theologischen Situation der Bundes- 
republik Deutschland 

Die vorgetragene Zeitanalyse ist einseitig und arbeitet mit Urteilen, die unbegrün- 

det bleiben. Dem Bruderrat der Bekennenden Kirche sollte man nicht vorwer- 

fen, daß er »im Dritten Reich nur ansatzweise und zögernd« sein »Wächter- 
amt« in statu confessionis praktiziert habe. Der Vorwurf, »daß in der Nach- 
kriegsära der Bundesrepublik manche kirchlichen Erklärungen und bischöf- 
lichen Worte zu gesellschaftlichen und politischen Problemen nicht unbelastet 
von restaurativen Tendenzen blieben« (S. 239), ist pauschal und historisch unge- 
recht — wir nennen nur die vier unierten Präsides: Held, Niemöller, Wiılm und 

Beckmann, die alle aktiv im Kampf der Bekennenden Kirche standen. Es läßt 

sich nicht die Gegenwart durch eine Verurteilung der Vergangenheit als gut, 

weil progressiv, qualifizieren. 

Die positive Hervorhebung des letzten Jahrzehnts (S. 239) unter Hinweisen auf 

die Vertriebenen-Denkschrift der EKD, die ökumenische Herausforderung seit 

der Weltkirchenkonferenz in Uppsala 1968 und auf die » Tendenz einer zwei- 
ten Aufklärung« — vermag ich nicht zu teilen. Das Scheitern der Okumene am 
gesellschaftlich-politischen Problem aus theologischen Gründen wurde soeben 


2.Die drei Verben wurden vom Verf. unterstrichen, weil ihre Wahl (unter Beachtung 
der Bezugsobjekte) bedenklich erscheint. Der Hinweis auf Atheisten begegnet erneut 
auf S. 247 des Votums. 

3. Vgl. dazu E. Käsemann, An die Römer, 1973, 363 f. 


261 


(August 1973 in Genf) offenkundig. Der heute vernehmbare Verlust des positi- 
ven theologischen Ertrags der Bekennenden Kirche ist innerdeutscher Zug. Der 
Abschnitt hätte sich stärker am Erbe des Kirchenkampfes orientieren müssen und 
vor allem den niemals durchreflektierten Sprung von der damaligen Neuent- 
deckung der Schrift in der Kirche zwischen 1930 und 1960 zur heutigen Wie- 
derentdeckung von Troeltsch, Max Weber und der Sozialethik als Kerndiszi- 
plin der Theologie und als Symptom der Gegenwart aufzeigen müssen. Wenn es 
von »neueren theologischen Tendenzen« heißt, hier werde versucht, »eine be- 
gründete theologische Antwort auf die Identitätskrise (sc. der Kirchen) zu fin- 
den« (S. 240), so ist damit auf die Sozialethik und Politische Theologie abge- 
hoben. Leider bleibt der m. W. psychologische Begriff der »Identitätskrise< — er 
erscheint öfter — theologisch undefiniert. 

Die Analyse der theologischen Situation durch zwei Versionen der »politischen 
Theologie« bzw. »sozialethischen Theologie« (S. 240) sowie der »eher konserva- 
tiven Zwei-Reiche-Konzeption« und der »wiedererstandenen eher liberalen Ver- 
mittlungstheologie in ihren mannigfachen Spielarten« führt zum Postulat einer 
»christologischen Begründung politischer Ethik auf der Linie der Theologischen 
Erklärung von Barmen«. Aus der axiomatisierten Analyse wird auf S. 240. die 
Frage abgeleitet, ob die Vernachlässigung eines in der Barmer Erklärung (ins- 
bes. These II) biblisch begründeten, unverzichtbaren Sachkriteriums nicht »in 
der Tat zur Identitätskrise der Christenheit, weil zur Untreue gegenüber ihrem 
Sein und Auftrag und zur Blindheit für die wahre Situation der zeitgenössi- 
schen Menschheit, der sie zugehört, führen muß«. 

Hier ist wohl etwas zu viel kombiniert und kausal verbunden, auch zu rasch ge- 
dacht bzw. formuliert worden. 

Wo ist der Nachweis geführt, daß Barmen II eine christologische Begründung 
politischer Ethik bietet? 

Welche »biblisch begründeten, unverzichtbaren Sachkriterien« hat der Satz im 
Blick? 

Was ist mit »der wahren Situation der zeitgenössischen Menschheit« konkret 
und nüchtern gemeint? 

Wie erklärt sich die kausale Relation einer »Identitätskrise« der Christenheit mit 
dem Widerspruch gegen die christologische Begründung politischer Ethik? 

Man wartet vergeblich auf Begründungen. 

Auf den soeben von S. 241 zitierten Satz folgt die Aussage: »Es geht nicht um 
eine Repristination von Barmen. Es geht aber um die Einsicht, daß sich nur von 
diesem Kriterium christologischer Begründung her theologische Kriterien politi- 
scher Urteilsbildung und Praxis gewinnen lassen. In der Absicht, sie zu realisie- 
ren... soll hier der Versuch einer kritischen und weiterführenden Auslegung 
der II. Barmer These gewagt werden.« Die Unklarheit des Satzes liegt m. E. 
darin, daß mit »diesem Kriterium christologischer Begründung« anscheinend 
zurückverwiesen wird auf »ein biblisch begründetes, unverzichtbares Sachkrite- 
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rium«, welches gar nicht aufgezeigt wurde, so daß auch die Applikation in der 
Schwebe bleiben muß, nämlich »von diesem Kriterium... her theologische Kri- 
terien politischer Urteilsbildung und Praxis« zu gewinnen. Ob hier nicht vor- 
ausgesetzt ist, was erst im Votum zu beweisen wäre, daß nämlich Barmen II ex- 
plizit oder implizit christologisch begründete Kriterien zur politischen Ethik 
anzubieten hat? Ob nicht eine Erörterung der Verschiedenheit der Fronten, in- 
nerhalb deren gesprochen wurde und wird, von 1934 und 1973, notwendig ge- 
wesen wäre? Und sollte nicht auch im Ausblick auf die Aufgabe des Votums eine 
methodologische Bemerkung darüber gemacht werden, was mit »kritischer und 
weiterführender Auslegung der II. Barmer These« gemeint ist, zumal offenbar 
nur ein Teilaspekt der 'These II und dazu noch isoliert von Thesen I und III 
sowie V aufgegriffen wird? 


ZuTeil II: Die durch Barmen II herausgeforderten theologischen 
Entscheidungen 

Es soll gleich vorweg gesagt sein, daß innerhalb dieses Teiles allein unseres Er- 
achtens — nach Überarbeitung — zu bejahende Abschnitte des Votums vorliegen. 
Freilich stößt man sich an Abschnitt ı: Die christologischen Voraussetzungen 
von Barmen II. Eingangs (S. 241) wird die Erinnerung an These I von Barmen 
wachgerufen, die Basis aller Aussagen der »Theologischen Erklärung« war und 
ist. Man hebt hervor, »daß Jesus Christus das eine Wort Gottes, die unwider- 
rufliche und allein maßgebliche Offenbarung seines Willens ist«. Im zweiten 
Satz folgt freilich eine exegetisch nicht haltbare und den ganzen Teil, ja das 
folgende Votum insgesamt durchziehende Auslegung von 2 Kor 5,19 fl.: Die 
Versöhnung der Welt hat Gott in Christus vollbracht — die künftige Erlösung 
ist Verheißung: beides, was geschehen ist und geschehen wird, hat die Kirche 
zu verkündigen. - Das »Schon< und das »Noch-nicht« ist richtig gesehen, aber 
der eschatologische Vorbehalt ist einem unpaulinischen Universalismus gewi- 
chen. Denn so eindeutig die extra nos geschehene Versöhnung Gottes als Christi 
Liebestat pro nobis (2 Kor 5,14 f.) im Kontext proklamiert und auf den Kos- 
mos als »Menschenwelt« bezogen wird, so offenbar ist auch, daß diese Versöh- 
nung »eschatologisch< in der Weise geschehen ist, daß sie nicht im Sinne eines 
empirisch und ethisch-politisch einzukalkulierenden Versöhntseins aller Men- 
schen verstanden werden darf. Der Aufruf an die getauften Christen in Korinth 
»Lasset euch versöhnen mit Gott« (2 Kor 5,20) macht die Nicht-Objektivierbar- 
keit des eschatologischen Geschehens vollends deutlich. Es bleibt unklar, was die 
im Votum folgende und logisch konkludierte Ausschließung eines »entgegen- 
stehenden, einschränkenden oder überbietenden Gotteswillens..., also sowohl 
eines diesem Versöhnungswillen widersprechenden Schöpfungs- und Erhal- 
tungswillens wie eine anderweitig abgeleitete Eschatologie« (S. 241) hier im Blick 
hat. Der vorletzte Satz des Abschnitts (II, ıa) scheint mir dahin zu weisen, als 
solle ein »Gerichtsgedanke« in der Eschatologie ausgeschlossen und eine Apo- 
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katastasis aller (Apg 3,21) als allein mit Gottes Versöhnungswillen vereinbar 
behauptet werden +. Es heißt: »Die Versöhnung der Welt in Christus hat die 
Schöpfung und Erhaltung der Welt zur (äußeren) Voraussetzung und die escha- 
tologische Vollendung zum Ziel.« 

Der aufgenommene Topos wäre eine weniger gewichtige dogmatisch-exegeti- 
sche Kontroversfrage, wenn nicht mit dieser Sicht die sozial-ethische Program- 
mierung der Zukunft verbunden wäre und wenn nicht das Fehlen der Hin- 
weise auf Haß und Sünde und das die Menschen scheidende Gericht damit 
konform ginge: Da Paulus (2 Kor 5,18 ff.) die Basis der m. E. falschen Ausfüh- 
rungen ist, muß daran erinnert werden, daß der Apostel der Reformation die 
Aussagen miteinander verbindet, daß in Christus Gottes Ja zu uns gesprochen 
wurde (2 Kor 1,20) und daß durch Gottes Wort eine Scheidung der Menschen 
vollzogen wird, da das Wort, das Christus verkündet, »den einen ein Duft vom 
Tode zum Tode, den anderen ein Duft vom Leben zum Leben ist« (2 Kor 2,16). 
Die Doppelwirksamkeit der Verkündigung darf nicht durch die undifferenzierte 
Rede von der »Versöhnung der gottfeindlichen Menschheit« aufgehoben wer- 
den s. 

Aber wir würden zu rasch urteilen, wenn wir nicht die Nuancierung in den 
Ausführungen (II ıb) über »Gott ist Liebe« im Anschluß an ı Joh 4,9 und 16 
beachteten: Die in Jesus Christus offenbarte Liebe ist »zugleich zürnende Liebe. 
Sie nimmt dem ihr Widerstrebenden gegenüber auch die Gestalt des warnen- 
den, drohenden und tötenden Neins an. Aber dieses fremde Werk Gottes steht 
im Dienst seines eigentlichen Werkes, d. h., Gott zürnt nicht, obwohl er liebt, 
sondern weil er liebt (vgl. Röm 9,22 f.; 11,32; ı Kor 11,32); er sagt nein, um 
ja zu sagen; er richtet, um zu retten; er tötet, um lebendig zu machen. Nicht 
sein Zorn, sondern seine Gnade währt ewig (Ps 30,6) (S. 242).« 

Die guten Formulierungen würden Raum lassen, Gericht und Gnade Gottes, 
wie die Schrift sie kündet, festzuhalten, wenn nicht im folgenden erneut vom 


4. Von Paulus aus läßt sich dieser universalistische Heilsglaube nicht halten, eher 
schon — neben Lukas Apg - von Kolosser 1,20 aus. Paul Althaus urteilt s. v. Wieder- 
bringung Aller, in: RGG3, VI, 1965: »Die Theologie darf die Wiederbringung Aller 
weder lehren noch ablehnen.« Gegen die Apokatastasis explizit CA ı7 und Con- 
fessio Helvetica Post. 7. 

. Die vom Glaubenden geforderte Liebe des Nächsten ist nur wahr, wenn sie zugleich 
Liebe zu Gott ist. Sie ist nie erfüllt (vgl. Röm 15,8). Diese Liebe fragt natürlich 
nicht, ob der Nächste im Glauben stehe oder getauft sei, weil der Begegnende immer 
in der gleichen Situation insofern ist, als auch wir als Glieder der christlichen Ge- 
meinde ebenso Sünder wie Begnadete sind. Wir lieben die Nächsten, weil wir an ihre 
Liebe glauben und durch unseren Glauben sie zur Liebe zu befreien versuchen. Aber 
dieser Glaube basiert nicht auf einer optimistischen Überzeugung von der Güte und 
Würde der Menschheit, sondern er ist allein begründet in dem empfangenen Zu- 
spruch der Vergebung. 


wm 
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Versöhnungswillen Gottes aus auf einen Gottesbegriff rekurriert würde und 
daran sozialethische Folgerungen sich anschlössen: »Mit dem Ausschluß eines 
Dualismus in Gott im Sinne eines in sich zerspaltenen, sich widersprechenden 
Willens ist uns jede theologische Legitimation einer eigengesetzlichen Notord- 
nung (z. B. Vergeltungs- oder Strafordnung) unter Absehung von diesem gött- 
lichen Liebeswillen und im Widerspruch zu ihm unmöglich gemacht« (S. 242). 
An dieser Stelle wird die konkludierende Logik greifbar, die unversehens durch 
das Adjektiv »eigengesetzlich« die Zwei-Reiche-Lehre aus der Betrachtung aus- 
schaltet und eine eigene »Ordnung« der Welt unter Zugrundelegung des Liebes- 
willens Gottes als sozialethischem Prinzip postuliert®. Die Konzeption der 
»Königsherrschaft Christi« wird — ohne daß zwar der Begriff erscheint — sachlich 
leitend: » Jesus Christus ist das Haupt seiner Gemeinde und der Herr der Welt 
(Mt 28,18), dem sich alle Knie beugen werden ... Zwar ist zwischen der Ge- 
meinde, die dieser Botschaft glaubt, und der Welt, die ihr (der Botschaft) nicht 
glaubt, zu unterscheiden ... Aber die Grenze zwischen Kirche und Welt ist nicht 
endgültig, sondern vorläufig und in Bewegung befindlich. Die Kirche ist nicht 
Selbstzweck, sondern indem sie Gott dient, ist sie zugleich zum Dienen in der 
Welt da. Sıe darf und soll die Welt dabei verhaften, daß Jesus Christus sie bereits 
mit Gott versöhnt hat, auch wenn sie sich noch nicht versöhnen läßt. Es gibt also 
keinen internen Willen Gottes für die Gemeinde und einen dem widersprechen- 
den externen für die Nichtchristen, sondern das Christliche ist das wahrhaft 
Menschliche« (S. 242). 

Die Formulierungen im zitierten Text sind in dieser Form biblisch nicht zu 
stützen. »Die Kirche ist nicht Selbstzweck, sondern...« arbeitet mit falscher 
Hypothese. Die Kirche ist — was hier gesagt werden müßte — »Leib Christi« 
und »Volk Gottes« und gerade damit zuerst und vor allem »zur Herrlichkeit 
Gottes« da. Ihre Glieder sind zuerst einmal zur Nachfolge berufen, die im »Ein- 
ander-Dienen< ebenso wie im »Kreuztragen« als Selbstpreisgabe im Lieben sich 
vollzieht. Nicht der Dienst an der Welt, sondern Gottes Verherrlichung ist Ziel 
des Lebens der Glaubenden. Die Droh- und Wehe-Worte, die auch das Neue 
Testament gegen die Ungehorsamen richtet, dürfen nicht einfach als sich selbst 
widersprechender Wille Gottes abgetan werden. Das Votum sprach selbst vom 
»tötenden Nein« der »zürnenden Liebe« Gottes. Endlich: Das »Christliche< ist 
als das »wahrhaft Menschliche« nur dort als Geschenk zu erwarten, wo der 
Mensch »Gottes Wort« gehört hat und ihm hörig ist. Es gibt — wenn ich es ikono- 
graphisch sagen darf — im Bilde Gottes eine segnende Rechte und eine stra- 
fende Linke”. 


6. Was sozialethisch postuliert wird, daß »irdische Gerechtigkeit« nur »als eine zu- 
rechthelfende«, und das » Anwendung von Zwang« nur »in ihrer notwendigen Begren- 
zung« (S. 242) geschehen kann, ist einleuchtend — aber eine humane Einsicht und nicht 
aus Barmen II oder aus der Schrift zu begründen. 

7. Z.B. gegenüber Kain und Abel — ebenso im NT. 
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Der Abschnitt II,ı bleibt dem Leser die Antwort auf die Frage schuldig: Woher 
wissen die Verfasser des Textes, daß diese Ausführungen »die christologischen 
Voraussetzungen von Barmen II« sind? Es müßten doch dafür Belege gegeben 
werden! Hier wird die hinter Barmen stehende Theologie und Christologie 
m. E. verzeichnet. Man übersehe und vergesse auch nicht, daß die nichtchrist- 
liche Welt, in der die Bekennende Kirche dieses Bekenntnis formulierte, die des 
Dritten Reiches war. 

Abschnitt II,2 ist eine sich an den Text von Barmen II haltende sachgemäße 
Interpretation. Die Überschrift » Jesus Christus als Gottes Zuspruch und An- 
spruch« nimmt die Terminologie der These auf. Daß der Imperativ im Indikativ 
wurzelt und daß es keine Rechtfertigung ohne Heiligung gibt, wird deutlich 
gemacht. Man möchte noch darüber hinausgehen und prinzipiell die Zusammen- 
gehörigkeit von Glaube und Tun der Liebe wie andererseits von Liebe als 
Glaube an ein Geliebtwerden unterstreichen. Störend ist die Aufnahme der 
Formel von der »Humanität Gottes«, in deren Licht die »Forderung nach Hu- 
manität und Solidarität« (S. 243) zu sehen sei. Wenn man statt des Hinweises 
auf ı Joh 4,19 (»er hat uns zuerst geliebt«) die Stelle ı Joh 4,10 zitieren würde, 
könnte das Reden von Gottes Eigenschaft dem von Gottes Handeln an uns 
Vorrang geben: »Darin steht die Liebe: nicht daß wir Gott geliebt haben, son- 
dern daß er uns geliebt hat und gesandt seinen Sohn zur Versöhnung für unsere 
Sünden« (vgl. auch Röm 8,32). Doch das sind Marginalien, die nicht das volle 
Ja zu diesem Abschnitt beeinträchtigen sollen. 

Leider wird die fröhliche Zustimmung bei den Abschnitten II,3 und 4 schon 
wieder beendet. Es ist in Verknüpfung mit Gottes Zuspruch der Vergebung nur 
von Gottes » Anspruch auf unser ganzes Leben« die Rede sowie von der »Be- 
freiung zum Dienst an Gottes Geschöpfen«. Soweit ich sehe, sind es diese For- 
mulierungen der Barmer These II, die im Gefolge eines Hinweises von Ernst 
Wolf 8 sozialethisch für die politische Verantwortung fruchtbar gemacht werden 
sollen. Die in Barmen bekämpfte politische Position war in dem Zynismus der 
nazistischen Ideologie gegeben, daß die Kirche für das jenseitige Heil, der »Füh- 
rer< jedoch für das Leben in dieser Welt zuständig seien. Dem wurde entgegnet: 
Nein, Jesus Christus ist »Gottes kräftiger Anspruch auf unser ganzes Leben; 
durch ihn widerfährt uns frohe Befreiung... zu dankbarem Dienst an seinen 
Geschöpfen«. Aus diesem Barmer Text die Folgerung zu ziehen, und zwar als 
Auftrag an die Gemeinde: »Politische und gesellschaftliche Strukturen sind dar- 
aufhin zu prüfen, ob sie ein wahrhaft menschliches Leben ermöglichen helfen 
oder dem im Wege stehen« (S. 244)«, erachte ich als eine Eintragung in den Geist 
und Text von Barmen. Das Kriterium, mit dem geprüft werden soll, wird 


8.E. Wolf, Barmen, 1957, 117: »Die mit These II ausgesprochene aktuelle Proklama- 
tion der Christusherrschaft nötigt dazu, ihre theologischen Konsequenzen für die 
Sozialethik neu zu durchdenken.« 


266 


durch die Ermöglichung oder Behinderung eines »wahrhaft menschlichen Le- 
bens« gesetzt. Was aber ist damit gemeint? Was für ein »Lebens«begriff ist hier 
leitend? Ein theologisch-eschatologischer oder ein biologisch-ökonomischer? 
Wird hier nicht unbedacht einer an politischen Zielen orientierten Entspre- 
chung von Gnade und Wohlstand, von Sünde und sozialem Mißstand Raum 
gegeben? Vergessen wir, daß unser geschichtlicher Boden der Sieg des Gekreu- 
zigten ist und daß die Generation von Barmen von der Gnade im Leiden als 
Gottes Liebestat wußte? Die zu den Fragen auf S. 245 (II, 3c) gegebenen Ant- 
worten reichen nicht aus. Ich muß dem Satz widersprechen: »Das Heil, das das 
Evangelium verheißt, und das Wohl des Menschen, dem gesellschaftliche Ord- 
nung dienen soll, sind zwar nicht identisch, aber auch nicht voneinander zu 
trennen ....« Sie müssen zunächst klar unterschieden werden, einfach weil sonst 
Zuspruch und Anspruch nicht mehr als Gottes Handeln und Gabe einerseits so- 
wie daraus resultierender Forderung andererseits erkannt werden. So notwen- 
dig der Glaube an Christus das Tun der Liebe umfassen muß, so wenig geht es 
beim Heil, das Gott in Jesus Christus verheißt, um eine Verbindung mit der 
»gesellschaftlichen Ordnung« — ein Begriff, der bekanntlich jede Auslegung 
offenläßt. Richtig heißt es bald darauf (S. 245 unten, in: II, 4a): Von »gottlosen 
Bindungen dieser Welt« sei zu reden, wenn das Herrsein Jesu Christi und das 
wahre Menschsein verhindert werde: »Das geschieht immer dann, wenn das 
Vorletzte mit dem Letzten, das Wohl des Menschen mit seinem Heil verwech- 
selt wird (sic) und weltliche Ordnung unbedingten Gehorsam beansprucht.« 
Man vergleiche damit später S. 252 (IV): »Um der Humanität Gottes in Jesus 
Christus willen kann auch im politischen Raum nur der von Gott geliebte 
Mensch, sein Wohl und seine Würde, Maßstab und Ziel des Handelns sein.« 
Ferner S. 255: »Das Wohl der Menschen hängt weithin von der Regelung der 
ökonomischen Verhältnisse ab.« $. 256 oben: Ob ein Wirtschaftssystem »im 
Dienst an Gottes Geschöpfen (Barmen II)« steht, ist danach zu beurteilen, in- 
wieweit es »dem Wohl aller gerecht wird und nicht primär der Profit-Maximie- 
rung oder der Durchsetzung einer abstrakten ideologischen Doktrin dient«. Der 
Gesichtspunkt des »Heils< ist in Teil IV dem des »Wohls< geopfert worden! 
Anders gesagt: Die unabdingbare Korrelation von Indikativ und Imperativ, 
von der in II,2 klar gesprochen wurde, ist aufgelöst. Der Imperativ hat sich 
verselbständigt, das Gesetz ohne Evangelium hat sich etabliert — jedenfalls in 
diesem Zusammenhang der Ausführungen über Konkretionen, die das Wohl 
aller betreffen. 

Doch zurück zu Teil II,4: Befreiung zum Dienst. Jetzt wird thematisch eingegan- 
gen auf die »politisch-sozialen Strukturen und Institutionen«. Es wird hier der 
»reformatorischen Unterscheidung der beiden Reiche ihr unaufgebbares Recht 
gegenüber jeder Vermischung von weltlicher und geistlicher Vollmacht« zu- 
erkannt (S. 246). Auch bei der positiven Bestimmung des Dienstes wird »der 
Vernunft eine fundamentale Bedeutung« zugesprochen. Doch darf man nicht ein- 
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Tach, so heißt es: »die Gestaltung des politischen und sozialen Lebens an die 
Vernunft delegieren, ohne zu fragen, von welchen Motiven und Interessen die 
Vernunft geleitet bzw. irregeleitet ist«. Bei der pointierten Frage »nach theo- 
logischen Kriterien für politisch-gesellschaftliche Urteilsbildung« heißt es wei- 
ter, daß man gewiß »mit Sachverstand und unter Analyse der Situation zu er- 
wägen habe, »was heute gefordert ist und worauf es jeweils ankommt (Phil 
1,10)9, anstatt traditionelle Modelle zu kopieren«. Überraschend heißt es dann 
weiter: »Jedoch genügt es nicht, den Anspruch Gottes auf ein Motiv (etwa die 
Liebe) im Sinne einer Gesinnungsethik zu reduzieren.« War nicht soeben noch 
die Frage maßgeblich, »von welchen Motiven und Interessen die Vernunft ge- 
leitet bzw. irregeleitet ist«? — Es wird auf das biblische Zeugnis mit seinen ma- 
terialen Hinweisen abgehoben, »in deren Richtung« und »in Auseinanderset- 
zung mit heutigen Leitbildern weiterzudenken« sei (S. 246). - Die »materialen 
Hinweise« sind Beispiele für den Vollzug des Gehorsams gegenüber Gott und für 
das dem Glauben inhärente Tun der Liebe. Sie mit »heutigen Leitbildern« zu 
kombinieren und weiterzudenken, würde bedeuten, sie in eine Ziel- und Zweck- 
orientierung hineinzunehmen und sie des »Christlichen«, das in dem nur in der 
Begegnung geweckten liebenden Tun als Tat der Liebe besteht, zu berauben, ja 
sie zum »Werk« entarten zu lassen. - Der Abschlußsatz von Teil II ist vollends 
theologisch rätselhaft: »Weder eine verbal-christliche noch eine atheistische Fir- 
mierung eines gesellschaftspolitischen Programms enthebt uns der Verpflichtung 
zu dem Bemühen, konkret zu beurteilen, wieweit politische, soziale und ökono- 
mische Strukturen geeignet sind, äußere Voraussetzungen für ein menschliches 
Miteinander zu schaffen, das dem Anspruch Gottes entspricht« (S. 247). Wenn 
in dieser Linie die Aufgabe der Kirche liegen sollte, hätte das Urchristentum 
restlos versagt, weil auch nicht einmal bezeugt ist, daß man erst die äußeren 
Voraussetzungen geschaffen hat für ein menschliches Miteinander, bevor man 
die Tat der Liebe Gottes in Jesus Christus verkündete. Keiner der Apostel 
reiste nach Rom, um die politisch-gesellschaftlichen Strukturen des Imperium 
Romanum zu ändern. Kein Verfasser einer neutestamentlichen Schrift bezeugt 
ein sozialethisches Konzept. Ist das nur Zufall, der mit der Naherwartung 
etwa begründet wäre? Hier stimmt etwas nicht im Verständnis des biblischen 
Zeugnisses und unserer reformatorischen Schriften sowie im Verständnis von 
Barmen. 

Die Leitfrage nach den »theologischen Kriterien politischer Urteilsbildung und 
Praxis«, die man wohl nur aus der Unterscheidung und Korrelation von Gesetz 


9.Das Wort Phil ı,ıo hat keinerlei politisch-gesellschaftliche Pointe, sondern zeigt 
letztlich nur an, daß die Liebe - von der hier wie in 1,9 die Rede ist — jeweils aktuell 
in der Begegnung und im Vollzug das Tun des Glaubens wirkt, sich jedoch nicht am 
Ergebnis oder gar Programm orientiert. Das Tun des Glaubens wird Ergon, wenn es 
programmiert und in einem »christlichen Bewußtein» verankert wird. 


268 


und Evangelium beantworten könnte, bleibt ungeklärt. Unausgesprochen bleibt 
leider, was in den Arbeitssitzungen des Theologischen Ausschusses eindeutig an- 
erkannt wurde, daß es eine Deduktion politisch-sozialer Ethik aus der Christo- 
logie nicht gibt. Auch mit einer an die Bibel herangetragenen Forderung einer 
politischen Hermeneutik gewinnt man keine theologisch tragfähige Basis. Da die 
Barmer »Theologische Erklärung« von der Bibel und von den reformatorischen 
Bekenntnisschriften her sich verstanden wissen will !°, ist vor einer Eintragung 
sozial-politischer Absichten in Barmen II aus Gründen theologischer ebenso wie 
historischer Redlichkeit zu warnen. 

Trotz aller notwendigen Kritik ist m. E. Teil II der einzige im Votum, den der 
Rat der EKU zur Diskussion stellen könnte. 


Zu Teil III: Die politische Verantwortung der Gemeinde 

Mit Abschnitt 1a und b vermag ich mich weitgehend einverstanden zu erklä- 
ren!!. Der Satz $. 248 (III, ıb) »...wo auch in ihr (sc. der Gemeinde) der 
Mensch zu einem Mittel herabgewürdigt wird, da verleugnet sie ihren Auftrag« 
befremdet allerdings, weil etwas unterstellt wird. Mit Unterabschnitt ı c beginnt 
das Anstößige, weil eine theologisch nicht begründete Kritik an Urchristentum 
wie Reformation implizit gegeben wird. 

Die eschatologisch und in der Diastase zur Welt lebende Kirche Christi entzieht 
keinerlei Bereiche dem göttlichen Anspruch, sondern lebt ihrem Auftrag, der in 
These VI von Barmen eindeutig präzisiert ist: »durch Predigt und Sakrament die 
Botschaft von der freien Gnade Gottes auszurichten an alles Volk«. Im Verwer- 
fungssatz dieser Abschlußthese ist geradezu ausdrücklich verneint — selbstver- 
ständlich in Hinsicht auf die DC und den Nationalsozialismus —, was hier ge- 
fordert wird: sc. Einbeziehung von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft in die 
Verantwortung der Gemeinde. Der letzte Satz von III ıc: »An jede, auch an 
eine sich auf »christliche«e Grundsätze berufende Politik wird sie das Kriterium 
anlegen: »An ihren Früchten sollt ihr sie erkennen: (Matt. 7, 16.20)« verwendet 
wohl doch das Wort der Bergpredigt in allzu billiger Weise, da im Votum mit 
»Früchten« die sozialpolitischen und gesellschaftlichen Effekte gemeint zu sein 
scheinen. Effekt und überhaupt Verwertbarkeit sind politisch wichtig, sind aber 


ıo. Vgl. Karl Immer, Bekenntnissynode der DEK Barmen 1934, Beschlußantrag, 27 f. 

11. Der Satz S. 248 (Abschnitt b), die christliche Gemeinde sei berufen, » vorläufige Dar- 
stellung der ganzen in Christus gerechtfertigten und geheiligten Menschheit zu sein«, 
hat vielleicht im Blick die Aussage Eph. 5,27, »daß Christus sich die Gemeinde herr- 
lich bereite ..., daß sie heilig sei und makellos«. Er würde dann freilich einen ekklesio- 
logisch beträchtlichen und gefährlichen (wenn auch heute symptomatischen) Subjekt- 
wechsel vornehmen und der christlichen Gemeinde zuweisen, was im Text vom 
Handeln Christi gesagt wird. Wie der Satz jetzt dasteht, ist er Ausdruck einer 
utopischen Theorie. 
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beide keine Wahrheitskriterien, weder im religiösen noch im wissenschaftlichen 
Bereich. 

IIl,2 sagt im ı. Absatz $. 249 Richtiges. Gewiß ist die Gemeinde Christi durch 
ihre Existenz ein politischer Faktor schon dadurch, daß sie sich als empirisch- 
eschatologische Größe, solange sie im Glauben gehorsam ist, nicht macht- 
politisch einplanen und einspannen läßt. Aber es muß zwischen direkter und 
indirekter politischer Wirksamkeit unterschieden werden, und dabei sollte 
letztere immer gegenwärtige Folge der Verkündigung sein. Im »Nein« zur 
Sünde in der Gemeinde oder in der Welt ist Sicherheit möglich, weil das ver- 
urteilende Gewissen spricht. Aber da das »gute Gewissen« nur die Abwesenheit 
des »bösen« ist, so liegt hier kein positives Phänomen vor und bleibt die Un- 
sicherheit. Die größte direkte politische Verantwortung nimmt die Kirche durch 
ihr Nein zu Phänomenen der Welt wahr. 

Zu III, 2a (S. 249) habe ich mich in der Einleitung (vgl. oben S. 260) als Beispiel 
exegetisch wie theologisch bedenklicher Methode bereits kritisch geäußert. In 2 b 
wird Nachdruck auf »sachgemäße Informationen« gelegt — dies gehöre »zu den 
Aufgaben einer rechten Gemeindeleitung« (S. 250). »Bei Stellungnahmen zu kon- 
kreten politischen Fragen ... muß deutlich werden, daß die Stellungnahme auf 
sachgemäßen Informationen beruht und daß sie eine Konsequenz aus dem 
Hören des göttlichen Zuspruchs und Anspruchs in Jesus Christus ist« (S. 249). 
Wenn es drei Komponenten für eine politische Stellungnahme der Gemeinde gibt: 
ı. sachgemäße Information, 2. Zuspruch der Vergebung und 3. Anspruch auf un- 
ser ganzes Leben - so ist in der Mehrzahl aller Situationen die ı. Komponente 
nicht erreichbar, da alle Nachrichtenmedien selektiv sein müssen und interpre- 
tierte Fakten vermitteln. Und was die 2. betrifft, so kann damit nur der Zu- 
spruch in der kirchlichen Verkündigung, nicht aber der Rückverweis auf ein 
Faktum gemeint sein. Was die 3. Komponente angeht, so heißt es: »Damit ist 
weder der Nachweis eines expliziten biblischen Gebotes oder Verbotes für jede 
einzelne gesellschaftliche Entscheidung gefordert, noch dogmatischen Abstrak- 
tionen und biblischen Allgemeinplätzen'= das Wort geredet, vielmehr soll die 
Gemeinde darüber Rechenschaft ablegen, welches Verständnis biblischer Aus- 
sagen sie bei ihrer Stellungnahme leitet« (S. 249). Hier wird die Interpretation, 
die Art eines Verständnisses biblischer Aussagen, der Gemeinde zugewiesen, die 
dadurch sich und anderen Rechenschaft über konkrete politische Stellungnahmen 
geben soll. Nun, ich bejahe die Mündigkeit der Gemeinde und kenne auch viele 
Pfarrer, die der Gemeinde bei solcher Arbeit sachgemäß zu helfen in der Lage 
sind. Aber wird nicht faktisch die Gemeinde in den theoretischen Anweisungen, 
die hier für eine Stellungnahme und Urteilsbildung gegeben werden, überfor- 
dert? Und was bedeutet es praktisch, daß nach der gefundenen »Stellungnahme« 


ı2. Hervorhebung von mir: warum solche Abwertungen theologischer Arbeit und bibli- 
scher Sätze? 
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diese mit umfassender Information und maßgeblichen Kriterien der Beurteilung 
»zur Diskussion zu stellen« ist in der Gemeinde? Sollen Gemeinde und Schwe- 
sterngemeinden politische Diskussionsabende regelmäßig durchführen? In der Tat 
wird dies zusammen mit anderen in Studentengemeinden praktizierten Experi- 
menten (S. 250) vorgeschlagen. 

Zur politischen Stellungnahme der Gemeinde tritt noch das Zeugnis des Predi- 
gers, der sich nicht scheuen soll, »heiße Eisen anzufassen«. Zwar soll die Predigt 
»keine politische Propaganda« sein, doch schließt das nicht aus, »daß sie in be- 
stimmten Situationen eindeutig, ja oft provozierend, reden und Partei ergreifen 
muß. So gewiß es gilt, zwischen dem zu vermeidenden Ärger über Gewissens- 
zwang oder Bevormundung und dem durch den Anspruch Jesu Christi hervor- 
gerufenen Skandalon zu unterscheiden, wird sich doch beides in der Praxis oft 
genug vermischen« ($. 250). Daß die »politische Predigt« mit gezielten Stellung- 
nahmen ab und an nötig ist, hat die Zeit der Bekennenden Kirche in der Tat 
gelehrt. So etwas gab es in anderer Weise Frühjahr ı522 in Luthers Invocavit- 
predigten und kann auch heute bei Gelegenheit notwendig sein. Jedoch ein Pro- 
gramm für die politische Verantwortung der christlichen Gemeinde daraus zu 
machen, würde nicht nur den Auftrag der Kirche ‚verfälschen, sondern praktisch 
die Politisierung des Predigtamtes bedeuten: »Nachtgebete« würden zum wesent- 
lichen Gottes- und Gesellschaftsdienst! Angesichts der radikalen Politisierung 
unseres gesamten öffentlichen Lebens — ich weise nur auf die Schulen und Uni- 
versitäten hin — sehe ich in den in Teil III vorgelegten Plänen, Anregungen und 
Überlegungen eine entscheidende Gefahr für die Kirche, weil in diesen »Rah- 
men« — völlig losgelöst von Barmen — alle denkbaren politischen Programme 
hineingestellt werden können. Theologisch ist natürlich nicht die mögliche Folge 
entscheidend, sondern die faktische Verschleierung der Unterschiede von Evan- 
gelium und Gesetz, von Kirche und Welt, die Preisgabe der Lehre von den zwei 
Regimenten. Es wird eine Idealität inmitten dieser Welt gesetzt, in der die Kir- 
che über sich selbst hinaus »auf das universale Kommen von Gerechtigkeit, Frei- 
heit und Frieden im Reiche Gottes« hinweist und sich als »vorläufige Darstellung 
der ganzen in Christus gerechtfertigten und geheiligten Menschheit« versteht 
(S. 248). Hier grenzt der Entwurf an religiöse Utopien und wird für die christliche 
Gemeinde eines vergessen, daß sie ja den Glauben und die Versöhnung nicht 
besitzt, sondern täglich des göttlichen Zuspruchs neu bedarf. In Teil III wird 
praktisch die Politik zum Bestandteil der Verkündigung - damit wird Barmen 
verfälscht. 


Zu Teil IV: Beispiele einer Konkretion 

Der einleitende Satz verweist zurück auf »die aufgezeigten Gesichtspunkte und 
Kriterien für eine politische Urteilsbildung« (S. 252). Ich möchte annehmen, daß 
kein Leser von Teil II und III sagen kann, welche »Gesichtspunkte und Krite- 
rien« gemeint sind, da »umfassende sachgemäße Informationen« zusammen mit 
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dem Hören von göttlichem Zuspruch und Anspruch (S. 249) m.E. kein »Krite- 
rium« sind und die gewiß richtige Aussage: »Die Verantwortung vor dem 
Evangelium von Jesus Christus muß der Gemeinde bei Urteilen und Empfeh- 
lungen in gesellschaftlichen Diskussionen entscheidend sein« auch nicht den 
Charakter eines Kriteriums hat oder einfach applizierbar wäre. Um etwa in der 
kirchenpolitischen Diskussion des Arierparagraphen in der Kirche von 1933 
zwischen dem Marburger und Erlanger Gutachten mit ihren entgegengesetzten 
Urteilen zur Sachfrage zu entscheiden 3 — oder auch bei einer Beurteilung des 
israelitischen und arabisch-palästinensischen Konflikts zu einer »christlichen« 
Stellungnahme zu kommen, reicht der formale Hinweis nicht aus. Der zweite 
Satz ist m.E. theologisch nicht zu vertreten: »Um der Humanität Gottes in 
Christus Jesus willen kann auch im politischen Raum nur der von Gott geliebte 
Mensch, sein Wohl und seine Würde, Maßstab und Ziel des Handelns sein “4.« 
Wenn es weiter heißt, daß die Konkretion »jeweils neu erfragt werden« müsse, 
und zwar durch einen »Diskussionsprozeß« in »Kommunikation und Koopera- 
tion mit anderen, die möglicherweise von verschiedenen weltanschaulichen Posi- 
tionen herkommen« ($. 252) — so wird deutlich, daß nicht mehr die »christliche« 
Stellungnahme intendiert wird, sondern diese in einen Diskussionsprozeß einge- 
bracht und mit anderen weltanschaulichen Positionen zum Kompromiß verar- 
beitet werden soll. 

Die folgenden drei Beispiele zeigen m.E. durch Themastellung und inhaltliche 
Ausführung, daß eine theologische Begründung für gesellschaftliche Systemver- 
änderung als Ziel vorschwebt, daß dabei Barmen II und vor allem die christolo- 
gische Begründung der Entscheidungskriterien keine Rolle mehr spielen, trotz 
verschiedener Sätze, in denen die Erwartung der Gottesherrschaft in Jesus Chri- 
stus und Kreuz und Auferstehung Jesu Christi argumentativ begegnen (vgl. 
S. 253 f.). Auf die Schrift wird in Teil IV nicht mehr durch Zitate oder Belege 
rekurriert. Aus der »Offenbarung der Gerechtigkeit des begnadeten Sünders« -— 
einer eschatologischen Gabe an den Glaubenden — »die Aufrichtung der unan- 
tastbaren Würde jedes Menschen« - als seine Qualität auch bereits »in der noch 
nicht erlösten Welt« (S. 254) — zu schließen, ist einfach schriftwidrig. — Der Be- 
griff der »Demokratie« bleibt bewußt offen. Man kann der Folgerung aus dem 
Lincoln-Zitat zustimmen, daß es Demokratie nur gebe »im unabgeschlossenen 
und unabschließbaren Prozeß ihrer eigenen Demokratisierung« (S. 254). Daß 
aber die Demokratie — undefiniert — zur ausschließlich für die christliche 


13. Vgl. Theolog. Blätter ı2, 1933, 359 ff. 

14. Der Humanitätsgedanke ist übrigens stoisch; Seneca sagt de otio 1,4: lat uns nicht 
müde werden, uns für das allgemeine Wohl zu mühen, den Einzelnen zu helfen, Hilfe 
zu bringen auch den Feinden.« Auch der Gedanke der Würde des Menschen ist dort 
zu Hause, nicht im AT und NT. Seneca schreibt in epist 95,33 den bekannten Satz: 
homo res sacra homini. 
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Gemeinde in Frage kommenden Staatsform erhoben wird, beruht auf theologi- 
scher und historischer Behauptung ohne Aufnahme der wirklichen Problematik. 
Und erneut kommt es zu enigmatischen Tendenzurteilen: »Ein Kernproblem für 
die parlamentarische Form der Demokratie in der bürgerlichen Gesellschaft be- 
steht in der Frage, ob und inwieweit das demokratische Prinzip der Identität 
von Subjekt und Objekt politischer Herrschaft unter den Bedingungen der für 
die bürgerliche Gesellschaft charakteristischen kapitalistischen Produktionsweise 
überhaupt mehr als ansatzweise erfüllt werden kann« (S. 254). Soll hier ein 
»christliches Wort« für die Beseitigung der repräsentativen Demokratie abgege- 
ben werden? 

Das »zur Frage der Wirtschaftsordnung« Gesagte geht m.E. vom berechtigten 
Thema der sozialen Verantwortung zum unberechtigten der sozialistischen Ziel- 
setzung über (bes. S. 256). Wenn diesen Schritt ein einzelner Christ tut, so kann 
er esim Glauben als Tat der Liebe tun. Die christliche Gemeinde als Ganze muß 
von einer Ideologie — die nicht nur marxistisch zu sein braucht (S. 255 £.), sondern 
auch maoistisch sein kann - sich distanzieren. Die Behauptung: »Das Wohl der 
Menschen hängt weithin von der Regelung der ökonomischen Verhältnisse ab« 
(S. 255), ist meiner Ansicht nach ebenso unbiblisch, wie sie im Konzept »materia- 
listisch« ist. Das Darmstädter Wort des Bruderrats der Bekennenden Kirche von 
19475 wird damals kaum pro-marxistisch gemeint gewesen sein, sondern wollte 
die Kirche an ihre diakonische Verpflichtung angesichts der furchtbaren sozialen 
Notlage in der unmittelbaren Nachkriegszeit erinnern. Da in der Bundesrepublik 
von sozialer Notlage 1973 nur noch punktuell die Rede sein kann, wird »vor 
allem die ökonomische Situation der Völker der Dritten Welt« (S. 256) aufge- 
griffen, um die Änderung der gesellschaftlichen Strukturen bei uns zu begründen. 
Endlich »Zur Frage der Gewalt«: Hier wird zwar manches Tolerierbare gesagt, 
es fehlt aber die an die Bekennende Kirche anknüpfende Aufnahme der über- 
geordneten Frage des »Widerstandsrechts«. Diese Frage geht von der prin- 
zipiellen Bejahung des Rechts aus, jene Frage der Gewalt geht vom Recht zur 
Revolution aus. Die Literatur zur Frage des Widerstandsrechts nach 1945 istm.E. 
unberücksichtigt geblieben, wodurch der Fragehorizont verengt bleibt 6. Histo- 
risch und theologisch nicht zu rechtfertigen scheint mir das Urteil (S. 257 f.): »An- 
gesichts der weithin vergessenen oder verdrängten Tatsache, daß sich die bürger- 
liche Gesellschaft selbst einem Akt revolutionärer Gewalt verdankt, vor 
allem aber angesichts der oft unerträglichen Zustände und des unmenschlichen 
Leidens in vielen Ländern der Dritten Welt, muß ein bloß an formaler Legali- 
tät orientiertes Denken und Verhalten gegenüber den sog. Freiheitsbewegungen 
wie Solidaritätsverweigerung und Heuchelei wirken.« Man möchte die theologi- 


15. Das Darmstädter Wort wird S. 238 und 255 im Votum aufgenommen. 
16. Vgl. Ernst Wolf, Widerstandsrecht, in: RGG3 VI, 1681 ff. und dort. Literatur. 
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schen Kriterien für solche Urteile sehen, die außerdem mit einem schiefen Ge- 
schichtsbild arbeiten. 

Der Teil IV zeigt in seinen drei Konkretionen, daß die Teile II und III keine 
christologische Basis für politische Urteilsbildung und Praxis gebracht haben. 
Im Gegenteil: es herrscht insofern Verwirrung vor, als undifferenziert von der 
erfolgten, aber noch latenten Versöhnung auch der unerlösten Welt ausgegangen 
wird '7, So greifen alle drei Beispiele in die politische Weltgestaltung hinaus und 
gibt das kirchliche Votum nicht eine »christliche Lösung«, sondern eine an der Idee 
der Nächstenliebe als Auswahlprinzip orientierte eklektische Präferenz von zeit- 
genössischen politisch-sozialen Programmpunkten. Diese werden gewiß nicht als 
Gottes Forderung behauptet, vielmehr vom Seienden und vom Vernünftigen her 
gesetzt. 


Zum Schluß ein prinzipielles Wort zum Verständnis von Barmen II: 

Die theologische Problematik dessen, was der Zuspruch der Vergebung in Chri- 
stus, der den Anspruch auf unser ganzes Leben begründet, konkret bedeutet, 
wird nicht entfaltet und d.h. zugleich: die gestellte Aufgabe, Barmen II für un- 
sere Zeit zu interpretieren, wird nicht erfüllt. Es wird nicht aus der Voraus- 
setzung der Verkündigung der Vergebung heraus das Tun der Liebe als Wandel 
gefordert, sondern vielmehr wird die erfolgte Versöhnung in Christus wie ein 
Faktum der Vergangenheit konstatiert. Damit aber wird die Klammer zwischen 
Zuspruch und Anspruch gelöst, und aus dem Anspruch wird die verselbständigte 
und in den meisten Konkretionen »eigengesetzliche«, »politische Verantwor- 
tung«, Wo Liebe im eigenen Entschluß gründet, wird sie Leistung. Liebe als 
Leistung aber ist keine Liebe, sondern »tönendes Erz und klingende Schelle« 
(1 Kor 13,1). 

Daß wir aus der Geschichte der Liebestat Gottes kommen, insofern in Christus 
die göttliche Vergebung für die Menschen Wirklichkeit geworden ist und je in 
der kirchlichen Verkündigung Wirklichkeit werden kann und im Glauben, der 
sie sich aneignet, Wirklichkeit wird, begründet immer wieder den in Barmen 
betonten Zuspruch. Es ist das legitimierte Wort der kirchlichen Verkündigung, 
die uns mit göttlicher Autorität die Vergebung zuspricht und dadurch zur Liebe 
befreit. Gottes Offenbarung als geschichtliches Ereignis ist also Jesus Christus als 
das Wort Gottes, das in dem kontingenten Ereignis Jesus von Nazareth einge- 
setzt und in der kirchlichen Tradition bis hin zu Barmen, und wo immer heute 
das Christusereignis verkündigt wird, lebendig ist. Die Theologie hat die Auf- 
gabe, die Lehre von Christus als dem Worte Gottes zu entfalten. Das Wort ist 
dabei - mit Barmen II - in seinem Doppelcharakter zu verstehen: als Zuspruch 
der Vergebung und als Liebesgebot. Der Glaube an die Vergebung ist nur wahr, 
wenn er das Licht ist, das die Forderung des Augenblicks erhellt, so daß ich als 


17. Zur falschen Auslegung von 2 Kor 5,19 f., vgl. oben S. 263 f. 
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Liebender die Konkretion meines Tuns entdecken kann. Der Glaube kann nicht 
von der Liebe isoliert werden — ebenso aber ist nach dem Neuen Testament 
Liebe ohne den Glauben unmöglich. Sie würde allenfalls zum Zeichen der »Soli- 
darität«! 

Wesentlich ist für jede Interpretation von Barmen II, daß der Zuspruch der 
Vergebung nicht ein zu konstatierendes, vorhandenes Faktum ist; sondern sie 
ist wirklich nur im Empfang je im Augenblick (2 Kor 6,2), in den sie gesprochen 
ist, für den die Liebesforderung besteht, zu der der Mensch befreit ist. Das aber 
heißt: In der Offenbarung als geschichtlichem Ereignis ist die christliche »Ethik« 
begründet, die kein System ethischer Prinzipien oder zu applizierender Kriterien 
ist, sondern das Liebesgebot bzw. die Liebe, die das Was ihres Tuns je in der 
Begegnung zu entdecken hat. 

Die christliche Kirche wie die Gemeinde würde sich ihrem Auftrag entfremden 
und somit entziehen, wenn sie die verklammerte Doppelung des Wortes Gottes 
als Zuspruch und Anspruch auflösen und eine am Ideal der Humanität orien- 
tierte Lehre von Wohl und Würde aller Menschen und daraus sich ergebenden 
sozial-politischen Forderungen an Staat, Wirtschaft und Gesellschaft und an die 
Verbesserung der ökonomischen Strukturen zu erarbeiten versuchte. Hier müßte 
u.E. der Verwerfungssatz der These VI von Barmen gelten, daß die Kirche nicht 
»in menschlicher Selbstherrlichkeit das Wort und Werk des Herrn in den Dienst 
irgendwelcher eigenmächtig gewählter Wünsche, Zwecke und Pläne stellen« darf. 
Jede an einem innerweltlichen Ziel orientierte Ethik ist von Hause aus griechisch, 
läuft auf Werte hinaus und arbeitet mit dem Begriff des Mitmenschen, aber ent- 
deckt ihn selbst nicht und mit ihm das, was im Augenblick liebend zu tun ist. 

Das Neue Testament zeigt, daß die Kirche durchaus weltliche Ordnungen be- 
jaht, daß sie aber der Welt keine eigenen sozial-politischen Programme anzubie- 
ten vermag. Nirgends wird der Friede der Welt mit dem Frieden, den Gott in 
Christus schenkt, verwechselt; nirgends »Gerechtigkeit von Gott« mit sozialpoli- 
tischer Gerechtigkeit oder gar mit »Würde des Menschen« verbunden. Falsch ver- 
standenes soziales Handeln wird u.U. sogar als das Schielen auf das Irdische 
durchschaut (Speisung der 5000: Joh 6, 5-ı5). - Das soll nicht heißen, daß dem- 
gemäß das Soziale und der Weltfriede oder die irdische Gerechtigkeit die Kirche 
und den Christen nichts angingen. Sondern es soll unterstrichen werden, daß 
die Kirche ihren eigentlichen Auftrag in der Verkündigung hat (Röm 10,17) 
und durch die Predigt zu Glauben und Handeln aufruft, Zuspruch und Anspruch 
hinausstellt, ein Existieren in der Liebe schenkt. Das im Votum vorgelegte Pro- 
gramm eines uniformen »politischen Auftrags« der christlichen Gemeinde würde 
praktisch das Ende einer »pluralistischen«, in umfassendem Frieden lebenden 
Kirche und Gemeinde darstellen. Es würde im Glauben an die Möglichkeit, 
das Eine vermeintlich absolut »Richtige« in der Welt bestimmen zu können, in 
Wirklichkeit alle politischen Zwiespältigkeiten in die Kirche hineintragen und 
den politischen Zwist kirchlich »institutionalisieren«. 


Die Kirche muß aufgrund von Barmen II die Verkündigung des Zuspruchs wie- 
der als ihre eigentliche Aufgabe bejahen und damit den Nöten der Gegenwart 
die erwartete Hilfe anbieten. Auf dieser Basis allein geschieht täglich neu die 
frohe Befreiung, die ohne ideologischen Krampf den liebenden Dienst an Gottes 
Geschöpfen als dankbare Antwort ergreift. 
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Erklärung — abgegeben im Auftrage der Mehrheit 
des Ausschusses 

zur »Begründung der Ablehnung des Votums« 
durch Prof. D. Erich Dinkler 


Im Blick auf den Einspruch Herrn Prof. Dinklers (im folgenden abgekürzt 
»Dinkler«) gegen das Votum des Ausschusses (im folgenden abgekürzt »Votum«) 
bitten wir den Leser zu prüfen: 


I. inwieweit in dem Votum das gesagt ist, was Herr Dinkler aus ihm herausliest, 
II. wo die eigentlichen Kontroverspunkte liegen. 


Zul 

An folgenden Beispielen, die leicht zu vermehren wären, läßt sich zeigen, daß 
dem Votum des Ausschusses Behauptungen unterstellt werden, die es nicht macht 
bzw. sogar explizit ablehnt: 


1.Daß »Handeln aus Glauben an Christus unbedacht ersetzt wird durch eine 
am Telos und Ideal orientierte griechische Ethik der Humanität« (Dink- 
ler, $. 259), ist das gerade Gegenteil von dem, was das Votum intendiert und 
explizit sagt (vgl. Votum II, 2a u. b). 
»Aber kein Gebot, keine Norm, keine Ordnung, deren Begründung in die- 
sem Zuspruch Gottes nicht einsichtig zu machen ist, kann im Namen Gottes 
binden. Selbst das Gebot der Nächstenliebe erhält seine Legitimation und 
Kraft von der Zusage: Er hat uns zuerst geliebt (1. Joh. 4,19). So ist z.B. 
auch die mit Recht heute von sehr verschiedenen Seiten geltend gemachte 
Forderung nach Humanität und Solidarität im kritischen Licht der »Humani- 
tät Gottes< zu sehen, von daher zu begründen und zu interpretieren« (Vo- 
tum, $. 243). 


2.Daß »die »Welt« als bereits in Christus erlöst angesehen« werde (Dinkler, 
S. 259), ist nirgends behauptet (vgl. Votum II, ı a). Zwischen den Begriffen 
Versöhnung und Erlösung ist deutlich unterschieden. 
»Diese Ausschließlichkeit der Offenbarung Gottes in Jesus Christus besagt 
nicht, daß die Werke Gottes, des Schöpfers, des Versöhners und des Erlösers 
uniform seien, nicht unterschieden werden müßten oder uns nicht wider- 
sprüchlich erscheinen könnten. Daß Gott eine geschöpfliche Welt ins Leben 
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rief und erhält, daß er die gottfeindliche Menschheit mit sich versöhnt und 
daß er sie künftig erlösen wird, ist jeweils ein anderes« (Votum, S. 241). 


. Daß der Gerichtsgedanke eliminiert sei (Dinkler, S. 259), widerspricht dem in 


Votum II, ı b Gesagten. 

»Zwar ist diese in Jesus Christus offenbarte Liebe zugleich zürnende Liebe. 
Sie nimmt dem ihr Widerstrebenden gegenüber auch die Gestalt des warnen- 
den, drohenden und tötenden Neins an« (Votum, $. 241 f.). 


.Daß das »Gebot der Stunde« als »normativ« behauptet werde (Dinkler, 


S. 260), steht in klarem Widerspruch zu dem in Votum III, 2 a Ausgeführten. 
»Weder die Ehrfurcht vor der Tradition noch die Aufgeschlossenheit für die 
Situation, noch einfach ein Kompromiß zwischen beiden kann davon dispen- 
sieren, nach dem im Christuszeugnis der Heiligen Schrift begegnenden An- 
spruch Gottes neu zu fragen« (Votum, S. 249). 


„Daß die »Scheidung der Menschen« in Glaubende und Nichtglaubende auf- 


gehoben sei (Dinkler, $. 264), d.h. daß der Unterschied zwischen Kirche und 
Welt aufgehoben sei, widerspricht dem ausdrücklich in Votum II, ıc Aus- 
geführten (vgl. auch Votum III, r). 

»Zwar ist zwischen der Gemeinde, die dieser Botschaft glaubt, und der Welt, 
die ihr nicht glaubt, zu unterscheiden und jedem Vermittlungsversuch, der 
diese Grenze verwischt und die Kirche in der Welt aufgehen lassen möchte, 
zu widerstehen (2 Kor 6,14 f.)« (Votum, S. 242). 


.Die fragwürdige Alternative, daß »nicht der Dienst an der Welt, sondern 


Gottes Verherrlichung ... Ziel des Lebens der Glaubenden« sei (Dinkler, 
S. 265), unterstellt dem Votum eine Auffassung, die keinen Anhalt am Text 
hat. Ausdrücklich heißt es (Votum II, ı c): 

»Die Kirche ist nicht Selbstzweck, sondern indem sie Gott dient, ist sie zu- 
gleich zum Dienen in der Welt da« (Votum, $. 242). 


Von einem »Kompromiß« — »mit anderen weltanschaulichen Positionen« 
(Dinkler, S. 272) redet das Votum nirgendwo (vgl. Votum III, 2 b). 

»Die Verantwortung vor dem Evangelium von Jesus Christus muß der Ge- 
meinde bei Urteilen und Empfehlungen in gesellschaftlichen Diskussionen 
entscheidend sein« (Votum, S. 249 f.). 


. Eine »sozialistische Zielsetzung« (Dinkler, S. 273) wird an keiner Stelle der 


Gemeinde empfohlen, sondern es wird nur Bereitschaft zur Auseinander- 
setzung mit den hier aufbrechenden Fragen erwartet. 
»Für eine ernsthafte Auseinandersetzung über die Frage, ob und inwieweit 


z.B. Produktionsmittel in Gemeinbesitz überführt werden sollen — wie 
es das Grundgesetz für möglich erklärt -, sollte sie offen sein« (Votum, 
$. 256). 


9. Von einer Verwechslung des »Friedens der Welt« mit dem Frieden, den 

Gott in Christus schenkt (Dinkler, S. 275), kann in dem Votum keine Rede 
sein, sondern hier ist deutlich unterschieden worden (Votum II, 3 c). 
»So gewiß zwischen der Gerechtigkeit und Freiheit in Christus und der Ge- 
rechtigkeit und Freiheit im politisch-sozialen Bereich unterschieden werden 
muß, so besteht doch zwischen beidem ein Zusammenhang ... Das Heil, das 
das Evangelium verheißt, und das Wohl des Menschen, dem gesellschaftliche 
Ordnung dienen soll, sind zwar nicht identisch, aber auch nicht voneinander 
zu trennen, so gewiß Gott der Versöhner und Erlöser auch der Schöpfer und 
Erhalter des Lebens ist« (Votum, S. 245). 


10. Der Vorwurf einer Preisgabe des Schriftprinzips, der zudem unterstellt, ein 
Rekurs auf die Schrift werde vom Ausschuß als »Symptom einer politisch 
verpönten Reaktion« verdächtigt (Dinkler, S. 260), ist pauschal und läßt un- 
erörtert, wie sich Schriftgemäßheit von einem naiven Biblizismus unterscheidet 
und zur notwendigen Situations- und Sachgemäßheit christlicher Ethik ver- 
hält (zu 2Kor; vgl. unten II, ı dieser Replik; zu ı. Thess 5,21: diese Stelle 
ist in der Tat vom Ausschuß extrapoliert worden, freilich im Sinn von Phil. 
4,8 f., wo der in Votum III, 2 a intendierte Sinn eindeutig zu belegen ist). 


Zull 

1. Was heißt: Gott hat die Welt in Christus versöhnt? 
Ist damit nur eine von Gott eröffnete Möglichkeit gemeint, die im Zuspruch 
der Vergebung und im Glauben erst zur Wirklichkeit wird (»nur im Empfang 
je im Augenblick wirklich ist« [Dinkler, S. 275]), oder ist von einer von Gott 
her übergreifenden Wirklichkeit - zwar nicht im Sinne eines konstatierenden, 
vorhandenen Faktums (»im Sinne eines empirisch und ethisch-politisch einzu- 
kalkulierenden Versöhntseins« [Dinkler, S. 263]) oder im Sinne eines enthusia- 
stischen Perfektionismus, wohl aber im Sinne einer umfassenden gültigen Ver- 
heißung —- zu reden, aufgrund deren jedermann aufgerufen wird: »Laßt Euch 
versöhnen mit Gott«? 


2. Was heißt: die rechte Verbindung von Glauben und Handeln? 
Läßt die unbestrittene Verbindung von Indikativ und Imperativ nur eine 
personalistisch verstandene Situationsethik der Liebe zu, die »das Was ihres 
Tuns je in der Begegnung zu entdecken hat« (Dinkler, S. 275), oder gibt uns 
schon das NT auch Sachhinweise zu erkennen, die das »Was« nicht der 
Beliebigkeit des einzelnen in der jeweiligen Situation überläßt und faktisch 
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an die Tradition, den Zeitgeist, die Vernunft, die Eigengesetzlichkeit, d.h. an 
je herrschende Wertvorstellungen delegiert? 


. Was heißt: Politische Verantwortung der Gemeinde? 

Hat die Berufung auf die Versöhnung im Blick auch auf politische Urteils- 
bildung und Praxis notwendig eine Politisierung von Verkündigung und 
Kirche zur Folge, die das Heil durch das Wohl ersetzt und eine Verschleierung 
der Unterscheidung von Evangelium und Gesetz von Kirche und Welt be- 
wirkt? Oder begründet nicht allererst das Ereignis der Versöhnung die not- 
wendige Unterscheidung von Heil und Wohl wie auch die indirekte Maßgeb- 
lichkeit des Heils für das Wohl, so daß die Absolutsetzung politischer Ideale 
für die christliche Gemeinde ausgeschlossen ist? Schließt nicht die Abwehr 
politischer Absolutheitsansprüche in Barmen II gerade die Wahrnehmung 
politischer Verantwortung ein? 


Aw 
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Antwort auf die »Erklärung« 


Die Begründung meines Einspruchs gegen das Mehrheitsvotum »Zum politischen 
Auftrag der Christlichen Gemeinde« war das Ergebnis einer fundierten theolo- 
gischen Auseinandersetzung. Sie betraf das Ganze des Mehrheitsvotums und wird 
nicht dadurch aus der Welt geschafft, daß isolierte Sätze meiner Erklärung mit 
ebenso isolierten Zitaten aus dem Votum scheinbar widerlegt werden. Diese 
Zitate stammen zudem überwiegend aus Teil II des Votums, den ich selbst als 
weitgehend »akzeptabel« erklärt, nirgends aus Teil I und IV, die ich am ent- 
schiedensten angegriffen hatte. 

Meine früheren Darlegungen halte ich unter diesen Umständen uneingeschränkt 
aufrecht und kann nur bitten, das dort Gesagte erneut nachzulesen. Selbstver- 
ständlich war und ist es nicht meine Absicht, den Verfassern des Mehrheits- 
votums die christliche Gesinnung und Absicht abzusprechen; aber die Differenz 
zwischen unseren theologischen Positionen geht an die Wurzel. Um nicht den 
falschen Eindruck einer gewissen Annäherung oder gar Harmlosigkeit der be- 
stehenden Gegensätze aufkommen zu lassen, begnüge ich mich damit, nochmals 
drei Punkte herauszustellen, die m. E. besonders wesentlich sind: 


ı. Im Mehrheitsvotum wird der »eschatologische Vorbehalt«, der im Neuen 
Testament gegenüber allen Heilsaussagen besteht, im wesentlichen unberücksich- 
tigt gelassen. Weder die Zukunft des Einzelnen noch der Gesellschaft wird durch 
die Eschatologie bestimmt, vielmehr unterliegen sie einer Planung, die durch 
Diskussion bestimmt wird. 


2. Das Mehrheitsvotum trägt an die Barmer Erklärung eine Fragestellung heran, 
die ihr durchaus fremd ist. Es ging dort gerade um die Abwehr einer Politisie- 
rung, und die Verantwortung der Gemeinde wurde aufgerufen, um in dieser 
Gefährdung Gemeinde allein Jesu Christi zu bleiben. 


3. Es bleibt dabei, daß der vom Mehrheitsvorum empfohlene Weg, beliebige 
politische Fragen in die Gemeinde hineinzutragen und durch fleißige Diskussion 


gemeinsam zu klären, an den eigentlich geistlichen Aufgaben vorbeiführt und den 
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geistlichen Frieden zwischen den politisch divergierenden Gruppen in Frage stellen 
wird, 


Heidelberg, am ı. Advent 1973 Erich Dinkler 


1.Zu Punkt 8 der »Erklärung« gebe ich zu, daß die Formulierung »sozialistische Ziel- 
setzung« an keiner Stelle des Mehrheitsvotums vorkommt. Indessen geht es um die in 
Teil III und besonders IV anvisierte Sache und dürfte bei der Lektüre des Votums 
einigermaßen deutlich werden, ob die soziale Aufgabe von der sozialistischen unter- 
schieden wird. 


